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I. Abhandlungen. 


De accusatoribus aus Pseudo-Isidor. 
Von 


F. Liebermann 


in Berlin, 


Den Pseudo-Isidor benutzt unter Englands Schriftstellern 
wahrscheinlich Lanfranc zuerst!. Sein Schüler ist der 1124 als 
Bischof von Rochester gestorbene Ernulf?, unter welchem der Teztus 
Roffensis? im Domkloster angelegt wurde. Der erste Theil des 
Textus enthält Angelsächsische Gesetze. In einem, ursprünglich 
abgesonderten, zweiten Theile folgt, hinter zwei Anglolateinischen 
Rechtskompilationen des beginnenden 12. .Jhs. auf Folio 81 v. 
der hier mitgetheilte Auszug aus Pseudo-Isidor in einer Hand, 
die mir eher zwei Jahrzehnte später als Ernulfs Tod erscheint, 
in England aber ihm noch zeitgenössisch gilt. Dann folgen 
wieder Angelsächsische weltliche Gesetze. — Ernulf ist um 1040 
zu Beauvais geboren, hat dort in einem Kloster gelebt, aber 
auch die Schule von Le Bec durchgemacht: alles zur selben Zeit 


— 
nn mn 


‘ Böhmer, Kirche uw. Staat in Engl. 46, 94. 

® Histoire litter. Bined. X 425. 

® Vgl. meine Notes on the Textus Roff., repr. from Archurol. Cant. 
(1898) 12, 16. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 1. 1 


2 Alshandlungen. 


wie Ivo, der spätere Bischof von Chartres. Von diesem gekannt 
und im Briefe n. 78 gerühmt, veranlasste vermuthlich er, dass 
Rochester’s Bibliothek um 1150 Zpistolarium Ironis Carno- 
tensis und zwei Bände Canones et decreta pontificum besass. 
Unter letzteren könnte der Katalog recht wohl den Pseudo- 
Isidor meinen, aus welchem die folgenden Zxceptiones flossen 
— wenn diese nicht eine blosse Copie einer früheren Arbeit 
sind. — Ernulf lebte und lehrte hoch angesehen unter den Erz- 
bischöfen Lanfrance und Anselm am Domkloster zu Canterbury, 
wurde 1096 dessen Prior und empfing damals aus der benach- 
barten Abtei Sanct Augustins schwülstige Schmeichelverse vom 
Schuldichter Raginald !, die ihn rülımen u. a. als classisch ge- 
bildeten Lehrer. Raginald redet ferner die von Ernulf geführten 
Weisen des Doms an: Fos ordem regilis; nil vos fugil; ommia 
scitis; Leges iura dalis sibi tolius ulilitatis, was doch wohl 
auf Ernulfs Ansehn als Jurist oder Kanonist deutet. Wie der 
Dommönch Eadmer Anselm mit der Feder vertheidigte, so 
lieferte dem Erzbischof vermuthlich auch sein Prior Ernulf geistige 
Waffen im Streite gegen die Krone, über welchen Anselm’s und 
Ernulf’s Briefwechsel öfter handelt. Ernulf's Schrift De incestis 
coniugüs citirt zwar, vielleicht durch Burchard’s Vermittlung, 
Deutsche Concilien des 9. Jhs., eine apokryphe Decretale Deus- 
dedits®? und Gregors II. Canon 4 von 721?, aber wohl nicht 
den Pseudo-Isidor. Dass er diesen nicht kannte, darf man daraus 
nicht schliessen; das scheint für einen Vertreter der Lanfranc- 
Anselm’schen Schule unmöglich. Widmete er doch seine Schrift 
dem Oheim jenes Gerhard, der als Erzbischof von York (7 1108) 
zwei Rechtsgelehrte im Gefolge hatte, die beide den Pseudo- 
Isidor benutzen. Der eine ist der ultraroyalistische Publicist 


ı Vgl. N. Archiv für Deut. Gesch. XIII 527. 

? Migne, Patrol. Lat. 163, c. 1462 B: Jafle-Löwenfeld Fey. pont. 
Rom. 2003. 

1473 B. braucht nicht aus Decr. Ps.-Isid. ed. Hinschius p. 754 2. 6. 
v. u. zu stammen. 
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Aronymus Eboracensis‘; der andere, der Verfasser des Quadri- 
partitus? schrieb um 1116 nahe und im Sinne der Curia regis 
zu Winchester die Zeges Henrici I. Deren Capitel 5 plündert, 
neben einer der Panormia nächst verwandten Sammlung’, den 
Pseudo-Isidor sammt Angilram, und zwar zum Theil an denselben 
Stellen wie der Auszug De uccusatoribus. Wird dieser von 
Kennern canonistischer Literatur etwa auch anderswo und früher 
als in Rochester nachgewiesen, so wäre er immerhin früher in 
England eingewandert als der andere in Englischen Kopien nach- 
wiesene Pseudo-Isidor- Auszug‘. Im Gegensatz zu diesem viel 
kürzer, hat er die sachliche Einheit des Stoffes voraus und lässt, 
um den systematischen Inhalt der Canones rein zu geben, sowohl 
die Einführungsworte (Placwit ul) fort, wie die eine zweite Person 
anredenden Stellen °., Taucht De accusatoridus nicht früher als im 
Textus Roffensis auf, so liegt es nahe, Ernulfs Verfasserschaft 
zu vermuthen. 


Exceptiones® ex decretis pontificum, quales accusa- 
tores accipiantur et quales non recipiantur. 


[1] Anacletus papa. Accusatores et testes Hinschius 84, 
Z. 16 ff. — suspectus. 

[2] Telesforus. Accusatores et accusationes 111, Z.2 v. u. 
— 112, 5 innocentes. 

[3] Fabianus. Si quis iratus 168, Z. 5—11 patiatur. 

[4) Felix. Multum derogatio 486, Z.2 vr. u. — 487, 11 
deleta. 

[5] Iudices autem et acc. 490, Z. 1 f. — sententiam. 


ı Böhmer 201. 

? Vgl. mein Quadripartitus 55; die Identität beweise ich nächstens,. 

® Und Stücken aus verschiedenen Werken Augustins, aber nicht Burchard 
oder Gratian. 

* Ed. Hinschius p. LXXV. 

° 2. B. fehlt in [8] super quos rogastıs, bei Hinschius 503, Z. 7. 

° Gesperrtes hat die Hs. roth. Zahlen füy ich zu. 

ı* 


Abhandlungen. 


Statt episcoporum Z. 18: sacerdotum. 

[10] Omnis qui falsa 764, letzte Z. — infamiaın, 

[11] Si quis episcopum 767, Z. 10 f. — p. nisi in fine d. ei 
non e. com. 

[12] Delatori aut 765, Z. 6 v. w., f. — alios. 

[13] Appellantem non 764, Z. 15—9 — destinarit. 

[14] Quotiescunque clericis 316, Z. 19—23 — admittantur. 

[15] Si quando episcopus 316, Sp. 1 Z.30 — Sp. 2 Z.8 
potest., 

|16] Dignum est 378, vorl. Z. — 379, Z. 6 iudicetur. 

[17] Accusatoris uero 141, Z. 11—17 prudenti:e. 

[18] Canones. Si presbiteri 297, 2.5 v.u. — 298, Z. 6 
finiat. 

[19] Qui falso 320, Zeizte 4 Z. — licere. 

[20] Falsus testis 343, Z. 21—6 abstineri. 

[21] Si quis autem episcopum s. o. [11] — nisi in f. d. ei e. 
communionem. 

[22] Si quis aliquem clericorum 426, Z. 4—10 accipiat. 

[23] Episcopus aut presbyter aut diaconus qui in fornicatione 
aut periurio aut furto captus est deponatur; non tamen 
communione priuetur. Dicit enim scriptura: “Non iudicabit 
Deus bis in id ipsum’. Similiter et reliqui clerici huie 
conditioni subiaceant. 

[24] Johannes. Oues qux pastori 694, Z. 23—6 uideantur. 

[25] Gregorius. Admonendi 750, Zetzte Z. — 751, Z.3 re- 
cusent. 

[26] Pelagius. Sollicitudinem omnium 730, Z. 20 — 731 Z. 11 
famuları. 

[27] Damasus. Uocatio ad sinodum 503, Z. 12—17 
diuinw. 
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[28] Yginus. Criminationes maiorum 114, Z. 19 — letzte 
leeditur. 

[29] Sixtus. Si quis episcopus 562, Z.5v. u. — 563, Z.2 
deportari. 


[30] Pelagius. Non oportet 724, Z. 27—31 — appellatum !. 


! Rest von f. 87 r. und 87 v. leer. 


Die Kämpfe des württembergischen Konsistoriums 
mit den Herzogen 
um das Nominationsrecht im 17. und 18. Jahrhundert. 
Aus den Konsistorial-Akten. 
Von 


Stadtpfarrer Kolb 
in Stuttgart. 


Nach der grossen Kirchenordnung von 1559 ist die Be- 
setzung der Kirchen- und Schulstellen Sache des Konsistoriuns. 
„Demnach die nothwendige und rechtmässige Bestellung der 
Ministerien und Schulen gedachten dreien Theologen (bei unserem 
Kirchenrath) fürnämlich auferlegt ist“ u. s. f.!. 

Diese Bestellung kam aber dem Konsistorium nicht proprio 
jure zu, sie war ein vom Landesherrn demselben über- 
tragenes Recht. 

Der Landesherr hinwiederum hat die Ernennung der Geist- 
lichen abgeleitet aus den im Augsburger Frieden zugestandenen 
bischöflichen Rechten, beziehungsweise aus seinem Patronat, und 
dies Patronat beruhte auf der von den Grafen schon erworbenen 


Kastvogtei?. 
ı Vgl. Eisenlohr, Kirchengesetze I 274 (Reyscher Bd. VIII). 
® Vgl. die Entwicklung dieses Patronatrechtes in der Einleitung bei 


Eisenlohr Bd. II SS 10 u. 38. (Die Ausdehnung also, welche durch Friedrich 1. 
seit 1806 demselben gegeben wurde, ist kirchenrechtlich nicht haltbar.) Das 
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Auch dies übertragene Reclıt aber ist dem Konsistorium in 
der Folge mehrere Male bestritten worden. Den mannhaften 
Anstrengungen der Behörde gelang es immer wieder, diesen Be- 
sitz, wenn auch nicht ganz ungeschmälert, zu erhalten und eben 
damit die Würde der Kirche gegen die Allgewalt des Fürsten- 
regiments auch in Kirchensachen zu wahren. 

Der erste Versuch einer Beeinträchtigung ist schon 1619 
gemacht worden unter dem Herzog Johann Friedrich. Wiır 
werden denselben weniger dem Herzog selbst zur Last legen 
dürfen, er war von Haus aus gar nicht der Mann, die Kirche 
schädigen zu wollen. Sondern es werden seine Räthe verant- 
wortlich zu machen sein. Ihnen überliess er ja die innere Ver- 
waltung fast ausschliesslich, die Folge war das Ueberhandnehmen 
der Verwandtenwirthschaft!. Letztere spielt sicherlich auch hier 
herein. 

Februar 1619 machte das Konsistorium ein Anbringen wegen 
der Besetzung der beiden Pfarreien und Superintendenzen Mar- 
bach und Waiblingen. Es erfolgte die Fürstl. Resolution vom 
22. Febr. 1619, kraft welcher J. Jäger zum Dekan in Marbach 
und — dem Anbringen nicht ganz entsprechend, Heinr. Dauber, 
Pfarrer in Ensingen, zum Dekan in Waiblingen ernannt 
wurde. 
Nun war aber ein Dekret angehängt: Helfer Eberhard Vitus 
von Neuffen solle als Pfarrer nach Ensingen befördert werden. 
Beigefügt war der Befehl: Wenn die Pfarreien und Diakonate 
in Städten und Dörfern zu besetzen seien, soll selbiges jedes- 
mal zuvor Ihrer Fürstl. Durchlaucht angebracht werden. Unter- 
zeichnet: Johann Friedrich. 

Dagegen erhoben nun die Konsistorialräthe am 9. März 
eine Vorstellung. 


Konsistorium berief sich auch im dreissigjährigen Krieg gegenüber den evan- 
gelische Pfarrer vertreibenden Klosterinhabern nur auf dies Kastvogteirecht 
Württembergs. So 30. Juni 1635. 

’ Vgl. Schneider, Württ. Geschichte S. 229, 


8 Abhandlungen. 


Sie könnten sich nichts Besseres wünschen, als dass der 
Herzog jedesmal bei den Ernennungen zugegen wäre. Aber das 
Dekret vom 22. Febr. und schon ein älteres vom 11. Jan. lassen 
erkennen, dass dem Herzog ungleich und dergestalt eingebildet 
worden sei, als ob sie ihr Amt nicht recht versehen, so nämlich, 
dass taugliche Leute zu lange im Stipendium und auf Diakonaten 
und Dorfpfarreien aufgehalten würden, so dass sie verdrossen 
werden, es werde auch mehr auf Verwandtschaft Werth gelegt 
als auf Gottes Ehre, der Kirchen Wohlfahrt u. dgl.!. Das Kon- 
sistorium werde hierdurch verächtlich gemacht, das Land nach 
aussen blamirt, selbst vor den Messpriestern. Dazu kommen noch 
die praktischen Schwierigkeiten, jenen Befehl auszuführen. Das 
Konsistorium fühle sich an Seele, Gewissen und Ehre beschwert. 

Nun wird der Fall Vitus erörtert. Vitus ging schon ungern 
nach Neuffen, da er auf Besseres zielte?. Als kurz nachher, 
Ende 1616, der Dekan starb, trachtete er schon nach dieser 
vornehmen Stelle; da er sie nicht erhielt, beschwerte er sich 
Leibs- Ungelegenheit halber über sein Filial (Erkenbrechts- 
weiler).. Es sei schon beschlossen gewesen, dass er bei so statt- 
licher Intercession? und um seines mütterlichen Grossvaters Bal- 
thasar Bidenbach halber, des gewesenen Propstes, bei einfallender 
(elegenheit befördert werden solle, damit er dessen Ge- 
dächtniss zu geniessen habe, aber er habe nicht warten wollen, 
sondern, dem Exempel seines Vaters nachfolgend, der sich in die 
Stiftsprädikatur vor Jahren‘ unordentlich eingedrungen, deshalb 


—_—n oo 


I Dass die Verwandtschaft mit den regierenden geistlichen Familien 
immerhin in's Gewicht fiel, ist bekannt und wird auch durch das Folgende 
bezeugt. 

® Als er exaininirt war — wie er bestand ist nicht gesagt — und man 
ihm seine Ernennung nach Neuffen mittheilte, bat er um Aufschub, damit 
er sich mit seinen Verwandten besprechen könne; man schlug es ihm, da 
er als Stipendiat pariren müsse, ab. Nur eine halbe Stunde, bat er wieder. 
Es half ihm nichts, er musste sofort aunchmen. 

® Von wen sie ausging ist nicht gesagt. 

' Das war 1606. Unter den vom Konsistorium Vorgeschlagenen steht 
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auch 1608 wieder degradirt und zur Pfarrei Laufen verordnet 
worden, habe er selbst sich den Weg gemacht, dazu seine Mutter 
auch geholfen, „ein bös, giftig, unruhig Weib, die aller Orten, 
wo sie kann, die Consistoriales lästert, diffamirt, verleumdet, wie 
sie auch Propst Magirus und Hofprediger Schäffer, die Beide 
im Herrn seliglich entschlafen sind, nicht verschont hat. Die 
hat mit ihrem unruhigen Fretten! stark geholfen, dass er endlich 
die Pfarrei Ensingen Vaihinger Amts erhielt, der besten eine im 
Land, deren er nicht werth.“ Er verdunkle seine Gaben durch 
Hochmuth und Eigensinn, wie er denn den frommen und gelehr- 
ten Mann Jakob Heilbrunner in einem von ihm gemachten Car- 
men gar schimpflich und höhnisch traktirt habe. Dazu habe 
auch seine Ehesache auf Befehl in den vier Wänden müssen be- 
handelt werden ?. 

Sodann die Besetzung von Waiblingen: Zum Pfarrer daselbst 
sei einstimmig ernannt worden Valentin Andreä, „welcher excel- 
lent doctus, wohl gereiset, der lateinischen, griechischen, hebrä- 
ischen, spanischen, französischen, italienischen und englischen 
Sprache erfahren, auch mehrentheils dieselben eleganter redet, 
von seinen Zuhörern ein trefflich gut Zeugniss hat, bei seinem 
fünfjährigen Diakonat wegen zweier Brunste (1617 und 1618) 


sein Name nicht. Er war vorher Spezial in Markgröningen. Seine Gattin 
war Rosina, einzige Tochter von Balth. Bidembach. Fischlin, Memoria 
Theologorum I 336, weiss von der Degradation nichts, nur von Hass der 
Kollegen oder Vorgesetzten. | 

! = plagen, Bl. f. Württ. K.G. 1898 8. 39. 

” Das carmen verfasste er noch im Stift zur Investitur des Prof. Theol. 
Heilbrunner, der 1616 zum Abt von Anhausen und in demselben Jahr noch 
zum Abt von Bebenhausen ernannt wurde. Er musste sich vor dem Kon- 
sistorium wegen des anzüglichen hitzigen Gedichtes verantworten, kam aber 
mit einem Verweis davon. Dieselbe Schonung ward ihm zu Theil, als er 
sich bald nach seiner Anstellung im Hause des Stiftspredigers Lotter zu 
einem unbedachtsamen Ehegelöbniss hinreissen liess. Er erhielt wieder einen 
Verweis, auch weg@n seines ungehörigen Betragens gegen die Räthe: er war, 
die Hände in die Seite gestemmt, den Ring am Finger, mit untheologischen 
Haaren vor sie getreten, 
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grossen Schrecken eingenommen und nicht geringen Schaden er- 
litten. 

Sodann vertheidigten sich die Konsistorialräthe noch gegen 
den Vorwurf, dass sie bloss auf Intercession hin ernannt hätten. 
Bisweilen, wo die Wahl schwer gewesen, hätten sie dieselbe auch 
Gott und dem Loos befohlen und es dabei bewenden lassen. 
Unterzeichnet: Propst Grüninger, Lotter (Stiftsprediger), Hauber, 
Löher (die beiden Hofprediger). Zu dieser Vorstellung erstattete 
der Direktor Reinhard am 10. März folgendes Gutachten: 

Die Consistoriales wollen sich in etwas beschwert fühlen 
durch jenes Dekret und meinen, sie könnten ihr Amt nur mit 
Seufzen führen. Allein er finde nichts darin, was die Autorität 
des Konsistoriums schädigen könnte. Da es seine Gewalt nur 
von dem Fürsten empfangen habe, müsse es diesem frei stehen, 
auch direkt eine Besetzung vorzunehmen. Was Papst und Mess- 
priester dazu sagen, sei gleichgiltig, die Gewalt des Fürsten beruhe 
bei uns auf dem Augsburgischen Religionsfrieden!. Natürlich 
müsse die Besetzung mit Vorwissen des Konsistoriums geschehen. 

Praktisch aber hält er es für gerathen, dem Konsistorium 
die Besetzung von Pfarreien und schlechten Diakonaten zu über- 
lassen. 

Auch er fand, dass Vitus und seine Mutter zu sehr eilen. 
Vitus könne auch Aldingen a. N. haben, Andreä als alter, ver- 
dienter und geringeren Vermögens als jener würde Ensingen 
(das eben durch Daubers Ernennung erledigt war) eher ver- 
dienen ?, 

Die fürstliche Resolution vom 29. März 1619 lautete dahin: 

Die Beschwerden seien nicht erheblich befunden worden. 
Da das Konsistorium seine Macht von keinem Anderen als dem 


! Vgl. zu dieser Berufung Riecker, Die recht]. Stellung der evangelischen 
Kirche Deutschlands u. s. w. 1893 S. 209. 

? Der Direktor war gebeten worden, die Vorstellung des Konsistoriums 
mit zu unterzeichnen, er hatte aber abgelelnt, weil er nicht in der Sitzung 
anwesend gewesen sei. 
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Landesfürsten — kraft des Religionsfriedens — habe, so müsse der 
Landesherr auch jederzeit die Bekanntschaft dieser delegirten Ver- 
richtung fordern können. Die evangelischen Stände seien es ja ge- 
wesen, welche die papistischen Missbräuche aufgehoben hätten. Dem 
Konsistorium werde dadurch an seiner Autorität nichts benom- 
men. Doch wolle es der Herzog auch künftig beim Alten lassen, 
dass nämlich bis auf Ihrer Fürstl. Gnaden Belieben die Be- 
stellung der Dorfpfarreien und der schlechten Diakonate durch 
die Verordneten des Konsistoriums verrichtet werde. Hingegen 
die Prälaturen, Superintendenzen, Stadtpfarreien und die Diako- 
nate in Stuttgart, Tübingen, Urach, Schorndorf sollen angebracht 
werden. 

Die Ernennung von Vitus nach Ensingen wurde aufrecht 
erhalten, „aus beweglichen Gründen“. 

Noch am 14. Mai 1619 erging ein Dekret, dass der Fürst 
von der Versetzung des Vitus nach Ensingen nicht weichen 
wolle. 

Das veranlasste den Hofprediger Joh. Hauber zu folgenden 
Distichen: | 

Invitis nobis Vitus fit Pastor, ineptit 
Mater et invito plaudit ovatque Deo. , 
Invitis nobis Mater gnatusque videbunt 
Invito nullum posse vigere Deo. 

Am 23. April 1629 erging wieder ein Dekret an die Kon- 
sistorialen, kein Spezialat oder vornehme Pfarrei ohne des Fürsten 
Vorwissen zu besetzen. Begründet wurde diese Ausdehnung auf 
die Pfarreien damit, dass man nicht wisse, wie es mit den Klöstern 
gehen werde (Restitutionsedikt!), und ob man die Prälaten nicht 
anderwohin versorgen müsse. 

Das war also durch rein praktische Erwägungen veranlasst!. 


" Da in diesem Artikel nur die Versuche der Landesfürsten geschildert 
werden, das Nominationsrecht wieder an sich zu bringen, so kommen die 
Beeinträchtigungen, welche das Konsistorium während des dreissigjährigen 
Krieges erlitt, bier nicht in Betracht. Ich erinnere nur daran, dass die 
Inhaber der Klöster und Stifte keine anderen als von ihnen ernannte Geist- 
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Anders unter dem Administrator Friedrich Karl. Schon 
am 10. Okt. 1678 sah sich das Konsistorium veranlasst, einen 
Protest einzureichen, da der Herzog von sich aus den Stadt- 
pfarrer zu St. Leonhard, J. J. Müller, zum Spezial in Stuttgart 
ernannt hatte. Was den Müller selbst betrifft, so erklärte das 
Konsistorium, schon einige Jahre vorher habe der Durchlauch- 
tige Bruder (Eberhard III.) ein Gutachten gefordert wegen Er- 
nennung desselben zum Spezial, es sei dahin abgegeben worden, 
dass er nicht wohl werde mit Erbauung dazu verwendet werden 
können. Ins Allgemeine aber trugen die Räthe die Bitte vor: 
dass sie bei der bisherigen Observanz wegen ordentlicher Vo- 
cirung der ministrorum ecclesiae im Land möchten manutenirt 
werden. 

Der herzogliche Bescheid vom 26. Okt. jedoch widerlegte 
die Einwände des Konsistoriums und beliess den Müller als 
Spezial. Das war nur ein Vorspiel. 

Am 27. Juni 1685 erschien ein Erlass, laut welchem 31 
arme Pfarreien und Diakonate mit einer ergiebigen Addition 
bedacht wurden — bloss die allerärmsten! Im Zusammenhang 
damit liess der Herzog daran erinnern, dass die crebrae transla- 
tiones aufhören möchten, weil sie den Gemeinden zu viel Kosten 
verursachen. Wenn eine Versetzung nothwendig werde, solle es 
im Geheimen Regimentsrath angebracht werden. 

Dagegen erhob nun das Konsistorium wieder Vorstellung und 
zwar in Betreff der beiden Forderungen, Es sei eine sehr wich- 


liche in ihrem Gebiet anerkannten und besoldeten. Was die übrig gebliebenen 
Ernennungen betrifft, so scheint die österreichische Regierung 1635 verlangt 
zu haben, dass sie im Namen der Königlichen Majestät erfolgen sollten. Das 
Konsistorium aber wollte sich nicht dazu verstehen und so einigte man sich 
dahin, den allgemeinen Ausdruck „im Namen der gnädigsten Herrschaft“ 
anzuwenden. Auch die weitere Forderung der Regierung, jedes Konzept 
vorher zur Revision vorzulegen, vermochte das Konsistorium mit Berufung 
auf die Kirchenordnung abzutreiben. Doch machte die Regierung 1637 noch 
einen Versuch in dieser Richtung, und an willkürlichen Ernennungen hat sie 
es auch nicht fehlen lassen. 
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tige Sache. Die Versetzungen lassen sich nicht vermeiden. Sie 
seien in der Dürftigkeit der Stellen begründet. Die Besoldungen 
seien gestreckt, durch einen hohen Anschlag bei Frucht und 
Wein, der oft gar nicht erreicht werde. Der Scheffel rauher Frucht 
war angeschlagen zu 1 fl. 30 kr., was über den Hausbrauch 
blieb, das musste der Pfarrer oft zu 30—40 kr. verkaufen. 
Manche Pfarrer können ihre Kinder kaum kleiden und in 
die Schulen bringen. Gegenwärtig seien 613 Geistliche im 
Herzogthum!. Die promovendi seien insgemein 30 Jahre alt, 
des Stipendiums, der Disziplin und der Vikariate überdrüssig?. 
Daher wollten sie gerne um jeden Preis angestellt sein, aber ein 
gutes Subjekt müsse man gewissenshalber in wenig Jahren be- 
fördern. Gerne würden sie den bei Bestellung dieser Aemter 
öfters und zwar ganz unschuldig leidenden Hass und Feindselig- 
keit von sich abwenden, dadurch, dass sie die Sache beim Ge- 
heimen Rath vorbrächten, wenn es nur auf sie ankäme, 

Auch wünschten sie sehr, dass ein expediens möchte gefunden 
werden, wie die Pfarrer von dem mühseligen und beschwerlichen 
Güterbau und den weitläufigen gehässigen Zehnteinziehungen 
möchten enthoben werden, man könnte ihnen statt dessen be- 
sondere salaria anweisen. | 

Gegen den Bericht aber, der im Geheimen Regimentsrath vor- 
gebracht worden sei, verwahren sie sich, weil es so aussehe und 
sie bei der Posterität in den Verdacht kommen würden, als 
hätten sie ihre Pflicht nicht gethan. Seit der Reformation seien 
mit wenig Ausnahmen besonderer Fälle die Kirchenämter von 
dem Konsistorium bestellt worden, es sei das auch in der grossen 
Kirchenordnung bestimmt, und diese sei Fundamentalgesetz des 
Landes. 

Im Jahre 1619 habe man eine Veränderung vornehmen 
wollen. Die Konsistorialräthe hätten dagegen Vorstellung er- 
hoben, und der Herzog habe nicht darauf beharrt, sondern so- 


' Im Jahre 1619: 600! 
* Die nicht verwendeten unständigen Geistlichen kelırten in's Stift zurück! 
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gleich revocirt. Die Pflicht vorgängiger Anzeige sei auf die 
Diakonate jener oben genannten Städte beschränkt worden, aber 
diese Restriktion sei von des Fürsten Vater (eben Johann 
Friedrich) nicht einmal eingehalten worden!. Seien doch auclı 
die Stiftler und Geistlichen dem Konsistorium am besten be- 
kannt. Es wäre zu beklagen, wenn die benachbarten Messpriester, 
andere des ministerii evangelii Abgünstige, besonders aber die in 
diesem Herzogthum eingeschlichenen umschweifenden Irrgeister 
und Enthusiasten Gelegenheit haben würden, die evangelische 
Religion zu lästern, da ihr letztes Intent ohnehin dahin gehe, 
die in diesem Herzogthum eingeführte Oekonomie und Admini- 
stration circa sacra umzustossen und verdächtig zu machen. Es 
sei auf diese Weise bis jetzt sinceritas religionis et cultus er- 
halten worden, so dass kein sektirerischer falscher Lehrer sich 
jemals also habe einschleichen können, dass er unbemerkt in die 
Länge sich bei der Kirche habe erhalten können oder Schaden 
thun. Da sie also einen guten Grund in der alten Gewohnheit 
und in Gottes Wort haben, lassen sie es sich nicht anfechten, 
wenn auch zwischen Theologen und Reclıtsgelehrten der Augs- 
burger Konfession gestritten werde, ob die Konsistorien diese 
Befugniss jure proprio oder bloss als Delegirte haben, und ob 
ihnen dies Recht wieder genommen werden könne oder nicht. 
Sie haben jus scriptum und fundatum für sich. Joh. David 
Frisch, der später (als Stiftsprediger) dieselben Kämpfe durch- 
zufechten hatte und bei diesem Anlass eine Zusammenstellung 
der älteren Vorgänge fertigte, bemerkt über dies Anbringen: 
diese Vertheidigung sei mehr aus Gründen des Respekts und 
eigener Ehre gegangen als aus jus divinum! In der That lässt 
das Konsistorium durchschimmern, dass man darüber streiten 
könne, ob ihm das Recht der Ernennung bloss durch Ueber- 
tragung eigne! 

Diese Vorstellung des Konsistoriums hat denn auch am 


—_o0[ -—— 


! Hier werden die Akten von 1619 reproduzirt. 
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Hofe nach Form und Inhalt einen so üblen Eindruck gemacht, 
dass dasselbe am 1. Sept. 1685 ın der Eckstube der Fürst- 
lichen Kanzlei durch den Vicekanzler Kurz und den Oberrath 
Goll einem Verhör unterzogen wurde. Man legte es dem Kon- 
sistorium aus, als ob es die bischöflichen Rechte im eigenen 
Namen für sich hätte in Anspruch nehmen, also dem Landes- 
herrn die a jure territoriali? dependirenden jura episcopalia 
hätte disputiren wollen. Allerdings war die Anspieluug auf den 
Streit der Juristen und Theologen über das jus proprium der 
Konsistorien unvorsichtig und der Ausdruck revociren unpassend. 
Beides war höchst ungnädig aufgenommen worden. 

Die Konsistorialräthe vertheidigten sich angelegentlich, so 
sei es nicht gemeint gewesen, es sei ihnen ferne gelegen, der 
herzoglichen Macht etwas benehmen zu wollen, sie hätten nur 
das bestehende Recht aufrecht erhalten wollen. 

Jeder wurde besonders verhört. Propst Wölfflin exkusirt 
sich, gesteht jus plenum des Fürsten ein, bloss gratiosa conces- 
sione sei es dem Konsistorium überlassen, bat um Verzeihung, 
wo etwas zu hart laute. 

Direktor Bardili bekennt, dass er die Feder geführt und das 
Konzept verfasst habe, weil es keiner der Räthe oder der Sekre- 
tär konnte. Es sei in pleno zwei oder drei Mal gelesen worden, 
auch vor versammeltem Synodus ... Ob das Konsistorium 
diese jura ex propria oder ex delegata potestate besitze, das sei erst 
durch die Theologen, namentlich den Propst hineingekommen, er 
habe es nur ungern gethan. Stiftsprediger Schmidlin erklärt 
sich sehr vernünftig, deutlich und kordat, desgleichen Hofprediger 
Haage, sie sind weit davon entfernt, dem Landesherrn ein Recht 
abzusprechen, man müsse es auch mit den gebrauchten Aus- 
drücken nicht so genau nehmen, es handle sich nur um eine 
Remonstration und Bitte, sie bei dem bestellenden Recht 
zu erhalten. Desgleichen Hofprediger Hochstetter. Das jJus 


' Nämlich dem durch den Augsburger Religionsfrieden eingeräumten! 
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bleibe stets beim Fürsten, nur die Ausübung bei dem Konsi- 
storium. 

Propst .Wölfflin hatte am 2. Sept. noch ein besonderes 
Verhör zu bestehen, es handelte sich um drei Punkte, haupt- 
sächlich um die Behauptung, die Eingabe des Konsistoriums sei 
eigentlich erst Konzept gewesen und man habe sie dem Herrn 
Geh. Regierungsrath von Bülow übergeben, damit er sie erst noch 
einmal revidire!. Wölfflins Antwort lautete aber etwas aus- 
weichend. Lubrice respondit sagt Frisch. 

Das Konsistorium reichte nun in dem Anbringen vom 
3. Sept. eine förmliche Entschuldigung ein, „darin die Intention 
legitimirt, die Termini exkusirt werden“ (Frisch). Es gesteht zu, 
dass, obgleich einige Theologen dafür halten, dass die Stände des 
Reiches Augsburger Konfession einen grossen Theil ihrer haben- 
den jura episcopalia denen Konsistorien proprio jure zu admini- 
striren übergeben, sie dennoch ihr Fundament auf solch wich- 
tiges Prinzipium nicht setzen, sondern gestehen, es sei bloss 
gratiosa concessio des Fürsten. Darauf allein und auf das 
Herkommen stützen sie sich! Daher hätten sie mit Betrüb- 
niss vernommen, dass der Fürst es so deute, als wollten sie ihm 
seine jura episcopalia disputiren, als ob sie dem Konsistorium 
eigenthümlich seien. Das falle ihnen nicht ein. Sodann erklärt 
das Konsistorium auch hier in corpore, was am Tage zuvor 
Wölfflin privatim bezeugte: man habe die Eingabe vom 28. Aug. 
eigentlich noch einmal wollen verlesen, deshalb sei der Geh. 
Regierungsrath von Bülow in Anspruch genommen worden als 
Stellvertreter des Landhofmeisters?, aber die Eingabe sei dann 
eingefordert worden und so babe man schnell unterschreiben 
müssen, ohne dass vorher noch eine Verlesung stattgefunden 
habe. Sie bitten unterthänigst um Entschuldigung, wollten nicht 


! Das Konzept liegt noch vor, der betreffende Passus fehlt wirklich 
darin. „Er sei von einem ausserhalb des Konsistoriums stehenden Theologen 
angeregt worden.“ 

2 Die Stelle war damals erledigt. 
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mit einem Wort beleidigen, auch nicht mit dem Wort revociren, 
das den Herzog besonders unangenehm berührt hatte. Die 
Anführung des Falles von Vitus 1619 sei überhaupt nicht ge- 
meint gewesen, als wollten sie die Rechte des Landesherrn 
bestreiten. Sie seien auch gerne bereit, so oft ein Spezial- 
anbringen bei Stellenbesetzungen erfordert werde, ein solches 
zu geben. 

Propst Wölfflin, „als der sich das Werk am meisten habe 
angelegen sein lassen“, wurde am 4. Sept. noch einmal besonders 
vernommen: wer der auswärtige Theologe gewesen sei, mit dem 
man in der.Sache verhandelt habe? Er bekannte, das sei Prälat 
Hochstetter von Maulbronn (1682—1689) gewesen (der Synodus 
hatte ja eine Verlesung der Eingabe auch mit angehört). Der- 
selbe habe gesagt: die Sache ratione juris vocandi sei noch inter 
theologos Augustanae confessionis nicht so richtig!! 

Darauf erfolgte das fürstliche Dekret vom 7. Sept. 1685: 

Der erste Punkt des Erlasses vom 27. Juni, nämlich das 
Verbot der crebrae translationes, wird nun fallen gelassen, es 
soll Niemand an seiner Promotion: gehindert werden. Was den 
zweiten betrifft, die Pflicht vorgängiger Anzeige, so habe man 
ersehen, dass sich das Konsistorium dagegen berufe 1. auf das 
Herkommen, 2. auf die grosse Kirchenordnung und die Kanzlei- 
ordnung nach dem Eberhardinischen Testament (1. Sept. 1660), 
3. auf den Respekt des Kollegiums, 4. auf ihr gutes Gewissen, 
dass sie die Stellen nicht nach Gunst vergeben hätten, 5. auf 
ein lege fundamentali ihnen zustehendes Recht. Damals nun, 
als die grosse Kirchenordnung erlassen worden, sei noch kein 
(Geheimer Rath gewesen?, nun aber habe der Herzog das, was 


! Hochstetter war der Vater des württembergischen Pietismus. Obige 
Aeusserung ist zu allgemein, als dass sie einen sicheren Schluss zuliesse auf 
seine kirchenrechtliche Anschauung, aber dass diese vom Pietismus auch 
beeinflusst war, lässt sich danach vermuthen. 

2 Das Geheime Ratlıskollegium ist 1628/29 wieder neu errichtet worden; 
vgl. Spittler, Geschichte des wirttembergischen Geheimen Rathskollegiums 
(resammelte Werke XIII 278 ff. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 1. 2) 
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einst dem Landeshofmeister übertragen gewesen, diesem Geheimen 
Ratlı kommittirt und es sei dahin ausgedehnt worden, dass alle 
Besetzungen im Geheimen Rath angebracht werden müssten und 
folgends ihre Konfirmation dem Fürsten vorbehalten sein solle. 
Als Hauptgrundsatz wird aufgestellt, dass im Religionsfrieden 
das Episkopalrecht bloss der weltlichen Obrigkeit übergeben sei". 
Es wird dem Konsistorium zu verstehen gegeben, dass sie nur 
das Examen im Glauben, Lehre und Leben vorzunehmen haben 
aus eigener Autorität, alles Andere hingegen bloss aus Ueber- 
tragung. Die Berufung auf Johann Friedrich (8. 11) wird zu- 
rückgewiesen, weil er selbst damals nur bis und solange es 
Ihrer Fürstl. Gnade beliebe, davon abgestanden sei. Daher 
hält der Herzog daran fest, dass die Tauglichen dem Ge- 
heimen Rath genannt, die Konfirmation von dorther erwartet 
werden solle. | 

Man versehe sich dazu, dass Propst und Konsistorialräthe 
künftig in ihren Anbringen behutsamer gehen. Der Direktor 
hätte es besser wissen sollen und Remonstration thun, statt die 
Feder zu führen, er hätte eine exemplarische Züchtigung ver- 
dient, man wolle es aber mit einem scharfen Verweis bewenden 
lassen. Unterzeichnet: Friedrich Karl. 

Das Konsistorium musste „pariren“. Es wurde ein Dreier- 
vorschlag gemacht und vorgelegt. Aber bald war man oben der 
Geschäftshäufung müde. Am 17./18. Aug. 1686 reichte das 
Konsistorium einen solchen Vorschlag ein betr. Wiederbesetzung 
der Pfarrei Horkheim (damals Dekanat Weinsberg), der erste 
aus der Zahl, Präzeptor Jäger in Weinsberg, wurde konfirmirt, 
aber schon am 21. Aug., als der Geheimsekretär Moser die 
fürstliche Entschliessung betr. die Ernennung Jägers mittheilte, 
meldete er aus Befehl der Geheimräthe, dass es nicht nöthig sei, 
dergleichen vakante Pfarrstellen anzubringen, sondern sie seien 
inskünftig vom Konsistorium aus zu besetzen! 


! Vorl. zu dieser angeblichen Uebertragung die oben angeführte Stelle 
bei Riecker. 
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Die Erfahrung hatte auch diesmal wieder gezeigt, dass die 
bisherige Praxis wohl begründet war durch die Natur der Dinge. 
Die Macht der Thatsachen hat dem Konsistorium Recht gegeben. 
Warum und wozu der ganze Handel von dem Administrator 
angefangen worden ist? Eine bestimmte Veranlassung ist nicht 
ersichtlich wie 1619, man wird nur ein Symptom der nach dem 
dreissigjährigen Kriege in’s Schrankenlose auswachsenden Fürsten- 
macht darin zu erkennen haben. Daher ist es auch nicht verwunder- 
lich, dass unter Eberhard Ludwig neue und schwerere Kämpfe 
dem Konsistorium aufbehalten waren. 

Dass am 27. Juni 1693 ein Generalreskript erlassen werden 
musste! gegen Kurrenterei und unbefugte Auswirkung von Ex- 
spektanzdekreten, zeigt bereits, in welche Strömung das Land 
unter diesem Fürsten gerieth. Gerade ein solches von dem 
Herzog selbst ertheiltes Exspektanzdekret wurde Ursache, die 
ganze Frage wieder aufzurollen. 

Der Pfarrer Joh. Ulr. Gsell in Loffenau erhielt nämlich 
ein solches zuerst für Beinstein, hernach für Beutelsbach ? und 
zwar ein Immediatdekret. Dagegen hatte das Konsistorium Vor- 
stellung erhoben. Der Herzog, damals im Feldlager bei Grö- 
zingen, liess nun von da aus eine Resolution ergehen, d. d. 
18. Aug. 1707, worin er verlangte, dass künftig vom Kon- 
sistorium, wenn eine vakante Pfarrstelle zu besetzen sei, ein An- 
bringen übersendet werde, auch sollen diejenigen, welchen ein fürst- 
liches Exspektanzdekret ertheilt worden, zuerst bedacht werden. 

Das Konsistorium musste natürlich gegen eine solche die 
Ordnung in Willkür verkehrende Zumuthung erneuten Protest 
einreichen. Es geschah in dem Anbringen vom 7. Okt. (vor- 
gelegt 20. Okt.) 1707. Was die Personalfrage betrifft, so er- 


! Reyscher-Eisenlohr 1416. Schon am 13. Sept. wiederholt, da manche 
Geistlichen behaupteten, es sei ihnen — in den Kriegswirren — nicht zu- 
gekommen; vgl. Hartmann, Samml. d. Kirchengesetze Bd. XIll. Auch gegen 
die Kurrenterei bei in- und ausländischen Patronen ergehen Befehle. 

%2 Gsell kam wirklich nach Beutelsbach. 

j >)%* 
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klärten sie, sie hätten den M. Neuffer dem Gsell vorziehen 
wollen, mit Recht, weil er jenem in jeder Hinsicht vorgehe. 

Sachlich führt das Anbringen aus: Sie wollen dem Fürsten 
nicht Maass setzen, wie er seine auf dem Religionsfrieden und 
dem westfälischen Frieden beruhenden Episkopalrechte ausüben 
solle, weisen aber darauf hin, dass der Herzog dieses auf ur- 
altem Herkommen ex gratiosa concessione dem Konsistorium 
überlassene Recht nicht ohne Ursach werde alteriren wollen. 
Da er in dem Ruhme stehe, dass er keinen seiner geringsten 
Unterthanen ungehört seiner wohlerworbenen. Rechte entstehen 
lasse, so werde das auch beim Konsistorium nicht der Fall sein, 
da dies Amt unter allen das gefährlichste sei. Sie können 
sich aber getrösten, dass sie es unerschrocken geführt haben. 
Sie berufen sich auf den klaren Buchstaben der Kirchen- 
ordnung, Kanzleiordnung, auf die alte Observanz, nach welcher 
die Bestellung von Spezialaten, Stadtpfarreien und vornehmen 
Diakonaten an den Konsens des Fürsten gebunden sei, durch 
diese Ausnahme werde die Regel bestätigt, dass die gewöhnlichen 
Pfarreien vom Konsistorium besetzt werden. Obwohl der sonst 
gelehrte Thomasius in seinem angewohnten Skeptizismus sich der- 
gestalt verstiegen, dass er gegen die Konsistorien grosse Augen 
und den Herren eine gefährliche Impression gemacht, als ob diese 
Konzession dem Recht der Fürsten in sacris zu nahe trete, sei 
dies gar nicht der Fall. Das Konsistorium wäre allerdings durch 
den neuen Modus der Feindseligkeit und üblen Nachrede, welcher 
man bei so viel hundert Pfarrherren im Land auch bei der auf- 
richtigsten Vokation unterworfen sei, befreit, aber das alles würde 
dann auf den Fürsten fallen. 

Es sei allerdings nach dem Ausspruch des weisen jüngeren 
Plinius der grössten Fürsten und Herren Handlungen ja ihr 
ganzes Lieben eine censura perpetua. Aber was müsse es bei 
den ausser dem Land, ja auch im Land noch gefährlich schwär- 
menden fanatici für einen Eindruck erwecken, wenn diese Voka- 
tion vom Fürsten ausgehe, wie müsse da die wenige Ehre und 
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Existimation, die bei dem Ministerium noch verblieben und welche 
wegen der bei dem gemeinen Mann und Pöbel daran gemeiniglich 
hangenden Erbauung ein jeder christliche Regent zu konserviren be- 
sorgt sein solle, dadurch auf einmal in den Staub und tiefste Ver- 
achtung, ja dem Lästerer in seine vergiftete Zunge und Feder mit 
grossem scandale frommer Seelen fallen. Bei dem statu horum 
temporum in Germania perturbatissimo sei ein solcher cumulus 
von Geschäften für die Regierung gar nicht erwünscht. Sie 
wollen dem Herzog ja kein Ziel setzen betreffend Exspektanz- 
dekrete, aber nach den betrübten Erfahrungen, die man in den 
Civilämtern damit habe machen müssen und die so schädliche 
sequelas nach sich gezogen, dass der Herzog selber beim Antritt 
seiner Regierung sein Missfallen darüber bezeugt, hegen sie doch 
Bedenken, zumal da es solchen Geistlichen, welche in der Stille 
ihre Beförderung abwarten, sehr empfindlich sei, wenn andere 
ihnen vorgezogen würden. Es werde dadurch der hoch ver- 
botenen Kurrenterei gerade Thür und Thor geöffnet. 

Dies Anbringen ist im Geheimen Rath am 15. Nov. 1707 
behandelt worden. Das Gutachten desselben geht davon aus, 
dass 1619 durch Herzog Johann Friedrich, ebenso 1685 durch 
den Administrator Friedrich Karl befohlen worden sei, alle 
Ernennungen vorher anzubringen, dass aber beide auf die Vor- 
stellungen des Konsistoriums davon Abstand genommen haben, 
und nur angeordnet, dass ausser den Prälaturen und Spezialaten, 
bei denen es schon vor Alters der Fall gewesen, auch bei Be- 
setzung von Stadtpfarreien und vornehmen Diakonaten Anbringen 
gemacht werden solle. Der Geheime Rath anerkennt vollstän- 
dig, dass von dem Herzog als summus Episcopus alle Episkopal- 
rechte, also auch die Bestellung und Konfirmation der Pfarreien 
originarie abhängen, dass er deshalb befugt wäre, bei jeder Pfarr- 
besetzung ein vorhergehendes Gutachten zu fordern, aber weil 
des Geschäftes vor dem Geheimen Rath zu viel würde, auch 
beim Konsistorium neue Kräfte (Sekretär und Schreiber) an- 
gestellt werden müssten, räth er in praxi davon abzustehen und 
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bei dem uralten Herkommen zu bleiben. Natürlich sollen die 
herzoglichen Dekrete, wenn eins aus bewegenden Ursachen einem 
Subjekt gegeben werde, geziemend beobachtet werden. Sonst 
hingegen soll nur auf die Promotionswürdigkeit gesehen, die Kur: 
renten aber sollen abgewiesen werden. 

Placet, schreibt der Herzog darunter, Waldenbuch 1. Dez. 
1707. 

Exspektanzdekrete sollen also genügend beobachtet, die Kur- 
renten abgewiesen werden. Aber wie erlangte man denn solche 
Dekrete? Doch wohl eben auf dem Weg der Kurrenterei? 

Nicht in denjenigen Akten, denen das bisherige entnommen 
ist, aber im Protokoll des Konsistoriums wird von einem wieder- 
holten Versuch des Herzogs berichtet. 

Am 1. Nov. 1714 wird in der Sitzung das fürstliche Dekret 
verlesen wegen künftiger Besetzung der Pfarrstellen (mehr ist 
nicht angegeben). Christoph Zeller, Konsistorialrath und Abt 
in Herrenalb wünscht, dass die Bestellung beim Konsistorium 
gelassen würde, hier seien die Subjekte am besten bekannt. Die 
neue Weise bereite den Pfarrern Ungelegenheiten, dem Kon- 
sistorium Schimpf. 

Am 19. Dez. fand eine weitere Verlıandlung statt. Man 
hielt dafür, es sei eine res lubrica. Am besten wäre es, dem 
Herzog mündliche Vorstellung zu machen. Es sei schon viel 
weggekommen, auch die Ehesachen. Es seien 600 Geistliche im 
Land, die sehr darüber seufzen würden. Es sei Gefahr, dass 
nicht bloss geringe, sondern auch grosse Leute Separatisten 
würden. Man möge die Zukunft bedenken. — Auf mündliche 
Vorstellung hin zeigte sich der Herzog bereit, die Sache 
wegen Besetzung der Stellen auf sich beruhen zu lassen, 
15. Jan. 1715. 

Die Kurrenterei, statt verhindert zu werden, wucherte unter 
dem Regiment der Grävenitz in der üppigsten und widerwärtigsten 
Weise empor. Die Kirche hat sich dieser zerrüttenden und ver- 
giftenden Einwirkung des Hofes zu erwehren gesucht. Davon 
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giebt Zeugniss das Generalreskript vom 19. Jan. 1720!, welches 
ınit Bezug auf den Erlass von 1693 dem Unfug steuern will und 
diejenigen, welche auf unordentliche Weise sich ein Kirchenamt 
erschleichen wollen, zur Strafe geradezu davon ausschliesst. 
Aber auch dieses Generalreskript, weit entfernt eine Arznei 
wider das Uebel zu sein, ist selbst nur ein Symptom desselben. 
Wie wenig dadurch gebessert wurde und unter den obwalten- 
den Umständen gebessert werden konnte, geht aus dem An- 
bringen des Konsistoriums vom 28. Okt. 1720 hervor. Dasselbe 
führt aus: 

Man habe von dem Generalreskript vom 19. Jan. Gutes 
gehoftt. Aber vergeblich. Seit 1'!/z Jahren sei grosse Unord- 
nung eingerissen, auf allen Strassen, an allen Orten des Landes 
werde der Herzog in kühner Weise angelaufen; nicht bloss an- 
gestellte Geistliche, sondern auch Stiftler und Theologiestudenten, 
deren einige 50, 80, ja 100 und mehr Kandidaten vor sich haben, 
die dabei in Studien gering und schwach, auch etwa um grober 
Exzesse willen früher in Ungnade rejizirt worden seien, haben 
auf gute Dienste fürstliche Exspektanzdekrete oder gar Nomi- 
nationsdekrete herausgebracht. Die Konsistorialräthe wollen nun 
dem Herzog nicht Maass und Ziel setzen, wie weit er gehen 
dürfe, wenn er jemand eine besondere Gnade erweisen wolle, 
sie müssen aber gegen diese verderbliche Kurrenterei Vorstellung 
erheben, der schlimmen Folgen halber: Geringachtung der Re- 
skripte, Aergerung der Kirche, Besetzung durch untaugliche 
Leute, Hintansetzung verdienter Männer. Der Herzog möge, 
wenn er einen besonders bedenken wolle, vom Konsistorium ein 
pflichtmässiges Zeugniss einfordern, damit, wenn etwas einzu- 
wenden wäre, es geschehen könnte. Wenn vollends unter den 
Kurrenten geradezu unwürdige Leute wären, ob die nicht ge- 
straft werden sollten, die Geistlichen mit der Bibel?, die Sti- 
pendiaten mit Karzer? 


! Reyscher-Eisenlohr I 561. 
? Der geistliche Karzer in der Stifts-, später Hospitalkirche zu Stuttgart. 
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Und der Herzog? Wie nahm er diese von Pflicht und Ge- 
wissen eingegebene Vorstellung auf? Am Rande steht die 
Antwort: 

Serenissimus haben aus gegenwärtigem Gutachten missliebig 
vernommen, wasgestalten Allerhöchstdemselben von den Kon- 
sistorialräthen in Vergebung ein und andrer Pfarrdienste gleich- 
sam Maass und Ziel gesetzt werden wolle. Sie sollen in den 
gesetzten Schranken verbleiben, damit er nicht veranlasst werde, 
die Verordnung ergehen zu lassen, dass das Konsistorium künf- 
tig gar nicht mehr befugt sein solle, eine einige Pfarre oder ge- 
ringeren Dienst ohne Antrag zu vergeben. Kirchheim u. T. 
4. Dez. 1720. 

Wie weit es demnach dem Herzog mit jenem von ihm unter- 
zeichneten Gencralreskript vom 10. Jan. Ernst gewesen sein kann, 
ist leicht zu ermessen. 

Der Unfug dauerte fort. Am 16. Febr. 1722 erging der 
Befehl an das Konsistorium: es solle eine zuverlässige Konsig- 
nation aller dermalen vorhandenen und mit Dekreten auf Pfarr- 
dienste versehenen Exspektanten mit Ort und Tag auf das för- 
derlichste eingesendet werden, nicht weniger quartaliter eine 
Liste aller derjenigen, welche mit oder ohne fürstliche Dekrete 
zu geistlichen Aemtern installirt worden, überreicht werden. 

Das Konsistorium legte am 2. Juni 1722 eine solche Liste vor, 
enthaltend diejenigen, welche mit oder ohne fürstliche Dekrete 
bis Georgii 1722 angestellt bezw. mit fürstlichen Dekreten ver- 
sehen waren. Im Beibericht verhehlt es nicht, wie wenig der 
Ordnung nach von dem Kopsistorium bisher promovirt werden 
konnten, da die Menge der einlaufenden Dekrete so gross sei, 
dass man keine Mittel finde, sie zu adimpliren. Alte auf Pro- 
motion harrende, wie junge verdiente Leute würden so zurück- 
gesetzt und diskonsolirt! Man möchte der eingerissenen Unord- 
nung steuern und alles wieder auf den alten Fuss setzen. Die 
Konsignation weist 25 Fälle auf, von 1717, 1719, 1720 je einen, 
von 1721 an häuften sie sich, So hatte z. B. der Hospital- 
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diakonus in Stuttgart W. Fr. Lentilius bereits eine Exspektanz 
auf die erste vakante Gymnasialprofessur, durch anderwärtige 
Spezialresolution wurde ihm doch G. K. Rieger vorgezogen. 
Der Stipendiat J. W. Mack wurde nach Zwerenberg ernannt 
1722, obwohl er 79 in ordine vor sich gehabt! Pfarrer Fr. Ben). 
Speidel in Ilsfeld erhält 1721 Anwartschaft auf das nächst vaci- 
rende Dekanat, sass freilich bis 1735 in Ilsfeld. Gottfr. Hoff- 
mann, Stadtvikar in Stuttgart, erhielt aus besonderer Gnade den 
Titel Diac. supernumerarius. Stipendiat Joh. Christ. Schütz! 
erhält 8. Jan. 1722 eine Exspektanz für Meimsheim, kommt 
6. März nach Steinenbronn. 

Reinh. Ludw. Pfalzgraf, rejizirt gewesener und wieder aggra- 
tiirter Stipendiat wird durch fürstliches Dekret dem Pfarrer zu 
Veitsweiler, Beyschlag, der selbst auch schon eine Exspektanz 
besitzt, als Adjunkt und Nachfolger bestimmt, 19. Febr. 1722, 
aber schon 17. April ej. a. zum Diakonat Weilheim befördert, 
wogegen ein besonderes Anbringen gemacht wurde?. J. A. Speidel, 
Vikar bei seinem Vater in Illingen, wird zum Nachfolger ernannt, 
trotzdem er noch 44 vor sich hat?. Chr. A. Hoffacker, Stipen- 
diat, auf das untere Diakonat nach Kirchheim ernannt, hatte noch 
86 vor sich. Im ganzen ersten Vierteljahr 1722 war keiner in 
ordine ernannt worden. 

Die Willkür des Herzogs musste nothwendig zum Konflikt 
führen mit dem Konsistorium, welchem Recht und Ordnung zu 
wahren oblag. Dieses hatte am 23. Juli 1723 ein Anbringen 
gemacht in Sachen der Besetzung von Bezgenrieth und Leon- 
bronn, auch wieder veranlasst durch herzogliche Dekrete, welche 
nicht gebilligt werden konnten. Darauf erfolgte am 23. Okt. 
eine fürstliche Resolution. Der Herzog bezeugte sein ungnädiges 
Missfallen, weil die fürstlichen Dekrete nicht besser beachtet 


! Verwandter des berüchtigten Herrn v. Schütz? 

? Binder, Kirchen- u. Lehrämter, führt ihn nur als Pfarrer von Hausen 
ob Lonthal auf 1723. 

® Folgte dem Vater wirklich 1723. 
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würden. Deshalb wurde verordnet, dass vom Konsistorium keine 
Pfarrstelle ohne vorher eingeholte gnädige Approbation und Kon- 
firmation besetzt werden solle, eine Besetzung ohne dies würde 
als null und nichtig betrachtet werden, ein für allemal. 

Das Konsistorium konnte diesen ungerechten Befehl nicht 
ruhig hinnehmen. Es erhob Vorstellung dagegen d. d. 20. Dez. 
1723. Zunächst betheuerte es, dass sowohl General- als Spezial- 
dekrete gewissenhaft beobachtet worden seien. Habe man ein- 
mal die gewünschte Stelle nicht übertragen können, weil es durch 
die Kirchenordnung versagt gewesen, dann habe man eine andere 
dafür gegeben. 

Zum Beweis legte es eine weitere Konsignation bei, ent- 
haltend diejenigen Geistlichen und Stipendiaten, welche von An- 
fang des verwichenen 1722. Jahres bis gegen Ende 1723 durch 
fürstliche Dekrete promovirt wurden, theils auf die bezeichnete, 
theils auf eine andere Stelle. Sie zählt 22 Namen auf, dar- 
unter 6, welche schon in der ersten Konsignation erscheinen, also 
von Georgii bis Dez. 1723 noch 16 Fälle, lauter wirklich auf 
Grund eines Dekrets promovirte Leute, fast alles Stipendiaten, 
und zwar, jenen Pfalzgraf eingeschlossen, unter ihnen 5 reji- 
zirte und wieder aggratiirte! Einer, Matthias Rau, zum Diakon 
in Heidenheim ernannt, hatte noch über 100 Magister vor sich. 

Das Konsistorium erklärt, überzeugt zu sein, dass der Her- 
zog mit seinen General- und Spezialexspektanzen das Beste der 
Kirche im Auge gehabt habe, indem Leute, die es besonders 
verdienen, befördert werden sollen, aber manchmal habe es das 
Konsistorium ganz anders gefunden. 

So bei M. Speidel, welchem durch Exspektanzdekret die 
Pfarrei Leonbronn zugesagt worden war. Es lag gegen ihn ein 
Verdacht vor, von welchem er sich zuerst zu reinigen hatte, ehe 
an Anstellung zu denken war. Das Dekret wurde auch deslıalb 
zurückgezogen. 

Der Vikar Böhm in Stetten hatte gleich nach einander zwei 
Dekrete erhalten, das eine nach Bezgenrieth, da aber die Stelle 
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schon versagt war, wurde ihm mit seinem eigenen Einverständniss 
eine andere Stelle gegeben. Noch weitere Fälle derart werden 
aufgeführt. 

Daran wird nun abermals die Bitte geknüpft, unter voller 
Anerkennung der Episkopalrechte des Fürsten, das Konsistorium 
bei dem alten Herkommen zu lassen, dass sie die gemeinen 
Pfarreien, Diakonate und Schuldienste nomine et autoritate des 
Landesherrn besetzen. Die Gründe sind dieselben, welche schon 
früher geltend gemacht wurden: dass die Herzoge dies Recht 
dem Konsistorium überlassen haben, dass es unpraktisch sei, dem 
Geheimen Rath noch mehr Geschäfte aufzubürden, oder stets 

den Herzog selbst zu behelligen, dass beim Konsistorium mehr 
Leute angestellt werden müssten, die Kurrenterei würde masslos 
befördert, verdiente Geistliche gekränkt, die Disziplin im Stift 
gelockert. Nur das Konsistorium besitze die nöthige Kenntniss 
der Petenten. Es suche ja bei diesem Vokationswerk keine Par- 
tikularinteressen, müsse vielmehr bei dem innocentesten und ganz 
unparteiischen Verfahren ungleiche Urtheile und Nachreden über 
sich ergehen lassen. Man möchte doch den Schimpf von ihnen 
abwenden, in den sie in- und ausserhalb des Landes würden ge- 
setzt werden, als hätten sie ihr Amt so missbraucht, dass der 
Herzog es ihnen zu entziehen veranlasst worden sei! Wolle der 
Herzog, wie ihm ja immer frei stehe, in Spezialfällen diesem oder 
jenem eine Stelle immediat verleihen, dann möchte er doch vor- 
her von dem Konsistorium ein Gutachten einfordern, welches 
pflichtgemäss werde erstattet werden. 

Diese Vorstellung verfehlte ihren Zweck nicht. Am 31. Jan. 
1724 erfolgte der Bescheid des Serenissimus: Er wolle es aus 
besonderer Gnade, jedoch keineswegs aus Verbindlichkeit, dabei 
bewenden lassen, dass das Konsistorium die Pfarrstellen imme- 
diat besetze. Dagegen sollen die Dekrete besser beachtet und 
im Konsistorium nichts nach verbotenen Nebenabsichten beson- 
ders mit Rücksicht auf die Anverwandtschaft, sondern alles nach 
der Kirchenordnung uninteressirt gehandelt werden. Eine solche 
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Mahnung verdiente das Konsistorium wenigstens aus diesem 
Munde nicht. Ä 

Bis hierher war das Konsistorium siegreich geblieben. Schliess- 
lich hat doch die Willkür des Herzogs Recht und Interesse der 
Kirche unter die Füsse getreten. 

Es war dem Konsistorium selbst verborgen, warum auf ein- 
mal wieder ein Umschwung eintrat. Am 10. Febr. 1725 erging 
plötzlich aus Ludwigsburg das Dekret, dass keine Pfarrstelle 
ohne vorhergehende Anzeige besetzt werden solle. 

Am 9. März fand eine Berathung darüber im Konsistorium 
statt. Diese Besprechung bildet die Grundlage für einen Ent- 
wurf, den Frisch! an der Hand von Notamina des Direktors 
Weinreich fertigte. Daraus ist dann erwachsen das Anbringen 
des Konsistoriums d. d. 27. März 1725. 

Das Konsistorium giebt seiner Bestürzung über den Befehl vom 
10. Febr. Ausdruck, da doch der frühere Erlass vom 23. Okt. 1723, 
welcher auch die Besetzung der Pfarrstellen dem Herzog vorbebhielt, 
durch den vom 31. Jan. 1724 aufgehoben worden sei. Sie wissen 
sich gar keiner Versäumniss schuldig, desto schmerzlicher sei ihnen, 
dass nun dieses Dekret erneuert werde, und sie so die auf sie 
geworfene Ungnade ihres theuersten Landesherru zu spüren hätten. 
Sie möchten wissen, was sie verschuldet haben sollen, was etwa 
gegen sie angebracht worden sei. Sodann berufen sie sich auf ihre 
Eingabe vom 20. Dez. 1723. Der bisherige Modus, die Pfarrer 
durch das Konsistorium allein erwählen und bestätigen zu lassen, 
sei insgemein von allen evangelischen Fürsten und Ständen seit 
der Reformation auf Anrathen Luthers unter Beistimmung anderer 
Lehrer und Zustimmung auch der politischen Räthe als das Beste 
beibehalten worden, daher nicht leicht ein Königreich zu finden 
sei, wo das nicht dem Konsistorium überlassen wäre. Nun werden 
folgende Gründe gegen die Veränderung geltend gemacht: 


! Demnach ist Frisch schon 1725 im Konsistorium, nicht erst 1726, 
wie Binder angiebt. Er war damals noch Stadtpfarrer zu St. T,eonhard und 
schon Prälat von Adelberg. 
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1. Jede willkürliche Hauptmutation sowohl in politischen als 
kirchlichen Sachen sei an sich gefährlich. Der alte Modus aber 
sei so gesegnet worden, dass bisher das württembergische Mini- 
sterium der Lehre und auch meistentheils des Lebens halber in 
guter Ordnung geblieben und also das edle Kleinod der Reinig- 
keit der Lehre und des Gottesdienstes, auch sonst ein ordent- 
liches Kirchenregiment erhalten worden sei. 2. Das Werk der 
Bestellung der Kirchendiener sei an sich so delikat und wichtig, 
dass eine einzelne Person es zu übernehmen Bedenken tragen 
sollte. 3. Viele Theologen haben daher von persönlicher 
und einseitiger Behandlung dieser Sachen abgemahnt. 4. Weit- 
läufige Bemühung für den Fürsten würde die Folge sein. Die 
theure Fürstenseele würde um ein grosses mehr beladen. 5. Auch 
das Geheimerathskollegium würde mit neuer Bürde beschwert. 
6. Das Konsistorium würde eine ganz andere Einrichtung nöthig 
haben. Die zwei halben Tage würden nicht ausreichen. 7. Der 
Sekretär und der eine Kanzlist würden es nicht bewältigen können. 
8. Die ihre Vokation in Geduld und Stille der Ordnung nach 
erwarten, würden am schlimmsten dabei fahren, die Frechen aber 
nur noch frecher und unverschämter sich vordrängen. 9. So 
würden die besten ingenia im Stipendium veralten, ihre Mittel 
aufreiben, in ihren Studien nachlassen und seufzen. Verfall der 
Disziplin und Unordnung werde befördert. 10. Verdiente Geist- 
liche könnten nicht zu höheren Stellen befördert werden, auch 
die Gemeinden würden schlecht dabei fahren, das verdorbene 
Christenthum würde nicht aufgerichtet, sondern noch mehr in 
tiefen Verfall gestürzt. 11. Mit der ganzen evangelischen Kirche 
sei es dermalen zu einer gefährlichen Krisis gekommen. Atheisten 
und Naturalisten müsse gewehrt, Separatisten das Aergerniss be- 
nommen werden, der Römischen Gespött über unsere Vokation 
solle man nicht noch stärken!. 12. Den Konsistorialräthen 
würde es einen unvermeidlichen Schimpf bringen, wenn sie jetzt 


ı Die Parität erfordert, nicht zu verschweigen, dass doch auch katho- 
lische Geistliche vom Herzog Exspektanzilekrete zu erhalten wussten. 
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nach 200 Jahren sich müssten von diesem Amt verstossen lassen, 
13. „Wir hegen das Vertrauen, dass im Fürstenherzen kein 
Tropfen Bluts walle, der nicht dem Evangelio unseres Herrn Jesu 
Christo aufrichtig ergeben sei!, und sind dessen auch von dem 
Sohn, dem Erbprinzen, in guter Zuversicht. Aber ob es unserer 
lieben Posterität gelingen wird, allezeit dergleichen gut evangelisch 
gesinnte Regenten zu haben, die ein evangelisches Predigtamt mit 
solchem Eifer zu erhalten bedacht sind, ist eine Sache, worüber 
kein Mensch eine Versicherung geben kann?! Wie, wenn über 
hundert Jahr die fürstlichen Regenten dieses Herzogthums nicht 
wie jetzt für ihre Person gesinnt wären oder es ihnen gefallen 
thäte, die Regierung Ministern anzuvertrauen, die der evangelischen 
Kirche oder Religion nicht zugethan wären, es stünde aber dann 
die Besetzung nicht beim Konsistorium, sondern die Gemeinde 
müsste ihre Hirten aus dem Kabinet empfangen, welches Seufzen 
würde dann entstehen!“ 

Daher zum Schluss die Bitte mit Beziehung auf die früheren 
Vorgänge, es beim Alten zu lassen. Am allerwenigsten werde 
auf Jemand unter ihnen zu bringen sein, dass er sich das Votum 
bei einer Besetzung abkaufen lasse, auch dass sie etwa der Ver- 
wandtschaft halber die Ernennung behalten wollten, werde man 
ihnen nicht zur Last legen können. 

Der Herzog hat sich nicht beeilt, diese ernste und wohl- 
begründete Vorstellung zu beantworten. Daher reichte das Kon- 
sistorium am 3. Dez. 1725 ein Memorial ein, in welchem abermals 
um Belassung des Ernennungsrechtes gebeten wurde unter Hin- 
weis auf die gewissenhafte Ausübung dieses Amtes und die 
schädlichen Folgen der Kurrenterei. Selbst jetzt noch würdigte 
Eberhard Ludwig sein Konsistorium keines Wortes! 

Am 24. April 1726 verfasste das Konsistorium ein Monito- 
rium, da immer noch keine Resolution erfolgt sei. Darin wird 


! Das ist eine starke captatio benevolentiae! 
: Der Tod des Erbprinzen Friedrich Ludwig 1731 hat diese Ahnungen 
nur allzubald verwirklicht. 
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beklagt, dass die Gemeinden geschädigt werden, weil Verzögerung 
in der Besetzung der Stellen entstanden sei. Gerade diese Ver- 
zögerung benützen aber auch Stipendiaten und Pfarrer, die nicht 
warten können, um auf allerhand, wohl auch verbotenen Wegen 
sich einzudrängen. Das Konsistorium lehnt jede Verantwortung 
dafür ab und erneut seine Bitte. 

Am selben Tag, 24. April 1726, war aber schon die Reso- 
lution des Herzogs in Ludwigsburg auf das Memorial vom 3. Dez. 
1725 erfolgt, sie steht am Rand desselben. Ob dies Zusammen- 
trefien ein zufälliges ist? Man möchte vermuthen, dass der 
Herzog Kunde erhielt von der Absicht des Konsistoriums, ein 
Monitorium vorzulegen, und dass er dem zuvorkommen wollte, 

Die Entscheidung lautete dahin: Zuerst sollen die von Sere- 
nissimo einigen Pfarrern immediat ertheilten Dekrete vollzogen, 
hernach die noch vakanten Stellen besetzt werden. Pro futuro 
aber soll es so gehalten werden, dass die beim Fürstlichen Ka- 
binet einkommenden Memorialien!, wenn der Herzog zuweilen 
nicht immediat dekretiren wolle, dem Konsistorium entweder pure 
oder zur Begutachtung übergeben werden. Dem Konsistorium 
wird gestattet, bei unmittelbaren Errnennungen dezenter Anzeige 
zu erstatten, wenn erhebliche Anstände ratione ordinis vel digni- 
tatıs vorliegen. Für sich aber und ohne vorgängige fürstliche 
Konfirmation soll es sich keine Potestät zu solcher Bestellung 
arrogiren! 

Mit dieser weder der Praxis noch der Würde des Konsisto- 
rıums Rechnung tragenden Anordnung konnte dasselbe sich nicht 
zufrieden geben. Es unternahm noch einen Versuch, das alte Recht 
zurückzuerobern. Am 7. Mai 1726 wurde ein neues Anbringen 
gemacht. 

Zum Beginn wird das Bedauern ausgesprochen, dass die 
Konsistorialräthe statt des erwarteten erhörlichen Bescheides einen 
solchen erhalten hätten. 


! Bittschriften. 
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Dass die Memorialien, die beim Fürstlichen Kabinet ein- 
kommen, insgemein dem Konsistorium entweder zu eigener Er- 
ledigung oder zur Begutachtung übergeben werden sollen, darin 
finde sich das Konsistorium in etwas konsolirt, dadurch, dass es 
nöthigenfalls Vorstellungen erheben dürfe. Aber damit, dass das 
Recht unmittelbarer Besetzung, was ja nur im Namen des Fürsten 
geübt worden sei, ihnen jetzt ganz entzogen werden soll, können 
sie nicht einverstanden sein, damit werde der Kurrenterei, welche 
doch 1693 und 1720 untersagt worden sei, Thür und Thor ge- 
öffnet. Alle die schädlichen Folgen der Stellenjägerei, wie sie 
schon früher geschildert wurden, werden auf's Neue aufgeführt. 
Mit Recht wird darauf bingewiesen, dass auch die dem Konsi- 
storium erlaubte Vorstellung gegen ein Dekret des Herzogs un- 
gnädig würde aufgenommen werden. Sie sähen nun nichts weiter 
übrig, als sich dem gnädigsten Willen in schuldiger Submission 
zu unterwerfen, dabei aber Gott unablässig zu bitten, dass er 
selbst für seine Kirche in hiesigen Landen wachen möge, denen 
aber, welche mehr ihr Eigenes suchen als Gottes Ehre, mächtig 
steuern!, auch des Herzogs Herz lenke, dass er keine andere als 
würdige Subjekte ernenne. 

Dann werden noch fünf Fälle aufgeführt, in denen Ernen- 
nungsdekrete seit Febr. 1726 vom Konsistorium befolgt waren, 
sodann neun Vorschläge zur Besetzung erledigter Stellen. Darauf 
erging folgender Marginalbescheid: 

Der Fürst kontradizirt dem Vokationsrecht, das von der Re- 
formationszeit her unmittelbar geübt worden sein soll, weil schon 
in vorigen und alten Zeiten dies Recht der immediaten Bestel- 
lung der Kirchendiener von dem Landesregenten dem Konsisto- 
rium abgenommen worden sei?. Daher bleibt es bei der wohl- 
bedächtig abgefassten Resolution vom 24. April. Die noch nicht 


' Damit ist genugsam angedeutet, welche Einflüsse auch hier den 
Herzog beherrschten. 
* Dass es ihm jedesmal wieder zurückgegeben worden ist, wird ver- 


schwieren. 


Kolb, Kämpfe des württ. Konsistoriums mit den Herzogen. 33 


erfüllten Fürstlichen Dekrete sollen jetzt adimplirt werden. Die 
vorgeschlagenen Ernennungen werden genehmigt. Ludwigsburg, 
30. Juli 1726. 

Dabei blieb es in der That. Auch diese Beraubung des 
Konsistoriums gehört ın das grosse Schuldbuch der Grävenitzzeit, 
sie ist auf des Herzogs Minister zurückzuführen. 

Schon bald nachdem Karl Alexander den Thron bestie- 
gen hatte, reichten Prälaten und Landschaft ein Gravamen ein, 
18. Jan. 1734, in welchem sie unter Anderem vorstellten, was 
es für eine bedenkliche Bewandtniss mit der Besetzung der Kirchen- 
stellen habe. Der betreffende Passus wurde dem Konsistorium 
am 21. Jan. zugestellt und Berichterstattung hierüber gefordert. 

Frisch entwarf das Konzept. 

Ermuthigt durch die vortrefflichen Proben, welche der Herzog 
von seinem landesväterlichen, Recht und Ordnung liebenden Sinn 
gegeben habe, wagen sie es, auch die Beschwerlichkeit vorzutragen, 
die auf ihnen so hart liege, die Entziehung des Nominations- 
rechtes. Während 1619, 1685, 1707, ja noch 1723 das seit der 
Reformation ihnen übertragene Recht nach den Versuchen der 
Entziehung ihnen immer wieder belassen worden sei, habe erst 
1725/26 der Herzog sich durch das damalige, bekanntlich fremde 
Ministerium?! so weit bringen lassen, dass er die Resolution er- 
gehen liess, es solle keine Besetzung unangebrachtermaassen er- 
folgen. Trotz verschiedener Vorstellungen? gegen diesen gefähr- 
lichen Modus sei bis zur Stunde noch keine gewisse Resolution 
darauf erfolgt. In dieser Zeit sei viel Widriges geschehen, der 
Hof habe viel Verdruss, der Geheime Rath viel Beschwerde ge- 
habt, das Konsistorium doppeltes Geschäft. Die Gemeinden seien 
lang ohne Seelsorger geblieben, entgegen dem Gebot der Kirchen- 
ordnung, der Kurrenterei sei Thür und Thor geöfinet, ebenso 
der Simonie, die Promotionen dergestalt in Unordnung und 


ı Es sassen lauter Ausländer darin, wie auch in den meisten hohen 
Staatsämtern. 
2 Diese Vorstellungen wurden also auch nach 1726 noch fortgesetzt. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X1. 1. 3 
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Stocken gerathen, dass viele Eltern Bedenken getragen, ıhre 
Kinder zum Studium anzuhalten, daher die lateinischen Schulen 
im Land hin und her so verödet worden, dass man die Klöster 
nicht mehr mit der nöthigen Zahl tüchtiger Leute habe be- 
setzen können. Während früher Ueberfluss vorhanden gewesen 
sei an guten und tüchtigen Subjekten, dass man sie nicht alle 
habe anstellen können, sei jetzt Mangel auch nur an mittelmäs- 
sigen ingenis, was mit der Zeit grossen Nachtheil bringen werde, 
dabei sei das Konsistorium um seinen Respekt gebracht, das 
Ministerium prostituirt, auch ausser dem Land. Viele recht- 
schaffene Geistliche werden hintangesetzt und dadurch verdrossen 
gemacht, bei den Stipendiaten werde alle Zucht und Ordnung 
aufgelöst. Sie hegen um so mehr das Vertrauen, dass der Herzog 
ihnen ihr Recht zurückgeben werde, als sie vermuthen, dass er 
nach den Prinzipien der katholischen Religion sich nicht mit 
solchen Dienstbesetzungen befassen werde. Er habe dabei auchı 
das Beispiel katholischer Fürsten und Stände für sich, welche, 
über Evangelische herrschend, denselben ihre Kollegialverfassung 
gelassen haben, namentlich in die Bestellung von Kirchen- und 
Schuldiensten nicht weiter sich eingemengt, als es die Territorial- 
hoheit mit sich bringe. 

Es liegen noch zwei Gutachten des Prälaten Knebel von 
Alpirsbach bei, d. d. 6. und 8. Febr. 1734, in welchen er seine 
Bemerkungen zu dem Konzept von Frisch niederlegt. 

Unter Anderem wünschte er, das Konsistorium solle sich in 
seiner Eingabe auf das landschaftliche Gravamen vom 18. Jan. 1734 
berufen. Sodann sollte den Worten: Fremdes Ministerium bei- 
gefügt werden: „welches bekanntlich die Fürstlichen Kirchen- und 
Landesordnungen nicht viel Mehreres gelten lassen, als sofern 
selbige ihren gewissen Absichten gemäss gedünkt!“ 

Sodann sollte beigesetzt werden: „es seien bei Hof die Vor- 
schläge des Konsistoriums in solche Achtung gekommen, dass 
manchmal eines Lakaien, ‚Jägers, Stallknechts Privatvorstellungen, 
Antrag eines gewissen Stückes Geld und Heiratliung einer ge- 
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wissen Person denselben vorgezogen worden seien. Namentlich 
sei auch lange Verzögerung der Ausfertigung entstanden dadurch, 
dass die Schriftstücke, hin- und hergeschickt, wieder abgeändert 
worden, liegen geblieben seien. Sodann beschäftigt sich Knebel 
mit der Frage, welche also damals schon auftauchte, ob es prae- 
senti rerum statu dem Konsistorium nachtheilig sei, wenn Sere- 
nissimus als Episcopus Ecclesiae, ob er wohl die katholische Reli- 
gion profitire, einen Dreier-Vorschlag anordne und sich die 
Auswahl vorbehalte!. Es scheine zunächst kein Nachtheil daraus 
zu erwachsen, weil ja dieser Modus bei Prälaturen und Superinten- 
denzen längst üblich sei. Aber das habe seine besonderen Ur- 
sachen: bei den Prälaten, weil sie Landstände seien, bei den 
Superintendenten, weil sie Kommissäre des Fürsten seien. Bei 
den Pfarrern aber liege es anders, sie sollen nur die Wahrheit 
der seligmachenden Religion ihren Gemeinden vortragen. Er ist 
daher gegen eine solche Massregel, sie streite gegen das, was 
von Alters her bestimmt sei. Mit Berufung auf Herzog Christoph, 
der das Konsistorium zuerst in diese Ordnung gebracht, auf 
die Kirchenordnungen u. s. w. folgert er, dass ein Herzog, der 
die katholische Religion profitire, hierin obne Nachtheil der bis- 
herigen Verfassung nicht wohl eine Veränderung treiien könne, 
um so weniger, als die Kirchenordnung durch den westfälischen 
Frieden bestätigt worden sei. Es gehe ja auch gegen die eigenen 
Prinzipien der Religion, welche der Fürst bekenne, er habe Ja 
eine solche Botmässigkeit nicht einmal über seine eigenen Reli- 
gionsgenossen. Ja, es gehe gegen das eigene Interesse des Herzogs, 
weil, wenn er die geringste Aenderung vornehme, er das Ver- 
trauen der evangelischen Reichsstände verliere. Es gehe auch 
gegen die Praxis anderer Länder, in denen der Landesherr die 
Religion gewechselt, aber dem Konsistorium seine Rechte belassen 
habe — Sachsen, Braunschweig. Auch leide der Geschäftsgang 
darunter Noth. 


ı! Im Anbringenbuch des Konsistoriums findet sich dieser Dreiervorschlag 
seit Anfang des Jahres 1734. 
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Hiergegen wende Serenissimus ein: es sei besser, er wälıle 
einen aus dreien selber, als dass die Konsistorialräthe Vetter 
und Bäsle (sic) befördern! Darauf sei zu antworten: Diesen 
Vorwurf müssen sich alle Behörden, bei denen Dienste vergeben 
werden, machen lassen, wie unschuldig sie auch vorgehen. Auch 
beim Dreiervorschlag könne ein Vetter eingeschoben werden, 
ohne dass es der Herzog wisse. Jener Gefahr könne leicht vor- 
gebeugt werden, während der neue Modus seine grossen Be- 
denklichkeiten habe, nämlich langsame Beförderung, Kurrenterei, 
Simonie; die Vetter und Bäsle können den Weg an den Hof 
noch viel leichter finden als ins Konsistorium. Endlich könnte 
betrübter Effekt für die evangelische Kirche sich ergeben, das 
freie Religionsexercitium könnte eingeschränkt werden. 

Das Konzept von Frisch mit theilweiser Berücksichtigung 
der Knebel’schen Verbesserungen (der Passus von den fremden 
Ministern z. B. wurde nicht aufgenommen) bildet die Grundlage 
fir den „gnädigst erforderten unterthänigsten Bericht und Gut- 
achten des fürstlichen Konsistorii die Bestellung der Kirchen- 
dienste und Vokation der Kirchendiener betreffend vom 12. Febr. 
1734* 1, 

Der Bericht nimmt Bezug auf das „in beweglichsten termi- 
nis“ abgefasste gravamen der Landschaft. Prälaten und Land- 
schaft hätten fussfälligst gebeten, die Abstellung erfolgen zu 
lassen. Dass sie zum Bericht aufgefordert seien, gebe ihnen neue 
Hofinung. 

Nun wird der Rechtsstand dargelegt: die grosse Kirchen- 
ordnung als lex fundamentalis, Eberhards III. Kanzleiordnung, 
bestätigt von den folgenden Regierungen. Die Vorgänge von 
1619—1725/6 werden aufgeführt. 

Da nun der Herzog gleich bei Antritt seiner Regierung die 
christ-fürstliche und nicht genugsam zu preisende Intention ge- 
habt habe, alles in den alten und guten Stand zu versetzen, 


! Ich füge aus demselben nur noch bei, was als Ergänzung zu dem 
Konzept von Frisch dient. 
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darin es besonders unter Eberhard III. gestanden sei, so bitten 
sie um Wiederherstellung auch der Rechte des Konsistoriums, 
zumal da durch den Vertrag Herzog Christophs mit den Ständen 
bestimmt sei, dass die Kirchenordnung unverbrüchlich gehalten 
werden solle. 

Sodann werden die Schäden des bestehenden Zustandes auf- 
geführt, besonders dass durch den Einfluss von Jägern, Lakaien 
und Kammermägden Stipendiaten befördert werden, die 50, 60, 
ja mehr vor sich haben, Leute aber, die in (Geduld warten, 
30—40 Jahr alt werden, bis sie zur Anstellung gelangen. Das 
weitere wie im Konzept. Für die ungebührliche Verzögerung 
der Anstellung wird ein Beispiel aufgeführt. Ein Konsistorial- 
anbringen, das Juli 1733 eingegeben worden war, kam jetzt von 
der Kabinetskanzlei unerledigt zurück. 

Was den beabsichtigten Dreiervorschlag betrifft, so weisen 
die Konsistorialräthe darauf hin: so könne man jedem nur auf 
einmal helfen, während man ehemals einigen zusammen bis zum 
Stipendiaten herab habe helfen können. Sei eine andere Pfarrei 
vakant geworden, so könne man nicht gleich jene drei wieder 
vorschlagen, weil man nicht wisse, wer ernannt werde, sondern 
müsse diese übergehen. Der Bericht schliesst mit der heiligen 
Versicherung, dass es ihnen nicht um ihre Privatinteressen zu 
thun sei. 

Die Hoffnungen des Konsistoriums wurden bitter enttäuscht. 

Am 16. Juni 1735 erging aus dem Hauptquartier Bruchsal 
eine Resolution anstatt eines Regulativs, deren $ 12 lautete: es 
sollen bei Dienstersetzungen jedesmal drei tüchtige Subjekte gut- 
ächtlich vorgeschlagen und dies auch bei Erledigung von Spe- 
zialaten, Diakonaten und Pfarrstellen observirt werden. Die Vor- 
schläge sollten an das neu aufgerichtete Geheime Konferenz- 
ministerium gebracht, d.h. von dem Herzog unmittelbar die Er- 
nennung vollzogen werden!. 


’ Dieses engere Konferenzministerium war vom Herzog wieder ein- 
gerichtet worden am 6. Juni 1735 und zwar mit der Bestimmung, diejenigen 
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Das gab zu ernsten Verhandlungen im Konsistorium An- 
lass, 12. Juli. Stiftsprediger Frisch als erster Votant, führte 
aus, wie wichtig die Sache sei. Es handle sich darum, ob die 
Pfarrbesetzungen nur an den Gelieimen Rath oder immediat an Sere- 
nissimus gebracht werden sollten. In letzterem Fall sollten die 
Landstände den Herzog darum angehen, dass alles nach dem 
vom Fürsten selbst ausgestellten Reversalien eingerichtet werden 
möchte. Denn sollte die unmittelbare Ernennung durch den 
Herzog als katholischen Landesherrn geschehen, so wäre das im 
Widerspruch 1. mit der theueren Gewissensfreiheit der Unterthanen, 
2. dem kostbar erworbenen Religionsfrieden, 3. der General- 
vergünstigung des Westfälischen Friedens, 4. der Spezialverord- 
nung dieses Friedens betr. die Osnabrückischen Unterthanen, 
5. der Aequalität zwischen katholischen und protestirenden 
Reichsständen, 6. der württembergischen Landesverfassung, 7. den 
Reversalien, 8. den pactis des Herzogs sowohl mit den Uhnter- 
thanen als anderen Reichs- und Kreisständen, 9. der Praxis 
anderer katholischer und evangelischer Landesherren. 

Die anderen Mitglieder stimmten bei, auch Prälat Weissensee. 

Hofprediger Tafınger übernahm es, nach diesen Gesichts- 
punkten eine Vorstellung an den Herzog auszuarbeiten. 

Ich führe daraus nur einiges an zur Kennzeichnung der 
Auffassung des Konsistoriums. Zu Eingang ist die Rede von 
der Bestürzung des Konsistoriums über die unerwartete Aende- 
rung auch des seit 1725/6 eingeführten Modus der Besetzung. 


Sachen zu behandeln, welche vom Fürsten selbst zu erledigen seien. Durch 
Erlass vom 5. April 1736 wurde es behufs schnelleren Geschäftsgangs ver- 
stärkt, es gehörten ihm an: Geheimrath v. Schütz, Comitialgesandter Kanzler 
Schäffer, Geheimrath Pfau, Direktor Georgii, Requetenmeister Knab und 
Regierungsratnssekretär Hübner. Wem speziell das Referat in Kirchensachen 
übertragen war, ist nicht gesagt, obwohl Jedem sein besonderes Ressort zu- 
getheilt war. Der Geheime Ratlı war durch dieses Konferenzministerium 
ganz bei Seite geschoben. Es waren lauter Kreaturen des Herzogs. Vgl. 
Spittler a.a. O. S. 416. Erfunden war das Kollegium schon unter Eberhard 
Ludwig. 
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Jetzt handle es sich nicht sowohl um Inkonvenienzen, sondern 
darum, dass die Kirchenverfassung in wesentlichen Stücken geändert 
und ganz umgestossen werde. Sie wollen das jus circa sacra 
nicht im mindesten angreifen, es sei der Majestät ihr kostbarstes 
und vornehmstes Kleinod, das sie sich nimmer könne noch werde 
entreissen lassen als ausnehmendes Vorrecht, das in superio- 
ritate territorii allein fest wurzle. Aber die besondere 
Verfassung der Kirche sei nicht aus dieser Superiorität per se 
entsprungen, sondern aus den Prinzipien ihrer eigenen Religion, 
daher nach der Natur derselben zu administriren. Davon könne 
man ohne Schaden der Kirche nicht abgehen. 

Bei dem Landesfürsten selber würde es viele Zudringlich- 
keiten geben, wenn er eine Zahl von ca. 400000 Seelen mit 
6—700 tüchtigen Hütern versehen wolle. 

Schliesslich schlägt das Konsistorium noch folgenden Modus 
der Ernennung vor: bei Erledigung von Spezialaten, Pfarrstellen 
und Diakonaten wären drei taugliche Subjekte vom Konsistorium 
zu ersehen und zum Examen einzuberufen, Der, welcher die 
besten Ansprüche habe, solle dann ernannt, bei Gleichheit der 
Rechte durch’s Loos bestimmt werden. Von dieser Ernennung 
wäre dem Geheimen Rath Mittheilung zu machen und wenn von 
dort keine Einwendung geschehe, die wirkliche Ernennung und 
Bestätigung im Namen des Herzogs zu vollziehen. 

Diese Vorstellung ist aber nicht eingereicht worden, obwohl 
man die Fassung ganz den Intentionen des Konsistoriums ent- 
sprechend fand. Man kam vielmehr in der Sitzung vom 22. Juli 
zu dem Beschluss, es sei rathsamer, vorerst die Eingabe vom 
12. Febr. 1734, auf welche eine Antwort noch nicht erfolgt 
war, mit einem kleinen Monitorium dem Herzog abermals vor- 
zulegen. 

So geschah es, und zwar mit Berufung darauf, dass der 
Herzog am 18. April durch ein Reduktionsreskript den fürst- 
lichen Kollegien gnädigst erlaubt habe, ihre desideria von Quar- 
tal zu Quartal vorzulegen und weitere Verhaltungsbefehle darüber 
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einzuholen! Daher habe das Konsistorium bei herannahendem 
Jakobiquartal seine Vorstellung erneuern und um eine konsolable 
Resolution fussfällig bitten wollen; d. d. 22. Juli 1735. 

Vom Geheimen Rath aus wurde dies Monitorium an den 
Regierungsrath gegeben mit der Aufforderung zur Begutachtung, 
28. Juli. 

In der Sitzung des Regierungsrathes vom 25. Aug. 1735 
trug J. J. Moser sein Votum über das Anbringen des Konsisto- 
rıums vor. Die anderen Mitglieder waren inhaltlich vollständig 
damit einverstanden, nur formelle Aenderungen wurden gewünscht. 
Und so wurde diesem Votum Moser’s gemäss das Gutachten des 
Regierungsrathes vom 25. Aug./29. Sept. formirt folgenden Inhalts: 

Das Kollegium sei in dieser Sache ganz uninteressirt. Es 
möchte Serenissimo zu bedenken geben, dass das Konsistorium 
keineswegs so allerlei ratiunculas zusammengebracht habe, um 
Serenissimo zu persuadiren, dass er ibm die Pfarrbestellungen 
wieder überlasse, vielmehr sei es ihre Pflicht, zu bezeugen, dass 
die vom Konsistorium angeführten Beweggründe höchst momentos 
seien, die aus immediater Vergebung entstehenden Folgen könnten 
nicht so gross und schwer dargestellt werden, dass sie nicht noch 
gefährlicher sein und werden könnten. Das sei keine ungegrün- 
dete Furcht, sondern die Konsistorialakten geben selber an die 
Hand, dass mehr als einmal liederliche, weggeworfene oder noch 
lange keiner Bedienstung fähige Burschen dergleichen Fürstliche 
Dekrete erschnappt und besonders, wo von Weitem eine gute 
Vokation hervorgeschaut, von den Stipendiaten das Laufen kein 
Ende gehabt habe. Die Freiheit, einige Subjekte auszulesen, sei 
oft mehr ein Schatten als eine Freiheit gewesen. Man habe oft 
nicht einmal gewartet, oder doch gethan, was man wollte. Also 
trage man darauf an, dem Konsistorium das Recht wieder zu 
übergeben. Es könne ja auch seine Bedenken haben, z. B. Ne- 
potismus, oder wenn mehr auf fleischliche Gelehrsanıkeit gesehen 
werde als auf Gottesfurcht. Allein dem könne leicht dadurch be- 
gegnet werden, dass der Herzog selbst sein Konsistorium bloss mit 
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gottesfürchtigen, dem Geiz feindlichen Leuten besetze!. Serenissimus 
habe gegen dem Corpus Evangelicorum erklärt, dassin Kirchensachen 
Alles nach der Kirchen- und Kanzleiordnung und nach dem kur- 
sächsischen Exempel gehalten werden solle. Wenn die Sache miss- 
braucht werde, was später wohl möglich sei, obwohl bei Serenissimo 
nicht zu befürchten?, könnte der evangelischen Religion und aller 
Gottesfurcht in diesem Land? ein unwiederbringlicher Schade zu- 
gefügt werden. Auf die Gesetze des Landes und die schon publici 
Juris gewordenen Reversalien ist noch besonders verwiesen. 

So mannhaft vertrat Moser schon damals das Recht! 

Da auf dieses Gutachten wochenlang keine Resolution er- 
folgte, so trat auch der Synodus in Thätigkeit, er verfasste eben- 
falls ein Monitoriumsanbringen d. d. 5. Nov. 1735, in welchem 
unter Berufung auf den bisherigen Gang der Dinge eine konso- 
lable Resolution erbeten wird. Der Geheime Rath liess es jedoch 
auf sich beruhen, bis die Entscheidung über die Konsistorial- 
vorstellung und das Regierungsrathsgutachten erfolgt sei. 

Der Synodus fühlte sich um so mehr zu diesem Schritt ver- 
ptlichtet, als ihm am 24. Okt. 1735 ein Befehl des Herzogs zu- 
gegangen war wegen Verbesserung der Kirchen- und Schulzustände 
im Herzogthum. Der Synodus hat sich darüber ausgesprochen; 
ich entnehme daraus zur weiteren Schilderung des Schadens, den 
Eberhard Ludwig der Kirche zugefügt hatte, Folgendes: 

Es ist festgestellt, dass unter der vorigen Regierung manche 
Geistliche sich in das Amt überhaupt oder in bessere Stellen 
gedrängt haben gegen den Willen des Konsistoriums, auch solche, 


! Im Votum stand auch, ist aber im Gutachten weggelassen: Es sei 
auch ein grosser Unterschied zwischen einem katholischen und einem evan- 
gelischen Landesfürsten. Wenn ein evangelischer Landesfürst das Wohl der 
Kirche seines Landes nicht beachten und die Immediatvergebung der Kirchen- 
dienste sich vindiziren wolle, so stehen ihm endlich keine menschlichen 
Rechte im Weg. 

®2 Woher nahm Moser dies durch die Geschichte keineswegs gerecht- 
fertigte Vertrauen? 

® Das Messer ans Herz gesetzt werden, so hiess es im ursprünglichen Votum. 
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welche mit Makeln behaftet und dazu noch schlecht begabt waren. 
Sie sind meist zu den besten Stellen gelangt, indem sie eine 
positive Influenz in das ehemalige verwerfliche Systema gehabt, 
für ihre Person dazu gerathen und geholfen, also sich zur guten 
Promotion selbst den Weg gebahnt haben. Um ein grösseres 
Schreien gegen die württembergische Kirche zu verhüten, ver- 
zichte man darauf, allzu streng zu sein. Aber die, welche zu 
dem Verderben geholfen haben, sollten als Schandfleck des Mini- 
steriums einfach kassirt werden. Die Anderen, welche sich ihres 
schlechten Prädikates ungeachtet auf die besten Stellen eingedrängt 
haben, sollen auf schlechte Stellen removirt werden und zwar auf 
ihre Kosten. Wollten sie sich damit nicht zufrieden geben und 
nicht still sein, so würde man das Alte zu dem Neuen nehmen 
und sie auch kassiren. Diejenigen, welche überhaupt einfach 
gegen die gute Ordnung Stellen gewonnen haben, sollen ihre 
Stellen an Würdigere abgeben, doch sollten sie dafür eine nicht 
allzu weit unter der bisherigen Kompetenz stehende erhalten, auch 
bloss die Hälfte der Kosten tragen". 

Ob bei diesem Versuch Karl Alexander’s, dem Konsistorium 
sein Recht zu entreissen, bloss wie unter seinem Vorgänger das 
Willkürregiment einer verderblichen Klique die treibende Kraft 
war oder ob schon katholische Nebenabsichten mitwirkten, ver- 
mag ich nicht zu entscheiden. Aber so viel erreichte doch das 
Konsistorium, dass ihm das alte Recht, nur unwesentlich ein- 
geschränkt, wieder zurückgegeben wurde. 

Das geschah durch die Dekrete vom 8. und 10. Dez. 1735. 
In diesen erklärte der Herzog, dass er dem Konsistorium die 
Besetzung der Pfarrstellen wieder zurückgebe. Nur sollte keine 
Ernennung vorgenommen werden ausser in Gegenwart der beiden 
zugleich dem Regierungsrath angehörenden Konsistorialräthe Metz 
und Frommann. Letzterer sollte die Geschäfte des Direktors 
besorgen (diese Stelle war von 35—36 vakant), Metz in seiner 


! Es hat nicht das Ansehen als ob diese Drohungen je verwirklicht 
worden wären. 
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Abwesenheit seine Stelle vertreten und zugleich allein im Kol- 
legium das Referat bei Besetzungen führen; eine in beider Ab- 
wesenheit vorgenommene Ernennung oder Beförderung sei ungiltig. 

Auf die Bitte um weitere Erläuterung erging dann noch der 
Befehl vom 2. März 1736. Darin wird auf’s Neue eingeschärft, 
in Abwesenheit der beiden Räthe nichts von Ernennungen, Ver- 
setzungen und so fort vorzunehmen, auch wird die Erwartung 
ausgesprochen, dass immediate Rekommandationen des Herzogs 
gebührend berücksichtigt werden! 

Hatten nach dem alten Recht die Theologen unter dem Vor- 
sitz des Propstes, später des Direktors, von sich aus die Ernen- 
nungen vollzogen, so mussten sie nun diese Befugniss mit den 
weltlichen Räthen theilen, ja die Führung sollte diesen Letzteren 
zufallen. Und eine Kreatur wie Metz als Referent konnte un- 
bequem genug werden. Aber es war wenigstens wieder die 
Kirchenbehörde, welche die Ernennungen vollzog. Der staatliche 
Einfluss, der sich jetzt eindrängte, konnte den Theologen selbst 
eine gewisse Deckung bieten und von ihnen, als den doch allein 
Sachverständigen, wenn nöthig, paralysirt werden. 

Das Konsistorium selbst hat jedenfalls diese Entscheidung 
als eine günstige betrachtet. Es erstattete unter dem 9. März 1736 
eine unterthänigste Danksagung, mit der Versicherung, das schwere 
Amt so führen zu wollen, dass es den Herzog nie gereuen werde, 
diese wichtige Besorguug ihm aufgetragen zu haben. 

Man kann nicht anders, als dem mannhaften Muthe, mit welchem 
das Konsistorium so über 100 Jahre hindurch um sein Recht kämpfte, 
alle Anerkennung zu zollen. Es mag ja auch in dieser Behörde 
viel Menschliches mit untergelaufen sein, aber besser würde in 
anderen Händen dies Recht auch nicht gehandhabt worden sein’. 

Erst der aufgeklärte Despotismus Friedrich’s I. hat auch in 
diesem Stück die Kirche entrechtet und zwar das Konsistorium 
und die Gemeinden. 


! In einzelnen Fällen hat das unmittelbare Eingreifen des Herzogs auch 


Unrecht gut gemacht. So z. B. bei Phil. Matth. Hahn. 
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Ueber den Umfang der Erbbaupflicht. 


Ein Beitrag zur Lehre von der Kirchenbaulast 
nach badischem Recht. 


Von 
Dr. Albert Siebert, 


Finanzassessor in Rappenau-Saline (Baden). 


l. 


Wer immer mit wirtschaftlichen Erscheinungsformen des V olks- 
lebens sich beschäftigt und, wenn sie in längst vergangenen Ver- 
hältnissen wurzeln, ihre heutzutage oft nicht gleich verständliche 
Gestaltung aus dieser Vergangenheit zu erfassen und beurteilen 
zu können sich bemüht, der wird auch in der Erbbaupflicht, 
d. ı. jener selbständigen Besitz und Genuss von Vermögen ehe- 
vormals kirchlicher Art dauernd belastenden Verpflichtung zur 
Schaffung und Erhaltung von Kirchenanstalten bestimmter 
Gattung einen jener Vorwürfe finden, die stets wieder zu er- 
neuter Betrachtung anregen, weil sie ihrer finanz- und wirt- 
schaftspolitischen Bedeutung sicher, mit Fortschreiten der Zeit 
den wiederholten Betrachtungen auch stetsfort neue Seiten 
bieten. | 

Es kann nicht meine Absicht sein, die Kirchenbaulast als 
solche hier zu behandeln. Der im Thema gegebene Rahmen 
gegenwärtiger Abhandlung schliesst dies einmal von selbst aus 
und überdies ist die Kirchenbaulast in ihrer Allgemeinheit schon 
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vielfältigst, in mannigfachem Sinne und in verschiedenartiger 
Form bereits gewürdigt worden !. 
Immerhin seien folgende Bemerkungen gestattet: 


2. 

Die Kosten für Erbauung und Erhaltung von Kirchen- und 
sonstigen Kultusgebäuden wurden von alters her bestritten aus dem 
allgemeinen Vermögen der „Kirche“. In diesem Zusammenhange 
versteht man unter „Kirche“ die unter Leitung des Bischofs 
stehende als „Diözese* abgegrenzte Gruppe der unsichtbaren 
Gesamtkirche christlichen Bekenntnisses und unter „Kirchen- 
vermögen“ die Gesamtheit jener wirtschaftlichen Güter, Rechte 
und Berechtigungen, deren Verwaltung und Verwendung im In- 
teresse der Diözesanen in der Hand des Diözesanvorstandes ver- 
einigt war. Nicht allerwärts nun scheint dieses Vermögen so 
verwaltet und verwendet worden zu sein, wie es eine gleich- 
mässige Förderung der kirchlichen auch Bauinteressen aller 
Diözesanen erforderte. Daher begegnen wir schon frühe der 
Anordnung, dass aus der Gesamtheit des Diözesankirchen- 
vermögens, unbeschadet jedoch der einheitlichen Weiterverwal- 
tung durch den Bischof, ein bestimmter Teil (ein Viertel) aus- 
zuscheiden und ausschliesslich für Zwecke des Kultus und ins- 
besondere auch der Kultusgebäude zu dienen habe. Man kann 
diesen fabrica ecclesiae (Kirchenfabrik) genannten Teil kurzhin 
als Diözesankirchenbauvermögen bezeichnen. Die hiermit ange- 
setzte Entwicklung, die in ihrer Weiterbildung wohl dahin 
geführt hätte, dass das gesamte Diözesankirchenbauvermögen 
durch die Anzahl der zur Diözese gehörigen, nach Massgabe 
ihres Anspruchs berechtigten einzelnen Kirchen(-Gemeinden) re- 
partiert und diese Teile an erstere überwiesen worden wären, 
wogegen die Diözesanvermögensverwaltung von jeder Verpflich- 
tung zur baulichen Fürsorge für Kultusgebäude sich befreit 


ı Vgl. hierzu Permaneder, Die kirchliche Baulast, München 1856, 
und die daselbst S. 2—11 angegebene Litteratur. 
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hätte, ging in den Ländern germanischer Rechtsauffassung wieder 
unter, einmal in der Ausgestaltung des Prinzips der Eigenkirche, 
demzufolge jede Kirche im Eigentum des Grundherrn stand, 
auf dessen Boden sie errichtet ward, der sie dann, soweit andere 
besonders kirchliche Mittel nicht ausreichten, auch baulich zu 
erhalten hatte. Nicht minder hemimnend, wie das Walten dieses 
Prinzips, wirkte auf die oben angedeutete centrifugale Weiter- 
entwicklung die Eigenartigkeit der kanonischen Rechtsbildung, 
der zufolge den einzelnen kleinen Gruppen von Gläubigen und 
ihrer Zusammenfassung zu Gemeinden die Stellung selbständiger 
Reclıtspersönlichkeiten je länger je mehr verkümmert worden ist?, 
So kam es, dass die Teilung des Diözesankirchenvermögens 
über die interne Trennung nach dem Zweck nicht hinaus kam. 

Im Laufe der Zeiten nun hatte dieses Kirchenvermögen 
verschiedene Schicksale. Abgesehen von gewaltsamen Spolia- 
tionen, die bei unruhigen Zeiten die Kirche zu hindern nicht 
im stande war, sahen sich in Zeiten der Not auch manche 
Bischöfe gezwungen, kirchliche Vermögensteile an Weltliche hin- 
zugeben, wollten sie anders zur Abwelır von feindlichen Angritien 
die nötige Anzahl Dienstmannen oder einen mächtigen Schirm- 
vogt gewinnen. Auch der Umstand, dass grosse Güterbesitzer 
oft Stifter von Haus-, Hof- oder sonstigen Privatkapellen waren, 
die nachmals zu Pfarrkirchen geworden sind, gab diesen Stiftern 
oder ihren Nachfahren in ihrer Eigenschaft als Grundherren An- 
lass, in ihrem Machtsprengel gelegene und ihren Kirchen zu- 
geeignete Vermögen für sich anzusprechen. Nicht selten war auch 
der Fall, dass ein vom Bischof zur Verwaltung kirchlicher Güter 
in fern vom Bischofssitz gelegenen Gebieten bestellter Kirchen- 
vogt Zeiten und Gelegenheiten sich zu Nutzen zu machen wusste, 
für ihn selbst oder auch für seine Nachfahren die Notwendigkeit 
einer Rechenschaftsablage nicht mehr zur Anerkennung kam und 


! Vgl. hierzu Stutz, Die Geschichte des kirchlichen Benefizialwesens 
Bu. IS. 81. Berlin 1895. 


® Verl. hierza Friedberg, Lehrbuch des Kirchenrechts. Leipzig 1895. 
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unter dem Schutze einer im Mittelalter gäng und gäben Auf- 
fassung über die Pflichten der Verwalter nicht Eigen-Gutes 
dieses samt Erträgnissen als eigen in Anspruch genommen 
wurde. | 

Derart kamen viele Kirchengüter, soweit sie nicht den Weg 
der Veräusserung gingen, unmittelbar in weltliche Hände; zu 
deren Rückgewinnung machte die Kirche nachmals verschiedene 
Anstrengungen, nicht allerwärts mit dem gewünschten Erfolge. 
Ein beträchtlicher Teil Kirchengutes verblieb in kirchenfremder 
Hand. Wo die Rückgewinnung des anderen Teiles nicht ganz 
gelang, wurde wenigstens erreicht, dass die Besitzer der kirch- 
lichen Lehenherrlichkeit sich unterwarfen '! oder, wo sie auch 
hierzu sich nicht verstanden, dass sie die auf Besitz und Genuss 
des Kirchengutes haftende Verbindlichkeit, für Erhaltung der 
in ihrem Gebiet belegenen kirchlichen Gebäude zu sorgen, 
wenigstens als eine von ihnen zu erfüllende Leistung aner- 
kannten. 

Dass das nach alledem geschwächte Kirchenbauvermögen 
nicht mehr im stande war, seine Aufgabe zu erfüllen, war die 
natürliche Folge, aber ebenso natürlich war, dass die Kirche 
sich umsah, den ihr gewordenen Ausfall anderswoher zu decken. 
Man erinnerte sich an alte Staats- und Kirchengesetze und 
suchte sie wieder zur Geltung und Anerkennung zu bringen, 
denen zufolge die Verpflichtung bestand, dass jeder weltliche Be- 
sitzer von ehemals kirchlichem Vermögen zu den Kosten von 
Kirchenbauten beizutragen habe; dass im Falle der Not auch 
die Pfarrgenossen, unter Umständen sogar zwangsweise, zur 
Tragung bezw. Mittragung der Kosten für Kultusgebäude anzu- 
halten seien. 

Als Ergebnis all dieser Bemühungen fixierte die Kirclen- 
versammlung zu Trient im Kapitel 7 des Protokolls der 
21. Sitzung den Grundsatz, dass bei Abmangel oder Unzulänglich- 


Tan rn 


! Vgl. hierzu Richter, Kath. und evang. Kirchenrecht S. 602. Leipzig 
1842. 
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keit von Vermögen zur Deckung der Kultusbaulasten jeder, der 
irgendwie Nutzen von einer Kirche ziehe, auch für deren Be- 
dürfnisse mit aufzukommen habe. 

Unter der Wirkung dieser Regel steht die in den folgenden 
Zeiten werdende gesetzliche wie gewohnheitliche Rechtsbildung, 
um particulariter et localiter wegen der Kultuslasten die eigen- 
artigsten Laastenverteilungsordnungen zu zeitigen. 


3. 

Die eben skizzierte Entwicklung vollzog sich insbesondere 
auch in denjenigen Gebieten der ehemals deutschen Kirche, die 
nunmehr das Grossherzogtum Baden in sich schliesst. Es würde 
aber — was übrigens auch hier ohne Interesse wäre — zu weit 
führen, die im Vorstehenden angedeuteten lokal so verschiedenen 
Rechtsstände auch in ihrer Beschränkung auf das Gebiet des 
Grossherzogtums des näheren auseinander zu setzen. Es mag 
genügen, darauf hinzuweisen, dass in dem nunmehr badischen | 
Gebiete über die Verpflichtung zur Tragung der Kultus- und 
Kultusbaulasten fast ebensoviele Normen massgebend waren, als 
seiner Zeit Teile und Teilchen zu einem grösseren Ganzen vereinigt 
wurden. Die Regierung des neuen Grossherzogtums fand sich 
daher bald genug veranlasst, auch auf diesem Gebiete bürger- 
lichen Rechtes vereinheitlichende Reform zu schaffen. Es er- 
schien das Gesetz vom 26. April 1808, kurzhin auch „Bauedikt“ 
genannt, „um die Pflicht zu Kirchenbaulichkeiten durch Vor- 
schrift bestimmter Regeln für alle nicht vorhin schon in ihren 
einzelnen Rechtsverhältnissen unbestrittenen Fällen ausser Streit 
zu setzen. Diese seine Fürsorge auf altvorhandene Haupt- 
kirchengebäude !, d. h. auf Kirchen, die vor der Religionsspaltung 


! Alle Nichtpfarrkirchen fallen ausserhalb der gemeinen Fürsorge. Sie 
sind entweder als Bischotskirchen baulich besonders gesichert, oder ver- 
danken als Hof-, Stifts-, Schloss- oder Nebenkirchen, Feld-, Haus- oder Toten- 
kapellen u. ä. ihre Entstehung und Fortexistenz besonderen Interessen, deren 
Schicksal sie auch zu teilen bestimmt sind. 
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bereits und zwar als Pfarrkirchen bestanden hatten, beschränkend, 
schreibt das Bauedikt vor in den hierher einschlägigen 

Art. 6: Altvorhandene Hauptkirchengebäude sollen sich 
erhalten, erweitern und erbauen aus ihren Bauschaffneien, wo 
deren vorhanden sind, und aus dem Ueberschuss ihrer Heiligen 
oder der zu den gottesdienstlichen Bedürfnissen gewidmeten 
Kassen. 

Art. 7: In Ermangelung jener Kassen ist der Kirch- 
spielszehnte die Bau- und Unterhaltungs-, Erweiterungs- oder 
Wiederherstellungskosten der ganzen Kirche zu tragen schuldig. 

Art. 14: Wo Kirchenkassen nicht vorhanden sind und den- 
noch der Zehntherr (als Empfänger des [Kirchen-]Zehnten) aus 
irgend einer rechtsbegründeten Ursache baufrei erscheint, da 
fällt die ganze Baulast auf das Kirchspiel. 

Inhaltlich dieser Bestimmungen unterliegt die Bestreitung 
der Kosten der baulichen Fürsorge für die Pfarrkirchen zunächst 
deren speziellen Zwecksvermögen und ist Sache der jeweiligen 
Besitzer oder Inhaber dieser. In diesem Zusammenhange ist 
die Bauverpflichtung privatrechtlicher Natur und wird, wie ein- 
gangs geschehen, von mir als Erbbaupflicht bezeichnet. Wenn 
bezw. soweit spezielle Zwecksvermögen nicht vorhanden, fällt die 
Baupflicht auf die kraft öffentlichen Rechts Verpflichteten. 

Welche Leistungen nun die Erbbaupflicht ausmachen oder 
mit anderen Worten über den Umfang der Erbbaupflicht, 
soweit diese das „Erhalten“ vorhandener, oder das „Erbauen“ 
bezw. „Wiederherstellen“ zerstörter Bauwerke betrifit, werden 
Zweifel nicht leicht möglich oder, wenn etwa solche sich 
erheben, doch unschwer zu beheben sein. Anders verhält sich 
dies mit der „Erweiterung“ eines Objekts. Diese hat ıhre 
Grenzen sowohl in technischer Hinsicht, wie auch in Ansehung 
des Kultes. In technischer Hinsicht werden bestimmend sein 
die Lage des Bauwesens an sich, die räumliche Ausdehnung des 
umgebenden Kirchenplatzes, die Sicherheit des Bauwerkes und 


nicht zuletzt dessen bauliche Schönheit. 
Deutsche, Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 1. 4 
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In Ansehung des Kultes kämen in Betracht die kirchliche 
Würdigkeit und vor allem die Bestimmung des Gebäudes derart, 
dass in katholischen Kirchen jedem Besucher die Möglichkeit 
geboten sein muss, nach dem Hauptaltar sehen zu können, 
während in protestantischen Kirchen die Vernehmung des ge- 
sprochenen Wortes keine Schwierigkeiten bieten darf. 

Aus diesen Verhältnissen hat sich zu den vielen Streitfragen, 
zu denen das Bauedikt schon Anlass gegeben, in neuerer Zeit 
eine weitere herausgebildet, nämlich die: 

Umfasst die Erbbaupflicht nur das überkommene Kirchen- 
gebäude und hat sie sich, wenn die Grenzen der Erweiterungs- 
möglichkeit für dieses erreicht sind, erschöpft oder liegt in der 
Erbbaupflicht auch die Verbindlichkeit, sofern die bestehende 
und selbst, soweit angängig, erweiterte Kirche nicht mehr ge- 
nügt, dem erweiterten Raumbedürfnis durch Schaffung weiterer 
Kirchen abzuhelfen ? 

Zwei Anschauungen im Sinne des Wortlautes der Frage 
streiten um allgemeine Anerkennung; weder der einen noch der 
anderen hat dies bislang glücken wollen. 

Die Streitfrage selbst hat mutatis mutandis auch ausserhalb 
Badens ihre Kreise gezogen und ist deren Thatbestand wieder- 
holt Gegenstand prozessualer Abwandlung in anderen Bundes- 
staaten gewesen. Für Baden ist im besonderen die Frage teils 
an sich und für die individuellen Verhältnisse des Landes und 
seiner Bewohner von besonderer Bedeutung, teils will es scheinen, 
als ob die gleichfolgenden Entscheidungen für und wider in der 
aufgeworfenen Frage und deren Begründungen von den Einflüssen 
sich nicht ganz freizuhalten vermocht hätten, die bei Vertretung 
von Interessen unwillkürlich sich geltend zu machen pflegen. 
Eine jeden Interessenstaudpunkt abweisende Darstellung dürfte 
deshalb um erwünschter sein, als das Material nur sehr schwer 
zugänglich ist. Und wenn dabei historischen oder wirtschaftlichen 
Erwägungen mehr Raum, als gemeinhin gewohnt, zur Geltend- 
machung gewährt ist, so mag dies seine Rechtfertigung einnıal 
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im Gegenstande, der behandelt wird, selbst finden; zum anderen 
aber auch in dem Umstande, dass diese Art der Betrachtung 
heutzutage mehr und mehr Mode geworden !. 


4. 

Die eine der berufenen Auffassungen nun will die auf- 
geworfene Frage in negativem Sinne dahin beantworten, dass 
die Erbbaupflicht nach ihrem Entstehungsgrund sich beschränke 
auf die überkommene Kirchenanstalt, indem die kirchlichen Ver- 
mögen ursprünglich auf die Erfüllung der (Bau-)Bedürfnisse ihrer 
Zweckskirchen naturgemäss ebenfalls beschränkt waren. In- 
korporationen, Inkammerierungen und Säkularisationen und die 
damit vollzogene Einung vorher vieler Vermögensobjekte mit je 
besonderen Zweckslasten konnten hierin eine ÄAenderung um 
dessentwillen nicht zur Folge haben, weil diese Vorgänge mit 
allen Merkmalen einer Universalsuccession stattgehabte Ver- 
mögensübertragungen darstellen. Dem Wesen der Universal- 
succession entspreche aber ein Vermögensübergang mit sämtlichen 
in ihrem Umfang nach dem Zeitpunkt des Ueberganges be- 
stimmten Rechten und Verpflichtungen. Es können sonach nur 
die auf den kirchlichen Vermögen zur Zeit des Ueberganges auf 
ihre neuen Erwerber haftend gewesenen Lasten für die Be-, 
stimmung des Umfanges der Erbbaupflicht massgebend sein. 
Diese Lasten bestehen zufolge klarer Gesetzesbestimmung in der 
Verpflichtung zur Erbauung, Erhaltung und Erweiterung der 
überkommenen Kirche. Diese Gesetzesbestimmung ist streng 
auszulegen. Eine Ausdehnung der Erbbaupflicht über diese 
Grenzen hinaus ist daher unzulässig. Insbesondere kann die 
Bestimmung wegen der Erweiterung, die die Erbbaupflicht auf 
das überkommene Objekt beschränkende Auffassung nach der 
gegenteiligen Seite nicht beeinflussen. Durch diese Bestimmung 
wird allerdings eine Ausdehnung der Erbbaupflicht über den 

ı Vgl. hierzu Weber, Der Nationalstaat und die Volkswirtschaftspolitik 
$. 20/21. Freiburg u. Leipzig 1895. 
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Bestand des überkommenen Objekts hinaus begründet. Allein 
in den Worten des Gesetzes „sollen sich erweitern“ will offen- 
bar gesagt sein, dass eine Erweiterung nicht statthaben solle 
über die durch die vorhandene Kirche bedingten Grenzen und 
eine Ausdehnung der Erbbaupflicht bis zur möglicherweisen Auf- 
führung einer ganz neuen Kirche erscheint weder in der Natur 
dieser Verbindlichkeit, noch im Wortlaut des Gesetzes begründet. 

Diese Auffassung über den Umfang der Erbbaupflicht findet 
in Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen sowie in der Ge- 
richtspraxis früherer Jahre weitgehende Bestätigung !. Sie steht 
zunächst mit den im 8 46 des Zehntablösungsgesetzes vom Jahre 1833 
aufgestellten und nachmals oft bethätigten Grundsatze völlig im 
Einklang, wonach bei abzulösenden Bauverpflichtungen nur den 
zur Zeit der Ablösung vorhandenen Stand der Dinge jeweils 
in Betracht zu ziehen vorgeschrieben wird. Um eventuelle Zweifel 
über den Sinn dieser Bestimmung zu heben, weist $ 79 der 
Instruktion der Schätzer für Ablösung der Baulasten vom 
25. März 1841 diese an, „lediglich zu beurteilen, wie viele Jahre 
ein Bau noch dauern wird. Allein diese Bestimmung kommt“, so 
sagt die Instruktion weiter, „nur so weit in Betracht, als davon die 
Abnützung eines Gebäudes, also die bauliche Dauer desselben 
. abhängig ist. Dagegen darf auf die Möglichkeit, dass das Ge- 
bäude wegen steigenden Raumbedürfnisses vor dem Zeitpunkte 
des Verfalles ganz oder teilweise ersetzt werden müsse, keine 
Rücksicht genommen werden“. 

Nicht minder unverkennbar als in diesen Gesetzes- und Ver- 
ordnungsbestimmungen finden wir die beschränkende Auffassung 
in Bezug auf den Umfang der Erbbaupflicht vertreten in den 
das Urteil der II. Civilkammer des Landgerichts Freiburg vom 
25. Juni 1885 1./S. der Gemeinde Lörrach ca. Domänenfiskus 


! In neuester Zeit hierlauds gerichtlich entschiedene Streitfüälle in Betreff 
des Umfangs der Erbbaupflicht sind dem Verfasser nicht bekannt geworden. 
Es wäre interessant zu erfahren, ob vorkommenden Falles die Auffassung 
früherer Jahre neuerdings eine Bestätigung erhalten würde. 
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begründenden Ausführungen, worin gesagt ist: „ganz neue, neben 
den alten zu erbauende Kirchen berühren den privatrechtlich Bau- 
verpflichteten nicht.“ 

Zu demselben Ergebnis der Wirkung nach kam lange 
vorher das Urteil des II. Senates des Oberhofgerichts Mann- 
heim vom 10. Sept. 1845, wonach die Gemeinde Forchheim dem 
baupflichtigen Domänenfiskus gegenüber nur Anspruch auf ein 
Zehntlastenablösungskapital in der Höhe des Zehntablösungs- 
kapitals haben solle, obwohl letzteres zur Befriedigung der zur 
gleichen Zeit geschätzten (gegen früher allerdings wohl erweiterten) 
Baubedürfnisse der Gemeinde als unzulänglich erkannt ist. 

Diese Auslese verschiedenartiger Bestätigungen für die die Erb- 
baupflicht auf das überkommene Objekt beschränkende Auffassung 
ist leicht geeignet, den Eindruck zu erwecken, als ob dieser Auffassung 
der Vorrang gesichert sein müsse. Diese Annahme müsste sich 
aber erinnern, dass längst vergangene Verhältnisse und Bedürf- 
nisse den Massstab für diese Auffassung abgeben. Und weiter 
muss darauf hingewiesen werden, dass diese Auffassung ihre recht- 
seitige Begründung sucht in der analogen Anwendung der ge- 
meinrechtlichen Lehren von der Universalsuccession. Eine Um- 
frage bei den einzelnen bedeutenderen Rechtslehrern hat diese 
Analogie nicht einwandfrei zu bestätigen vermocht!. 


b. 

Zu einem von dem vorgetragenen wesentlich verschiedenen 
Ergebnis gelangt die andere den Umfang der Erbbaupflicht mehr 
positiv betrachtende Auffassung. 

Darnach hat die Erbbaupflicht nicht bloss die Bedeutung, 
für Erhaltung der überkommenen Kirchenanstalt in ihrem Be- 
stande zu sorgen. Sache der Erbbaupflichtigen ist es vielmehr, 
der auf dem überkommenen Vermögen haftenden Verbindlichkeit 
schlechthin, ohne nähere Bestimmung und Begrenzung, zu ent- 


' Vgl. hierzu insbes. Dernburg, Pandekten I $ 81, 3 C. 
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sprechen. Dies geschieht durch Schaffung von Kirchenanstalten, 
welche dem Zwecke der Pfarrseelsorge Genüge zu leisten ım 
stande sind. Deshalb erstreckt sich die Erbbaupflicht nicht nur 
auf das altvorhandene Kirchengebäude und dessen Erweiterung, 
sondern umfasst auch etwa notwendig werdende Neubauten, wenn 
die überkommenen Kirchen, auch nachdem sie erweitert, nicht 
genügend Raum für den angegebenen Zweck mehr bieten. 

Das allgemeine Interesse, welches in neuerer Zeit der 
Frage nach dem Umfang der Erbbaupflicht sich zuwandte, hat 
sich auch dieser Auffassung angenommen, und wie gegen, so lässt 
sich auch für Ausdehnung der ED im Sinne dieser 
Auffassung streiten. 

Unangesehen der Bestimmung in Art. 31 des Bauedikts 
muss hier zuvörderst mit einem weit hergeholten Argumente ge- 
handelt werden. Der Begriff der rechtlichen Verpflichtung als 
einer durch Staatsgesetze begründeten Notwendigkeit verlangt, 
dass der Verpflichtete alles thun muss, was den Gegenstand der 
Notwendigkeit ausmacht. Kirchengottesdienst muss aber in der 
Regel wenigstens unter Dach gehalten werden. Daraus darf 
man folgern, dass der Baupflichtige zur völligen Erfüllung seiner 
Baupflicht den erforderlichen bedachten Kirchenraum zu stellen 
hat. Das Bauedikt hat darüber allerdings nichts Ausdrückliches 
bestimmt. Wäre der Gesetzgeber aber der Ansicht gewesen, dass 
vom Baupflichtigen nur ein Raum in der Grösse des Ueber- 
kommenen zu stellen sei, dann hätte er wohl kaum die Er- 
weiterung als der Erbbaupflicht unter Umständen obliegend be- 
zeichnen können. Sofern er aber lediglich die durch das bestehende 
(sebäude begrenzte Erweiterung hätte für geboten erklären wollen, 
dann wäre Art. 17 des Bauedikts nicht nötig gefallen. Dieser 
besagt nämlich, dass es unter gewissen Voraussetzungen zur Erb- 
baupflicht gehöre, den erforderlichen Kirchenraum zu stellen, 
nicht nur soweit schon bestehende Kirchen in Betracht kommen, 
sondern auch in der Form ganz neuer vormals noch nie vor- 
handen gewesener Kirchengebäude. 
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Die Auffassung von dem erweiterten Umfang der Erbbau- 
pflicht hat im Grossherzogtum aber auch einen historischen 
Boden. Die vor Erlassung des Bauedikts in Fragen des Kirchen- 
bauwesens in den markgräflichen Landen massgebend gewesene 
Hotratsinstruktion vom 28. Juli 1794 enthält in $ 81 die Be- 
stimmung, jede Bauanordnung solle so erfolgen, dass dem Kirch- 
spiel an seinem nicht bloss auf die gegenwärtige Population, 
sondern auch auf proportionale Volksvermehrung zu berechnenden 
Bedürfnis nichts abgehe. Es wird aber nicht zu bestreiten sein, 
dass dies in denjenigen Fällen der Erbbaupflicht zutreffen würde, 
in denen man der an erster Stelle vorgetragenen (negativen) Auf- 
fassung von deren Umfang den Vorrang vor der letzteren (posi- 
tiven) einräumt. Auch würde die beschränkende Auffassung 
von der Erbbaupflicht in Ansehung der ebenerwähnten Hofrats- 
instruktionsbestimmung nur schwer mit den anerkannten Prinzipien 
des Bauedikts selbst zu vereinigen sein, als welche Sammlung, 
Ergänzung und Vereinigung von Vorhandenem zu einem wohlge- 
ordneten Granzen und Achtung vor älteren Gesetzen zutreffend 
bezeichnet worden sind !. 

Nicht ohne Interesse für die Auffassung vom erweiterten 
Umfange der Erbbaupflicht ist es auch, dass das preussische 
Übertribunal in einem Erkenntnis vom 29. Sept. 1871 ausge- 
sprochen hat, als Erweiterungsbau sei jeder Bau anzusehen, 
welcher wegen Zunahme der einer bestehenden Pfarrei Einge- 
pfarrten vorgenommen wird, ohne Unterschied, ob ein Anbau an 
eın schon vorhandenes Kirchengebäude ausreichend erscheint 
oder ob die Errichtung eines neuen kirchlichen Gebäudes für 
notwendig erachtet wird. | 

Auch diesen die positive Auffassung stützenden Gründen, 
kann man sagen, ist es vergönnt, in ihrer Gesamtheit eine ge- 
wisse Wirkung auszulösen. 


’ Vgl. hierzu Hoffinger, Sammlung badischer Baugesetze S. 624. 
Karlsruhe 1845. 
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6. 


Dies die sich gegenüberstehenden Auffassungen mit Argu- 
mentationen über den Umfang der Erbbaupflicht. Ich vermag 
weder der die Leistungen der Erbbaupflichtigen auf das Objekt 
beschränkenden Auffassung ohne weiteres beizutreten, noch jener 
vom erweiterten Umfang der Erbbaupflicht ganz mich anzu- 
schliessen. 

Bei dem Versuche, auf eigenem Wege an das Ziel einer den 
berechtigten Interessen wie billigen Erwartungen der Beteiligten 
gleichmässig entsprechenden Auffassung zu gelangen, die ins- 
besondere auch mit Rücksicht auf deren praktische Bethätigung 
Aussicht auf Anerkennung hätte, wird die Frage über den Um- 
fang der Erbbaupflicht einer.zutrefienden Lösung um so sicherer 
entgegengeführt werden können, je mehr diese eigenartige Ver- 
pflichtung aus dem Gesichtspunkte ihrer geschichtlichen Entwick- 
lung betrachtet und behandelt wird. Erbbaupflichtige Beziehungen 
zu einer Kirchenanstalt gründen sich ursprünglich in der über- 
wiegenden Mehrzahl der Fälle auf eine der nachfolgenden Lei- 
stungen: 

l. fundatio: Hergabe des Bauplatzes; 

2. aedificatio: Erbauung der Kirchenanstalt bezw. Bestrei- 

tung der Baukosten; 

3. dotatio: Ausstattung der Pfründe; 
oft auch auf alle drei Leistungen in einem Zuge. Diese Lei- 
stungen sind ursprünglich ohne Zweifel aus dem Bestande des 
reinen Privateigentums des Leistenden genommen, verblieben auch 
nachmals in diesem Verhältnis, gaben aber dem Leistenden nicht 
neue Rechte, sondern bildeten einen Akt, durch den die bestehen- 
den Rechte sozusagen geschmälert wurden dadurch, dass mit 
Gründung der Kirchenanstalt dem Gründer und Eigentümer auch 
deren Unterhaltung anwuchs. In dieser Eigenschaft nahm der 
Kirchenherr aber auch Leistungen werkthätiger Frömmigkeit von 
Gläubigen, allerdings unter Wahrung ihres speziellen Zweckes, in 
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Besitz und Genuss, gleichwie ihm die Nutzniessung von kirchen- 
vogteiweise in seine Verwaltung gekommenen Grundbesitzungen 
und Rechten, soweit deren Erträge die Bedürfnisse seiner Kirchen 
überschritten, ungeschmälert zukam. 

In dem Bestande der erbbaupflichtigen Vermögen sind daher 
im allgemeinen drei Gruppen verschiedenen Ursprunges, die aber 
zusammen meist dessen einheitlichen Kern bilden, zu unterschei- 
den: Privatgut, Stiftungsgut, Vogteigut und Vogteirechte. 

Der Grundsatz, dass Privatgut durch Bestimmung seitens 
des Eigentümers mit seinem Ertrage besonderen Zwecken zu 
dienen, seines Charakters damit ohne weiteres entkleidet werde, 
hat allgemein nie gegolten; wohl aber stand prinzipiell fest, 
dass die auf und mit Privatgut gestifteten Kirchen ein Teil 
dieses selbst seien. Und hiervon weitergehend hat sich die Ent- 
wicklung gerade in entgegengesetzter Richtung vollzogen, sodass 
Stiftungsgut samt Vogteigut und -Rechten mehr und mehr ihre 
Eigenschaft, mit ihrem Abwurf besonderen Zwecken zu dienen, 
verloren und in die Privateigentumssphäre des Kirchenherren 
übergingen, wogegen dieser in der Fürsorge, ut ecclesia non 
destruatur, seine Verpflichtung erfüllt hatte. 

Der Abschluss dieser Entwicklung ist auch von den damals 
berufenen und beteiligten Faktoren — altes Deutsches Reich und 
ehemalige deutsche Kirche — sanktioniert worden. Er würde 
indes, wenn er auch nicht als mit und durch die Zeiten fertig 
und berechtigt angesehen werden wollte, schon deshalb nunniehr 
Anerkennung finden müssen, weil es nach Auflösung und Ver- 
schwinden der genannten beiden Faktoren an einem zur Anfech- 
tung legitimierten Subjekte fehlen würde. 

Dieser Kernstock erbbaupflichtigen Vermögens hat Menschen- 
alter hindurch bis in die neueste Zeit herein seinen Zwecken 
leidlich gedient, dabei seinen Besitzern oder Inhabern ausserdem 
oft nicht unbeträchtliche Ueberschüsse abgeworfen, mit deren 
Hilfe ihnen wiederum eine Reihe zum Teil ansehnlicher Erwer- 
bungen gelingen konnte, 
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Hier setzt nun die für den Kreis der erbbaupflichtigen Ver- 
mögen wichtige Frage ein, ob diese — gegen Entgelt gemachte 
— Erwerbungen für die Inhaber der erbbaupflichtigen Vermögen 
und deren Sippen oder für die von ihnen zu verobsorgenden 
Kirchenanstalten gemacht worden sind. 

Der letzteren Annahme widerspricht das geschichtlich ent- 
standene, mit dem gesamten Rechts- und Wirtschaftszustande der 
Zeiten des alten römischen Reiches deutscher Nation gegebene 
eigentümliche oder doch fast eigentumsgleiche Verhältnis der erb- 
baupflichtigen Vermögen zu ihren Besitzern oder Innehabern. 
Diesem zufolge bestand die Beschränkung, welche die Rechte 
dieser Besitzer oder Innehaber als Eigentümer an diesem Ver- 
mögen modifizierten, lediglich in der ihnen obliegenden Fürsorge 
für deren spezielle Zwecke. Das den Bedarf dieser Fürsorge 
Uebersteigende stand dem Inhaber unbeschränkt als eigen zu, 
woraus von selbst folgt, dass die damit gemachten Erwerbungen 
auch in sein Privateigentum übergingen. 

Eine Veranlassung für die Erbbaupflichtigen, den — kann 
man sagen — privateigenen Teil dessen, was sie als ihren Ver- 
mögenskonplex betrachteten, von dem Kirchenzugeeigneten in 
Verwaltung und Genuss zu trennen, lag nach damaliger Auffas- 
sung ebensowenig vor, wie nach heutiger gemeiner Meinung nicht 
als Recht gelten wird, dass ein Privatmann aus seinem Vermögen, 
worüber ihm ein ganz gleichheitliches Verfügungsrecht zusteht, 
einzelne Teile aussondert und sie als besondere Einheit konsti- 
tuiert und verwaltet. Eine derartige Scheidung von Privateigen 
und Kirchenzugeeignetem ist nach Auffassung damaliger Zeiten 
als zwecklos und jeder inneren Begründung entbehrend und darum 
auch selbstverständlich unterblieben. 

Einer Inanspruchnahme der Erwerbungen aus Ueberschüssen 
von kirchenzugeeignetem Gut für die Zweckskirchenanstalten 
müsste aber auch der Nachweis zur Seite stehen, dass die erb- 
baupflichtigen Vermögen zu irgend einer Zeit den betrefienden 
Kirchenanstalten als solchen gehört haben. Dies wird aber nach 
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Friedberg zu verneinen sein, da nach positivem Recht nirgends 
weder die Gesamtkirche in ideeller Auffassung noch die einzelnen 
Kirchenanstalten als solche mit juristischer Persönlichkeit be- 
kleidet waren, deshalb auch als Eigentumssubjekte ausser Betracht 
fallen müssen. 

Dagegen wäre die nicht seltene Thatsache, dass die Erbbau- 
pflicht nur gewisse Teile einer Kirche (z. B. nur den Chor oder 
nur das Langhaus) umfasst, während für die übrigen Teile andere 
Pflichtige in Konkurrenz treten, nicht verständlich zu erklären 
und hätten die von anderen als den Erbbaupflichtigen fast aus- 
nahmslos zu prästierenden Hand- und Spannfrohnden nicht den 
Sinn, den sie haben, hätte man der Erbbaupflicht eine un- 
beschränkte Leistungsfähigkeit auf Grund der Admassierungs- 
möglichkeit ihres Vermögens ansinnen wollen, einsichtigerweise 
ansinnen können, 

Der Auffassung gemäss, dass der die Bedürfnisse der Zwangs- 
kirche übersteigende Abwurf des erbbaupflichtigen Vermögens dem 
Inhaber zustehe, haben auch vordem Kirchenfürsten, unter deren 
Einkommen unbestreitbar auch Erträgnisse von erbbaupflichtigen 
Vermögen sich befanden, wenn sie über Rücklagen aus diesen 
Einkommen verfügten, es für nötig erachtet, zu gunsten von 
diesen Kirchenanstalten jeweils wieder besonders zu verfügen, 
was gewiss unterblieben wäre, wenn diese Ersparnisse oder Er- 
werbungen daraus nicht als ihr ausschliessliches Privateigentum 
angesehen und auch anerkannt worden wären. Nicht weniger 
rerhielten sich auch andere Inhaber erbbaupflichtiger Vermögen 
dauernd und ohne Einspruch von irgend einer Seite als alleinige 
Herren mit unumschränkter Gewalt bei Verfügungen aller Art: 
Teilungen, Veräusserungen etc. 

Und endlich ist mit gutem Grunde geltend gemacht worden, 
es sei ein Anachronismus, vor dem man sich strengdenkender- 
weise hüten müsse, wollte man jetzt Begriffe, im vorliegenden 
Falle, über Pflichten von Verwaltern nicht eigenen Gutes auf 
Zeiten rückdatieren, denen sie durchaus fremd gewesen. 
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Aus diesen Erörterungen über den Kreis der erbbauptlich- 
tigen Vermögen soll sich nicht die Auffassung ergeben, als ob 
lediglich Grundbesitzungen im Sinne und nach Art heutiger Zu- 
stände Gegenstand derselben bilden konnten. Der liegenschaft- 
liche Teil der erbbaupflichtigen Vermögen bildete vielmehr in der 
Regel nur ein Stück des Gesamtvermögenskomplexes, wozu noch 
eine Anzahl von nutzbringenden Herrschafts- und Vermögens- 
rechten aus demselben Grunde wie die Liegenschaften hinzukamen 
(Zehnte, Zinsen, Gülten etc... Die Auslösung dieser erträge- 
liefernden Beziehungen zwischen Berechtigten (Kirchenanstalten) 
und Verpflichteten (Zehnt- etc. Herren) ist aber in Form allen 
Rechtens auf gesetzlichem Wege vollzogen worden und kann des- 
halb die vorwürfige Frage nicht mehr beeinflussen. 


7: 

Die nach dieser Darstellung gegebene Auffassung über den 
Kreis der erbbaupflichtigen Vermögen beschränkt diesen auf den 
nach Ursprung bestimmten und nach Umfang verhältnismässig 
begrenzten Bestand. In diesem seinen Zugehörden nach vielfach 
verschiedenen Bestande und in ihm allein wird die Grundlage zu 
suchen sein, von der aus die Frage nach dem Umfang der Erb- 
baupflicht in Behandlung zu nehmen ist. Der wirtschaftliche 
Wert dieses Bestandes wird allein massgebend sein dürfen für 
erbbaupflichtige Leistungen. Dass dieser Wert je nach Zusam- 
mensetzung des ursprünglichen erbbaupflichtigen Vermögens ver- 
schiedentlich gross sein kann, ist einleuchtend. Wo erbbaupflich- 
tiger Besitz abseits von dem Zuge des grossen Verkehrs liegt, 
wird sein Wert über den Ertragswert nicht sich erheben; wo er 
in ein modernes Entwicklungscentrum hineingezogen wurde, da 
wird ıhım auch die Gelegenheit nicht fehlen, mit seinem Verkehrs- 
wert seinen Ertragswert unter Umständen sehr weit hinter sich 
zu lassen. 

Hieraus wird sich als Selbstfolge ergeben dürfen, dass es 
nicht wohl angeht, für alle in diesen Zusammenhängen möglichen 
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Verhältnisse von vornherein den gemeinsamen Nenner eines ein- 
augen Prinzips aufstellen zu wollen. Unerlässlich geboten scheint 
es vielmehr, von Fall zu Fall die Qualität der Erbbaupflicht nach 
Ihrem Vermögen zu untersuchen und nach dieser Untersuchung 
die Entscheidung über den Umfang der Erbbaupflicht sich ge- 
stalten zu lassen. 

Wer mehr und den Ansprüchen der Beteiligten nach der 
einen oder anderen Seite hin Günstigeres aus der Erbbaupflicht 
ableitet, der erweist — wie mir scheinen will — keiner Partei 
einen Dienst. Der Kirche nicht, weil er sich unterfängt, ihr an- 
zusinnen, sie wolle mehr, als was ihr von Rechts wegen zustehe; den 
Baupflichtigen nicht, weil er sie in den Verdacht bringt, sie seien 
bestrebt, sich den ihnen obliegenden Leistungen auf Kosten Dritter 
zu entziehen; endlich der Allgemeinheit nicht, weil es im In- 
teresse ihrer Wohlfahrt für bedenklich gehalten werden muss, in 
kirchlichen Fragen, in denen ja die höchsten geistigen Interessen 
mit allen Zweigen des öffentlichen wie privaten Lebens sich be- 
rühren, dem Streiten dauernd eine Existenzmöglichkeit zu bieten. 
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Die Staatsgenehmigung zur Errichtung von Kirchen- 
gebäuden in Preussen. 


Von 


Landrath Lohmann in Bersenbrück. 


« 


—— 


Zweiter Theil. 


Die in den verschiedenen Rechtsgebieten der preuss. Monarchie 
sonst und jetzt geltenden Bestimmungen. 


A. Vorbemerkung. 
88. Die Genehmigung im positiven Recht. 


Die bisherigen Ausführungen sind darauf gerichtet, dasjenige 
festzustellen, was nach der Natur der Sache Regel sein müsste. 
Abweichende Bestimmungen aus kirchenpolitischen Gründen zu 
treffen, steht natürlich der Gesetzgebung frei. Viele Gesetz- 
gebungen enthalten keine Bestimmung über unsere Frage, andere 
keine speziellen Festsetzungen. Dann ist die Frage nach den 
gefundenen allgemeinen Gesichtspunkten zu beantworten. 

Soweit in einem Rechtsgebiet den Angehörigen einer Kirche 
keine volle und freie Entfaltung ihrer Kultuseinrichtungen, son- 
dern die Ausübung ihres Gottesdienstes blos in einem sachlich 
und lokal beschränkten und festbestimmten Umfange gewährt ist, 
können ohne staatliche Hoheitsgenelimigung keine neuen Kirchen- 
gebäude errichtet werden. Ist ihnen dagegen „freie Religions- 
übung“ gewährt und findet sich eine beschränkende Bestimmung 
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bezüglich der Stätten dieser Religionsübung nicht, so ist die 
Frage nach dem Erforderniss der Hoheitsgenehmigung zu ver- 
neinen. 

Erfordert eine Gesetzgebung die Staatsgenehmigung zur Er- 
richtung von Kirchengebäuden ohne erschöpfende Einzelbestim- 
mungen, so ist je nach den besonderen Umständen zu ermitteln, 
ob es sich um die Hoheits- oder die Aufsichtsgenehmigung handelt, 
und demgemäss nach den allgemeinen Grundsätzen zu entscheiden, 
auf welche Arten der Kirchengebäude die Vorschrift sich be- 
zieht, und welches die Voraussetzungen für die Erlaubnisserthei- 
lung sind. Dabei wird sich ergeben, dass die beiden Arten der 
Staatsgenehmigung nicht immer in ihrer begriffsmässigen Rein- 
heit auftreten. So finden sich z. B. in Fällen, wo die erforderte 
(Genehmigung im Uebrigen klar als Hoheitsgenehmigung sich 
kennzeichnet, unter den Voraussetzungen ihrer Ertheilung solche 
aufgeführt, welche lediglich in das Gebiet der Aufsichtsgenehmi- 
gung gehören. Oder das Erforderniss der Aufsichtsgenehmi- 
gung ist auf Neuerrichtungen beschränkt, was sich nur durch 
Hineinziehung der Gesichtspunkte der Hoheitsgenehmigung er- 
klärt. Ä 

Diese Inkonsequenzen des positiven Rechts sind offenbar oft 
daraus entstanden, dass der Gesetzgeber nur den Regelfall im 
Auge gehabt hat, in welchem der Kirchenbau von der Kirchen- 
gemeinde ausgeht. 

Immer aber geräth, wie gezeigt werden wird, durch eine 
solche Inkonsequenz der Gesetzgebung die ausführende Praxis 
in Schwierigkeiten. Und dies spricht für die Richtigkeit und 
Nothwendigkeit jener Unterscheidung. 

Bei der Untersuchung, ob es nach den in den verschiedenen 
Rechtsgebieten „sonst geltenden Bestimmungen“ der Aufsichts- 
genehmigung bedurfte, ergab sich eine besondere Schwierigkeit 
aus der Vermischung der staatlichen und kirchlichen Verwaltung, 
welche während der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts fast überall 
in Deutschland stattgefunden hat. 
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Ende des vorigen und Anfang dieses Jahrhunderts fand in 
Deutschland diejenige Behandlung kirchlicher Angelegenheiten 
Eingang, welche man mit dem Schlagwort Staatskirchenthum be- 
zeichnet und welche auf der Anschauung beruhte, dass das 
Kirchenwesen ein Theil der Staatsverwaltung, und dass das 
Kirchengut für kirchliche Zwecke verwandtes Staatsgut sei!. 
Diese Auffassung ist in den einzelnen Staaten mehr oder weniger 
herrschend geworden, und ihre Konsequenzen zeigen sich in den 
Gesetzgebungen in verschiedenem Umfange. 

Bald erfolgte die Verwaltung des Kirchenvermögens un- 
mittelbar durch Staatsbeamte?; bald war den Staatsbehörden die 
ihrer Natur nach im Kirchenregiment liegende Leitung der kirch- 
lichen Vermögensverwaltung übertragen, und zwar entweder un- 
unterscheidbar von ihren sonstigen rein staatlichen Funktionen 
oder als ein Theil des ihnen zur Ausübung überwiesenen Kirchen- 
regiments. 

Befördert wurde diese Vermischung durch den Umstand, 
dass im absoluten Staate der Landesherr unumschränkbar In- 
haber der Staatsgewalt wie der evangelischen Kirchengewalt war. 
Ihm stand es daher frei, auch zur Handhabung der Kirchen- 
gewalt sich der Staatsbehörden zu bedienen. Und die so er- 
langten kirchenregimentlichen Funktionen der Letzteren blieben 
dann oft nicht auf die Evangelischen beschränkt, sondern wurden 
auf die Katholischen ausgedehnt, was sich wohl aus den staats- 
kirchlichen Anschauungen und thatsächlichen Machtverhältnissen 
erklären, aber nicht rechtlich begründen lässt, 

Findet sich daher in einem Reclıtsgebiete für die Errichtung 
von Kirchengebäuden die Aufsichtsgenehmigung einer staatlichen 
Behörde vorgeschrieben, so gilt es zu ermitteln, ob es sich dabei 
um die kirchenregimentliche oder die kirchenhoheitliche Aufsicht 


! Maas a.a. O. S. 596. Meyer, Instit. d. Kirchenrecht S. 8338 Anm. 12. 

® So in Hannover bis 1848 durch die Kirchenkommissarien; so in 
mehreren Staaten der oberrheiuischen Kirchenprovinz die Centralkirchen- 
fonds. 


Lohmann, Staatsgenehmig. z. Erricht. v. Kirchengebäuden in Preussen. 65 


handelt. Nur im letzteren Falle ergiebt sich eine Bejahung 
unserer Frage. 

Diese im Uebrigen durch die Unklarheit der Verhältnisse 
sehr erschwerte Untersuchung wird häufig dadurch erleichtert, 
dass die Bestimmungen über die für Kirchenbauten erforderliche 
(Genehmigung an sich aus älterer Zeit stammen, in welcher noch 
kirchenregimentliche und kirchenhoheitliche Funktionen klar ge- 
schieden wurden, während die spätere Zeit nur die betreffenden 
Zuständigkeiten verändert hat. 


B. Der Rechtszustand in den verschiedenen Gebieten vor 
Inkrafttreten der preuss. Verfassungsurkunde in denselben. 


I. Die Bestimmungen des allgemeinen Landrechts. 
8 9. a) Die Hoheitsgenehmigung. 


Das Allgemeine Landrecht bestimmt in $ 176 II 11: 

„Neue Kirchen können nur unter ausdrücklicher Genehnii- 
gung des Staats erbaut werden.“ 

Was Kirchen im landrechtlichen Sinne sind, erfahren wir 
aus SS 17 u. 18 desselben Titels. Es sind die Gebäude, welche 
von den ausdrücklich aufgenommenen Kirchengesellschaften zur 
Ausübung ihres Gottesdienstes gewidmet sind. Unter Kirchen- 
gesellschaften aber versteht das Allgemeine Landrecht, wie in 
Theorie und Praxis fast allgemein feststeht, die einzelne Kirchen- 
gemeinde, nicht die Kirche als Gesammtkorporation!. „Aus- 
drücklich aufgenommene Kirchengesellschaften“ sind demnach die 
Kirchengemeinden der in dem Religionsedikt vom 9. Juli 1788? 
sog. drei Hauptkonfessionen, Römisch-Katholischen, Reformirten 
und Lutheraner, der letzteren beiden seit der Union jedoch nur, 
soweit sie der evangelischen Landeskirche angehören. Also nur 
diejenigen Gebäude, welche dem Gottesdienst einer evangelischen 


! Koch, Allgemeines Landrecht IV Anm. 25 zuS 11 II 1l. 
* Rabe I 78. 726. 
® Koch a. a. O. 29 zu $ 17. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XT. 1. 7 
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oder katholischen Kirchengemeinde gewidmet sind, heissen im 
Allgemeinen Landrecht Kirchen, nur sie haben die Rechte 
solcher und nur für sie gilt, was das Allgemeine Landrecht 
oder die dasselbe ergänzenden Vorschriften über „Kirchen“ be- 
stimmen. 

Nur für ihre Erbauung verlangt 8 176 cit. die Staats- 
genehmigung. Besondere Bestimmungen treten aber ein bezüg- 
lich der Kirchen und Kapellen der Armen- und anderen Ver- 
sorgungsanstalten. Nach 8 77 II 19 Allg. L.-R. sollen auch sie 
unter Aufsicht der geistlichen Oberen stehen, und der 8 78 ver- 
leiht ihnen „wirkliche Parochialrechte auf die in der Anstalt 
lebenden Personen und ÖOffizianten“. Diesen Anstaltskirchen 
billigt sonach das Staatsgesetz sowohl den Namen wie die 
Stellung der Kirchen zu, und es erlebt sich die Frage, ob denn 
auf diese Gotteshäuser der $ 176 cit. Anwendung findet. Diese 
Frage wird sich indessen einfach dadurch erledigen, dass die An- 
staltskirchen zu der inneren Einrichtung der Anstalten gehören, 
welche nach $ 76 II 19 Allg. L.-R. ohnehin der Genehmigung 
des Staates unterliegt!, 

Neue Kirchen dürfen nicht olıne Staatsgenehmigung erbaut 
werden. Darunter sind offenbar solche nicht mit begriffen, welche 
zum Ersatz anderer dienen, sondern nur Kirchen an Orten ver- 
standen, „wo dergleichen nicht vorhanden gewesen“. Dies folgt 
aus der entsprechenden Fassung des $ 153 im II. Entwurf zum 
Allg. L.-R.?, sowie aus dem im $& 177 a. a. OÖ. gebrauchten 
Ausdruck „neues Kirchensystem“@3. Der Staat nimmt in & 176 


ı Ob die Kirche im Gebiete des Allgemeinen Landrechts auch andere 
gottesdienstliche Gebäude, ohne parochiale Eingliederung als ihrem Gottes- 
dienst dienend anerkennen und weihen kann, ist hier nicht zu erörtern. 
‚Jedenfalls werden die betreffenden Gebäude nicht Kirchen im Sinne des 
Staatsgesetzes und ihre Einrichtung bedarf nicht der Staatsgenehmigung. 

® Jacobson, Evang. Kirchenrecht S. 649. 

° Unter diesem Ausdruck kann nicht eine Kirche mit dazugehöriger 
Gemeinde verstauden sein; zu welcher Annahme das Wort verleitet, das 
ergiebt der ganze Inhalt von $ 177 und die Vergleichung mit SS 237ff. Er 
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eine Mitwirkung nur für die Schaffung einer neuen Kultusstätte, 
nur für eine „Neuerrichtung“, nicht für einen „Ersatzbau® in 
Anspruch. Insofern fällt die erforderte staatliche Erlaubniss 
unter den Gesichtspunkt der Hoheitsgenehmigung. Dem ent- 
spricht es auch, dass in $ 176 die Genehmigung ganz allgemein 
für jeden neuen „Kirchen“-Bau vorgeschrieben wird. Ob dem 
Gesetzgeber die Möglichkeit klar vorgeschwebt hat, dass auch 
ein Privatmann oder Verein eine „Kirche“, d. h. ein für den 
Gottesdienst einer Kirchengemeinde bestimmtes Gebäude her- 
stellt, ist zweifelhaft. Unbedingt aber muss die Vorschrift auch 
auf einen solchen Fall angewendet werden. Dies entspricht so- 
wohl dem Wortlaut als der klar erkennbaren Absicht des Gesetz- 
gebers, jede Vermehrung der öffentlichen Kultusstätten von staat- 
licher Erlaubniss abhängig zu machen. 

Der folgende $ 177 hat dann offenbar nur den Regelfall 
im Auge, in welchem eine Kirchengemeinde als Bauherr auf- 
tritt, und hier wird der Standpunkt der reinen Hoheitsgenehmi- 
gung insofern verlassen, als unter den Voraussetzungen für die 
Ertheilung der Erlaubniss auch der Nachweis „hinlänglicher 
Mittel zum Bau ohne besorglichen Ruin der Mitglieder“ genannt 
ist. Die übrigen Voraussetzungen: „erhebliche Gründe der Noth- 
wendigkeit oder des Nutzens, hinlängliche Mittel zur Unterbaltung 
der Kirche“ und die Sicherheit, dass „die Rechte oder vom 
Staate genehmigten Verfassungen anderer schon vorhandener 
Kirchengesellschaften nicht beeinträchtigt werden“, entsprechen 
den Rücksichten, welche für das Erfordern der Hoheitsgenehmi- 
gung überhaupt bestimmend sind (oben $ 6 ]). 

Es fragt sich noch, in welchem Stadium der Errichtung 
einer neuen Kirche die Staatsgenehmigung erforderlich wird. Aus 
der Natur der Hoheitsgenehmigung folgt, wie oben (8 6) gezeigt, 
dass sie erst vor Ingebrauchnahme bezw. Einweihung der Kirche 


kann aber auch nicht eine neue bloss zum Ersatz einer alten gebaute Kirche 
bezeichnen sollen. Es muss also wohl „neue Kultusstätte* bedeuten, even- 
tuell mit den daselbst funktionirenden Kirchenbeamten. 


nr 
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einzutreten brauchte. Abweichend verlangt $ 176, wenn er sagt: 
„neue Kirchen können nur unter ausdrücklicher Genehmigung 
erbaut werden“, die Einholung der Genehmigung offenbar vor 
Inangriffnahme des Baues. Wenn die Gemeinde selbst als Bau- 
herr auftritt, so ist dies Verlangen berechtigt — zumal nach 
& 177 dann das Moment der Aufsichtsgenehmigung hinzutritt — 
und durchführbar (s. oben 8 6 III). Weder gerechtfertigt noch 
durchführbar dagegen ist es, sobald die Beschaffung des Gebäudes 
von einem Privaten etc. ausgeht. Hier könnte man nur in dem 
Falle daran denken, den $ 176 schon vor Beginn des Baues zur 
Anwendung zu bringen, wenn der Erbauer sich bereits bindend 
verpflichtet hat, das Gebäude dem Gottesdienst einer Kirchen- 
gemeinde zu überweisen. Anderenfalls handelt es sich zweifellos 
zunächst nur um einen Privatbau, und die Vorschrift des & 176 
wird von Bedeutung frühestens in dem Augenblick der Ueber- 
nahme des Gebäudes durch die Gemeinde; gerade wie in dem 
Falle, wo ein nicht für den gottesdienstlichen Zweck erbautes, 
aber geeignetes Gebäude von der Gemeinde für diesen Zweck 
erworben bezw. hergerichtet wird!. 

Der eit. $S 176 schreibt also eine Staatsgenehmigung vor nur 
für die Neuerrichtung, nicht für den Wiederaufbau von Kirchen- 
gebäuden, und zwar ist diese Genehmigung ihrer eigentlichen 
Natur nach eine Hoheitsgenehmigung, wenn auch in gewisser 
Weise (wie oben gezeigt) beeinflusst durch Gedanken der Auf- 


sichtsgenehmigung. 


$ 10. b) Staatliche Aufsichtsgenehmigung. 


Die in $S 176 cit. erforderte Staatsgenelmigung ist, wie ge- 

zeigt, ihrer eigentlichen Natur nach eine Hoheitsgenehmigung. 
Wenn sie jedoch für Kirchenbauten, welche von einer Kirchen- 

gemeinde ausgehen, ertheilt wird, so enthält sie zugleich eine 


Aufsichtsgenehmigung, da Voraussetzungen der letzteren bei ihrer 


! Zu einer Gleichmässigkeit in der Praxis ist es bisher nicht gekomnien. 
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Ertheilung erfüllt sein müssen. Hierdurch ist dem Interesse der 
staatlichen Aufsicht über die kirchliche Vermögensverwaltung in 
gewisser Weise für den Fall einer Neuerrichtung genügt. Eine 
eigentliche staatliche Aufsichtsgenelimigung zur Errichtung von 
Kirchengebäuden, welcher es also insbesondere auch bei Ersatz- 
bauten bedürfte, kennt das Allgemeine Landrecht nicht!. 

Dagegen haben die Praxis wie die Litteratur ein solches 
Recht der Aufsichtsgenehmigung in ausgedehntestem Maasse be- 
züglich evangelischer und katholischer Kirchenbauten für die 
Staatsbelörden in Anspruch genommen? und zwar in Anlehnung 
an die 8S 704ff. II 11 Allg. L.-R. Es ist zu untersuchen, ob 
und wie weit dies den geltenden Bestimmungen entsprach, und 
ob es sich dabei um eine staatliche Aufsichtsgenehmigung 
handelte. 

Die 85 704ff. cit. erfordern für erhebliche kirchliche Bauten 
— also auch für die hier interessirende Errichtung von Kirchen- 
gebäuden — die Genehmigung der „geistlichen Obern“. Das 
Rechtssystem des Allgemeinen Landrechts unterschied nun mit 
voller Klarheit Rechte des Staates, ius circa sacra, vertreten 
durch ein Organ.des Staates, und Rechte der Kirchen, jus sa- 
crorum, vertreten durch Konsistorien und Bischöfe?®. Die „geist- 
lichen Obern“, deren Genehmigung jene 88 704ff. vorschrieben, 
waren mithin zur Zeit des Allgemeinen Landrechts Konsistorien * 
und Bischöfe, das Genehmigungsrecht ein kirchenregimentliches, 
ein Theil des ius sacrorum. 


! Kraft der ihm nach $ 161ff. zustehenden Oberaufsicht würde der 
Staat auch bei Bauten untersagend einschreiten können. 

® Billitz, Handb. d. preuss. Kirchenrechts S. 203 und 411. Meier, 
Preuss. Kirchenrecht 8. 303 Anm. 298. : 

8 Denkschrift des Evang. Oberkirchenraths von 1852 bei Vogt, Preuss. 
Kirchenrecht S. 37. — Richter in Dove’s Zeitschrift I S. 118, vgl. z. B. die 
$$ 180, 238, 709, in welchen die „geistlichen Obern“ dem „Staate“, bezw. 
den „weltlichen Obern“ geradezu gegenübergestellt werden. 

* Bezw. die anderen kirchlichen Oberbehörden. Siehe Jacobson Kirchen- 
recht S. 151. 
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Jene Auffassung nun, nach welcher die Genehmigung zu 
kirchlichen Bauten nicht mehr deu Bischöfen und Konsistorien, 
sondern den Provinzialregierungen zustehen sollte, berief sich 
auf & 18 Reg.-Instr. vom 23. Okt. 1817 (G.-S. S. 248). 
Dieser $ 18 und ihn ergänzend 8 9 der Instruktion für die 
Provinzialkonsistorien vom gleichen Tage (G.-S. S. 237) über- 
weisen die Verwaltung der äusseren Angelegenheiten aller Kon- 
fessionen, insbesondere die Aufsicht über die Verwaltung des 
Kirchenvernögens den Regierungen. 

Hiermit, meint man, seien alle Einzelbefugnisse der Ver- 
mögensaufsicht, welche das Allgemeine Landrecht den „geistlichen 
Obern“ zuweist, darunter die Baugenehmigung der SS 7041f., auf 
die Regierungen übergegangen. Dies liesse sich in zweifacher 
Art denken. Entweder sind durch die angeführte Bestimmung 
unter Abänderung des landrechtlichen Kirchenrechts jene Auf- 
sichtsbefugnisse den geistlichen Obern entzogen und dem Staate 
übertragen, sie sind aus kirchenregimentlichen zu kirchenhoheit- 
lichen gemacht; oder aber sie sind kirchenregimentliche geblieben 
und nur die Ausübung dieses Theils des Kirchenregiments_ ist 
den Regierungen überwiesen. 

Die erste dieser beiden Auffassungen stellt sich indessen bei 
näherer Betrachtung bald als unhaltbar heraus. 

Die fraglichen Instruktionen von 1817 hatten zum Gegen- 
stande eine Behördenorganisation, eine Vertheilung der vom 
Staate wahrzunehmenden Funktionen auf seine Behörden, aber 
nicht eine materielle Rechtsbildung. Es ist deshalb durchaus 
unzulässig, ihnen — wo dieselbe nicht klar und unzweideutig aus- 
gesprochen ist — die Absicht unterzulegen, grundlegende Be- 
stimmungen des Allgemeinen Landrechts abzuändern, so lange 
eine andere Erklärung der fraglichen Vorschriften irgendwie 
möglich erscheint. 

Die Auffassung, dass das landrechtliche Kirchenrecht in 
dieser Hinsicht eine Abänderung erfahren habe, ist auch meines 
Wissens niemals aufgestellt worden. In keiner Ausgabe des 
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Allgemeinen Landrechts finden sich an den betreffenden Stellen 
die Worte „geistliche Obern“ etwa durch „weltliche Obern® ersetzt. 
Es pflegt nur in den Anmerkungen darauf hingewiesen zu werden, 
dass „geistliche Obern“ in diesen Fällen die Regierungen seien. 

Damit kommen wir zu dem zweiten Punkte der oben prä- 
zisirten Alternative. 

Was zunächst die evangelische Kirche angeht, so sind un- 
zweifelhaft die betreffenden Aufsichtsbefugnisse kirchenregiment- 
liche geblieben, und in dieser Eigenschaft auf völlig legalem 
Wege — ohne Abänderung des Allgemeinen Landrechts — kon- 
tinuirlich auf die Regierungen übergegangen. 

„Geistliche Obern“ der Protestanten waren zur Zeit des 
Allgemeinen Landrechts die Konsistorien etc. und zwar als Or- 
gane des summus episcopus, des Landesherrn. Als Letzterer, 
wozu er zweifellos befugt war, die Konsistorien etc. im Jahre 
1808 aufhob, da fielen die sämmtlichen kirchenregimentlichen 
Befugnisse auch ihrer Ausübung nach an ilın selbst zurück. Er 
übertrug dieselben nun zunächst in der Uentralinstanz an den 
Minister des Innern und zwar unter ausdrücklicher Scheidung 
derselben von dem Kirchenhoheitsrecht!. Dieses Unterschiedes 
blleb man sich auch bis zur Regelung der Provinzialbehörden 
im Jahre 1817 klar bewusst, wie & 15 der Verordnung vom 
30. April 1815° sowie $& 3 Kons.-Instr. vom 23. Okt. 1817 


! Publikation vom 16. Dez. 1808 (G.-S. S. 361), Verordnung vom 26. Dez. 
1808 (G.-S. S. 464) und Verordnung vom 27. Okt. 1810 (G.-S. S. 3). In 
letzterer werden nebeneinander gestellt: 

l. alle Rechte der obersten Aufsicht und Fürsorge des Staates in Bezug 
auf die Religionsübung (ius circa sacra), wie diese Rechte das Allgemeine 
Landrecht bestimmt ; 

2. nach Maassgabe der den verschiedenen Religionsparteien zugestandenen 
Verfassung durch die Konsistoriulrechte (ius sacrorum) namentlich in 
Absicht der Protestanten nach Anl. des Allgemeinen Landrechts. 

2 Wegen verbesserter Einrichtung der Provinzialbehörden (G.-S.S.85). 
Der $ 15 will den Konsistorien überweisen: die Konsistorialrechte in Rück- 
sicht auf die Protestanten (vgl. Anm. 1 unter 2) und die „landesherrlichen 
Rechte circa sacra* in Rücksicht auf die Katholiken. 
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zeigt. Bei dieser Behördenorganisation wurde nun nicht, wie in 
& 15 der Verordnung vom 30. April 1815 vorgesehen war, die 
provinzialinstanzliche Ausübung des gesammten Kirchenregiments 
den Konsistorien, sondern diesen nur die sog. Interna, die Ex- 
terna dagegen den Regierungen zugetheilt!. Zu den Externis 
gehörten alle die in Rede stehenden Befugnisse der „geistlichen 
Obern“ hinsichtlich der Vermögensverwaltung, darunter die Auf- 
sichtsgenehmigung zu Kirchenbauten aus 88 704fl. Den Re- 
gierungen stand also seit 1817 die Ertheilung der Aufsichts- 
genehmigung hinsichtlich der evangelischen Kirchenbauten kraft 
rechtlicher Bestimmung zu, aber sie stand ihnen zu nicht als 
staatlichen, sondern als kirchenregimentlichen Behörden®. Die 
(zenehmigung blieb eine kirchenregimentliche. 

Anders aber stand es bezüglich der Katholiken. Die kirchen- 
regimentlichen Befugnisse über sie konnten nicht auf demselben 
Wege wie die protestantischen an die Regierungen gelangen. 
Das Kirchenregiment lag unbezweifelt in den Händen der Bischöfe; 
der Landesherr konnte nicht darüber verfügen®. 

Er hat dies aber auch im Jahre 1817 gar nicht beabsichtigt. 
Welche auf die Kirchen bezüglichen Rechte bei Organisation 
der Provinzialbehörden überhaupt ihrer Ausübung nach geregelt 
werden sollten, geht klar aus dem mehrerwähnten 8 15 der Ver- 
ordnung vom 30. April 1815 hervor. Es waren „in Rücksicht 
auf die Protestanten die Konsistorialrechte“, „in Rücksicht auf 
die Römisch-Katholischen die landesherrlichen Rechte cırca sacra®. 
Die Ausübung eines ius sacrorum bezüglich der Katholiken konnte 
und wollte der König nicht vergeben. In dieser Hinsicht ist der 
Standpunkt bis 1817 in keiner Weise verändert, nur die Ver- 


ı 8 9 der Konsistorial- und $ 18 der Regierungsinstruktion. 

®? Es lag nur eine faktische Vereinigung staatlicher und kirchlicher 
Fuuktionen in der Hand einer Behörde vor, wie es nach den Verordnungen 
von 1808 und 1810 schon bei dem Min. d. I. der Fall war. 

® Das Allremeine Landrecht kennt keine Episkopalgewalt des Künigs 
über die kath. Kirche. Siehe Friedberg, Grenzen zw. Staat und Kirche. 
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theilung der Geschäfte auf die einzelnen Behörden wurde eine 
andere als man ursprünglich beabsichtigte. 

Befugnisse, bezüglich der katholischen Vermögensverwaltung, 
welche das Allgemeine Landrecht den „geistlichen Obern“ zu- 
spricht, sind daher durch die Instruktionen des Jahres 1817 auf 
die Regierungen nicht übergegangen. Die ihnen (in $ 9 bezw. 
18 das.) zugewiesene Aufsicht über die Verwaltung des Kirchen- 
vermögens kann hinsichtlich des katholischen nur diejenige sein, 
welche allein dem Landesherrn zustand, d. h. nicht die kirchen- 
regimentliche, sondern die kirchenhoheitliche (88 161ff. II 11 
Allg. L.-R.). 

Die Ertheilung der in $$ 704ff. vorgeschriebenen Aufsichts- 
genehmigung zur Errichtung katholischer Kirchengebäude stand 
mithin auf Grund der geltenden Bestimmungen nach wie vor 
den Bischöfen und nicht den Regierungen zu. 

Wenn die Letzteren in der Praxis dennoch jene Befugniss 
übten !, so entsprach dies nicht den geltenden Bestimmungen, 
sondern war lediglich eine thatsächliche Gestaltung der Dinge, 
wie sie den staatskirchlichen Neigungen und den Machtverbhält- 
nissen jener Zeit entsprach. Eine gewisse rechtliche Begründung, 
könnte man in dem kirchenhoheitlichen Aufsichtsrecht der Re- 
gierungen finden wollen. 

Aus diesem allgemeinen Oberaufsichtsrecht, wie es in den 
ss 161 ff. II 11 Allg. L.-R. formulirt ist, kann indessen das Er- 
forderniss ausdrücklicher Genehmigung in Fällen, in welchen die- 


ı Ob dies allgemein geschah und seit welcher Zeit, ist mir nicht be- 
kannt. Dass in Posen die den geistlichen Obern zustehenden Rechte zum 
Theil durch die Regierungen ausgeübt seien, erklärt das Regulativ vom 
19. Nov. 1850 (Min.-Blatt d. J. 1851 S. 32) in No. 3 mit den dortigen 
besonderen Verhältnissen. — Schon sehr bald wurde die Regelung des 
Interimistikums auch in kath. Bausachen für die Regierungen in Anspruch 
genommen. Min.-Reskr. vom 21. Januar 1817 (Kamptz, Jahrbuch IX S. 9) 
Für unsere Frage besagt dies Reskript nichts — noch weniger die anderen von 
Billitz und Meier herangezogenen Erlasse — denn das Bauresolut gehört seiner 
ganzen Natur nach viel mehr zum Bereich der Staatsbehörden als die ein- 
fache Aufsichtsgenehmigung, 
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selbe nicht besonders vorgeschrieben ist, nicht hergeleitet werden. 
In der Praxis war das Bewusstsein von der wirklichen Lage der 
gesetzlichen Vorschriften verloren gegangen. Man nahm an, die 
in den $S 704ff. vorgesehene Aufsichtsgenehmigung stehe bei 
evangelischen und katholischen Kirchenbauten den Regierungen 
zu, letztere aber werden, da sie ja in erster Linie Staatsbehörden 
waren, bei Ertheilung der Genehmigung zu evangelischen wie 
katholischen Bauten nicht minder die staatlichen, als die kirch- 
lichen Interessen berücksichtigt haben. Thatsächlich konnte 
es also im landrechtlichen Gebiet nicht zur Errichtung eines 
evangelischen oder katholischen Kirchengebäudes kommen, bevor 
eine staatliche Aufsichtsgenehmigung vorlag. 

Es ist aber festzuhalten, dass es nach den geltenden 


Bestimmungen — abgeselıen von der Eingangs dieses Para- 
graphen erwähnten Besonderheit — der Aufsichtsgenehmigung 


Seitens einer Staatsbehörde für katholische Kirchenbauten nicht 
bedurfte, und dass auch die Aufsichtsgenehmigung für evangelische 
Kirchenbauten, obwohl sie nach dem geltenden Recht von einer 
staatlichen Behörde ertheilt wurde, doch begrifflich und nach den 
niemals beseitigten Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts 
eine kirchenregimentliche war. 


8 11. c) Das Verhältniss der einzelnen Landestheile 
zu den landrechtlichen Bestimmungen. 


I. Für das ganze Geltungsgebiet des Allgemeinen Landrechts 
ist unsere Frage übereinstimmend zu beantworten. Die vielfach 
vertretene Anschauung, dass in allen Angelegenheiten, bei welchen 
das öffentliche Interesse irgendwie betheiligt sei, die landrecht- 
lichen Bestimmungen trotz der Vorschrift in No. III des Pub- 
likations-Patents allem Partikularrecht vorgingen, ist zwar nicht 
unbestritten!. Dies kann aber hier unerörtert bleiben, da pro- 


! Koch, Allgemeines Laudrecht I S. 4 Anm. 9. 
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vinzialrechtliche Bestimmungen von Interesse für unsere Frage 
nicht existiren!. 

II. Es ist nun andererseits behauptet worden, dass die 
staatsrechtlichen Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts — 
und zu diesen muss unser & 176 II 11 zweifellos gerechnet 
werden — nicht auf das sog. Geltungsgebiet des Allgemeinen 
Landrechts beschränkt, vielmehr für das gesammte Staatsgebiet 
gültig seien, da ein einheitlicher Staat nur ein einheitliches Staats- 
recht haben könne?. 

In Konsequenz dieser Ansicht wäre anzunehmen, dass auch 
in unserer Frage die landrechtlichen Bestimmungen in allen seit 
1815 mit der Monarchie verbundenen Gebieten ohne Weiteres 
an die Stelle des bisherigen Rechts getreten seien. Die Praxis 
und die überwiegende Mehrzahl der in Betracht kommenden 
Schriftsteller hat dies nicht angenommen, und das frühere Recht 
ist auf dem linken Rheinufer sowohl wie in den 1866 erworbenen 
Ländern nach der Einverleibung thatsächlich in Geltung geblieben. 
Dies festzustellen muss hier genügen, da jene grundsätzliche 
Frage im Rahmen dieser Arbeit nicht zur Erörterung gelangen 
kann. 


II. Die Bestimmungen des französischen Rechts. 


& 12. a) Vorbemerkung. 


Im linksrheinischen Theile der Rheinprovinz hat unsere 
Frage durch die bis zum Jahre 1815 ergangenen französischen 
Gesetze und Dekrete eine wenigstens bezüglich der katholischen 
Kirchenbauten sehr eingehende Regelung erfahren; und bei dem 
zu jener Zeit entwickelten Rechtszustande ist es daselbst im 
Wesentlichen bis in die neueste Zeit geblieben. 

! Die Genehmigung aus $$S 704ff. wird in einigen (febieten unter 
Umständen für nicht erforderlich erklärt, vgl. Vogt 8. 480 (Östpreussen), 
S. 479 (Kurmark); Meier S. 276 (Schlesien), Kabinetsordre vom 11. Juli 
1875 (G.-S. S. 485). Da diese Genehmigung indessen eine kirchenregimentliche 
und keine staatliche ist, so haben die Bestimmungen für uns kein Interesse. 


2 Vgl. z.B. die 1838 in Berlin erschienene Schrift: „Was ist Kirchen- 
Staatsrecht in der preuss. Rheinprovinz ?“ 


76 Abhandlungen. 


& 13. b) Staatsgenehmigung zur Errichtung 
katholischer Kirchengebäude. 


I. Eine besondere Begriffsbestimmung der Kirchen oder 
Kirchengebäude giebt das französische Recht nicht. Wir be- 
dürfen einer solchen auch nicht. Da die uns interessirenden 
Bestimmungen nicht allgemein für Kirchen oder Kirchengebäude, 
sondern für die einzelnen Arten derselben besonders aufgestellt 
sind. Es sind dies dieselben Arten, wie sie allgemein unter- 
schieden werden (oben & 3); eine besonders mannigfaltige Aus- 
dehnung aber hat das Institut der „parochialen Nebenkirchen“ 
($ 3 I 2) gefunden. Man unterscheidet Vikariats-Kapellen 
(chapelles vicariales), Kommunal-Kapellen (chapelles coınmunales 
ou simples), Hülfs- Kapellen (chapelles de secours) und Annex- 
kirchen (annexes). Eines Eingehens auf die Unterschiede dieser 
Kapellen im Einzelnen bedarf es hier nicht!; nur darauf sei hin- 
gewiesen, dass die Annexe nicht wie die anderen Kapellen Ein- 
richtungen einer ganzen Kommune, sondern auf Verlangen eines 
Theils der höchstbesteuerten Gemeindemitglieder gegen Ueber- 
nahme der Unterhaltungspflicht gegründet sind. 

II. Die französische Gesetzgebung kennt eine ziemlich im 
Sinne unserer allgemeinen Ausführungen (oben $ 6) gestaltete 
Hobeitsgenehmigung. Sie erfordert dieselbe für die Errichtung 
aller Arten von Kirchengebäuden, und zwar nur für Neuerrich- 
tungen, und nicht bereits für die Beschaffung des Gebäudes, 
sondern erst für dessen Widmung zum gottesdienstlichen Ge- 
brauch. 

a) Die klarste Bestimmung findet sich für Hauskapellen und 
Privatoratorien, zu welchen nach dem Dekret vom 22. Dez. 1812° 
Anstaltskapellen aller Art gehören, Art. 44 der sog. Organischen 
Artikel vom 18. Serminal X schreibt nämlich vor: „Haus- 


ı S. darüber Hinschius, System IV S. 313 Anm. 8. 

2 Instruktion vom 11. März 1809. Dursy, Staatskirchenrecht I S. 201 
und 209, 

® Dursy I S. 212. * Dursy IS. 49. 
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kapellen und Privatoratorien können nur auf Antrag des Bischofs 
mit ausdrücklicher Erlaubniss der Regierung errichtet werden“, 
Zweifellos sind hiervon nur Neuerrichtungen betroffen; und mit 
einiger Sicherheit lässt sich annehmen, dass die (enehmigung 
nicht schon für die Beschaffung der Baulichkeit, sondern erst 
für die Widmung bezw. Ingebrauchnahme zum Gottesdienst er- 
fordert wird. Hierfür spricht — abgesehen von den in der Natur 
der Sache liegenden Gründen — Art. 8 des Dekrets vom 
22. Dez. 1812, welcher nur „die ohne Ermächtigung zum Gottes- 
dienst benutzten Privatkapellen und Oratorien“ mit polizeilicher 
Schliessung bedroht!. Voraussetzung für die Ertheilung der 
Genehmigung ist „eine gegründete Veranlassung“ (Art.3 a. a. O.). 
Diese Gründe müssen gewichtige sein, wenn die Neugründung in 
einer Stadt erfolgen soll; die Bestimmung des Art. 5 a. a. O,, 
dass in Städten die Genehmigung nur für „die Lebensdauer des 
betreffenden Individuums“ ertheilt werden dürfe, ist offenbar nur 
auf Privatkapellen im engsten Sinne, nicht aber auf Anstalts- 
kirchen (Art. 2 a. a. O.) zu beziehen. 

b) Für die Errichtung einer parochialen Nebenkirche (chapelle 
und annexe; vgl. oben unter No. 1) bedarf es der Genehmigung 
des Landesherrn?. Dieselbe wird nur ertheilt, wenn ein dringen- 
des Bedürfniss in Folge allzugrosser Ausdehnung der Pfarrei 
oder besonderer Verkehrserschwernisse dazu vorliegt, und wenn 
die Kosten des Gottesdienstes, insbesondere auch der Unterhalt 
des anzustellenden Vikars oder Kaplans gesichert sind. Diese 
Sicherstellung muss erfolgt sein durch einen Beschluss des Ge- 
meinderaths, bei Annexen durch einen Verpflichtungsakt der 
Antragsteller (s. oben No. 1). Immer muss eine Aeusserung des 
Gemeinderaths über die Nothwendigkeit bezw. Nützlichkeit der 
Einrichtung vorliegen, welche auch vom Bischof und dem Prä- 
fekten zu begutachten ist. Der Letztere muss sich namentlich 


ı Vgl. auch Art. 4 das. 
® Art. 10 und 12 des Dekrets vom 30. Sept. 1877. Dursy I S. 200 
und 209. 
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über die Leistungsfähigkeit der Personen äussern, welche von den 
entstehenden Kosten betroffen werden!. Dass keine Ueberlastung 
derselben eintritt, ist wesentliche Voraussetzung für die Erthei- 
lung der Erlaubniss®. 

Auch das Dekret vom 30. Sept. 1807 versteht unter „Er- 
richtung“ (&tablissement bezw. @rection) von Kapellen und An- 
nexen, für welche es die Staatsgenehmigung erfordert, unzweifel- 
haft nicht die Beschaffung der erforderlichen Gebäude, sondern 
die Widmung derselben für den Gottesdienst, oder genauer die 
Einrichtung eines solchen (Kapellen- oder Annexen-) Gottes- 
dienstes in entsprechenden Gebäuden. Dies erkennt man, sobald 
man das Dekret und die Vollzugsinstruktion? zu demselben im 
Zusammenhange liest. Beide Erlasse setzen offenbar sogar als 
den normalen Fall denjenigen voraus, dass für den einzurichtenden 
Gottesdienst ein Gebäude gar nicht besonders beschafft zu werden 
braucht, sondern dass ein solches bereits zur Verfügung steht. 
Dabei ist an die — anscheinend zahlreich vorhanden gewesenen 
— in den letzten unruhigen Jahren supprimirten Hülfspfarrkirchen 
gedacht‘. Von der Einräumung solcher für den beantragten 
Gottesdienst spricht die Instruktion; aber weder sie noch das 
Dekret erwähnen eine anderweite Beschaffung des Gebäudes. 
Völlig korrekter Weise wird die Beschaffung der Bauliclıkeit als 
eine von dem ctablissement de la chapelle zu sondernde Privat- 
angelegenheit behandelt, für welche es der Hoheitsgenehmigung 
nicht bedarf°. 

c) Dieser Standpunkt des französischen Rechts erklärt es, 
dass sich eine Bestimmung über die Genehmigung zur Errichtung 
von Diözesan- und Pfarrkirchen nicht findet, obwohl doch zweifel- 


! Dekret vom 30. Sept. 1807 und Instruktion vom 11. März 1809 
Dursy 1 S. 200 und 2091. 

* Cirkular vom 11. Okt. 1811, Dursy IT S. 204. 

®? S. vorletzte Anm. 

* Vgl. Art. 12 Abs. 3 der Instruktion vom 11. März 1809. 

° S. oben $ 6, wegen der etwaigen Aufsichtsgenellmigung s. unten. 
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los da, wo die Errichtung kleinerer (zotteshäuser an Staats- 
erlaubniss geknüpft ist, grössere nicht ohne solche entstehen 
sollen. 

Da der Gesetzgeber nun aber der Beschaffung der gottes- 
dienstlichen Gebäude an sich ganz gleichgültig gegenübersteht, 
ihm hier also nur darum zu thun ist, dass keine neue Kultusstätte 
für Pfarr- oder Diözesan-Gottesdienste ohne Staatserlaubniss ein- 
gerichtet wird, so kann er sich damit begnügen, die Errichtung 
einer neuen Diözese oder Pfarrei von der Ermächtigung der 
Regierungen abhängig zu machen. Letzteres ist bezüglich der 
Haupt- und Hülfspfarreien ausdrücklich geschehen in Art. 62 
der org. Artikel vom 18. Germinal X. Bezüglich der Diözesen 
ergiebt sich das Erforderniss staatlicher Mitwirkung daraus, dass 
gesetzlich (Art. 58 a. a. O.) eine bestimmte Anzahl von Diözesen 
festgesetzt ist. In der staatlichen Erlaubniss zur Errichtung 
einer neuen Pfarrei oder Diözese liegt die Genehmigung zur 
Einrichtung einer entsprechenden Kultusstätte, mit anderen 
Worten, zur Errichtung einer Pfarr- oder Diözesankirche. Diese 
Genehmigung wirkt fort, auch wenn der Kirchenbau erst später 
als die Errichtung der Pfarrei erfolg. Wenn umgekehrt die 
Kirche früher fertig gestellt ist, so darf doch ihre Einweihung 
nicht erfolgen, bevor die Errichtung der neuen Pfarrei oder 
Diözese genehmigt bezw. angeordnet ist!. 

3. Die Aufsichtsgenehmigung tritt, wie es ihrer Natur ent- 
spricht (s. oben & 7), auch nach französischem Recht nur ein, 
wenn irgend ein kirchliches Organ die Beschaffung eines neuen 
Kirchengebäudes unternimmt, unabhängig aber davon, ob es sich 
um eine Neuerrichtung oder um einen Ersatzbau handelt. Sie 
muss eingeholt werden vor Beginn des Baues. Die Regelung 
der Aufsichtsgenehmigung ım französischen Recht hängt zusammen 
mit der demselben eigenthümlichen Regelung der kirchlichen Ver- 
mögensverwaltung und Vertheilung der Baulast. Die diesbezüg- 


"Vgl. Geigel, Staatskirchenrecht S. 36 f. 


80 Abhandlungen. 


liche Organisation muss im Allgemeinen hier als bekannt voraus- 
gesetzt werden. Wird der Neubau einer Kathedrale erforderlich, 
so ist nach Art. 107 des Dekrets vom 30. Dez. 1809! zu ver- 
fahren. Der Bischof hat den Präfekten des Departements in 
Kenntniss zu setzen unter Nachweisung der aus der Kathedral- 
fabrık für den Bau verfügbaren Mittel. Der Präfekt berichtet 
nach Aufstellung eines Voranschlages an den Minister des Innern 
unter gleichzeitiger Benachrichtigung des Kultusministers. Ist 
der Bau nothwendig und dringend, so stellt der Minister des 
Innern die ersten Geldmittel zur Verfügung, welche demnächst 
von den Departements der betreffenden Diözese zu erstatten 
sind (Art. 110, 106 a. a. O.). 

In dieser Anweisung der Geldmittel liegt die Ertheilung der 
staatlichen Genehmigung für den Bau. 

In analoger Weise wird dieselbe bei Neubauten der für den 
Kultus einer Parochie bestimmten Gebäude erfordert und ertheilt 
(Art. 92ff. a. a. O.), sobald wegen Unzulänglichkeit der Fabrik- 
mittel die Civilgemeinde Zuschüsse zu leisten hat. Der Präfekt? 
lässt einen Kostenanschlag fertigen und verfügt, wenn sich die 
Nothwendigkeit ergeben hat, nach Prüfung des Gemeindebudgets, 
dass der Bau auf Kosten der Gemeinde erfolgen soll. Diese 
Verfügung wird natürlich nur ergehen, wenn die Nothwendigkeit 
des Baues in einem entsprechenden Verhältniss zu der Leistungs- 
fähigkeit der Gemeinde steht. 

Ob Wiederaufbauten von Nebenkirchen von dem Fabrikrathe 
der Hauptkirche besorgt werden oder von einem besonderen 
Fabrikrathe der Nebenkirche, ist eine Streitfrage®, auf welche 
hier nicht einzugehen ist. Unter allen Umständen bedarf es hier 
ebenfalls der Mitwirkung der Staatsbehörden, gemäss Art. 92ff. 
des Dekrets, sobald eine Civilgemeinde Zuschüsse zu leisten hat. 


! Dursy I S. 119. 

® Kommt eine grössere Kommune in Betracht unter landesherrlicher 
Genehmigung (Art. 10 a. a. O.). 

® Vgl. Vandenesch, Kapellen etc. S. 25. 
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S 14. c) Staatsgenehmigung zur Errichtung 
evangelischer Kirchengebäude. 


Die Vorschriften des französischen Rechts sind hier weniger 
eingehend. Indessen ist anzunehmen, dass es der Staatsgeneh- 
migung zur Errichtung evangelischer Kirchengebäude genau in 
demselben Umfange bedarf wie zur Errichtung katholischer. Nach 
den protestantischen organischen Artikeln vom 18. Germinal X 
(Art. 16 und 34)! gab es bei den beiden protestantischen Be- 
kenntnissen nur Konsistorialkirchen; die einzelnen Pfarrkirchen 
bildeten Sektionen der Konsistorialkirche ohne selbständigen 
rechtlichen Bestand. In Folge dessen bestanden an den einzelnen 
Kirchen auch gesetzlich anerkannte Fabrikräthe nicht; doch 
bildeten sich thatsächlich solche und vertraten das Interesse der 
Parochie. 

I. Bestimmte die französische Gesetzgebung für die die 
Mehrheit der Nation umfassende Religion, „dass ohne Erlaubniss 
der Regierung keine Haupt- noch Hülfspfarrei, keine Haus- 
kapellen noch Privatoratorien errichtet werden dürfen“, so sollte 
jedenfalls die protestantische Kirche nicht unabhängiger gestellt 
werden®. Man wird deshalb, obwohl es an einer ausdrücklichen 
Bestimmung fehlt’, das Erforderniss staatlicher Genehmigung 
auch für die Neueinrichtung evangelischer Kultusstätten aner- 
kennen müssen. 

II. Ebenso bedarf es der — als Aufsichtsgenehmigung sich 
kennzeichnenden — staatlichen Mitwirkung beim Bau evangelischer 
Gotteshäuser in derselben Weise wie bei katholischen Kirchen- 
bauten. Denn da nach Vorschrift des Dekrets vom 5. Mai 1806 
(Dursy II 8. 455) die Kosten der Erbauung, Ausbesserung und 


! Dursy US. 2#. 
* Vgl. den Vortrag des franz. Kultusministers vom 19. März 1859 (Dursy 
II S. 138). 
° In Frankreich wurde diese Bestimmung später nachgeholt durch 
kaiserl. Verordnung vom 19. März 1859 (Dursy II S. 142). 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 1. 6 
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Unterhaltung etc. der protestantischen Kirchen bei nachgewiesener 
Zuschussbedürftigkeit den Kommunen zur Last fallen, so müssen 
auch hier die Art. 92ff. des Dekrets vom 30. Dez. 1809 analoge 
Anwendung finden!. 

Es ist mithin anzunehmen, dass unsere Frage nach der 
französischen Gesetzgebung, wie sie im linksrheinischen Preussen 
1815 galt, für katholische und evangelische Kirchengebäude ein- 
heitlich zu beantworten ist. Der Rechtszustand war, kurz wieder- 
holt, folgender: Der staatlichen Hoheitsgenehmigung bedarf es 
für die Neuerrichtung von Kirchengebäuden aller Art — d.h. 
für ihre Einrichtung bezw. Einweihung zum gottesdienstlichen 
Gebrauch — einschliesslich der Hauskapellen und Privatoratorien. 
Die Aufsichtsgenehmigung zur Errichtung von Gotteshäusern 
seitens einer Kirchenfabrik wird erforderlich, sobald eine Civil- 
gemeinde bezw. ein Departement Zuschüsse für den Bau zu 
leisten hat?. 

Voraussetzung für die Ertheilung der Hoheitsgenehmigung 
ist ein dringendes Bedürfniss und bei allen öffentlichen Kultus- 
stätten die Sicherung der für den Unterhalt des Gottesdienstes 
erforderlichen Kosten, ohne dass eine Ueberlastung der Beitrags- 
pflichtigen eintritt. Die Ertheilung der Aufsichtsgenehmigung 
ist bedingt durch die Nothwendigkeit des Baues und durch die 
Leistungsfähigkeit der Beitragspflichtigen. 

An diesem Rechtszustande ist im Wesentlichen bis zur 
Emanation der preussischen Verfassungsurkunde nichts geändert 


! Zwar nimmt das Dekret (Art. 1) nur auf Art. 76 der katlı. organ. 
Bestimmungen Bezug; der hier vertretenen Ansicht sind aber auch de Igo 
(a. a. O. S. 233 ff.), sowie Dursy und Blulime (Rhein. evang. Kirchenrecht), 
welche letzteren die Art. 92ff. als Quellen des protestantischen Kirchenrechts 
aufführen (II S. 455 bezw. S. 63). 

? Die Neuerrichtung von Kapellen etc. durch die Kirchenfabriken wird 
nicht vorkonımen, da solche über die Zwecke derselben hinausginge. Solche 
Bauten werden von Privaten oder Kommunen errichtet. Die Frage der 
Staatsgenehmigung im letzteren Falle gehört in das Gebiet der Kommunal- 
aufsicht. 
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worden!. Auch das Gesetz vom 14. März 1845? (G.-S. 8. 163) 
hat denselben nicht beeinflusst (de Syo a. a. O. S. 257 u. 262). 


III. Hohenzollern. 
8 15. 

In den durch Staatsvertrag vom 7. Dez. 1849 (G.-S. 1850 
S. 289) erworbenen und durch Gesetz vom 12. März 1850 mit 
dem preussischen Staatsgebiete vereinigten Fürstenthümern Hohen- 
zollern-Hechingen und Hohenzollern-Sigmaringen, war seit der 
fürstlichen Verordnung vom 11. Juli 1812° die Verwaltung des 
Kirchenvermögens auf’s engste mit der Staatsverwaltung ver- 
bunden. Die kirchlichen Bauten wurden, wie andere öffentliche 
Bauten, nach Massgabe der Instruktion vom 3. Mai 1819* von 
den Aemtern besorgt, welche in erheblicheren Fällen (über 20 fl.) 
die Genehmigung der Landesregierung für Anschläge und Pläne 
einzuholen hatten®. 

Von einer staatlichen Aufsichtsgenehmigung zur Errichtung 
von Kirchengebäuden konnte deshalb nicht die Rede sein. Es 
war aber auch keine Hoheitsgenehmigung für den Fall vor- 
geschrieben, dass Gotteshäuser aus anderen als kirchlichen 
Mitteln errichtet werden sollten. 


IV. Die Bestimmungen in den 1866 einverleibten Gebieten. 
8 16. a) Schleswig-Holstein. 


I. In Schleswig-Holstein, wo die weitaus überwiegende Mehr- 
zahl aller Einwohner dem lutherischen Glauben angehört, wurde 
früher lediglich die evangelisch-lutherische Kirche als öffentlich- 


! Die Veränderungen in den Zuständigkeiten berührt die Beantwortung 
unserer Frage nicht. 

2 Betr. die Verpflichtung zur Aufbringung der Kosten für die kirch- 
lichen Bedürfnisse der Pfarrgemeinden in den Landestheilen des linken 
Rheinufers. 

® Hoh. Gesetz-Sammlung S. 115. * Das. S. 235. 

® Vgl. Maas in Vering’s Archiv IV S. 603. 


6* 
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rechtlich anerkannte Religionsgesellschaft angesehen. Die Re- 
formirten und Katholiken nahmen die Stellung nur geduldeter 
Konfessionen ein!. 

II. Bezüglich der lutherischen Kirche wird die Beantwortung 
unserer Frage auch hier dadurch erschwert, dass die kirchen- 
regimentlichen und kirchenhoheitlichen Funktionen des Landes- 
herrn und seiner Behörden nicht klar von einander geschieden 
wurden ?. 

Dass überhaupt eine höhere Genehmigung bei Errichtung 
landeskirchlicher Gotteshäuser erfordert wurde, ergeben folgende 
Bestimmungen: 

a) Gleichlautende Cirkularverfügungen für Schleswig vom 
17. Aug. 1813° und für Holstein vom 23. desselben Monats machten 
eine Allerhöchste Resolution vom 10. desselben Monats bekannt, 
nach welcher die Kirchenjuraten bei bedeutenderen Kirchen-Re- 
parationen bis zu 500 Thalern die Genehmigung der Kirchen- 
visitatoren‘, bei erheblicheren diejenige des Oberkonsistorü ein- 
holen sollten. | 

b) Ein Kanzleischreiben vom 23. Juli 18335 erklärte, dass 
jene Resolution vom 10. Aug. 1813 auf alle Kirchenbauten zu 
beziehen sei, ohne Rücksicht darauf, ob Sr. Majestät das Patronat 
zustehe. 

c) Für Schleswig erging sodann am 21. Aug. 1855 ein 
Ministerial-Cirkular® folgenden Inhalts: „Nach der im Herzogthum 
Schleswig früher befolgten Praxis ist es, wenn Kirchen neu auf- 


! Motiv zum Gesetz vom 6. April 1878. Aktenstück des Abg.-Hauses 
S. 977. — Auf die reformirten Gotteshäuser ist mithin nach dem oben 
($ 2) aufgestellten Grundsatz unsere Erörterung nicht auszudehnen. 

2 Vgl. Matthiä, Kirchenverfassung von Schleswig-Holstein 1778 S. 6 fl. 
und Kommissionsbericht des Abg.-Hauses zum Gesetz vom 6. April 1878 
(Drucksache S. 1580). 

® Chronologische Sammlung 1813 8. 203. 

* D. h. der Generalsuperintendenten (Matthiä, Kirchenverfassung von 
Schleswig-Holstein 1778 S. 16. 

5 Chronologische Sammlung 1833 S. 103. 

6 Chronologische Sammlung für Schleswig 1855 S. 117. 
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geführt oder dergestalt umgebaut worden sind, dass eine Ein- 
weihung derselben stattfinden muss, als Regel anzusehen, dass 
die lokalen Autoritäten einen desfälligen, allerunterthänigsten 
Bericht einzureichen und die Einweihung erst dann vorzunehmen 
haben, wenn die Erlaubniss dazu, eventuell in Verbindung mit 
Vorschriften betreffend die Anordnung von Feierlichkeiten, er- 
theilt worden ist.“ Diese Regel wird zur künftigen Beobachtung 
eingeschärft. 

d) Nach 8 30 der Provisorischen Regierungs-Instruktion vom 
15. Mai 1834! haben die Regierungen alle Bauangelegenheiten 
in den zu ihrem Ressort gehörigen Gegenständen — und dazu 
gehört nach $ 6 a. a. O. die Erhaltung der kirchlichen Gebäude — 
zu beaufsichtigen. Bausachen, welche Kirchengebäude betreffen, 
sollen sie „zur unmittelbaren Verfügung“ gelangen lassen, soweit 
die Kosten die Summe von 1000 Bankthalern überschreiten. 

Von diesen Bestimmungen hat das unter c mitgetheilte 
Cirkular offenbar die kirchenregimentliche Erlaubniss zur Ein- 
weihung von Kirchen im Auge. 

Hierfür spricht einmal der in dem Cirkular hinzugefügte 
Hinweis auf eventuell mit der Erlaubniss zu erwartende Anord- 
nungen von Feierlichkeiten, welche zweifellos kirchenregimentlichen 
Charakters wären. Ferner lässt es sich aus dem Umstande 
folgern, dass — wie Matthiä (S. 180) bezeugt — von altersher 
der Landesherr vermöge seines Episkopalrechtes die Ein- 
weihung einer neuen Kirche zu verstatten und zu befehlen hatte. 

Es fehlt deshalb an jedem Anhalt dafür, dass die von uns 
sog. staatliche Hoheitsgenehmigung für die Errichtung luthe- 
rischer Kirchengebäude erfordert wurde. 

Dagegen scheint die Aufsichtsgenehmigung zu grösseren 
kirchlichen Bauten — mithin vor Allem zu Errichtung und Wieder- 
aufbau von Kirchen — seitens der Kirchengemeinden nicht nur 
eine kirchenregimentliche, sondern auch eine staatliche gewesen 


! Chronologische Sammlung S. 263 ff. 
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zu sein. Schon Matthiä! weist darauf hin, dass der Landesherr 
zu Aufwendungen der Kirchenkasse oder der Eingepfarrten für 
kirchliche Neubauten seine Einwilligung nicht nur als summus 
episcopus, sondern auch als Staatsoberhaupt zu geben habe. 
Und mit dieser Auffassung stimmt der spätere Rechtszustand, 
wie er uns in den oben unter a, b und d mitgetheilten Erlassen 
entgegentritt, überein. Denn durch dieselben wird die Ertheilung 
bezw. Einholung der Genehmigung zu Kirchenbauten einer kirchen- 
regimentlichen und einer weltlichen Behörde unabhängig von ein- 
ander übertragen. ö 

Ueber die Voraussetzungen für die Ertbeilung der staatlichen 
Aufsichtsgenehmigung finden sich Vorschriften nicht. 

III. Bezüglich der katholischen Kirchengebäude fand für 
Holstein noch kurz vor der Abtrennung der Herzogthümer von 
Dänemark eine Neuregelung statt und zwar durch das Herzoglich 
Holsteinische Gesetz vom 14. Juli 18632. Nach diesem Gesetze 
ist den Katholiken an denjenigen Orten, wo sie mit Genehmigung 
der Regierung zu einer kirchlichen Gemeinde zusammengetreten 
sind, auch die gemeinsame Öffentliche Religionsübung gestattet 
($ 1). Letztere darf aber nur in solchen Gebäuden vorgenommen 
werden, welche für die Abhaltung derselben mit Genehmigung 
der Regierung bestimmt sind ($ 4). Und zur Erbauung neuer 
Kirchen ist die Allerhöchste Erlaubniss erforderlich (8 3). 

Hiernach bedurfte es also der staatlichen Hoheitsgenehmigung 
für Einrichtung jeder öffentlichen katholischen Kultusstätte und 
zwar — nach dem Wortlaut von $ 4 zu schliessen — olıne Rück- 
sicht darauf, ob dieselbe an die Stelle einer alten trat oder nicht. 
Sollte dazu ein Gebäude besonders errichtet werden, so war die 
(#enehmigung offenbar bereits vor Beginn des Baues einzuholen, 
da $3 für die „Erbauung“ die Allerhöchste Erlaubniss fordert. 


!A.a. 0. S. 180 und 212. 

* Betr. die Religionsübung und Gemeindeverhältnisse der Reformierten, 
Katholiken etc. Abgedruckt in Vering’s Archiv XI S. 445 (jedoch mit 
falschem Datum). 
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Das Gesetz vom 14. Juli 1863 bezog sich nicht auf das 
Herzogthum Schleswig. Hier blieb es deshalb zunächst bei dem 
bisherigen Rechtsstande, wie er sich aus der Stellung der katho- 
lischen Konfession als einer nur geduldeten ergab. Es war den 
Katholiken nur an einzelnen bestimmten Orten ihre Religions- 
übung gestattet. Die Erlaubniss hierzu war zu verschiedenen 
Zeiten für jeden Ort einzeln und unter genauer Festsetzung der 
einzelnen Befugnisse ertheilt!. Hierhin gehörte, ob ein Haus für 
den katholischen Gottesdienst eingerichtet oder eine Kirche für 
denselben gebaut werden und ob der Gottesdienst öffentlich sein 
dürfe, oder nicht. Die darauf bezüglichen Festsetzungen wurden 
in der Weise aufgefasst, dass es für jede Ueberschreitung der- 
selben, also auch für jede Einrichtung einer neuen Kultusstätte, 
selbst wenn sie nur zum Ersatz einer alten diente, die landes- 
herrliche Genehmigung bedurfte?. 

Bei diesen Grundsätzen ist es in Schleswig bis in die letzte 
dänische Zeit geblieben? Die staatliche Hoheitsgenehmigung 
war für die Einrichtung jeder neuen katholischen Kultusstätte 
nöthig. Dieselbe vertrat, da sie nach der Praxis vor dem An- 
kauf bezw. der Aufführung des betreffenden Gebäudes einzuliolen 
war, zugleich in den geeigneten Fällen die Aufsichtsgenehmigung, 
über welche es an allgemeinen Vorschriften fehlte‘. 

Eine Abänderung trat dann unter dem österreichisch-preus- 
sischen Regiment ein. Eine am 23. April 1864 von der kaiser- 
lich österreichischen und der königlich preussischen obersten Civil- 
behörde im Herzogthum Schleswig erlassene Verordnung be- 
stimmte: „Allen christlichen Glaubensbekenntnissen ... . wird 


! Vgl. das Nähere bei Matthiä 8. 315f. 

2 Vgl. Matthiä S. 289 und bes. S. 321. 

® S. Vering’s Archiv VI S. 360. Dove’'s Ztschr. IV S. 145. 

® Nach Matthiä’s Ansicht hätte es derselben nicht bedurft (S. 212). 
Später wurde sie jedenfalls einzeln vorgeschrieben vgl.$ 6 des Verwaltungs- 
Regulativs für das Vermögen der kath. Gemeinde in Glückstadt vom 6. Aug 
1859 (Holsteinisches Gesetz- u. Min.-Bl. S. 284, 14). Dove’s Ztschr. VI S. 145, 
Verordn.-Blatt 1864 S. 58. 
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öffentlicher Schutz und gleiche öffentliche Berechtigung zugesagt.“ 
„Die Gründung von Kirchen und Gemeinden mit Parochialrechten 
bedarf nach dem für die Landeskirche geltenden Massstabe der 
Genehmigung der Regierung.“ Wie oben gezeigt, trat bei der 
Errichtung landeskirchlicher Gotteshäuser eine staatliche Mit- 
wirkung nur als Aufsichtsgenehmigung ein. Nur einer solchen 
bedurfte es deshalb fortan auch zur Errichtung katholischer 
Kirchengebäude in Schleswig, während es in Holstein für die- 
selbe bei dem Erforderniss der Hoheitsgenehmigung verblieb. 
IV. Was das ım Jahre 1865 unter preussische Herrschaft 
gekommene, 1876 mit der Provinz Schleswig-Holstein vereinigte 
frühere Herzogthum Lauenburg betrifft, so habe ich Bestimmungen, 
nach welchen es der Staatsgenehmigung zur Errichtung von 
Kirchengebäuden bedarf, nicht ermitteln können. Die mir zu- 
gänglich gewordenen Vorschriften! sprechen nur von einer Ge- 
nehmigung des Konsistoriums; dieses aber scheint eine rein 
kirchenregimentliche Behörde gewesen zu sein. 


8 17. b) Das vormalige Königreich Hannover. 


Bis zum Anfange dieses Jahrhunderts war in Hannover die 
evangelisch-lutherische Religion die allein herrschende bezw. die 
allein privilegirte Landesreligion®. Den Reformirten und Katho- 
liken war an einzelnen bestimmten Orten die Abhaltung öffent- 
lichen Gottesdienstes und die Errichtung von Gotteshäusern 
gestattet. Die Einrichtung jeder weiteren öffentlichen Kultus- 
stätte war von landesherrlicher Genehmigung abhängig°. 

Die Verhältnisse änderten sich, nachdem in Folge Erwerbes 
der Bisthümer Hildesheim und Osnabrück und des Fürstenthums 
Östfriesland die Zahl der nichtlutherischen Unterthanen erheblich 
gewachsen war. Die königliche Verordnung vom 4. Nov. 1824 


—— u. 


! Kurrenden vom 1. Aug. 1858 und vom 9. Juli 1839 (T,auenb. Ver- 
ordnung II S. 305 und 325). 

? Schlegel, Churhannoversches Kirchenrecht II S. 13 und 6. 

’A.a.O.IIS. 140f. 24f. 
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erklärte: „Die verschiedenen Bekenner des christlichen Glaubens 
geniessen völlig gleiche Rechte ..., der Begriff von herrschender 
und bloss geduldeter Kirche ist aufgehoben. Allen christlichen 
Religionsparteien steht eine ungehinderte und freie Religions- 
übung zu.“ Wohl eine blosse Wiederholung dieses letzteren 
Grundsatzes war es, wenn & 63 des Juandesverfassungsgesetzes 
vom 6. Aug. 1840 der evangelischen und römisch -katholischen 
Kirche „freie öffentliche Religionsübung“ zusicherte. 

Aus diesen Bestimmungen ist für unsere Frage zweierlei zu 
entnehmen. Einmal, dass die Einrichtung neuer Kultusstätten 
für alle drei christlichen Konfessionen staatlicherseits gleich zu 
behandeln war. Zweitens die Vermuthung, dass die Errichtung 
der für die „freie öffentliche Religionsübung“ bestimmten Ge- 
bäude im Einzelfalle einer staatlichen Hoheitsgenehmigung nicht 
unterlag (s. oben $ 8). Vorschriften aus späterer Zeit, welche 
diese Vermuthung beseitigten, finden sich nicht. Auch scheint 
schon vor 1824 bezüglich der lutherischen Kirche Hannovers die 
Auffassung massgebend gewesen zu sein!, dass die Einrichtung 
neuer Kultusstätten eine rein kirchliche Angelegenheit sei. Eine 
klare Erkenntniss in dieser Beziehung wird allerdings auch hier 
sehr erschwert wegen des Zusammentreffens kirchenregimentlicher 
und kirchenhoheitlicher Funktionen in der Hand des Fürsten und 
seiner höchsten Behörden’. 

II. a) Dieselbe Schwierigkeit ergiebt sich auch für die spätere 
Zeit bei der Untersuchung, inwieweit eine staatliche Aufsichts- 
genehmigung zur Errichtung von Kirchengebäuden erfordert wurde. 
Hier aber rührt die Unklarheit wesentlich daher, dass den evan- 
gelischen Konsistorien neben ihrer kirchenregimentlichen Thätig- 
keit auch die Ausübung der Staatshoheitsrechte übertragen war?., 
Deshalb wurde das staatliche Interesse, abgesehen von wenigen 
Ausnahmen, durch ihre Anordnungen als mitgedeckt angesehen, 


! Schlegel I S. 88. 
? Schlegel I S. 89 ff. 
® Lohmann, Kirchengesetze II 8. 25. 
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und man hat bei einer von ihnen ertheilten Zustimmung die 
darin liegende Genehmigung der „kirchlichen Obern“ und die des 
Staates zu unterscheiden. 

Dagegen waren die katholischen Konsistorien zu Hildesheim 
und Osnabrück reine Staatsbehörden und neben Wahrnehmung 
anderer Hoheitsrechte mit der staatlichen Aufsicht über die Ver- 
waltung des katholischen Kirchenvermögens beauftragt!. Die 
kirchenregimentliche Leitung der letzteren lag in der Hand der 
Bischöfe. 

Die reformirten Gemeinden standen zum grössten Theil? 
unter landesherrlichem Kirchenregiment und waren der Leitung 
und Aufsicht der lutherischen Konsistorien in gleicher Weise wie 
die lutherischen Gemeinden unterstellt ?, 

b) Was nun die Vornahme kirchlicher Neubauten betrifft, 
so ergeben die über Verwaltung des Kirchenvermögens erlassenen 
Vorschriften Folgendes: 

Nach dem Gesetz vom 14. Okt. 1848* soll in jeder evan- 
gelischen und katholischen Kirchengemeinde das kirchliche Ver- 
mögen durch einen Kirchenvorstand verwaltet werden. 

Derselbe bedarf bei Neubauten der vorgängigen Zustimmung 
der ilım Vorgesetzten — d. h. der kirchlichen Obern — ($ 19* 
a. a. O.). 

Diese üben ihre Aufsichtsbefugnisse unbeschadet der Mit- 
wirkung sonstiger zur Beaufsichtigung und Verwaltung des 
Kirchenvermögens berufener Behörden, insbesondere der Land- 


! Verordnung vom 28. April 1815 (Ebhardt, Gesetze und Verordnungen 
für das Königreich Hannover 8. 21). 

* Ausgenommen waren die zu der sogen. niedersächsischen Konfüderation 
vehörigen Gemeinden in Celle, Hannover, Göttingen und Münden. Die 
Kirchenordnung derselben wurde am 10. Nov. 1853 „unbeschadet der landes- 
herrlichen Rechte“ genehmigt. Eine Detaillirung der letzteren findet sich nicht. 

® Friedberg, Kirchenverfassung S. 117. Motive zum Gesetz vom 6. Aug. 
1883, Aktenstücke des Herren-Hauses 1883 S. 124, ferner Verhandlungen des 
Herren-Hauses 1883 S. 5l: Rede des Herrn Meyer. 

* Ueber die Kirchen- und Schulvorstände Lirich I S. 223. 
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drosteien und katholischen Konsistorien!. Eine solche Mit- 
wirkung ist bezüglich der Neubauten angeordnet in dem Regulativ 
vom 8. Mai 1824, 

Nach 8 3 desselben unterliegen alle erheblicheren Bauten 
der Genehmigung der Konsistorien — ofienbar auch der katho- 
lischen®. — Das Konsistorium aber sollte in allen Fällen, wo es 
sich um einen Aufwand von mehr als 100 Thalern handelte, mit 
der Landdrostei darüber kommuniziren. Der Letzteren lag 
dann im Allgemeinen nur die Beurtheilung des Risses und 
Kostenanschlages, sowie die Regelung der etwa erforderlichen 
(remeindebeiträge ob. Hatte sie aber triftige Gründe? gegen 
die Ausführung des Baues überhaupt oder gegen die Art der 
Ausführung, und kam es darüber nicht zu einer Einigung mit 
dem Konsistorium, so war die Entscheidung des Ministers ein- 
zuholen. 

Im Jahre 1864 wurde für die Konsistorialbezirke Hannover, 
Stade und Aurich eine Vereinfachung herbeigeführt durch das 
Regulativ vom 28. Juni’, welches bestimmte, dass künftighin 
eine Mitwirkung der Landdrostei bei Kirchenbauten nur noch 
stattzufinden habe, wenn zur Bestreitung der dadurch erwachsen- 
den Kosten einer Kirchengemeinde wider ihren bezw. wider ihres 


! Minist.-Bekanntnachung vom 14. Okt. 1847, Ulrich I S. 228. 

* Ueber die Art der Konkurrenz der Landdrosteien und Landeskonsistorien 
bei Kirchen-, Pfarr- und Schulsachen (Ulrich I S. 98); ergangen zur Aus- 
führung von $ 7 des Reglements für die Landdrosteien vom 18. April 1823 
(Ebhardt III S. 791), vgl. auch das Edikt vom 6. Nov. 1735 (Ebhardt, 
Kirchl. Gesetze und Verordnungen II S. 376). 

° Positive Bestimmung darüber lıabe ich nicht gefunden. 

* Die besondere Erwähnung von Einwendungen der Gemeinde in $ 7 
a. a. O. erklärt sich daraus, dass vor dem Gesetz vom 14. Okt. 1848 die 
Einleitung des Baues nicht in den Händen von Gemeindeorganen, sondern 
der Kirchenkommissarien lag ($ 2 a. a. O.). 

° Lohmann I S. 189. Der Grund, weshalb diese Bestimmung nicht 
alle Konsistorien betraf, wird darin zu suchen sein, dass nur den genannten 
drei die erforderlichen — insbesondere auch technischen — Kräfte zur Ver- 
fügung standen, um die bisher von den Landdrosteien wahrgenommenen 
Aufgaben bei Prüfung der Bausachen mit übernehmen zu können. 
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Vorstandes Willen Beiträge auferlegt werden sollten. (Eine Mit- 
wirkung der Landdrostei in solchem Falle würde den Charakter 
der Zustimmung zu einer Zwangsetatisirung, nicht aber den der 
Genehmigung zur Errichtung kirchlicher Gebäude haben.) 

Damit war aber nicht gesagt, dass der Staat fortan auf 
seine Genehmigungsbefugniss habe verzichten wollen. Vielmehr 
hatten entsprechend ihrem Charakter als gemischte Behörden ! 
die genannten drei Konsistorien bei Entscheidung über die 
Bauten nunmehr auch die bisher von den Landdrosteien ver- 
tretenen Gesichtspunkte zu beachten. Für die Sprengel der 
übrigen lutherischen und der katholischen Konsistorien blieb es 
beim alten, 

c) Der Rechtszustand war demnach im Jahre 1866 fol- 
gender: 

Es bedurfte der staatlichen Aufsichtsgenehmigung für die 
Erbauung von evangelischen und katholischen Kirchengebäuden 
seitens der kirchlichen Organe. Dieselbe wurde ertheilt für die 
katholischen Kirchengebäude von den katholischen Konsistorien 
und den Landdrosteien, für die evangelischen in den Bezirken 
der Konsistorien zu Hannover, Stade und Aurich von den Kon- 
sistorien allein und in den übrigen Bezirken vom Konsistorium 
nach Benehmen mit der Landdrostei. 

d) Allgemeine Vorschriften über die Voraussetzungen für die 
Ertheilung der Genehmigung sind nicht gegeben. Doch lassen 
einzelne Vorschriften erkennen, dass es, abgesehen von der tech- 
nischen Prüfung, als die Hauptaufgabe der genehmigenden Be- 
hörde angesehen wurde, die Nothwendigkeit oder Nützlichkeit 
des Baues mit dem durch ihn dem Kirchenvermögen oder den 
Eingepfarrten erwachsenden Lasten abzuwägen. Dabei sollte 
Angreifen des eigentlichen Stammvermögens der etwa bauver- 
pflichteten Kasse und vor Allem eine über die Leistungsfähigkeit 
hinausgehende Heranziehung der Eingepfarrten verhütet werden. 


! Motive zum Gesetz vom 6. Mai 1885. Aktenstücke des Abg.-Hauses 
S. 26. 
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III. Ein besonderes Rechtsgebiet im Königreich Hannover . 
bildeten diejenigen Theile, in welchen das allgemeine Landrecht 
gilt. Die kirchenstaatlichen Vorschriften des letzteren waren da- 
selbst an sich in Uebung!. Ob speziell die Hoheitsgenehmigung 
des$ 176 II, 11 in der Praxis erfordert wurde, ist nicht zu er- 
kennen. Der Aufsichtsgenehmigung aber, wie sie übrigens in 
Hannover geregelt war, bedurfte es auch in den landrechtlichen 
Gebietstheilen. 


S 18. c) Vormaliges Kurfürstenthum Hessen. 


I. Die katholische, lutherische und reformirte Kirche waren 
im Kurfürstenthum Hessen anerkannt und genossen den gleichen 
Schutz des Staates. Der Regierung waren die „unveräusserlichen 
hoheitlichen Rechte des Schutzes und der Oberaufsicht über die 
Kirchen im vollsten Umfange“ vorbehalten?. Dass zu diesem 
Rechten die Hoheitsgenehmigung für die Errichtung von Kirchen- 
gebäuden gehörte, ist weder grundsätzlich anzunebmen, noch 
folgt es aus besonderen Bestimmungen des Kurfürstenthums. 
Vielmehr gewährt $ 21 der Verfassungsurkunde „vollkommene 
Freiheit der Religionsübung“. 

II. Dagegen gehörte auch in Hessen-Kassel zu den Hoheits- 
rechten des Staates eine Oberaufsicht über die kirchliche Ver- 
mögensverwaltung; und zu dieser, obwohl sie bezüglich der 
katholischen Kirche nur in beschränktem Umfange geübt wurde, 
das Recht der Genehmigung bei allen Neubauten. 

a) Was zunächst die katholische Kirche betrifft, so sollten 
die in jeder Pfarrei für die Verwaltung des Kirchenvermögens 
bestellten „Kirchenprovisionen“ die Ermächtigung zu allen nicht- 
ständigen Ausgaben beim Domkapitel, und wenn es sich um Neu- 


* Dies ergiebt die Bekanntmachung des Kultus-Ministers vom 18. Nov. 
1864, z. B. No. 8, s. Lohmann I S. 210 ft. 


: 85 100, 101 der Verfassungs-Urkunde vom 13. April 1852 (Zachariä 
a. a. 0. S. 360 ff.). 
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bauten oder Hauptreparaturen handelte, durch das Letztere bei 
der Regierung nachsuchen'!, 

b) Für evangelische kirchliche Neubauten bedurfte es der Ge- 
nehmigung der für Lutheraner und Reformirte ohne Unterschied 
bestellten Konsistorien. Diese Genehmigung sollte sich nach dem 
Ministerialbeschlusse vom 15. Okt. 1831 auch auf Bauriss und 
Kostenanschläge beziehen, und die Konsistorien konnten sich für 
die erforderlichen Ermittelungen etc. der Landräthe und Bau- 
beanten als ihrer Organe bedienen?. 

Es ist zweifelhaft, ob die Aufsichtsgenehmigung des Kon- 
sistoriums? eine rein kirchenregimentliche oder zugleich eine 
kirchenhoheitliche war. Die letztere Annahme scheint eine Stütze 
darin zu finden, dass die Konsistorien durch das Organisations- 
Edikt vom 29. Juni 1821 (G.-S. 8. 29 ff.) ganz wie die übrigen 
Staatsbehörden in das Schema der Bureaukratie mit aufgenommen 
wurden und eine Oberbehörde unter derselben „obersten Stelle 
in Staat“, dem Ministerium des Innern, bildeten, wie die Pro- 
vinzialregierungen, Polizeidirektionen, das Obermedizinalkollegium 
und andere dgl. Behörden der „inneren Verwaltung“ *. 

Die Organisation der Konsistorien als Staatsbehörden erklärt 
sich indessen zur Genüge aus der jener Zeit eigenen Vermischung 
der kirchlichen und weltlichen Stellung des Landesherrn und 
beweist nichts gegen ihre ausschliessliche Bestimmung für kirchen - 
regimentliche Aufgaben®. Für diese aber spricht einmal der Um- 
stand, dass in $ 66 des Organisationsediktes unter No. 1—4 


— 


ı S 9 der gleichlautenden Instruktionen vom 9. Aug. 1832 für Ober- 
hessen und vom 9. Jan. 1833 für Niederhessen. Evelt (1845) a. a. O. S. 161. 

?2 Büft, Churliessisches Kirchenrecht S. 736 und 737 Anm. 2 und 3. 

® Dass es bei bedeutenderen Neubauten ausserdem der Genehmigung 
des Ministeriums bedurfte, wird meines Erachtens mit Recht von Büff a. a. O. 
S. 737 Anm. 3 bestritten. 

* Büff a. a. O. S. 66. 

5 Vgl. Organisations-Edikt $ 24: „Dem Minister des Innern sind unter- 
geordnet... die Konsistorien und die katholischen geistlichen 
Oberbehörden!* 
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und 6 als Aufgaben der Konsistorien nur Geschäfte zweifellos 
kirchenregimentlicher Natur genannt werden, sodass man geneigt 
ist, die unter No. 5 ihnen überwiesene „Leitung der Verwaltung“ des 
Kirchenvermögens auch als lediglich kirchenregimentliche Funk- 
tion aufzufassen. Ferner spricht dafür die ausdrückliche Ueber- 
weisung „der Aufrechterhaltung der landeshoheitlichen Gerecht- 
same in Kirchensachen® an die Regierungen. Zudem stammte 
das Reskript vom 1. Okt. 1777, welches speziell die Kirchen- 
bauten der Genehmigung des Konsistoriums unterwarf, aus einer 
Zeit, in der diese Behörde zweifellos noch eine rein kirchliche 
war!. Ich möchte deshalb annehmen, dass die Zustimmung der 
Konsistorien zu kirchlichen Neubauten eine rein kirchenregiment- 
liche war, dass man aber mit Rücksicht auf die Natur der Kon- 
sistorien als landesherrlicher Behörden und auf ihre Unterstellung 
unter das Ministerium die staatlichen Interessen bei kirchlichen 
Bauten auch ihre Mitwirkung für genügend gewahrt hielt? und 
deshalb von der Vorschrift einer besonderen Staatsgenehmigung 
bei evangelischen Kirchenbauten absah. 

c) Danach war der Rechtsstand im Kurfürstenthum Hessen 
um das Jahr 1866 folgender: 

Die Hoheitsgenehmigung zur Errichtung von Kirchen- 
gebäuden wurde nicht erfordert. Der staatlichen Aufsichts- 
genehmigung bedurfte es für evangelische Kirchenbauten nicht, 
wohl aber für katholische. 

Die Voraussetzungen ihrer Ertheilung sind nicht besonders 
festgestellt. Die aus der. Natur der Sache sich ergebenden 
(s. oben $ 7) werden auch hier massgebend gewesen sein. 


$ 19. d) Im vormaligen Herzogthum Nassau. 


I. In Nassau bestand sowohl für die katholische wie für die 
im Jahre 1817 vereinigte lutherische und reformirte Kirche 


ı Büff a. a. O. S. 737 Aum. 2, vgl. mit S. 65f. 
® Direktor des Konsistorii war stets ein Mitglied der Regierung, $ 65 
des Organisations-Ediktes. 
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völlige Freiheit des öffentlichen Gottesdienstes!. Vorschriften 
über das Erforderniss einer Hoheitsgenehmigung zur Neuerrichtung 
gottesdienstlicher Gebäude finden sich nicht. 

II. Seitens kirchlicher Organe bezw. aus kirchlichen Mitteln 
konnten solche allerdings nicht gegen den Willen des Staates 
erbaut oder anderweit beschafft werden ?. Die Centralfonds für 
die evangelische und für die katholische Kirche wurden unmittel- 
bar von der Landesregierung verwaltet?”. Die Verwaltung des 
Kirchengemeindevermögens erfolgte zwar gemäss & 17 der Ver- 
ordnung vom 18. April 1818* durch kirchliche Organe, den 
Pfarrer und den Kirchenvorstand; indessen lag die obere Leitung 
derselben, insbesondere die Festsetzuug des Budgets, die Er- 
theilung der Genehmigung zu jeder nicht budgetirten Ausgabe 
etc. in der Hand der Staatsbehörden®. Ohne Zustimmung der 
letzteren war deshalb der Wiederaufbau oder die Neuerrichtung 
eines Kirchengebäudes seitens der Kirchengemeinden nicht mög- 
lich. Inwieweit diese Aufsichtsgenehmigung einen staatlichen 
wie weit sie einen kirchenregimentlichen Charakter hatte, lässt 
sich unter solchen Umständen nicht erkennen. Bei der Ent- 
scheidung über ihre Ertheilung mussten sowohl die kirchlichen, 
wie die staatlichen Interessen berücksichtigt werden. Denn in- 
dem der Staat die Kirche als Staatsanstalt behandelte und die 
Verwaltung ihrer äusseren Angelegenheiten der Einwirkung kirch- 
licher Oberbehörden entzog, übernahm er mit der alleinigen 
Leitung der Verwaltung die Pflicht, bei derselben auch die rein 
kirchlichen Interessen wahrzunehmen. 


ı Eingang des Edickts vom 1./2. Sept. 1814 (Verordnungsblatt S. 67). 

2 Otto, Kirchenrecht im Herzogthum Nassau S. 277. 

° Evelt a. a. O. S. 160. 

* Verordnungsblatt S. 103. 

5 Motive zum Gesetz vom 20. Juni 1875. Edikt vom 18. April 1818 
betr. die äusseren Verhältnisse der evang. Kirche. 
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$S 20. e) In der freien Stadt Frankfurt a.M. 


In Frankfurt bestanden nach der Konstitutions-Ergänzungs- 
akte vom 19. Juli 1816! die lutherische, reformirte und katho- 
lische Gemeinde gleichberechtigt neben einander. Während aber die 
lutherische und die katholische Gemeinde Staatsdotationen erhielten, 
brachte die reformirte die Mittel für ihren Gottesdienst selbst auf. 
Dem entsprechend führten zwar jene, nicht aber diese Gemeinde ihre 
Vermögensverwaltung unter staatlicher Aufsicht ?. Der allgemeinen 
Oberaufsicht des Staates aber waren alle drei unterworfen?. 

Die lutherischen und katholischen Kirchengebäude waren 
den Gemeinden vom Staate überwiesen und wurden von diesen 
auf Grund einer in den Dotationsurkunden vom 23. März 1830 
übernommenen Verpflichtung unterhalten, ohne Zweifel auch im 
Bedarfsfalle durch Neubau ersetzt. Dadurch erübrigte sich be- 
züglich der Errichtung von lutherischen und katholischen Kirchen- 
gebäuden die Vorschrift einer staatlichen Aufsichts- oder Hoheits- 
genehmigung in den regelmässigen Fällen von selbst, 

Auch die Neuerrichtung von Gotteshäusern für diese Kon- 
fession wird der Regel nach kaum ohne materielle Mitwirkung 
des Staates vorgekommen sein. 

Dass aber auch der prinzipielle Standpunkt der Frankfurter 
Gesetzgebung der war, für die Errichtung von Kirchengebäuden 
Staatsgenehmigung als solche nicht zu erfordern, ergiebt sich aus 
dem Mangel jeder diesbezüglichen Vorschrift für die Reformirten. 


$ 21. f) In den vom Grossherzogthum Hessen 
abgetretenen Gebietstheilen. 


I. Nach $ 21 der Verfassung des Grossherzogthums Hessen 
vom 17. Dez. 1820 * ist den anerkannten christlichen Konfessionen 


! Frankfurter Gesetz I S. I11f!. 
® Const.-Erg.-Archiv vom 19. Juli 1816, Art. 35—38, Dotationsurkunden 
vom 23. März 1830 (G.S. IV S. 193ff.),; Motive zum Gesetz vom 20. Juni 1875. 
® Const.-Erg.-Archiv Art. 35. 
* Zachariä 8. 400. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 1. 7 
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— d.h. Lutheranern, Reformirten und Katholiken — „freie und 
öffentliche Ausübung ihres Religionskultus“ gestattet!. Die 
Errichtung neuer Kultusstätten betreffende Vorbehalte sind weder 
in der Verfassung noch sonst gemacht. Einer Hoheitsgenehmi- 
gung zur Errichtung von evangelischen und katholischen Kirchen- 
gebäuden bedarf es mithin nicht (vgl. oben $ 8 J). 

II. Wohl aber der Aufsichtsgenehmigung. Allerdings findet 
bei der Aufführung von Kirchenbauten aus kirchlichen Mitteln 
ein derartiges Zusammenwirken von kirchlichen und staatlichen 
Organen statt, dass man Bedenken tragen könnte, die staatliche 
Mitwirkung nur als „eine Genehmigung“ zu bezeichnen. Indessen 
tritt doch in der Gesetzgebung das Prinzip hervor, den kirch- 
lichen Organen die eigentliche Bestimmung, den staatlichen da- 
gegen mehr eine bloss genehmigende Rolle zuzuweisen. 

Nach $8S 41ff. der Verordnung vom 6. Juni 18322, welche die 
Verwaltung des evangelischen und katholischen Kirchenvermögens 
regelt, soll die Aufsicht über das geistliche Bauwesen im All- 
gemeinen den Kirchenvorständen, den Kreisräthen und den 
höheren kirchlichen Behörden zustehen. Bei Neubauten haben 
die höheren kirchlichen Behörden nach vorgängiger Vernehmung 
des Kreisraths, welcher darüber den Kirchenvorstand zu hören 
hat, sich mit der ÖOberbaudirektion? wegen Aufstellung von 
Rissen und Kostenanschlägen zu benebmen und sodann Ent- 
schliessung zu fassen, in welcher Weise der Bau vorgenommen 
werden soll. Nachdem die Bischöfliche Behörde* sich mit dem 
Kreisrath hierüber vereinigt, oder bei Meinungsverschiedenheit der 
Minister entschieden hat, ist der Bau von dem betrefienden Land- 
baumeister unter Aufsicht und Leitung der Oberbaudirektion in Aus- 


! Hieran hat das Gesetz vom 2. Aug. 1848 (Regierungsblatt S. 231) 
natürlich nichts geändert. 

?2 Hessisches Regierungsblatt S. 412. 

® Einer rein staatlichen Behörde. 

* Unter „Bischöflicher Behörde“ ist hier nicht nur die katholische, 
sondern auch die evangelische höhere Kirchenbehörde verstanden, s. Köhler, 
Kirchenrecht S. 468. 
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führung zu bringen. 8& 37 der Verordnung vom 14. Nov. 1849 
(Reg.-Bl. S. 559) weist dann darauf hin, dass der Kirchenvorstand 
auch bei Bauten, welche unter Leitung der Baubehörde vollzogen 
werden, der eigentliche Träger der Geschäfte bleibe. Diese Ver- 
ordnung, die eine erhöhte Selbständigkeit der evangelischen Kirche 
bezweckt, hat übrigens ebenso wenig wie die Uebereinkunft be- 
treffend die Regelung der Verhältnisse des Staates zur katho- 
lschen Kirche vom 23. Aug. 1854! in unserer Frage an den 
bisherigen Vorschriften etwas geändert ?. 

Die nach diesen Vorschriften dem Kreisrath obliegende Mit- 
wirkung und die eventuelle Entscheidung des Ministers ist nichts 
Anderes als die Ertheilung bezw. Versagung der staatlichen Auf- 
sichtsgenehmigung®? zur Errichtung von Kirchengebäuden, wäh- 
rend die Mitwirkung der Oberbaudirektion lediglich einen begut- 
achtenden Charakter hat‘. Ohne Zweifel haben die Kreisräthe 
und der Minister auch alle diejenigen Punkte zu berücksichtigen, 
welche überhaupt eine staatliche Aufsichtsgenehmigung bei Kirchen- 
bauten nothwendig erscheinen lassen (s. oben $S 7). An posi- 
tiren Vorschriften über die Voraussetzungen für die Ertheilung 
ihrer Zustimmung fehlt es. 


$ 22. g) In der vormaligen Landgrafschaft 
Hessen-Homburg. 


I. Auch hier genoss sowohl die katholische, wie die evan- 
gelische Kirche unbeschränkte Freiheit des öftentlichen Gottes- 
dienste. Die Neuerrichtung von Gebäuden für denselben be- 
durfte einer staatlichen Hoheitsgenehmigung nicht. 

II. Dagegen unterlag die Verwaltung des Kirchen- und 
geistlichen Stiftungsvermögens einer selır weitgehenden Aufsicht, 


’ Abgedruckt in Dove’s Ztschr. I S. 191. 

?2 Vgl. Motive zum Gesetz vom 20. Juni 1875. 

° Dagegen fällt die in $$ 43 und 44 der Verordnung vom 6. Juni 1832 
vorgesehene Mitwirkung der Staatsbehörden nicht unter diesen Gesichtspunkt. 

® Vgl. die Geschäftsanweisung für die Grossherzoglichen Kreisbau- 
meister vom 17. Sept. 1832 (Reg.-Bl. S. 59%), s. auch Köhler a. a. 0. S. 473. 


7. 
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welche von der Landesregierung bezw. dem für das Oberamt 
Meisenheim errichteten evangelischen Konstistorium geübt wurde. 
Diese Behörden stellten die jährlichen Voranschläge für die 
kirchlichen Vermögensverwaltungen fest, und ihnen waren mit 
den Voranschlägen auch etwaige „Anträge für Neubauten“ nebst 
Baurissen einzureichen. Die Ausführung der Bauten war dann 
unter Mitaufsicht des Kirchenvorstandes der Leitung eines Tech- 
nikers zu übertragen !. | 

Die so geregelte behördliche Mitwirkung bei kirchlichen Neu- 
bauten aus kirchlichen Mitteln, welche fast mehr einen ent- 
scheidenden als einen genehmigenden ÜUharakter trug, war be- 
züglich der katholischen Kirche eine kirchenhoheitliche, bezüglich 
der evangelischen Kirche zugleich eine kirchenregimentliche und 
eine kirchenhoheitlicke. Auch das Meisenheimer Konsistorium, 
welchem im Edikt vom 1. Okt. 1835? Art. 4 ausdrücklich die 
Wahrung der staatlichen Hoheitsrechte aufgegeben war, hatte 
nicht allein die kirchlichen, sondern auch die rein staatlichen 
Interessen zu berücksichtigen. 

Normirt waren die Bedingungen für die Erlaubniss von Neu- 
bauten nicht. 


8 23. h) In den ehemals Bayrischen Gebietstheilen. 


I. Im Königreich Bayern hat unsere Frage eine für alle 
christlichen Konfessionen gleiche Regelung erfahren. „Die im 
Königreich bestehenden drei christlichen Glaubenskonfessionen* 
sind als öffentliche Kirchengesellschaften mit gleichen Rechten 
unter gewissen Bedingungen anerkannt. Zu diesen Bedingungen, 
welche in der zweiten Beilage zur Verfassungsurkunde vom 


ı 8S 7f. der Verordnung vom 18. Dez. 1842 (Archiv der landgr. Ges.- 
Samml. S. 386), welche zunächst nur für evang. Kirchengemeinden er- 
lassen, durch Verfügung vom 6. Jan. 1843 aber auf die kath. Kirchen- 
vorstände und Kirchenfonds ausgedehnt wurde, vgl. Motive zum Gesetz 
vom 20. Juni 1875. 

2 Archiv S. 150. 
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26. Mai 1818! festgestellt sind, gehört, dass die Kirchengewalt 
bei den sogenannten „Gegenständen gemischter Natur“ ohne 
Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit keine einseitigen Anordnungen 
treffen darf. Unter Gegenständen gemischter Natur aber werden 
nach $ 76 a. a. O. diejenigen verstanden, welche zwar geistlich 
sind, aber die Religion nicht wesentlich betreffen, und zugleich 
irgend eine Beziehung auf den Staat und das weltliche Wohl der 
Einwohner desselben haben, und es gehören dahin unter anderen: 
„alle Anordnungen über den äusseren Gottesdienst, dessen Ort, 
Zeit, Zahl etc.“ Damit ist das Erforderniss staatlicher Hoheits- 
genehmigung für jeden Fall ausgesprochen, in dem ein Gebäude 
seitens der Kirchengewalt für den äusseren Gottesdienst ihrer 
Kirche bestimmt wird?. Voraussetzungen für die Ertheilung der 
Genehmigung sind nicht gesetzlich festgestellt. 

II. Die kirchlichen Bauten erfuhren eine ganz analoge Be- 
handlung wie andere öftentliche Bauten. Es waren bei ihnen, 
wie überhaupt bei der kirchlichen Vermögensverwaltung, die Ge- 
meinde- und Staatsbehörden stark betheiligt. Aufsichtsbefugnisse 
über die kirchlichen Verwaltungsorgane, die sogenannten „Kirchen- 
verwaltungen“ standen nur den Staatsbehörden, nicht aber den 
kirchlichen Oberbehörden zu. Letzteren wurde nur Gelegenheit 
gegeben, Kenntniss von den Verwaltungsakten zu nehmen und 
sich mit etwaigen Ausstellungen an die staatliche Aufsichtsbehörde 
zu wenden. So war ihnen bei Bauten Einsicht in die Pläne zu 
gewähren, die erforderlichen Genehmigungen wurden allein von 
Staatsbehörden — eventuell vom Könige ertheilt. Blosse Unter- 
haltungsbauten unterlagen lediglich der baupolizeilichen Geneh- 
migung. Ueberstiegen jedoch die Kosten die Summe von 2000 fi. 
in den einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städten 
und 500 fl. in den übrigen Gemeinden, so bedurfte es der Ge- 
nehmigung der Regierung. Betrugen die Kostenvoranschläge 


— 


I Gesetzblatt S. 142ff. 


®? Anders — aber ohne Angabe von Gründen —, Hinschius, System IV, 
8. 324. 
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20000 fl. oder darüber, oder gehörten die Bauten zur Monu- 
mental- oder Kirchenarchitektur, so war königliche Genehmigung 
vorbehalten. Im letzteren Falle sprachen bei der Entscheidung 
natürlich künstlerische etc. Rücksichten mit; übrigens sollte kein 
Bau genehmigt werden, wenn nicht vorher die Mittel zur Be- 
streitung des Bauaufwandes nachgewiesen und, sofern eine Schuld- 
aufnahme beabsichtigt wurde, die Tilgungspläne vorschriftsmässig 
festgestellt waren!. 


Ss 24. C. Einwirkung der Verfassungsurkunde auf den 
bisherigen Rechtszustand. 


Es ist nun die Frage zu erörtern, ob der im Vorstehenden 
geschilderte Rechtszustand, wie er in den verschiedenen Rechts- 
gebieten der preussischen Monarchie zu der Zeit bestand, zu 
welcher in ihnen die preussische Verfassung wirksam wurde, durch 
die letztere eine Abänderung erfahren hat. Die Praxis der 
Staatsregierung hat dieser Frage gegenüber zu den verschiedenen 
Zeiten eine verschiedene Stellung eingenommen. 

Die geistliche Verwaltung der fünfziger und sechziger 
Jahre hat die Auffassung vertreten und zur Geltung gebracht, 
dass der Art. 15 d. V.-U. (12 des Entwurfs) unmittelbar 
alle diejenigen Befugnisse des Staates beseitigt habe, welche aus 
dem Standpunkte und ın Kraft des landesherrlichen ius circa 
sacra eingeführt waren?. Insbesondere wurde für Kirchenbauten 
eine besondere Staatsgenelimigung, soweit solche früher aus der 
staatlichen Kirchenhoheit und Kirchenaufsicht hergeleitet war, 
nicht mehr als erforderlich angesehen? * und dementsprechend 


ı Vgl. Silbernagel, Religionsgenossenschaft in Bayern S. 348 und S. 376. 
Daselbst auch die einschlägigen Bestimmungen. 

2 Verfügung vom 12. Dez. 1848 (Ministerialblatt d. Innern S. 374). 

® Circular-Erlass vom 6. Jan. 1849 in den Beiträgen zum preuss. 
Kirchengesetz S. 14; Richter in Dove’'s Ztschr. I S. 111, 118, 

* Auch sie galt als beseitigt durch Art. 15. Man hat sich für ıhre 
Beseitigung auch wohl auf Art. 12 V.-U. berufen (Verhandlung des Ab- 
geordnetenhauses 1876 S. 1312 und 1314 — Reden der Abg. v. Heeremann 
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in den alten wie in den neuen! Provinzen verfahren. Im Jahre 
1874 dagegen wurden in Folge veränderter Auffassung der 
$ 176 1111 Allg. L.-R., sowie die entsprechenden Bestimmungen 
des französischen Rechts wieder für geltend erklärt. 

Welche dieser beiden Auffassungen die richtige ist, lässt 
sich nur entscheiden auf Grund Beantwortung der allgemeineren 
Frage, welche Bedeutung der Art. 15 überhaupt für die Ge- 
staltung der staatlichen Rechte gegenüber der Kirche gehabt 
hat. Zur Erörterung dieser Frage kam es zunächst nur mit 
Bezug auf das Verhältniss des Staates zur katholischen Kirche, 
well man darin übereinstimmte, dass bezüglich der evangelischen 
Kirche? der bisherige Rechtszustand fortdauern müsse, bis die- 
selbe durch eine neue Organisation in den Stand gesetzt sei, von 
der verfassungsmässig zugesicherten Selbständigkeit Gebrauch zu 
machen. Prinzipiell aber ist natürlich die gleiche Entscheidung 
fir die evangelische wie für die katholische Kirche zutreffend. 

Der bis zum Anfang der siebenziger Jahre vom Ministerium 
vertretenen Ansicht steht nun schroff gegenüber die von dem 
obersten preussischen Gerichtshof zur Geltung gebrachte Auf- 
fassung. Während jene dahin ging, dass der Art. 15 unmittelbar 
alle Rechte des Staates gegenüber der Kirche beseitigt habe, 
legte diese dem Artikel nur die Bedeutung der Verheissung bei 
und sprach ibm seine unmittelbare Einwirkung auf das positive 
Recht ab. Die publizistische Litteratur befindet sich dieser 
Frage gegenüber in sichtlicher Verlegenheit. Man kann sich 
einerseits nicht verhehlen, dass die Auffassung des Obertribunals 


und Windthorst). Es ist indessen bereits oben hervorgehoben, dass der all- 
gemeine Grundsatz, wie er in Art. 12 aufgestellt ist, nur in Ermangelung 
besonderer Vorschriften die Vermuthung begründet, es bedürfe einer Hoheits- 
genehmigung zu Kirchenbauten nicht. 

! Minist.-Reskript vom 16. Nov. 1868 Motive zum Gesetz vom 
20. Juni 1875. 

® Minist.-Erlass vom 22. Juni 1874. Roche a. a. O. S. 620. 

? Der alten Provinzen! 

! Verfassung vom 12. Dez. 1848. (M.-Bl. d. J. S. 374). 
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mit der Entstehungsgeschichte des Art. 15 unvereinbar ist, fühlt 
aber andererseits, dass der Staat auf die Gesammtheit seiner 
kirchenhoheitlichen Rechte nicht hat verzichten wollen und können. 
Die letztere Erkenntniss hat denn auch im Anfange der sieben- 
ziger Jahre zu dem Umschwung in der Praxis des Ministeriums 
bezüglich einer Reihe von Einzelfragen geführt, ohne dass indessen 
eine einheitliche wissenschaftliche Stellungnahme gegenüber dem 
Art. 15 erfolgt wäre. | 

Nun hat aber bereits im Jahre 1867 E. FRIEDBERG! eine 
Auslegung des Art. 15 gegeben, welche meines Erachtens nicht 
nur streng wissenschaftlich betrachtet, vor den beiden bisherigen 
bei weitem den Vorzug verdient, sondern auch allein die Hand- 
habung der unverzichtbaren Kirchenhoheitsrechte im Einklange 
mit der Verfassungsurkunde ermöglicht. 

Mit FRIEDBERG möchte ich dem Art. 15 eine zweifache Be- 
deutung zuschreiben. Das ius sacrorum, welches der Staat bis- 
her thatsächlich ausübte?, hat er beseitigt, die iura circa sacra 
dagegen bestehen lassen und bezüglich derselben nur das Prinzip 
aufgestellt, dass sie eine Regelung erfahren müssten, mit welcher 
eine Selbständigkeit der kirchlichen Verwaltung bestehen kann. 
Für die nähere Begründung dieser Ansicht sei auf die Darstellung 
von FRIEDBERG verwiesen; nur einiges soll dessen Ausführungen 
hinzugefügt werden. Zweifellos kann von einer selbständigen 
Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten für eine Kirche 
nicht die Rede sein, so lange in ihr staatliche Organe wesent- 
liche Funktionen der Kirchengewalt wahrnehmen. Gegen die 
Handhabung kirchenregimentlicher Befugnisse durch die Staats- 
behörden war denn auch in Preussen die Bewegung gerichtet. 


! Die evang. und kath. Kirche der neu einverleibten Länder S. 71Lfl. 

? Der evang. Kirche gegenüber auf Grund rechtlicher Bestimmung, 
s. oben $ 10. 

’A.a.0.S. 71ff. In eine selbständige Erörterung obiger Streitfragen 
kann im Rahmen der vorliegenden Spezialuntersuchung natürlich nicht ein- 
getreten werden. 
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welche zur Aufstellung von Art. 15 d. V.-U. führte, nicht 
gegen die Ausübung der staatlichen Kirchenhoheit. Mit einer 
staatlichen Oberaufsicht ist auch eine selbständige Verwaltung 
der eigenen Angelegenheiten sehr wohl vereinbar, wie ja auch 
die Selbstverwaltung aller grossen Kommunalverbände der 
Oberaufsicht des Staates unterliegt. Dass der Art. 15 nicht 
ene unbegrenzte Freiheit der Kirche nach dieser Seite hin 
begründen konnte, erhellt schon daraus, dass keine Kirche ihre 
eigenen Angelegenheiten erschöpfend regeln kann, ohne Gebiete 
zu berühren, welche zweifellos in den Bereich der Staatsgewalt 
hinübergreifen. Das positive Eingreifen des Staates in die kirch- 
lichen Angelegenheiten wollte der Artikel beseitigen, nicht das 
unrerzichtbare „negative Recht“ der Oberaufsicht; dies letztere 
wollte er nur entsprechend dem Prinzip einer Selbständigkeit 
der Kirchen gestaltet wissen. Jene erste Forderung konnte 
im Gebiet des Allgemeinen Landrechts ihrer Natur nach bezüglich 
der katholischen Kirche sofort erfüllt werden, bezüglich der 
erangelischen Kirche, sobald entsprechende kirchliche Organe 
geschaffen waren; denn die Funktionen des Kirchenregiments 
waren im Allgemeinen Landrecht — gesondert von staatlichen — 
klar festgestellt. Der Staat hatte sich einfach der weiteren 
Ausübung derjenigen Befugnisse zu enthalten, welche das All- 
gemeine Landrecht den geistlichen Obern zuweist. Demnach 
hatte die Ertheilung einer Aufsichtsgenehmigung zu Kirchenbauten 
seitens der Staatsbehörden fortan wegzufallen. 

Die zweite Forderung des Art. 15 liess sich nicht so ohne 
Weiteres realisiren. Es musste zunächst festgestellt werden, ob 
und inwieweit die nach dem geltenden Kirchenrecht, also dem 
Allgemeinen Landrecht, vorbehaltenen iura circa sacra dem auf- 
gestellten Prinzip widersprächen und demnach aufzuheben seien. 


Hierzu bedurfte es der Ausführungsbestimmungen und solche zu 


verlangen, war die Kirche auf Grund des Art. 15 berechtigt. 
Bis aber ein solches Gesetz erging, blieben die iura circa sacra 
des Allgemeinen Landrechts, blieb also auch das in $ 176 da- 
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selbst aufgestellte Genehmigungsrecht des Staates zur Erbauung 
neuer Kirchen in Geltung. 

Eine entsprechende Wirkung ist der Verfassungsurkunde auch 
für den Rechtszustand der nicht landrechtlichen Gebiete zuzu- 
schreiben. Soweit in denselben eine Mitwirkung der Staatsbe- 
hörden bei Errichtung von Kirchengebäuden stattfand, welche 
ihrer Natur nach eine kirchenregimentliche war, musste dieselbe 
als durch die Verfassung beseitigt gelten. Jede kirchenhoheit- 
liche Genehmigung, mochte sie sich als Hoheitsgenehmigung im 
engeren Sinne oder als „Aufsichtsgenehmigung“ kennzeichnen, 
blieb dagegen in dem alten Umfange bestehen, bis ihre Prüfung 
nach dem Prinzip des Art. 15 erfolgte. 

Nun lag aber in den anderen Landestheilen eine klare 
Sonderung zwischen kirchenhoheitlichen und kirchenregimentlichen 
Befugnissen, wie die landrechtliche, nicht vor und es bedurfte 
deshalb, auch um die erste Forderung des Art. 15 zu erfüllen, 
einer Ausführungsbestimmung, welche eine Scheidung der staat- 
lichen und kirchlichen Rechte vornahm. In der einen wie in 
der anderen Beziehung sind die erforderlichen Ausführungsvor- 
schriften erst durch die neueste kirchliche Gesetzgebung ergangen, 
und es wird bei Besprechung derselben zu prüfen sein, in wieweit 
dadurch die uns interessirenden Bestimmungen betroffen worden 
sind. 


S 25. D. Gestaltung des Rechtszustandes in Folge 
der neueren Gesetzgebung. 


I. Die neueren Gesetze, welche seit 1875 zur Regelung der 
staatlichen Aufsicht über die kirchliche Verwaltung ergangen 
sind, und zwar: 

a) Die Gesetze über die Vermögensverwaltung in der katho- 
liıschen Kirche im ganzen Umfange der Monarchie; 

b) Die Staatsgesetze zu den für die einzelnen Theile der 
preussischen Monarchie ergangenen Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnungen, enthalten sämmtlich in fast wörtlicher Ueberein- 
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stimmung eine unsere Frage betreffende Vorschrift. Dieselbe ist 
zuerst formulirt in $ 50 No. 4 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 
G.-S. S. 241) und aus diesem mit dem Bewusstsein und der 
Absicht, gleiche Bestimmungen für beide Kirchen in allen Theilen 
der Monarchie zu geben!, in die übrigen Gesetze übernommen 
worden?, und muss deshalb auch. für alle diese Gebiete eine ge- 
meinsame Behandlung und gleiche Auslegung finden. 

Die Vorschrift lautet: 

„Die Beschlüsse der kirchlichen Organe (bezw. „des Kirchen- 
vorstandes und der Gemeindevertretung“) bedürfen zu ihrer Gültig- 
keit der Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde: bei der 
Errichtung (bei dem Bau) neuer, für den Gottesdienst, die Geist- 
lichen oder andere Kirchendiener? bestimmter Gebäude.“ 

1. Schon auf den ersten Blick gewinnt man den Eindruck, 
es handle sich hier um die von uns so genannte Aufsichts- 
genehmigung. 

Und diese Annahme findet bei näherer Betrachtung ihre 
Bestätigung. Die Bestimmung ist zuerst formulirt in einem Ge- 
setz, welches lediglich die kirchliche Vermögensverwaltung be- 
trifft; schon dies würde genügen, aber auch der Zusammenhang, 
in welchen sie in den anderen, nicht derart beschränkten Ge- 


ı Vgl. z.B. den Kommissionsbericht zu dem Gesetz vom 6. April 1878; 
Abgeordnetenhaus, Drucks. S. 1579. 

° I. für die kath. Diözesen: (sesetz vom 6. Juni 1876. $ 25, II. für die 
evang. Kirchen: a. die alten Provinzen Art. 245. Gesetz vom 3. .Juni 1876 
(G.S. S. 125); b. in Schleswig-Holstein und Konsistorialbezirk Wiesbaden: 
Art. 32 No. 5 Gesetz vom 6. April 1878 (G.S. S. 145); c. in Hannover: 
Art. 21 No. 5 Gesetz vom 6. Aug. 1883 (G.S. S. 295) und $ 36 Gesetz 
vom 6. Mai 1885 (G.S. S. 135): a. im Konsistorialbezirk Kassel: Art. 18 
No. 5 Gesetz vom 19. März 1886 (G.S. S. 102). 

® Die Worte „die Geistlichen oder andere Kirchendiener“ sind in dem 
Gesetz vom 6. Juni 1876 fortgelassen, „da innerhalb der Diözese Neubauten 
für Geistliche und Kirchendiener relativ ohne Bedeutung seien“ und deshalb 
„dieser Fall für das Gebiet der in Rede stehenden Vermögensverwaltung 
eine staatliche Kontrolle nicht erfordern“. (Motive zum Gesetz vom 6. Juni 
1876 und Kommissionsbericht, Drucks. des Abgeordnetenhauses 1876 S. 405 
und 1170.) 
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setzen gestellt ist!, zeigt, dass es sich bei ihr nur darum 
handelte, einen wichtigen Akt kirchlicher Vermögensverwaltung 
von staatlicher Zustimmung abhängig zu machen, 

Die in den neuen Gesetzen erforderte Staatsgenehmigung be- 
trifft daher nur den ersten Akt der Errichtung, nämlich die Beschaf- 
fung des Gebäudes (oben $ 7) und tritt nur ein, insoweit zu der- 
selben die Bewilligung von Geldmitteln aus dem Kirchenvermögen 
oder im Wege der Umlage nöthig ist, und die kirchlichen Ge- 
meinde- bezw. Diözesan-Organe als Bauherren auftreten °*. 

Die betrefienden Beschlüsse der kirchlichen Organe sind es, 
welche der Staatsgenehmigung unterliegen. Die Errichtung von 
Kirchengebäuden durch Privatpersonen etc. wird durch die neue 
Vorschrift in keiner Weise berührt®, selbst dann nicht, wenn 
das Gebäude von vornherein für den gottesdienstlichen Gebrauch 
einer Kirchengemeinde bestimmt ist. In diesem Falle würden 
bei der demnächstigen Uebergabe des Gebäudes an die Gemeinde 
die allgemeinen Bestimmungen über den kirchlichen Eigenthums- 
erwerb zu beobachten, im Uebrigen aber eine staatliche Mitwirkung 
nicht erforderlich sein (siehe oben $& 7). Da es sich um eine 
Aufsichtsgenehmigung, um staatliche Kontrolle über einen Akt 


! Vor Allem auch die Gleichstellung der Errichtung von Pfarrhäusern etc. 

% Die in den vorletzten Anmerkungen angeführte Stelle aus den Motiven 
zum Gesetz vom 6. Juni 1876 sagt deutlich, dass dieser Gesichtspunkt 
maassgebend war. Der Abgeordnete Windthorst hat ihn beiden Verhandlungen 
über dies Gesetz ausdrücklich hervorgehoben, ohne Widerspruch zu finden. 

8 Der Fall, wo die kirchlichen Organe als Bauherren auftreten und die 
Kosten von dritter Seite gedeckt werden, kann hier füglich ausser Betracht 
bleiben, da eine klare Behandlung der Sache hier stets ein Hindurchlaufen 
der Mittel durch die Kirchenkasse erfordern würde. 

* Vgl. Heinrich, die Verwaltung des Kirchenvermögens S. 109; Schilgen 
das kirchliche Vermögensrecht S. 36; Verhaudlungen des Abgeordnetenhauses 
1876, S. 1397. 

5 Ebeuso wenig Bauten, welche von Klöstern, Anstalten etc. vor- 
genommen werden. Unerörtert kann die Frage bleiben, wie es stände, wenn 
evang. Synodalverbände oder eine Jaandeskirche als Baulierr aufträte, da die 
unmittelbare Errichtung von Kirchengebäuden nicht zu den verfassungs- 
mässigen Aufgaben dieser Körper gehürt, 
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der Vermögensverwaltung handelt, so ist es nur logisch, anzu- 
nehmen, dass die „Errichtung neuer Kirchengebäude“ dieser Ge- 
nehmigung unterworfen ist, ohne Rücksicht darauf, ob es sich 
um eine „Neuerrichtung® oder um einen „Ersatzbau“ handelt. 
Ist doch die Belastung der Kirchenkasse bezw. der Gemeindeglieder 
hei einem völligen Neubau die gleiche, mag diese zum Ersatz 
einer alten Kirche dienen oder nicht. Und die Nothwendigkeit 
des Baues wird häufig in dem letzteren Falle eine dringendere 
sein, als in dem ersteren. Vom Standpunkte der Aufsicht über 
die Vermögensverwaltung hat der Staat dasselbe Interesse, Er- 
satzbauten wie Neuerrichtungen von seiner Genehmigung abhängig 
zu machen (s. oben $ 7). 

2. Diese auf Wortlaut und Zusammenhang der Gesetze be- 
ruhende Auffassung und folgerichtige Behandlung der neuerdings 
vorgeschriebenen Genehmigung als einer Aufsichtsgenehmigung 
stösst indessen auf Schwierigkeiten. Man bezieht die betrefien- 
den Vorschriften thatsächlich nicht auf Ersatzbauten!. 

Die einschränkende Auslegung findet ihre Stütze in den 
Verhandlungen über das Gesetz vom 6. Juni 1876?. Der Ent- 
wurf dieses Gesetzes forderte in Anlehnung an die Fassung des 
Gesetzes vom 20. Juni 1875 die Staatsgenehmigung „zu dem 
Bau“ neuer Kirchengebäude. Die Kommission setzte statt 
dessen die Worte „zu der Errichtung“, um damit die Anwend- 
barkeit der Vorschrift auf Ersatzbauten auszuschliessen? Man 
wollte damit nicht sagen, dass jene ältere Fassung diese An- 
wendbarkeit nothwendig mit sich bringe, man wollte in das 
neue Gesetz keine inhaltlich andere Vorschrift aufnehmen, als 


3 Denkschrift des Evang. Oberkonsistorialraths vom 9. Nov. 1875 IV. 
Anm. (Drucks. des Abgeordnetenhauses 1876 S. 393). $ 23 der Verwaltungs- 
ordnung vom 15. Dez. 1886 Kirchl. Ges.- u. Verordn.-Bl. 1887 S. 1; 
Lohmann, Kirchengesetz II S. 35; Koch, Allgemeines Civilrecht IV S, 422 
Anm. 11; Heinrich a. a. O. S. 108. 

® Betr. die Vermögensverwaltung in den Diözesen. 

3 S. den Kommissionsbericht — Aktenstücke des Abgeordnetenhauses 
1876 S. 1170; Hinschius, Kirchengesetz vom 14. Juli 1880 S. 45. 
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das alte enthielt, man glaubte nur demselben Gedanken durch 
Wahl eines anderen Wortes einen unzweifelhafteren Ausdruck 
geben zu können. Trotz dieses Vorganges muss daher die Aus- 
legung unserer Vorschrift in dem Gesetz vom 20. Juni 1875 wie 
in allen späteren Gesetzen, in welche die neue Fassung über- 
ging, eine einheitliche bleiben (s. oben S. 107), zumal die Worte, 
„Bau“ und „Errichtung“ an sich nach dem gewöhnlichen Sprach- 
gebrauch eine verschiedene Auslegung nicht fordern. Aus obigen 
logischen Erwägungen würde ich nun annehmen, dass bei Ab- 
fassung des Gesetzes vom 20. Juni 1875 die fragliche Vorschrift 
auch für Ersatzbauten bestimmt war und würde dem entsprechend 
die sämmtlichen Gesetze auslegen. Da indessen die Frage nicht 
bei Erlass jenes ersten Gesetzes, wohl dagegen bei den Ver- 
handlungen über die späteren besprochen und für diese in ganz 
bestimmtem, einschränkendem Sinne entschieden ist, so wird die 
einheitliche Auslegung dieser Entscheidung entsprechend gegeben 
werden müssen. 

Diese Auslegung ist dann auch ganz üblich geworden, und 
auch der Minister hat sie anerkannt. 

3. Es bedarf also der Staatsgenehmigung, wenn die kirch- 
lichen Organe die Neuerrichtung eines Gotteshauses, nicht aber 
wenn sie einen Ersatzbau vornehmen. Die Gründe, welche den 
Staat veranlassen können, im ersteren Falle eine Mitwirkung in 
Anspruch zu nehmen, im zweiten dagegen nicht, liegen, wie ge- 
zeigt, nicht auf dem Gebiete der Aufsicht über die Vermögens- 
verwaltung. Der Unterschied der beiden Fälle liegt nur darin, 
dass in Folge einer Neuerrichtung eine Vermehrung der Kultus- 
stätten eintritt, dass die Unterhaltungslast zu Gunsten solcher 
steigt, dass ein neues privilegirtes Gebäude entsteht, und dass 
der Anstoss zu neuer Parochialbildung gegeben wird. Sind diese 
Umstände für die Gestaltung der Vorschrift maassgebend gewesen?, 


! Heinrich a. a. O. S. 108; Lohmann a. a. O. IL S. 35. 
3 Die Motive zum Gesetz vom 3. Juni 1876 (Aktenstücke des Ab- 
georduetenhauses S. 390) finden den „Sinn der staatlichen Genehmigung“ 
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so tritt der Gedanke der Hoheitsgenehmigung in unserer neuen 
Gesetzgebung auf (s. oben $ 6). Aber auch dieser ist nicht 
konsequent durchgeführt; denn für Neuerrichtungen von Seiten 
Privater etc. wird die Genehmigung nicht erfordert. 

Bei obiger Auslegung felılt es daher unserer neueren Gesetz- 
gebung an jeder Folgerichtigkeit. Wollte der Staat eine so be- 
deutende Belastung des Kirchenvermögens bezw. der Gemeinde- 
glieder, wie sie ein Kirchenbau mit sich bringt, nicht ohne seine 
Bewilligung dulden, dann war die Aufsichtsgenehmigung vorzu- 
schreiben, aber sowohl für Neuerrichtungen, wie für Ersatzbauten. 
Wollte er die Entstehung einer neuen Kultusstätte mit all’ ihren 
Folgen von seiner Zustimmung abhängig machen, so musste er die 
Hoheitsgenehmigung zur Bedingung machen, aber nicht nur für 
die Fälle, wo Kirchengemeinden ein Gotteshaus selbst auf- 
führen, sondern auch da, wo ein von Privaten errichtetes Ge- 
bäude dem kirchlichen Gottesdienst gewidmet wird; denn letz- 
teres hat für das staatliche Interesse genau dieselben Folgen, 
wie jenes. 

Keiner der beiden Gedanken aber ist in der neuen Gesetz- 
gebung vollständig zur Geltung gekommen, sondern jeder halb, 
wenn die übliche Auslegung die richtige ist. 

Die Praxis scheint nun Werth darauf zu legen, den Gedanken 
der Hoheitsgenehmigung vervollständigt zu sehen; denn sie pflegt 
zu diesem Zwecke auf Bestimmungen der früheren Gesetzgebung 
zurückzugreifen. Sehen wir, mit welchem Reclıte und wie weit 
dies geschehen kann. 

II. Wie oben gezeigt ist, blieben die iura circa sacra trotz 
des Art. 15 d. V.-U. in Geltung und harrten nur einer 
Neuregelung nach Maassgabe des in jenem Artikel aufgestellten 
Prinzips der kirchlichen Selbständigkeit. Eine solche Neurege- 


ansschliesslich in diesen Umständen; gewiss nicht im Sinne der sämmtlichen, 
einheitlich aufzufassenden bezüglichen Gesetzesbestimmungen. Sonst 
würde die Vorschrift in Gesetze über die Vermögensverwaltung z. B. gar 
nicht hinein gehören. 
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lung der einzelnen kirchenhoheitlichen Befugnisse erfolgte in 
mehreren der kirchenpolitischen Gesetze der siebenziger Jahre. 
Die Regelung der kirchenhoheitlichen Aufsicht ‚über die Ver- 
mögensverwaltung erfolgte durch die oben aufgezählten Staats- 
gesetze seit dem Jahre 1875. Und zwar „normirten diese Ge- 
setze die Aufsichtsrechte des Staates ausschliesslich“!, In allen 
Gebieten der Monarchie sind deshalb die bisher aus dem Rechte 
der Vermögensaufsicht abgeleiteten Befugnisse des Staates, ins- 
besondere auch die Aufsichtsgenehmigung zu Kirchenbauten, in 
ihrer bisherigen Gestalt beseitigt und durch neue Bestimmungen 
ersetzt. | 

Anders ist es mit dem Rechte der Hoheitsgenehmigung zur 
Errichtung von Kirchengebäuden. Diese Befugniss ist bisher 
von der Neuregelung nirgends ergriffen worden; soweit sie also 
in dem bisherigen Rechte der einzelnen Gebietstheile begründet 
war, besteht sie noch: 

d. h. im Gebiete des Allgemeinen Landrechts und des fran- 
zösischen Rechts, sowie in den vormals bayerischen Landes- 
theilen für evangelische und katholische Kirchengebäude, in dem 
ehemaligen Herzogthum Holstein nur für katholische*. 

Ill. Es ist aber nicht zu bestreiten, dass die Kirchen aus 
Art. 15 der V.-U. einen Anspruch darauf haben, dass auch 
diese kirchenhoheitliche Befugniss einer Revision auf Grund des 
verfassungsmässigen Prinzips unterworfen und eventuell beseitigt 
werde. 

Die Prüfung würde meines Erachtens ergeben, dass dieses 
Genehmigungsrecht mit der selbständigen Verwaltung der kirch- 
lichen Angelegenheiten ebenso wenig wie z. B. die staatliche Mit- 
wirkung bei Neubildung von Parochien unvereinbar ist, dass aber 
auch der Staat ein äusserst geringes Interesse daran hat, sich 
dasselbe auch weiterhin zu wahren. 


! So die Motive zum Gesetz vom 3. Juni 1876. Aktenstücke des Ab- 
geordnetenhauses S. 391. 
2 Und reformirte, 
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Die — oben $& 6 I erörterten — Gründe!, welche zum Er- 
fordern der Hoheitsgenehmigung führen können und je nach Zeit 
und Umständen geführt haben, sind heutigen Tages nicht mehr 
durchschlagend. 

Den Standpunkt, jede Ausbreitung des evangelischen oder 
katholischen Kultus an sich kontrolliren zu wollen, hat der 
moderne Staat verlassen. — Erscheint es wegen der Sonderstellung, 
welche kirchlichen Versammlungen gegenüber den Vorschriften 
des Vereinsgesetzes zusteht, wünschenswerth, dass die Staats- 
behörden dienstliche Kenntniss von den regelmässigen Stätten 
jener haben, so genügt eine Vorschrift, dass dieseiben anzuzeigen 
sind. — Von den Privilegien der Kirchengebäude ist das Asyl- 
recht überall beseitigt; Freiheit von der (Gsebäudesteuer steht 
nicht bloss den gottesdienstlichen, sondern auch anderen kirch- 
lichen Gebäuden (Pfarr-, Küsterhäusern etc.) zu. Von der Ein- 
wuartirungslast sind ebenso wie die Kirchengebäude z. B. auch 
die zu öffentlichem Zweck bestimmten Kommunalgebäude befreit?, 
welche ohne Staatsgenehmigung errichtet werden. Dieselben gel- 
ten ebenfalls als öffentliche Sachen und sind als solche in ge- 
wisser Weise dem Verkehr entzogen’. Den besonderen straf- 
rechtlichen Schutz des 8 166 R.-St.-G.-B. geniessen alle zu reli- 
giösen Versammlungen bestimmten Orte, den des $ 243 R.-St.-G. 


mit den Kirchengebäuden auch andere — ohne Staatsgenehmi- 
sung — dem Gottesdienst gewidmete Gegenstände. — Auch der 


Umstand, dass neue Kirchen leicht der Anlass für parochiale 
Neubildungen werden, ist unter heutigen Verhältnissen kein 
Grund für das Erforderniss der Hoheitsgenehmigung. Seine durch 
die Gründung neuer Parochien berührten Interessen walırzu- 


! Andere werden auch in dem Erlass vom 22, Juni 1874 für die Auf- 
rechterhaltung der SS 176 ff. nicht angeführt. Vgl. auch die Motive zum 
Gesetz vom 3. Juni 1876 (Aktenstücke des Abgeordnetenhauses S. 390). 

®$ 4 No. 3 Gesetz vom 25. Juni 18068 $ 5 Gesetz vom 21. Mai 1861 
(1.8. S. 317). (R.-G.-Bl. S. 523). 

3 Dernburg, Preuss. Privatrecht I S. 138. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 1. i 8 
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nehmen. hat der Staat Gelegenheit, wenn es wirklich zu der- 
selben komnit. Wollte er — etwa um einen vergeblichen Bau 
zu verhüten — dieselben schon vor Errichtung der eventuell da- 
für bestimmten Kirche erörtern und deshalb die Genehmigung 
zu dieser vorschreiben, so würde darin eine unangebrachte Be- 
vormundung des Erbauers liegen. — Es bleibt nur die Fr- 
wägung, dass in Folge Vermehrung der Gotteshäuser die Lasten 
gewisser Staatsbürger für kirchliche Zwecke in bedenklicher 
Weise erhöht werden könnten. Ob diese Besorgniss in einer Zeit 
begründet erscheint, welche nicht unter einem Uebertluss, son- 
dern unter einem Mangel an Kirchen leidet, sei dahingestellt. 
Für unsere Frage in Betracht kommen kann sie jedenfalls nur 
mit Bezug auf Kirchengebäude, welche aus kirchlichen Mitteln 
zu erhalten sind, also im Wesentlichen auf solche, die paro- 
chialen Zwecken dienen. Der gefahrdrohenden Vermehrung 
solcher entgegenzutreten vermag der Staat aber schon, indem er 
Neuerrichtungen durch die kirchlichen Organe die Aufsichts- 
genehmigung und der Ueberweisung von Gebäuden Seitens Pri- 
vater die zum Erwerbe von Immobilien erforderliche Erlaubniss 
versagt. Des Mittels einer allgemein vorgeschriebenen Hoheits- 
genehmigung bedarf er dazu nicht. 

Zu beherzigen ist endlich, dass in so vielen Ländern die 
Vorschrift der Hoheitsgenehmigung stets für entbehrlich erachtet 
worden ist. 

IV. Unter allen Umständen bedarf .es einer Neuregelung 
unseres Rechtszustandes, denn es ist unter heutigen Verhält- 
nissen durchaus unzulässig, dass in einzelnen Theilen der ein- 
heitlichen Monarchie die Hoheitsgenehmigung erfordert werde, in 
anderen nicht. 

Bedarf der Staat dieser Befugniss, so bedarf er ihrer in 
allen seinen (sebietstheilen. 

Meines Erachtens aber kann er sie entbehren und sollte 
überall auf sie verzichten. Dagegen ist das Erforderniss der 
Aufsichtsgenehmigung beizubehalten und auszudehnen auf alle 
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von kirchlichen Organen vorzunehmenden Ersatzbauten. Solange 
der Staat eine Oberaufsicht über die kirchliche Vermögensver- 
waltung überhaupt handhabt, wird er mit in erster Linie einen 
so einschneidenden Akt derselben wie einen Kirchenbau von seiner 
Zustimmung abhängig zu machen haben. 

Hält man aber auch das Recht der Hoheitsgenehmigung zur 
Zeit nicht für entbehrlich, so ist es auf alle Gebietstheile in 
gleicher Gestalt auszudehnen. Nicht aber in der Form des 
$176 II, 11 Allg. L.-R., welche — wie oben gezeigt — an er- 
heblichen Mängeln leidet. 

Klarheit wird man nur auf folgendem Wege schaffen: 

Derjenige kirchenregimentliche Akt, durch welchen ein Ge- 
biude dem gottesdienstlichen Gebrauch gewidmet wird, ist von 
der vorherigen Ertheilung der Staatsgenehmigung abhängig zu 
machen. Für die katholische Kirche wäre dies dıe Konsekration; 
die evangelische Kirche müsste veranlasst werden, die schon jetzt 
durchaus übliche Einweihung zu einem Akt mit der kirchenrecht- 
lichen Bedeutung zu erheben, dass die Gebäude vor einer solchen 
dicht zum landeskirchlichen Gottesdienst verwendet werden dürfen. 
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Bandes entspricht derjenigen, die für das ganze Werk festgestellt 
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12. Winkelmann, Allgemeine Verfassungsgeschichte. Leip- 
zig 1901. 


II. Lehr- und Handbücher. 


l. Engelmann, Kath. K.-R. nach dem hinterlassenen Manu- 
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Meurer geitend gemachten Gesichtspunkten durchaus bei, ja wir 
könnten noch manche andere diese unterstützende Momente geltend 
machen. Bezüglich des II. Bandes des Meurer'schen Werkes aber 
möchten wir das über den I. schon ausgesprochene Urtheil 
wiederholen, dass wir in ihm eine Bereicherung der Wissenschaft 
erblicken. k. Fr. 

10. Schneller, D. Inkorporation v. Kirchenämtern m. bes. 
Berücksichtigung v. Oesterreich. Wien 1900. 

ll. Fritsch, Kongruasachen u. rechtl. Natur d. Relirions- 
fonds. Oesterr. Gerichtszeitung 21, 72. 

12. Scaduto, Rappresentanza delle parrocchie vacanti. Res- 
tauri e patronato delle ex ricettizie. Torino 1900. 
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13. Scaduto, Affrancazione dei canoni ecc. delle ex ricettizie 
curate in confronto del fondo culto e del comune. secondo la 
lesge 24./1. 1864 e quello 20./1. 1850 Responsibilitä del fondo 
eulto. (Estr. della Riv. di dir. eccl. vol. 10 disp. 113, 114. 

14. Scaduto, Cessione de chiese e conventi da parte del 
fondo culto (Estr. della gazetta „Diritto e giurisprud. anno XVI. 
no. 4.) Napoli 1900. 

15. Günther, D. kath. Autonomie in Ungarn. A.f.K.K.R. 
81, 64. 


VII. Ordenswesen. 


l. Volter, D. Ursprung d. Mönchthuns. Ein Vortrag. (Tübing. 
1900). 

2. Harnack, Mönchthum. (Giessen 1900°). 

3. Wishart, A shost. hist. of monks and monasteries. Tren- 
ton 1900. 

4. Baring-Gould, The celtic monasteries. Arch. Cambriar 
Oct. 1900, 249. 

5. Monumenta ordinis fratrum Praedicatorum historica. Tom. 
6. Fasc. 1: Raymundiana seu documenta quae pertinent ad S. Rav- 
mundi de Pennaforti vitam et scripta. Collegerunt ediderunt Franc. 
Balme et Cesl. Paban, O. Praed. Fasc. 1. Romae. Stuttgart. 

6. Uhlhorn, Noch einmal die Anfänge d. Johanniterordens. 
2. f. K.-Gesch. 21, 459. 

7. Van Nienwenhoff, S. J., Leben d. hl. Ignat. v. Loyola. 
Deutsche Ausgabe 1—2. Regensb. 1900.- 

8. Canisii epistolae et acta collegit et annotationibus illu- 
stravit Braunsberger T. III, 1561— 1562. Freiburg 1901. 

9. Jesuit relat. 99, 70. Cleveland 1900. 

ld. Goetz, Jesuiten u. Jesuitinnen. (La Societe du Sacre 
Caur.) Gotha 1901. 

ll. Bonhomnie, La vie au couvent au XIX® siecle (These). 
Calais 1900. 

12. Bougaud. Storia di S. Vicenzo De Paoli, fondatore della 
C'ongregazione dei Preti della missione e delle Figlie della carita. 
Vol. I. Torino. 

13. Baunard. Histoire de la venerable mere Madeleine Sophie 
Barat, fondatrice de la Societe du Sacre-Caur de Jesus. 2 vol. 

14. Herpin, E., L’Abbe& Jean-Marie de la Mennais, fondateur 
des Freres de l'instruction chretienne de Ploermel et des Filles de 
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la Providence de Saint-Brieuc: ses grandes idees et ses grands 
oeuvres. Ploermel. 

15. Portepin, De la condition d’entretenir une Ecole dirigee 
par des congregationistes dans les liberalites faites aux commu- 
nes (These). Par. 1900. 

16. Schiappoli, Natura giuridica delle confraternitä eccles. 
Ginrisprud. ital. IV, 241. 

17. Scaduto, Gonfraternita dei Greci di Napoli. Condizione 
giuridica moderna (s. ]. et a.) 

18. Nervegna, De iure practico regularıum. Romae 1900. 

19. Porsch, Welche Behörde ist befugt, der Begründung 
einer staatlich nicht genehmigten Ordensniederlassung u. einer 
Thätigkeit ihrer Mitglieder mit Strafandrohungen und Verboten 
entgegenzutreten? (Rechtsf.) A. f. K.K.R. 81, 145. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


l. Förster, Kirchenrecht u. Kirchenverfassung. Theol. Jahres- 
bericht 1900, 818. 

2. Clemen, Zwei Gutachten Franz Lamberts v. Avignon. 
2. f. K.-Gesch. 22, 129. 

3. Diehl, D. Bedeutung d. beiden Definitorialordnungen v. 
1628 u. 1745 f. d. Gesch. d. Darmstädt. defin. Ein Beitr. z. 
hess. K.G. in Festgabe f. Bernh. Stade (Giessen 1900). 

4. Diehl, D. neu aufgefundenen Acta comitatus Cattocubi- 
tensıs in ihr. Bedeutg. f. d. Gesch. d. Synodal-Lebens in Hessen 
im XVI. Jahrh. Z. f. prakt. Theol. 22, 97. 

d. Schloemer, Einbecks älteste K.O. Beitrag z. Schmal- 
kald. Bunde. Z. d. Vereins f. Niedersachsen 1900, LI. 

6. Blank, Dorfkirchenordnung a. d. XVII. Jahrh. Beitr. 
2. bay. K.G. 6, 82. 

‘*. Handelingen, Der 85° gewone vergadering van de al- 
gemeene synode der Nederland’sche Herformde kerk ten jare 1900. 
SGravenhage 1900. 

8. Martin Schulze*, Meditatio futurae vitae. Der Begrift' 
ı. die herrschende Stellung im System Calvin’s. Ein Beitrag z. 
Verständniss von dessen Institutio. Leipzig, Dietrich 1901. Mk. 2. 
(Bonretsch u. Seeberg, Studien, Bd. 6, H. 4.) 

Wenn es sich auch in dieser Schrift um die Grundlagen der 
Calvinischen Glaubenslehre handelt, so hat doch die hier behandelte 
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Frage zu seinen kirchenrechtlichen Anschauungen keine direkten 
Beziehungen. Darum entfällt die Schrift der Kritik unserer Zeit- 
schrift. E. Fr. 

9. Blanc, L’idee de l’erlise d’apres les retormateurs et les 
confessions de foi du XVIe Cahors 1900, 

10. Könnecke, D. ev. Kirchenvisitationen in d. Grafsch. 
Mannsfeld. Mannsfeld. Bl. XIV. 

11. Ribbeck, D. Herzöge v. Brieg u. d. geistl. Patronats- 
herren. Z. f. K.-Gesch. 22, 84. 

12. Messlon, L’ancien pretre et le ministre &vangelique. 
Cahors 1901. 

13. Planitz. D. Absetzung d. Pfarrers Reydt zu Oberrinitz 
1556 —58. B. z. Gesch. d. K.Visitationen d. XVI. Jahrh. Beitr. 
z. sächs. K.-Gesch. 14, 188. 

14. Lotichius, Kirchengewalt u. Kirchenhoheit in Bez. auf 
die ev.-luth. Landeskirche des Königr. Sachsen. Fischer’s Zeitschr. 
22,20, 


X. Sektenwesen und Religionsfreiheit. 


l. Francesco Ruffini, La Libertä Reliriosa.. Volume I: 
Storia dell’ idea. Torino 1901. 

Die Wissenschaft des Kirchenrechts verdankt der jungen ita- 
lienischen Kanonistenschule manches werthvolle Werk. Das vor- 
liegende Buch ist ohne Zweifel die hervorragendste Leistung dieser 
Schule. Der Geschichte der Religionsfreiheit ist noch nie eine so 
eründliche und umfassende Darstellung zu Theil geworden wie in 
diesen Buche. Von seinem reichen Inhalte kann hier nur eine 
dürftige Skizze gegeben werden. Nach einer kurzen Einleitung, 
die den Begriff der Religionsfreiheit im Unterschied von dem 
philosophischen Begriff der Gewissensfreiheit und dem theologischen 
Begriff der Kirchenfreiheit als einen wesentlich rechtlichen fest- 
stellt, behandelt Verfasser im ersten Kapitel die Vorläufer: das 
klassische und das christliche Alterthum, das Mittelalter, wo Marsilius 
von Padua allein als Vertheidirer der Toleranz auftritt, die Retor- 
mation und den Humanismus, die italienischen Antitrinitarier und 
Socinianer. Das zweite Kapitel hat „die holländische Periode“ 
zum Gegenstand, und zwar den Arminianismus und Spinoza, die 
englischen Flüchtlinge und Locke, die französischen Flüchtlinge 
und Bayle, den Kampf um die Toleranz in Holland während des 
1S. Jahrhunderts. Im dritten Kapitel ziehen die protestantischen 
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Länder im 17. und 18. Jahrhundert an uns vorüber. Den Vortritt 
erhält hier mit Recht der englische Independentismus, welcher mit 
der ihm um seiner weltgeschichtlichen Bedeutung willen gebühren- 
den Ausführlichkeit dargestellt wird. Hieran reihen sich die natur- 
rechtliche Schule in Deutschland, der amerikanische Separatismus, 
die Schweiz und die skandinavischen Länder. Das vierte Kapitel 
behandelt die katholischen Länder im gleichen Zeitraume, zuerst 
den französischen Rationalismus, sodann die episkopalistische Be- 
wegung in Oesterreich, und endlich den Rationalismus und Epi- 
skopalismus in Polen, Belgien und Italien, wobei, wie natürlich, 
das zuletzt genannte Land nach seiner legislativen wie literarischen 
Entwicklung eingehend dargestellt wird. — Kein irgendwie wich- 
tiger Punkt ist in dieser Darstellung der Geschichte der Religions- 
freiheit übersehen worden; die Literatur, auch die entlegenste, hat der 
Verf. sorgfältig benützt. Nicht bloss die italienische, auch die deutsche 
Wissenschaft ist ihm hierfür zu grossem Danke verpflichtet. Verf. 
hat einst auch zu den Füssen deutscher Meister gesessen; alle 
seine bisherigen Arbeiten und zumal sein neuestes Werk zeigen, 
was deutsche und italienische Wissenschaft im Bunde mit einander 
zu leisten vermögen. Nur der Wunsch soll hier noch ausgesprochen 
werden, dass eine deutsche Uebersetzung das verdienstliche Werk 
einem weiteren Kreise deutscher Leser zugänglich machen möge! 
K. R. 

2. Lea, Hist. de I’Inquisition au moyen-äge. Ouvrage traduit 
sur l’exemplaire revu et corrige de l’auteur par Salom. Reinach. 
Precede d’une introduction historique par Paul Fredericq. I. Ori- 
sine et procedure de l’Inquisit. (Par. 1900.) 

3. Documents pour servir ä l’histoire de l’inquisition dans 
le Languedoc, publies pour la Societe de l’histoire de France par 
Mgr. Douais, eveque de Beauvais. 2 vol. Premiere partie (Intro- 
duction); deuxieme partie (Textes). Paris 1900. 

4. Thionlonge, De schanddaden to Montjoich. De gruwelen 
der span. Inquisitio tijdens het process v. Montjoich. Met dokum. 
Dordrecht 1900. 

5. Haupt, Joh. v. Drindorf’s Verurtheilung durch die Inquisition 
zu Heidelberg. Z. f. d. Gesch. d. Oberrheins. N. F. XV, H. 3. 

6. Köhler, Reformat. u. Ketzerprozess. Tüb. 1901. (Samnl. 
vemeinverständl. Vortr. u. Schriften a. d. Gebiete d. Theol. 22.) 

7. Knieb, Gesch. d. Reformat. u. Gegenreformat. auf d. 
Eichsfelde. (Heiligenstadt 1901.) 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 1. g 
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8. Bibl, D. Einführg. d. kathol. Gegenreformat. in Nieder- 
Oesterreich durch Kaiser Rudolph. II. (1576—80). Innsbr. 1900. 

9. Bibl, Briefe Melchior Klesels an Herz. Wilhelm V. v. 
Bayern. Ein Beitrag z. Gesch. d. Gegenreformat. in Oesterr. o. 
d. Enns. Mitth. f. Oesterr. Gesch. 21, 640. 

10. Ullmann, D. Gegenreformat. in d. Habsburger Erblanden. 
Preuss. Jahrb. 1900, 412. 

11. J. Loserth, Zur Geschichte der Gegenreformation in 
Kärnten. Die Auflösung und Ausweisung des evangelischen Kirchen- 
und Schulministeriums in Klagenfurt. Arch. f. vaterl. Gesch. 
Kärntens. 1900, V. 

12. Brosch, D. Ermordung d. Veltliner Protestanten i. J. 
1620. Z. f. K.-Gesch. 22, 106. 

13. Lippert”, Geschichte der Gegenreformation in Staat, 
Kirche und Sitte der Oberpfalz-Kurpfalz zur Zeit des dreissig- 
jährigen Krieges. Nach den Akten der Archive. Freib. i’B. 1901. 
Paul Waetzel. Mk. 6. 

Die interessante, durchweg auf ungedruckten Materialien be- 
ruhlende Schrift, in welcher die Gegenreformation für das oben 
genannte Gebiet zum ersten Male im Zusammenhange behandelt 
wird, ist nicht eigentlich kirchenrechtlicher Natur. Sie berührt 
aber doch kirchenrechtliche Materien, z. B. die s. g. „Jachtaufe* 
und mag deshalb in dieser Zeitschrift wenigstens erwähnt werden. 
Sie bietet eine treffliche Illustration zu der Forderung der Toleranz, 
welche katholischerseits heute mit solcher Energie erhoben wird. 
Und wenn sie auch nur die Zustände aus der Periode des dreissig- 
jährigen Krieges schildert, so hat doch die Kirche ihre Grundsätze 
über die Behandlung der Protestanten nicht geändert, ja nicht 
ändern können, weil diese auf den Grundprinzipien der Kirche 
beruhen, die zwar „dissimulirt“, aber nie aufgegeben werden 
können. E. Fr. 

14. Vogel, Der Kampf auf d. Westfäl. Friedenskongress um 
die Einführg. d. Parität in d. Stadt Augsburg. München 1900. 

15. Arnold, D. Ausrottung d. Protestantismus in Salzburg 
unter EB. Firmian u. seinen Nachtolgern. Ein Beitr. z. K.-Gesch. 
d. XVII. Jahrh. Hälfte I. 1901. 

16. Amphoux, Michel de l’Höpital et la liberte de consc. au 
XVI*e siecle. Par. 1900. 

17. Benoist, Condit. jurid. des protest. sous le regime de 
l'’edit de Nantes et apres sa revocat. (these). Par. 1900. 
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18. Taylor, The struggle for religious freedom in Virginia: 
the baptists. Baltim. 1900. | 

19. Fleiner, D. Entwicklg. d. Parität in der Schweiz. 2. f. 
Schweiz. R. N. F. 20, 97. 

20. Guasco, l’egl. cath. et la liberte rel. dans l’empire chi- 
nois. Rev. gen. de dr. intern. publ. 7, 53. 

21. Haller, D. rechtl. Stelle. d. Juden im Kanton Aargau. 
(Aarau 1900). 

22. Wauer, D. Anfänge d. Brüderkirche in England. Ein 
Kapitel v. geistigen Austausch Deutschlands und Englands. Leipz. 
1900. (In. diss.) 


XI. Eherecht. 


l. Gassner, D. heil. Sakram. d. Ehe. Regensb. 1901%. 

2. Heiner, Grundr. d. kath. Eherechts. Münster 1900%. 

3. Engelmann, Kathol. Eherecht. Nach dem nachgelassenen 
Manuskr. m. bes. Berücksichtig. d. in Deutschl. geltend. Civil-Ehe- 
rechts, sowie der Diözes.-Vorschriften d. Diöz. Regensburg, be- 
arb. v. Stinel. (Regensb. 1900.) 

4. Rosin, Beiträge z. Lehre v. d. Parentelenordnung nach 
deutschem und österr., jiid. und kanon. Rechte. Wien 1901. Sep. 
Abdr. aus Gritnhut, Z. Bd. 28. 

5. Weyl, Z. Jubiläum des Personenstandsgesetzes. Centr.- 
Bl. f. freiwill. Gerichtsbark. 1, 603. 

6. Greber, Nach welchem Recht ist unter der Herrschaft 
des Code civil u. des Personenstandsges. v. 6./2. 75 die Ehe- 
schliessung u. d. Ehescheidung zu beurtheilen? Erl. (In. diss.) 1900. 

7. Schmitz, D. Eheerfordernisse der Ausländer in Preussen. 
Prakt. Handbuch für Standesbeamte. Fragebogen unt. Anführung 
des ausländ. Eherechts von 21 verschied. Staaten. 2. Aufl. Anlı.: 
D. Eheschliesung von Deutschen im Auslande, 1900. 

s. Hölder, D. Anfechtung d. Ehe wegen Irrthums in der 
Person. Iherings Jahrb. 42, 2. 

9. Deschamps, Les delegations pour TY’assistance aux ma- 
riages. Le Can. cont. 23, 534, 652; 24, 5. 

10. Dittenberger, D. Verlöbnissrecht im B.G.-B. f. d. Deutsche 
Reich. (Halle 1901. In. diss.) 

ll. Il Regime matrimoniale nel divorzio. (Ricorso, motiva- 
zone, sentenza della Corte di Cassazione di Torino.) Torino 
1900, 
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12. Buzzotti, Efficacia in Italia delle legge straniere di 
divorzio. Rendiconti del Instit. lomb. 619, XXXII. 

13. Roccarino, Il divorzio e la legislaz. ital. Torino 1900. 

14. Boro, La questione matrimon. in Malta. Studio filosof. 
canon. e politico con appendici. Napoli 1900. 


XII. Schule. 


1. Mückel, D. Entwicklung d. Volksschulwesens i. d. ehe- 
mal. Diözese Zwickau während d. Zeit v. d. Mitte d. XVIH. Jahrh. 
b. z. J. 1835. (Leipz. 1900. In. diss.) 

2. Mühlmann, Bedeuten die Bugenhagen’schen Schulord- 
nungen gegenüber dem Unterricht der Visitatoren u. der Pfarr- 
herren in Sachsen einen Fortschritt? (Leipz. 1900. In. diss.) 

3. Schwarzer, D. Kanzleramt an d. Universit. Frankf. a'O. 
(diss.) Bresl. 1900. 

4. Munera saecularia universitatis Cracoviensis quingentesi- 
mum annum ..ab instauratione sua sollemniter celebrantis. Vol. 
I—VI. I. u. D. Morawski, Kaziomierz, Historya uniwersytetu 
Jagiellonskiego srednie wieki i odrodzenie. 2 tomi. II. Wis- 
locki, Bibl.-Kust. Dr. Wladisl., Incunabula typographica biblio- 
thecae universitatis Jagellonicae Cracoviensis inde ab inventa arte 
imprimendi usque ad a. 1500. Secundum Hainii „Repertorium 
bibliographicum“* una cum conspectu virorum, qui libros olım 
habuerant, benefactorum bibliothecae ligatorum Cracoviensium. Per 
ordinem alphabeti digessit W. V. Codex diplomaticus universitatis 
studii generalis Cracoviensis. Continet privilegia et documenta, 
quae res gestas academiae eiusque beneficia illustrant. Pars V, 
ab anno 1549 usque ad annum. VI. Fijalek, Joh., Polonia apud 
Italos scholastica saec. XV. Fasc. I. Poloni apud Italos litteris 
studentes et laurea donati inde a Paulo Wladiniri usque ad Johan- 
nem Lasorcki collecti et illustrati a F. 
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Ill. Aktenstücke. 
Mitgetheilt von E. Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


1. Leo XIU., Breve 8./5. 1900 üb. d. Veräusserung von 
Kirchengütern in Oesterreich. Le Can. cont. 24, 41. 

2. Leo XUI., Breve 17./9. 1900. Approbation u. Konfirmation 
d. neuen Index-Ausgabe. A. f. k. K.R. 81, 124. 

3. Leo XIII, De collegio clericor. Lusitanor. in Urbe con- 
dendo 20./10. 1900. Acta S. Sed. 33, 286. 

4. Leo XII., Constitut. De religiosorum institutis vota 
simplicia profitentium. VI. Id. Decembr. 1900. Acta S. Sed. 
33, 341. 

5. Leo XIII, Brief an d. Erzb. v. Paris über d. franz. Kon- 
gregationen 23./XII. 1900. Acta S. Sed. 34, 355. 

6. Decr. Inquis., 3./8. 1900. Die Gesandtschaften geniessen 
keine Exterritorialität betr. des Dekr. Tametsi. Le Can. cont. 
23. 682. 

7. Geschäftsgang d. Congr. Epp. et Regul. für Behand- 
ung von Parteisachen 5./9. 1834, 20./7. 1900. A. f. k.K.R. 81, 
126—129. 

Eine Instruktion über den Gang für Behandlung von Streitig- 
keiten zwischen zwei Parteien bestand bereits aus dem Jahre 1834. 
Diese wurde zeitgemäss revidirt und als „Methodus seu ratio trac- 
tandi negotia, de quibus contentio est inter partes apud S. Congre- 
gationem Episcoporum et Regularium“ unterm 20. Juli 1900 ver- 
öffentlicht. Wir geben den Wortlaut beider hier wieder. 
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I. Die alte Instruktion rom 5. September 1834. 


In generali Congr. habita Nonis Sept. 1834, Eminentissimi et. 
Reverendissimi Patres decreverunt, ut vetus et propria S. Congre- 
gationis methodus, seu ratio tractandi negotia, de quibus contentio 
est inter partes, accurate in posterum servaretur. Est autem 
huiusmodi: 

1. Quotiescumque in negotiis quae apud S. Congregationem 
Episcoporum et Regularium aguntur tum ex relationibus Ordinario- 
rum tum ex partium deductionibus videatur expedire ut res ad 
vıiam iuris reducatur, rescribitur -- Partes deducant sua iura coram 
Fminentissimo N., qui videat et referat, citata parte et concordato 
dubio. 

2. Coram Eminentissimo Relatore, vel eius Auditore, adhıbito 
SS. Congregationum Notario, singuli actus, qui ad iudicandum 
vıam sternunt, conficiuntur. 

3. Propterea pars diligentior coram eodem Anuditore partem 
adversam in ius vocat — ad concordandum de dubio, alias viden- 
dum subseribi, et disputari infraseriptum — quod nempe in calce 
eitationis transeribitur. 

4. Eminentissimus Relator, sive eius Auditor vel propositum. 
vel aliud dubium concordat de consensu partium; sin minus man- 
dat partes suis inribus uti per memoriale in S. Congregatione. 

5. Si pars citata intra terminum praefinitun non compareat, 
citatur pro secunda vice ad concordandum de dubio, nee non des- 
tinari Congrerationem. 

6. Si pars in sua contumacıa perstiterit, Eminentissimus Re- 
lator, vel eius Auditor concordat dubium, et Congregationem pro 
Causae propositione destinat, ita tamen ut spatium saltem trieinta 
dierum intercedat; et decretum adversae parti per Cursorem in- 
timatur. 

7. Jura autographa, quibus utraque pars utitur, quindecim 
diebus ante diem propositionis causae apud D. Secretarium depo- 
nuntur, transmissa utrique Intimatione. 

S. Allegationes utriusque partis, decem diebus ante Congre- 
gationem, tum ad Eminentissimos Cartlinales, tum ad D. Secreta- 
rium et Sub-Secretarium, ac ad Secretariam S. C. deferuntur. 
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9. Mutua inter partes allegationum et summariorum traditio 
fit eadem ipsa die in domo Auditoris Emin. Relatoris. 

10. Responsiones triduo ante propositionem causae_ distri- 
buuntur et communicantur, ut in articulo praecedenti. 

ll. Resolutionem S. Congregationis Eminentissimus Relator 
scriptis tradit, et suo nomine obsignat eamque Secretario tradit 
partibus significandam, 

12. Si intra decem dies pars vieta iterum audiri postulet, 
Ewinentissimus Relator novae audientiae beneficium tribuere potest. 

13. Quoties cunectis suffragiis res diiudicata fuerit cum clau- 
sula ## amyplees vel uno tantum suffragio discrepante cum clausula, 
rt non concedatur, tunc venia redeundi non tribuitur, nisi a plena 
Congresratione. 

14. Causa denuo proponitur servato modo, et terminis primae 
propositionis. 

15. Diiudicata causa, authenticum resolutionis exemplar ei 
traditur qui causam obtinuit. 

16. Vietor instat coram A. C., qui ut merus executor resolu- 
tionem S. Congregationis exequendan decernit. 

Carolus Card. Odeseuleht, Praef. 
lo. Archiep. Ephesinns, Secret. 


2. Die neue Instruktion rom 20. Juli 1900. 


In Coetu generali S. C. Epp. et Reg. approbata fuit nova 
haec methodus traetandi negotia apud eandem S. Congregationen. 
In calce exhibetur ratio vetus, quae in nonnullis differt. 

l. Quotiescumque in negotiis, quae apud S. Congregationem 
Episcoporum et Regularium aguntur, tum ex relationibus Ordinario- 
rum, tum ex partium deductionibus videatur expedire, ut res ad 
vıam juris reducatur, rescribitur: „Proponatur coram plenario Emo- 
von Patrone eoetu, citata parte et concordato diebio” 

3. In huiusmodi casibus il tantum uti advocati seu procura- 
tores admittuntur, qui penes SS. Urbis Congregationes rite pro- 
bati sint. 

3. Coram r. d. Summista singuli actus, qui ad iudicandum 
vıam sternunt, conficiuntur. 

4. Propterea pars diligentior coram eodem r. d. Summista 


es ee Aus 


ner ehe ge En 
er Ka 


U 


136 "Aktenstücke. 


partem adversam citat „ad concordandum de dubio alias videndum 
subseribi et disputart infrascriptum“, quod nempe in calce citationis 
transcribitur. 

5. Porro r. d. Summista citationis libello adscribit diem et 
horam audientiae, in qua citatio „poterit legi“; et subinde, vel pro- 
positum, vel aliud dubium concordat, de consensu partium: sin 
minus mandat partes suis iuribus uti per memoriale in plenaria 
Congregatione. — Praeterea idem r. d. Summista terminum prae- 
finit ad exhibenda summaria et deductiones partium, ut opportuno 
tempore confici possit restrictus seu Consultatio S. Congregationi 
subiicienda. 

6. Si pars citata, infra terminum praefinitum, non compareat, 
citatur pro secunda vice „ad concordandum de dubio nec non de- 
stnari Congregationem“. 

‘7. Si pars in sua contumaecia perstiterit, r. d. Summista con- 
cordat dubium, et Congregationem pro Causae propositione destinat, 
ita tamen ut spatium saltem triginta dierum intercedat, et decretum 
intimatur adversae parti per Cursorem sive per litteras apud epis- 
tolarum diribitorium commendatas, quaesita receptionis syngrapha, 
vulgo »con ricevuta di ritorno«. 

8. Concordato autem dubio, utraque pars aut saltem pars di- 
ligentior deponet apud arcam S. Congregationis congruam pecuniae 


summam, pro expensis necessariis, in singulis casibus a. r. p. d. 
Secretario taxandam. 


9. In casu contumaciae, si post latam sententiam pars con- 
tumax postulet benefieium novae audientiae, ipsa tenebitur ad de- 
ponendam in arca S. Congregationis omnem pecuniae summam pro 
expensis novae propositionis necessariam. 

10. Documenta unius partis alteri non tradentur nisi in exem- 
plaribus er officio exscriptis, praevio superiorum rescripto. Infor- 
mationes tamen Ordinariorum et documenta secreta, si qua sint, 
nullatenus tradentur. 

11. Advocati seu Procuratores antequam typis edant deductio- 
nes et summaria, quibus uti voluerint, ea subiicient r. d. Sum- 
mistae, ut imprimendi licentiam impetrent: quae quidem imprimendi 
licentia denegari poterit vel una ea ratione, quod deductiones 
nimis prolixae inveniantur. 
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12. Allegationes typis editae decem saltem diebus ante Con- 
gregationem destinatam, tum ad Emos Putres, in duplici exemplari, 
tum ad Secretarium, Subsecretarium et Auditorem deferentur: sex 
autem earundem allegationum exemplaria ubi primum fieri poterit, 
penes Tabularium S. Congregationis deponentur. 

13. Mutua inter partes allegationum et summariorum traditio 
ft decem diebus ante Causae propositionem. 

14. Responsiones triduo ante propositionem Causae distribuun- 
tur, ut in art. 12, et partibus invicem traduntur. 

15. Resolutionem $. Congr. r. p. d. Secretarius in scriptis 
tradit suoque nomine signat; eamque subinde per se, sive per Of- 
fiialem ad id deputatum, partibus significat. 

16. Si intra decem dies pars victa iterum audiri postulet, 
Emus Cardinalis Praefectus, audito Congressu, novae audientiae 
beneficium concedere potest. 

17. Quoties vero res diiudicata fuerit cum elausula »et ampliuss 
tune beneficium novae audientiae non conceditur nisi a plena Con- 
gregatione. 

18. Si Causa iterum proponi contingat, servandus erit modus 
in superioribus articulis respective praescriptus. 

19. Diiudicata Causa authenticum resolutionis exeinplar Parti 
seu Partibus petentibus tradetur. 

In Congregatione Generali habita die 20. Iulii 1900 Eminen- 
tissimi et Reverendissimi Patres suprascriptam methodum in om- 
nibus probarunt et in posterum accurate servari mandarunt. 

Fr. H. M. Card. Gofti, Praef. A. Punici, Secret. 


8. Decr. Congr. de discipl. reg. 21./2. 99. Säcularisirte 
Regulare erwerben Eigenthum an den Früchten ihrer Beneficien nur 
so weit es zu ihrem Unterhalt nöthig ist. Le Can. cont. 23, 610. 

9. Congr. super discipl. reg. über Zulassung säcularisirter 
Ördenspriester zu kirchl. Diensten u. Beneficien 16./8. 98; 19./2. 99. 
A. f. k. K.R. 81, 132—134, X. 


1. Bezüglich der Aufnahme und Zulassung zu kirchlichen Dienst- 
rerrichtungen: 

Ad dubium: An Episcopus excipere cogatur Religiosos saecu- 

larizatos, et an eosdem valeat adhibere in sacris ministeriis? S. Con- 
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gsregatio super Disciplina Regulari die 16. Aug. 1898 haec re- 
spondit: | 

Diffieili Regularium hodiernae ceonditioni occurrere satagens, 
S. Congr. super Disciplina Regulari, pro illis Religiosis, qui gratia 
vocationis destituti, vel de alia rationabili causa muniti extra 
‘ claustra degere voluerunt, et tractu temporis vellent — auditis 
Superioribus Generalibus Ordinis, maturo consilio, statuit atque 
decrevit: — »ut ipsis facultas tribueretur manendi extra claustra 
habitu regulari dimisso, ad annum: quo tempore S. Patrimonium 
sibi constituerent: Episcopum benevolum receptorem invenirent; atque 
ddeinde, pro saecularizatione perpetua, iterum recurrerent, et interim 
Sacra facientes, verbum Domini praedicantes fidelibus populis pıa 
conversatione prodesse valerent«. 

Quibus autem dispositionibus ıurisdietio episcopalis nulli subest 
ddetrimento: namque Ordinarius invitus non cogitur illos in suum 
Clerum cooptare ne«ue DBeneficiis ecclesiasticis praeponere; sed 
perdurante gratia concessionis, eiusdemque a Sede Apostolica con- 
secuta prorogatione, ad sancta obeunda ministeria, pro libitu in sua 
Dioecesi habilitare potest, si velit. Neque ullam huic agendi rationi 
dAubitationem infert Decretum Auctis admodum 1892, quia hoc per 
rerulam generalem afficit Instituta recentia votorum simplieitum; ac 
tantum per exceptionem respicit Ördines proprie dietos, in quibus 
vota solemnia religiosi nuncupantur. Quae tamen exceptio, Si fleri 
contingerit, in singulari decreto, adamussim notatur, ita ut speciale 
Rescriptum, eiusque conditiones, legem pro individuo, constituunt: 
et solummodo ab eo Ordinarius sui agendi rationem quaerere debeat. 


2. Bezüglich Erlangung eines kirchlichen Beneficiums. 

I. Episcopus N. litteris diei 14. Ianuari 1899 tria dubia pro- 
posuit S. Congregationi super Disciplina Regulari. 

1. An Religiosi perpetuo Saecularizati »simpliei Reseripto 
Sacenlarizations perpetuaes auctoritatem habeant accipiendi, ac reti- 
nendt Deneficia Ircdlestastiea, sive Residentialia, vel etiam cum ani- 
marım Cura sine Apostolicae Sedis habrlitatione? 

2. An instetuttones Parochorum, et Canonicorum, ex Religiosis 
fantum Saeenlarizatis perpetuo, neque ad Beneficia habilitatis, sint. 
encrlidae, quamvis bona fide perartae? 
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3. An demum valeant ipsi in possessione Beneficiorum manere 
veluti legitim?! possessores? 
Et S. Congregatio hisce mature perpensis die 31. Ianuarii 1899 


renosulit. 
AT primum — Negative, 
Le seenneem — Investituras, de quibus in casu, esse nallus 


m rudiee, 

ld tertium — Negatiee, et recurrant ad S. Selem pro suna- 
frme, reralidatione, habrlitatione, et farnltate. 

II. Episcopus N. suis litteris 3. Februarii 1899, ad S. Congre- 
gationem dubium proposuit: 

Utrum Parochus M., perpetuo Saecularizatus, et leyıtime in 
Caram nmarım institutus, posset facere suos fructus Beneficii 
Parochialis; ef in quanam ratrone?« 

Cui S. Ordo die 21. Febr. 1889, reposuit: 

Affirmative ad primam partem, — ad 2°" Pro sur cungruu 
sstentateone tantbım. 


Gerichtssprüche. 


l. E. OLG. Dresden, VI. Sen. 11./2. 99. Annalen 21, 
No. 10, S.130— 134. Zulässigkeit des Rechtswegres. Streit über Be- 
nutzung einer im Privateigenthum befindlichen Kirche zum Gottes- 
dienste zwischen dem Eigenthümer und der Kirchengemeinde. 

Vorbemerkung: Auf dem Grund und Boden des dem Kläger 
gehörigen Rittergutes steht die sog. Hofkirche, die von einem 
Besitzvorgänger des Klägers erbaut worden ist und von jeher zur 
öffentlichen Ausübung des evangelisch-lutherischen Gottesdienstes 
ın der dortiren Gemeinde benutzt worden ist. Der Kliüger, der 
zur römisch-katholischen Kirche übergetreten ist, hat Verurtheilung 
der Beklagten dahin beantragt: a. sein Eixenthum an der Kirche, 
sowie b. sein Recht anzuerkennen, sie mit Ausnahme der Vormit- 
tagsstunden, in denen altem Herkommen gemäss darin evangelisch- 
Intlerischer Gottesdienst abgehalten werde, zu jeder ihm passenden 
Zeit für sich, seine Angehörigen, seine Dienstleute, sowie für 
andere von ihm zuzulassende Personen zu römisch-katholischem 
Gottesdienste zu benutzen. Von der Beklagten ist die Einrede 
der Unzulässigkeit des Rechtsweges erhoben worden. 
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Nachdem das evangelisch-lutherische Landeskonsistorium im 
Einverständnisse mit dem Königl. Ministerium des Kultus in An- 
sehung des Klagverlangens unter b. die Entscheidung für die 
Verwaltung in Anspruch genommen hatte, verwarf das Land- 
gericht die Einrede hinsichtlich des Klagantrags unter a., wies 
dagegen hinsichtlich des Verlangens unter b. die Klage als im 
Rechtsweg unzulässig ab. Der Kläger legte Berufung ein, mit 
dem Antrage, die Sache zur Verhandlung und Entscheidung über 
das Klagverlangen unter b. an den Kompetenzgerichtshof zu ver- 
weisen. Das Rechtsmittel wurde zurückgewiesen. 


Entscheidungsgründe: 


Die Verweisung an den Kompetenzgerichtshof hat nach $ 5 
des Gesetzes vom 3. März 1879, betr, die Entscheidung über 
Kompetenzstreitigkeiten u. s. w., zur Voraussetzung, dass das 
Gericht die Zulässigkeit des Rechtsweges anerkennt. Das OLG. 
hat jedoch keine andere Auffassung als die erste Instanz gewinnen 
können. 

Die Zulässigkeit des Rechtsweges bestimmt sich, wie auch 
durch die Vorschrift in $ 13 des GVG.’s anerkannt, wird, insoweit, 
als nicht etwa in einem Reichsgesetze besondere Zuständigkeits- 
regeln gegeben sind, nach Landesrecht. | 

— Annalen des OLG.’s Bd. 11 8. 73. — 

In Kgr. Sachsen sind entscheidend $ 49 der Verfassungs- 
urkunde und die Bestimmungen des Gesetzes unter A. vom 
28. Januar 1835. Nach $ 8 verbunden mit $ 9 des letzteren 
haben über Irrungen in Verhältnissen des öffentlichen Rechts, von 
bestimmten in $ 11 aufgeführten Ausnahmefällen abgesehen, von 
denen hier keiner in Frage kommt, die Verwaltungsbehörden zu 
entscheiden. Soweit es sich also um Regelung von Verhältnissen 
handelt, die nach den Grundsätzen des öffentlichen Rechts zu be- 
urtheilen sind, gehört die Streitigkeit vor die Verwaltungsbehörden. 
Diese Voraussetzung ist aber im vorliegenden Falle gegeben. 

Das zur öffentlichen Ausübung des Gottesdienstes dienende 
Kirchengebäude kennzeichnet sich, einschliesslich des Areals, auf 
dem es errichtet ist, in Folge seiner hervorgehobenen öffentlich 
rechtlichen Bestimmung als öffentliche Sache. Wie überhaupt an 
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einer solchen Privatrechte und namentlich das Eigenthumsrecht 
selbst zu Gunsten von Privatpersonen bestehen können, 
— Ann. des OLG.s Bd. 11 S. 133ff., Bd. 12 S. 38ff., 

Sächs. Archiv 1896, S. 375, Entsch. des Reichsgerichts 

Bd. 6 S. 207, Bd. 7 S. 137, Bd. 8 S. 157 ff, Bd. 16 

S. 160, Bd. 27 S. 256 
ist auch an Kirchengebäuden, obwohl sie dem öffentlichen Ge- 
brauche dienen, ein Privateigenthum möglich. 

Entsch. des Reichsgerichts Bd. 31 S. 220. 

Dieses Eigenthumsrecht ist jedoch durch den öffentlichen Ge- 
brauch beschränkt. Während sonst ein Eigenthümer, soweit nicht 
Privatrechte Anderer ihn hindern, die ihm gehörige Sache nutzen 
und gebrauchen kann, wie er will, kann der Eigenthümer einer 
öffentlichen Sache sein Eigenthumsrecht insoweit nicht ausüben, 
als diese Ausübung mit dem Öffentlichen Gebrauch unvereinbar 
sein würde. 

— Zu vergl. die angef. Entsch. des Reichsgerichts Bd. 8 S. 158, 

Bd. 31 S. 220. — 

Unterliegt die Regelung des letzteren, wie dies fast ausnahmslos 
zutreffen wird, den Normen des öffentlichen Rechts, so handelt 
es sich dann, wenn der Eigenthümer die Grenzen überschreiten 
will, die der Ausübung seines Rechts durch die Bestimmung der 
Sache zum Dienste für den öffentlichen Gebrauch gezogen sind, 
um eine Irrung in Verhältnissen des öffentlichen Rechts. Wenn- 
schon daher der Eigenthümer einer öffentlichen Sache befugt sein 
mag, die Anerkennung seines Eigenthumsrechts, weil dessen Be- 
stenen mit dem öffentlichen Gebrauche wohl vereinbar ist, des- 
gleichen die diesen Gebrauch gleichfalls nicht berührende Fest- 
stellung, dass dem Gegner ein behauptetes Privatrecht an der 
öffentlichen Sache nicht zustehe, und vielleicht auch gewisse aus 
dem Eigenthum abfliessende Befugnisse, die mit einer Beeinträch- 
tigung des öffentlichen Gebrauchs nicht verbunden sind und wegen 
ihrer besonderen, jenen Gebrauch nicht berührenden Natur nicht 
verbunden sein können, im Rechtswege zu verfolgen, so trifft dies 
doch dann nicht zu, wenn Befugnisse geltend gemacht werden 
sollen, die sich nach derselben Richtung erstrecken, in der die 
Sache auch vom Öffentlichen Gebrauche ergriffen wird, und wenn 


a 
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es deshalb von vornherein mindestens zweifelhaft erscheinen muss, 
ob jene nicht mit der öffentlich rechtlichen Bestimmung der Sache 
unvereinbar seien. Solchenfalls macht der klagende Eigenthüiner 
nicht sowohl ein Privatrecht, als die Thatsache geltend, dass die 
Beschränkungen, die aus der Eigenschaft der Sache als einer dem 
öffentlichen Gebrauche dienenden hervorgehen, nicht so weit 
reichten, um der beabsichtigten Rechtsausübung entgegenzustehen. 
Selbst wenn man daher nicht bloss der Natur des thatsächlich 
streitixen, wennschon erst von der beklagten Partei geltend ge- 
machten Rechtsverhältnisses, 
— zu vergl. Nippold im Sächs. Archiv von 1892, Beilage, 
Ss. 11 — 
sondern vor Allem der Art der Klagbegründung für die Frage der 
Zulässigkeit des Rechtswegs entscheidende Bedeutung beilegen 
nıüsste, 
— Ann. des OLG.’s Bd. 12 S. 39 ff., Seuffert’s Archiv 
Bd. 53 S. 439, Entsch. des Reichsgerichts Bd. 6 S. 207 — 


würde zu Gunsten von deren Bejahung in dem besprochenen Falle, 
— bei dem selbstverständlich immer vorausgesetzt wird, dass der 
klagende Theil die Eigenschaft der Sache als einer öffentlichen 
bei seiner Rechtsverfolgung von vornherein anerkennt — nichts 
gewonnen sein, da die Klage doch ihrem wahren Wesen nach, 
mag sie sich juristisch kennzeichnen, wie sie will, nur auf die 
Feststellung der Grenzen zwischen dem bestimmungsgemässen 
öffentlichen und dem daneben zulässigen Privatgebrauche an der 
Sache abzielt, diese aber nach den Normen des öffentlichen Rechts 
zu treffen ist. 

Ob im Ker. Sachsen die dem öffentlichen Gottesdienste we- 
widmeten Kirchengebäude nicht ebenso, wie dies hinsichtlich der 
öffentlichen Strassen und Plätze angenommen wird, 

— Siäüchs. Archiv 1896 S. 308 und die dort angeführten Ent- 
scheidungen, — 
ausschliesslich dem öffentlichen Rechte unterstellt und dem 
Privatverkehre völlig entzogren seien, kann hier unentschieden 
bleiben. Darüber kann jedenfalls kein Zweifel obwalten, dass, 
was die Ausübung des Gottesdienstes in ihnen betrifft, die maass- 
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gebende Regelung den Normen und Organen der öffentlichen Rechts- 

ordnung zusteht, 
— zu vergl. ausser dem angeführten $ 9 des Gesetzes unter A, 
die sächsischen Kirchengesetze, so vor’Allem das Gesetz vom 

15. April 1873, betr. die Errichtung eines evangelisch-luthe- 

rischen Landeskonsistoriuns $ 5 Z. 3. — 

Mit seinem Antrag unter b hat der Klüger nicht etwa die 
Feststellung des Nichtbestehens eines von der Beklagten behaup- 
teten Privatrechts begehrt, er hat gar nicht vorgebracht, dass 
diese sich ein solches Recht bestimmten Inhaltes zugeschrieben 
habe, ebenso wenig, wie die Beklagte im Laufe des Rechtsstreites 
auf ein ihr zustehendes Privatrecht, innmer abgesehen von der 
Eigenthumsfrage, die den Gegenstand des Klagantrages a bildet, 
Bezug genommen hat. Der Zweck des Antrags geht vielmehr da- 
hin, festzustellen, dass die an sich aus dem Eigenthumsrechte des 
Klägers folgende Befugniss, der Hofkirche zu X. in den von ihm 
angegebenen Grenzen zur Ausübung des römisch-katholischen 
(rottesdienstes für sich und sein Haus zu benutzen, nicht mit 
dem öffentlichen Gebrauche unvereinbar sei, der, wie er nicht 
bestreitet, den Angehörigen der verklagten Kirchengemeinde an 
ihr insofern zusteht, als die Beklagte darin den evangelisch-luthe- 
rıschen Gottesdienst öffentlich auszuüben befugt ist. 

Ueber diese, nur die Zulässigkeit der Benutzung der Kirche 
zum Gottesdienst in Betracht ziehende Frage war das Gericht 
nach dem Dargelegten zu entscheiden nicht befugt. 

2. E. d. R.Ger., IV. C.S., 17./5. 1900, Unzulässigkeit des 
Rechtswegs wegen Erstattung von Kirchenbaukosten, so lange die 
Nothwendigkeit des Baues nicht von der Verwaltungsbehörde ge- 
prüft und festgestellt ist. A. f. k. K.R. 81, 153. 

3. Preussen. E. d. O.V.G. I. Sen. 3./l1. 1892, betr. Heran- 
ziehung kirchl. Grundstücke zu der Gemeindesteuer. A. K.Bl. 
Iso1, 17. 

4. E. d. R.Ger., IV.C.S., 21./6. 1900, betr. d. Verpflichtung 
d. Patrons zur baulichen Unterhaltung von Kapellen und Bet- 
häusern nach $ 8 VI, 11, Pr. A. L.R. 
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Im Namen des Reichs. 


In Sachen des Preussischen Staatsfiskus, vertreten durch die 
Kgl. Regierung in Potsdam, Beklagten und Revisions- 
klägers, 

Prozessbevollmächtigter: Geheimer Justizrath Dr. Ronı- 
berg in Leipzig, 
wider 
die zu einer Rechtsgemeinschaft verbundenen lutherischen 
und reformirten Kirchengemeinden in Neu-Lögow, ver- 
treten durch den gemeinschaftlichen Gemeinde-Kirchen- 
rath, Klägerinnen und Revisionsbeklagte, 
Prozessbevollmächtigter: Justizrath Sachs in Leipzig, 
hat das Reichsgericht, IV. Civilsenat, 

auf die mündliche Verhandlung vom 21. Juni 1900 unter 

Mitwirkung: 
des Präsidenten des Reichsgerichts, Wirklichen Geheimen 
Raths Dr. von Oehlschläger, und der Reichsgerichts- 
räthe Nötel, Calame, Reincke, Veltman, Tetzlaff, Helf 

für Recht erkannt: 

“die Revision gegen das Urtheil des zweiten Civilsenats 
des Kgl. Preussischen Kammergerichts zu Berlin vom 
23. Februar 1900 wird zurückgewiesen; die Kosten der 
Revisionsinstanz werden dem Revisionskläger auferlegt. 

Von Rechts wegen. 


Thatbestand. 


Der beklagte Fiskus ist Patron der lutherischen Kirche in 
Woltersdorf und der reformirten Kirche in Lüdersdorf. In denn 
benachbarten Dorfe Neu-Lögow, welches im Jahre 1747 von luthe- 
rischen und reformirten Kolonisten aus Pfalz-Zweibrücken auf 
ihnen zu Erbgut und Eigenthum durch landesherrliche Erbzins- 
verschreibung vom 28. Sept. 1747 überwiesenem Lande, gegründet 
ist, bestehen zwei evangelische Kirchengemeinden, eine lutherische, 
die nach Woltersdorf, und eine reformirte, die nach Lüdersdorf 
eingepfarrt ist. Beide Gemeinden sind durch Anordnung des Kgl. 
Konsistoriums der Provinz Brandenburg vom 21. Aug. 1896, auf 
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Grund des $2 Abs. 3 der Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung 
vom 10. Sept. 1873 und Art. 4 des dieselbe betreffenden Gesetzes 
vom 25. Mai 1874 (Gesetzsammlung S. 147), für die gemein- 
schaftlichen Angelegenheiten zu einer Rechtsgemeinschaft ver- 
bunden. Sie besitzen in Neu-Lögow als gemeinschaftliches Eigen- 


thum ein im Jahre 1765 errichtetes Bethaus, aus Fachwerk mit 


kleinem hölzernen Thurm, sowie noch ein besonderes Kister- 
haus. Letzteres wird von dem gleichzeitig als Schullehrer an- 
restellten Küster bewohnt. In dem Bethause werden der Gottes- 
dienst der beiden Gemeinden abgehalten und die sonstigen kirch- 
lichen Handlungen (Trauungen, Taufen u. s. w.) vorgenommen; 
auch befindet sich in demselben die Schulstube, und ist das Ver- 
hältniss des Raums, der kirchlichen Zwecken dient, zu dem, der 
Schulzwecken dient, wie 15:7. 

Im Jahre 1894 hat sich die Nothwendigkeit der Reparatur des 
Bethauses und des Küsterhauses herausgestellt, und haben sich die 
Klägerinnen entschlossen, das Bethaus ganz eingehen zu lassen und 
an dessen Stelle eine Kirche zu bauen, deren Neuerrichtung 
15000 Mk. erfordern soll. Die Klägerinnen behaupten, dass der 
beklagte Fiskus auch ihr Patron sei, und machen mit der er- 
hobenen Feststellungsklage dessen Patronatsbaupflicht geltend, die 
sie in gleichem Umfange aber auch aus dem Patronate desselben 
über die Kirchen in Woltersdorf und Lüdersdorf dann für be- 
gründet erachten, falls das Bethaus in Neu-Lögow nicht als Kirche, 
was sie aber in der That sei, anzusehen wäre. Neben einem Bei- 


trage von ?j3 der Baukosten glauben Klägerinnen als weiteren 


Patronatsbeitrag, auf Grund einer nach ihrer Behauptung seit 1861 
hefolgten Observanz, die unentgeltliche Lieferung des zum Bau er- 
forderlichen Holzes beanspruchen zu Können. 

Der Beklagte erhebt, soweit es sich um das Küster- und 
Lehrerwohnhaus handelt, den Einwand der Unzulässigkeit des 
Rechtswegs und bestreitet im Uebrigen, dass er Patron der klagen- 
den Kirchengemeinden sei. Von einem solchen Patronat könne 
überhaupt nicht die Rede sein, weil das Bethaus in Neu-Lögow 
keine Kirche sei. Die von den Klägerinnen behauptete Observanz 
stellt der Beklagte in Abrede und beruft sich seinerseits, falls 


er als Patron angesehen werden sollte, auf eine ihn von der Bau- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 1. 10 
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pflicht befreiende ÖObservanz. Endlich hält der Beklagte die er- 
hobene Feststellungsklage auch um deshalb nicht für begründet, 
weil von der Regierung über die Nothwendigkeit der Bauten noch 
gar keine Entscheidung getroffen sei. 

Das Landgericht verwarf zwar den Einwand der Unzulässie- 
keit des Rechtswegs, wies aber die Klage ab, weil die Regulirung 
des Interimistikums noch nicht erfolgt sei und deshalb die Kläge- 
rinnen zur Zeit kein rechtliches Interesse an der Feststellung der 
Patronatsbeitragspflicht des beklagten Fiskus hätten. 

In der Berufungsinstanz, in welcher unstreitig wurde, dass 
die Kgl. Regierung in Potsdam inzwischen in einem an das Kel. 
Konsistorium der Provinz Brandenburg gerichteten Schreiben von 
9. April 1898 das Bedürfniss zum Neubau einer Kirche in Neu- 
Lögow anerkannt hatte, haben Klägerinnen den Klagantrag dahin 
gefasst: 

gegen den Beklagten festzustellen, dass er als Patron der 
beiden evangelischen Kirchengemeinden in Neu-Lögow ver- 
pflichtet ist, zu den Bau- und Unterhaltungskosten der kirch- 
lichen Gebäude daselbst, insbesondere des an Stelle des bis- 
herigen Bethauses zu errichtenden Kirchengebäudes sowie des 
dort befindlichen Küster- und Lehrerwohnhauses einen Geld- 
betrag von ?/s und ausserdem das erforderliche Bauholz un- 
entgeltlich zu gewähren. 

Das Berufungsgericht hat zunächst durch Theilurtheil vom 
2. Mai 1899 die Berufung, soweit das landgerichtliche Urtheil die 
Kosten des Baues und der Unterhaltung des in Neu-Lögow befind- 
lichen Küster- und Lehrerwohnhauses betrifft, mit der Maass- 
gabe zurückgewiesen, dass insoweit der Rechtsweg für unzuliüssie 
erklärt wird; demnächst aber nach stattgehabter Beweisaufnahme. 
durch das Endurtheil vom 23. Februar 1900 das landgerichtliche 
Urtheil, soweit es nicht durch das Theilurtheil vom 2. Mai 1899 
betroffen wird, dahin abgeändert: 

„Es wird festgestellt, dass der Beklagte als Patron der 
Kirchen in Woltersdorf und Lüdersdorf verpflichtet ist, 

l. zu den Unterhaltungskosten des in Neu-Lögow befindlichen 

evangelischen Schul- und Bethauses einen Geldbeitrag von 

einem Sechstel, ausserdem aber noch ein Viertel der Haupt- 


Gerichtssprüche. 147 


materialien solange zu gewähren, als dies Haus kirchlichen 
Zwecken dient; 


19 


. zu den Bau- und Unterhaltungskosten eines in Neu-Lögow 
neu zu errichtenden Bethauses einen Geldbeitrag von einem 
Drittel und ausserdem noch die Hälfte der Hauptmaterialien 
zu gewähren. 

Mit. den weitergehenden Ansprüchen werden die Klägerinnen 

abrewiesen. 

Das Theilurtheil vom 2. Mai 1899 ist unangefochten geblieben, 
dagegen hat der Beklagte gegen das Berufungsurtheil vom 
23. Febr. 1900 Revision eingelegt mit dem Antrage: 

unter Aufhebung dieses Urtheils die Berufung der klagenden 

Kirchengemeinden auch insoweit, als es nicht bereits durch 

das Theilurtheil vom 2. Mai 1899 geschehen ist, als unbe- 

gründet zurückzuweisen. 
Der Antrag der Klägerinnen ist auf Zurückweisung der 

Revision gerichtet. 

Im Uebrigen wird auf den bei der mündlichen Verhandlung 
vorretragenen Thatbestand des Berufungsurtheils Bezug genommen. 


Entscheidungsgründe. 
& 


Für die Revisionsinstanz handelt es sich, nach Ausscheidung 
des Klaganspruchs bezüglich des Küster- und Lehrerwohnhauses 
durch das Theilurtheil vom 2. Mai 1899, sowie bezüglich des Neu- 
baues eines Kirchengebäudes, statt eines Bethauses, durch das 
insoweit dem Beklagten günstige und von den Klägerinnen un- 
angefochten gelassene Endurtheil vom 23. Febr. 1900, nur um die 
Patronatsbaupflicht des Beklagten in Ansehung des bestehenden 
Schul- und Bethauses und eines etwa neu zu errichtenden Bet- 
hauses,. 

Der Klaganspruch ist in erster Reihe auf die Eigenschaft des 
Bethauses in Neu-Lögow als Kirche und das Patronat des Beklagten 
über diese Kirche gestützt. Nach beiden Richtungen hin sind 
diese Grundlagen des Klaganspruchs, für welche die Klägerinnen 
beweispflichtig sind, bestritten. Das Berufungsgericht erachtet den 
Nachweis, dass das Gebäude eine Kirche im rechtlichen Sinne des 
Wortes sei, für nicht geführt, vielmehr die Behauptung des Be- 
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klagten für erwiesen, dass das Gebäude ein dem $ 728 Allg. L.R. 
Theil II Titel 11 entsprechendes Bethaus ist. Diese Feststellung 
beruht auf umfassender, in sich schlüssiger thatsächlicher Würdi- 
gung des gesammten Parteivorbringens und des Ergebnisses der 
Beweisaufnahme, ist von Rechtsirrthum nicht beeinflusst und da- 
her nicht zu beanstanden. Damit entfällt nun freilich, wovon das 
Berufungsgericht zutreffend ausgeht, dem Klaganspruche die aus 
dem Patronate des Beklagten über die Kirche in Neu-Lögow her- 
geleitete Unterlage. Denn begrifflich hat das Patronat, wie sich 
aus $ 598 Allg. L.R. Theil II Titel Il: „derjenige, welchem die 
unmittelbare Aufsicht über eine Kirche, nebst der Sorge für 
deren Erhaltung und Vertheidigung obliegt, wird Kirchenpatron 
genannt“ —, in Verbindung mit der Gegenüberstellung der 
Kirchen einerseits und besonderer Kapellen oder Bethäuser anderer- 
seits bei Regulirung der Patronatsbaulast in den $$ 724 und 728 
a. a. O., unzweideutig ergiebt, eine Kirche, d. h. ein zu allen 
gottesdienstlichen Verrichtungen der Kirchengemeinde bestimmtes 
und geeignetes Gebäude, zur Voraussetzung. Dies trifft aber bei 
einer besonderen Kapelle oder einem Betliause nicht zu, deren Er- 
richtung, wie es in $ 728 a.a.O. heisst, „einem Theile der Ge- 
meinde in einer entlegeneren Gegend des Kirchspiels verstattet 
worden ist“. Solche Gotteshäuser haben den — vom Berufungs- 
gericht hervorgehobenen — Zweck, den kirchlichen Bedürfnissen 
der in jenem Theile des Kirchspiels wohnenden Gemeindemit- 
glieder zu dienen, wenn die Benutzung der Kirche selbst 
durch die Witterungs- oder Wegeverhältnisse oder durch 
die persönlichen Verhältnisse des Einzelnen erschwert ist, 
wobei jedoch die Stellung der Kirche selbst auch diesen Ge- 
meindemitgliedern gegenüber unverändert bleibt. Die Klägerinnen 
haben aber den erhobenen Anspruch, abgesehen von dem für sich 
bestehenden Patronat des Beklagten über die „Kirche“ ın Neu- 
Lögow, auch auf das Patronat des Beklagten über die Kirchen in 
Woltersdorf und Lüdersdorf, in Verbindung mit der Eigenschaft 
des Schul- und Bethauses als eines Bethauses im Sinne des $ 728 
a.a. 0. gestützt, und es ist nur zutreffend, wenn das Berufungs- 
gericht annimmt, dass der Beklagte die getroffene Feststellung mit 
den daraus sich ergebenden Rechtsfolgen schon um deshalb gezen 
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sich gelten lassen muss, weil er selbst behauptet, dass das Gebäude 
nicht als Kirche, sondern als Bethaus anzusehen sei. Der $ 728 
a.a. O. bestimmt, dass zur baulichen Unterhaltung des Bethauses 
diejenigen, welchen die Unterhaltung der Hauptkirche obliegt, 
ebenfalls verpflichtet sind. Die Anwendbarkeit dieser Gesetzes- 
vorschrift, ungeachtet das Allgemeine Landrecht zur Zeit der Er- 
bauung des Schul- und Bethauses im Jahre 1765 noch nicht in 
(reltung war, kann, aus den vom Berufungsgericht geltend ge- 
machten Gründen, einem Zweifel nicht unterliegen und ergiebt sich 
schon aus der rechtlichen Natur des Patronats, als eines dem 
öffentlichen Rechte angehörigen Verhältnisses, das vom Allgemeinen 
Landrecht erschöpfend und auch für die damals bereits bestehenden 
Patronate geregelt ist (vgl. Urtheil des Reichsgerichts vom 
16. Jan. 1888 — Juristische Wochenschrift S. 105°). Hiervon 
ausgehend hat das Berufungsgericht den Umfang der Patronats- 
beitragspflicht des Beklagten, unter überall bedenkenfreier Be- 
rücksichtigung der dafür in Betracht kommenden Umstände, ein- 
mal, dass das jetzige Bethaus in Neu-Lögow zugleich Schulhaus 
ist, und in letzterer Beziehung dem Beklagten eine Beitragspflicht 
nicht obliegt, und sodann, dass der auf dem Patronate über die 
lutherische Kirche in Woltersdorf beruhende Beitrag nach mär- 
kischem Provinzialrecht, dagegen der auf dem Patronate iiber die 
reformirte Kirche in Liüdersdorf beruhende Beitrag nach All- 
semeinem Landrecht — $ 731 a. a. O. —, zu bestimmen ist —, 
so wie unter 1 und 2 der Urtelsformel festgesetzt, bemessen, und 
ist diese Bemessung selbst nicht zu beanstanden. Auch darin ist 
dem Berufungsgericht beizutreten, dass die in der Berufungsinstanz 
beibehaltene Fassung des Klagantrags, nach welcher die Beitrags- 
ptlicht des Beklagten „als Patron der beiden evangelischen 
Kirchengemeinden in Neu-Lögow“ geltend gemacht wird, 
kein Hinderniss bildet, den Beklagten als Patron der Kirchen in 
Woltersdorf und Lüdersdorf durch das Urtheil heranzuziehen. 
Denn in zweiter Reihe haben die Klägerinnen den erhobenen An- 
spruch mit der Eigenschaft des Gotteshauses in Neu-Lögow als 
eines Bethauses, im Verhältnisse zu den Kirchen in Woltersdorf 
und Lüdersdorf, begründet und damit sich auf das Patronat des 
Beklagten über diese Kirchen berufen, sodass es sich insoweit bei 
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der Fassung des Klagantrages, wie iiberhaupt bei der Fassung 
„als Patron der . . . Kirchengemeinden“ statt „als Patron der 
Kirche“ nur um eine ungenaue Formulirung handelt, deren Richtig- 
stellung dem erkennenden Richter, da mit derselben eine Ueber- 
schreitung des Klagantrags keinesfalls verbunden ist, nöthigenfalls 
nach Ausübung des Fragerechts gemäss $ 139 C.P.O. unbedenklich 
zusteht. 

Die bisher erörterten entscheidenden Gründe des Berufungs- 
urtheils werden auch von der Revision an sich nicht bemängelt; 
die Revision macht aber dem Berufungsgericht den Vorwurf, über- 
sehen zu haben, dass die Klägerinnen zur Geltendmachung des 
schliesslich zuerkannten Anspruchs gar nicht befugt seien. Die 
Klage sei angestellt von den Klägerinnen als den zu einer Rechts- 
gemeinschaft vereinigten Kirchengemeinden in Neu-Lögow gegen 
den Beklagten als Patron der Kirche oder der Kirchen- 
gemeinden in Neu-Lögow; dagegen sei der Beklagte ver- 
urtheilt als Patron derKirchen in Woltersdorf und Lüders- 
dorf. Zur Geltendmachung von Rechten aus letzterem Patronate 
wegen den Beklagten seien aber, so meint die Revision, allein die 
Kirchengemeinden in Woltersdorf und Lüdersdorf befugt, nicht die 
Kirchengemeinden in Neu-Lögow. Die Revision übersieht, und 
daran muss der Angriff scheitern, dass über die Verpflichtung der 
klagenden Kirchengemeinden zur baulichen Unterhaltung des von 
ihnen errichteten Schul- und Bethauses in Neu-Lögow, ohne 
Heranziehung der Kirchengemeinden in Woltersdorf und Lüders- 
dorf, und abgesehen von dem Patronatsbeitrage des Beklagten, in 
den Vorinstanzen ein Streit überhaupt nicht obgewaltet hat, wie 
denn an eine Heranziehung der Kirchengemeinden in Woltersdorf 
und Liddersdorf offensichtlich niemals gedacht worden ist. Daraus 
folgt, dass die bezüglich des Schul- und Bethauses in Neu-Lögow 
begründete Patronatsbeitragspflicht des beklagten Fiskus nicht den 
Kirchengemeinden in Woltersdorf und Lüdersdorf gegenüber, son- 
ddern allein den, inhaltlich des Beschlusses des Kgl. Konsistoriunms 
der Provinz Brandenburg vom 21. Aug. 1896 als Tochter-Kirchen- 
gemeinden organisirten lutherischen und reformirten Kirchen- 
gemeinden von Neu-Lögow — den Klägerinnen — gegenüber be- 
steht, welche sowohl in ihrer Eigenschaft als Tochter-Kirchen- 
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gemeinde, wie inihrer Eigenschaft als eine, durch den vorgedachten 
Beschluss geordnete „rechtliche Gemeinschaft hinsichtlich aller, ihr 
semeinsames Örtliches Kirchenwesen betreffenden Angelegenheiten“ 
eine gesonderte Rechtspersönlichkeit — juristische Person — dar- 
stellen. Aus dieser Verpflichtung des beklagten Fiskus den Kläge- 
rinnen gegenüber ergiebt sich deren Berechtigung zur Geltend. 
machung des erhobenen Anspruchs und damit die von der Revision 
vermisste Aktivlegitimation derselben. Es erübrigt sich deshalb 
auch ein Eingehen auf die Ausführungen der Revisionsbeklagten, 
dass im vorliegenden Falle bei dem prozessualen Verhalten des 
Beklagten in den Vorinstanzen, die Erhebung des Einwandes der 
mangelnden Aktivlegitimation erst in der Revisionsinstanz über- 
haupt nicht zulässig sei. 

Mit ihrem zweiten Angriffe wirft die Revision dem Berufungs- 
gericht vor, rechtsirrthümlich die von dem Beklagten geltend ge- 
machte, ihn von der Patronatsbaupflicht gegenüber den klagenden 
Kirchengemeinden jedenfalls befreiende Observanz nicht für durch- 
vreifend erachtet zu haben. In dieser Beziehung liegt die Sache 
wie folgt. Im Anschluss an die Bemessung der Beitragspflicht 
des Beklagten und ohne die von dem Beklagten geltend gemachte 
befreiende Observanz erörtert zu haben, wirft das Berufungsgericht 
die — von seinem Standpunkte nicht gebotene — Frage auf, wie 
die Entscheidung zu treffen wäre, wenn man eventuell annehme, 
lass der $ 728 Allg. L.R. Theil II Titel 11 ausser Anwendung 
bleiben müsse, sei es, weil man das kirchliche Gebäude in Neu- 
Lögow als eine wirkliche Kirche ansehe, sei es, weil man annehme, 
dass auch an einem Betlause ein selbständiges, von dem Patronat 
an den Hauptkirchen unabhängiges Patronatsverhältniss rechtlich 
möglich sei —, und meint, dass man dann zur Abweisung der 
Klägerinnen gelange. Es wird hierauf dargelegt, dass keiner der 
Gründe vorliege, die nach Allgemeinen Landrecht ($$ 569ff. a.a. O.) 
sowie nach dem, mit diesem hierin im Wesentlichen überein- 
stimmenden, gemeinen Kirchenrecht das Patronat entstehen lassen, 
und dabei, mit Rücksicht auf die Thatsache, dass der Beklagte in 
Verfügungen der Behörden hin und wieder sich selbst als Patron 
von Neu-Lögow bezeichnet hat, ausgeführt, dass Beklagter sich 
nur vorübergehend dafür gehalten; was sich am sichersten auch 
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daraus ergebe, dass er niemals einen Patronatsbeitag zu der Unter- 
haltung des Bethauses gewährt habe, trotzdem vielfacher Anlass 
dazu vorgelegen habe. „Daraus ist sogar“ — so wird dann weiter 
ausgeführt, „zu folgern, dass, wenn der Beklagte Patron des Bet- 
hauses gewesen sein sollte, seine Baupflicht durch eine Observanz 
beseitigt ist, die sich auf Grund einer gemeinsamen Rechtsüber- 
zeugung aller Betheiligten gebildet hat; denn ohne die Annahme 
einer solchen Rechtsüberzeugung liesse es sich nicht erklären, dass 
der Beklagte seit 1765 niemals einen Patronatsbeitrag geleistet 
und die Klägerinnen nicht versucht haben, etwaige Ansprüche auf 
einen solchen durchzusetzen. Der $ 610 Allg. L.R. Theil II Titel 11 
bestimmt zwar, dass der Patron ohne ausdrückliche Einwilligung 
der Gemeinde und der geistlichen Oberen sich der Patronatspflichten 
nicht begeben darf; trotzdem kann aber die Baulastpflicht des 
Patrons durch Observanz beseitigt werden, da nach $ 710 a.a. O. 
fir die Kirchenbaulast in erster Linie Verträge, rechtskräftige Ur- 
theile und ununterbrochene Gewohnheiten massgebend sind.* Es 
werden darauf die einzelnen von den Klägerinnen zum Nachweise 
der von ihnen behaupteten gesentheiligen Observanz geltend gre- 
machten Fälle von Patronatsbauleistungen erörtert und die des- 
fallsigen Behauptungen der Klägerinnen nicht nur für unerwiesen, 
sondern für widerlegt erachtet. Im Anschluss daran heisst es 
dann weiter: „Hiernach bleibt als Quelle der Verpflichtung des 
Beklagten zur Tragung der Baulast nur die Vorschrift in $ 728 
Allg. L.R. Theil II Titel 11 übrig. Die aus dieser Vorschrift sich 
ergebende Baulast ist auch, trotzdem der Beklagte seiner Unter- 
haltungspflicht seit Erlass des Allgemeinen Landrechts bezüglich 
des Bethauses thatsächlich nicht genügt hat, durch Observanz nicht 
untergegangen. Denn seit dieser Zeit ist: der Beklagte aus dem 
rechtlichen Gesichtspunkte der aus diesem $ 728 entspringen- 
den Verpflichtung niemals in Anspruch genommen worden und hat 
auch aus diesem Gesichtspunkte nie Beiträge verweigert, 
vielmehr nur von dem Standpunkte aus, dass er nicht Patron des 
Bethauses sei. An den Verpflichtungsgrund des $ 728 haben 
die Parteien früher offensichtlich überhaupt nicht gedacht, und es 
kann sich daher auch keine diese Verpflichtung aufhebende Rechts- 
überzeugung bei den Interessenten gebildet haben. Das erst- 
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instanzliche Urtheil musste hiernach, wie geschehen, abgeändert 
werden.* Die Revision hält diesen Entscheidungsgrund für rechts- 
grundsätzlich unrichtig, mit der Ausführung, dass für die Ent- 
scheidung der Frage, ob der Beklagte observanzmässig von der 
Baulast frei sei, es nicht darauf ankomme, ob die Betheiligten bei 
der von ihnen befolgten Uebung auf die Vorschrift des 8 728 
speziell Bezug genommen und mit Rücksicht auf sie die Beiträge 
gefordert oder verweigert, oder an diese Vorschrift überhaupt 
nicht gedacht haben; sondern nur darauf, ob auf Grund ihrer 
Rechtsüberzeugung, dass der Beklagte nicht beitragspflichtig sei, 
der letztere in ununterbrochener Uebung von den Beiträgen befreit 
geblieben sei. Dies aber habe das Berufungsgericht festgestellt, 
indem es annehme, dass ohne die Annahme einer gemeinsamen 
Rechtsüberzeugung aller Betheiligten, nach welcher der Beklagte 
zum Bau und zur Unterhaltung des Bethauses nicht beizutragen 
habe, sich ihr Verhalten nicht erklären lasse. — Der Revision ist 
zuzugeben, dass es für die Bildung der von dem Beklagten geltend 
eemachten befreienden Observanz nicht darauf ankommen kann, ob 
die Betheiligten die Vorschrift des $ 728 speziell in Bezug ge- 
nommen und mit Rücksicht auf sie die Beiträge gefordert oder 
verweigert, oder an diese Vorschrift überhaupt nicht gedacht 
haben. Das ist aber auch, wie nach dem Zusammenhange der Be- 
gründung nicht zweifelhaft ist, keineswegs die Auffassung des Be- 
tufungsgerichts.. Der Gedankengang des Berufungsgerichts ist 
folgender. Wäre ein selbständiges, von dem Patronat an der 
Hauptkirche unabhängiges Patronat an einem Bethause rechtlich 
möglich und wäre weiter anzunehmen, dass der Beklagte Patron 
des Bethauses in Neu-Lögow sei, so würde die an sich aus dieser 
Stellung erwachsende Patronatsbaupflicht durch Observanz beseitigt 
sein. Ein solches unmittelbares Patronat des Beklagten an dem 
Bethause in Neu-Lögow hat aber nicht bestanden. Dagegen ist 
derselbe Patron der Kirchen in Woltersdorf und Lüdersdorf, steht 
als solcher mittelbar in einem patronatsäbnlichen Verhältnisse zu 
den klagenden beiden Kirchengemeinden in Neu-Lögow, und aus 
diesem Verhältniss ergiebt sich die in $ 728 Alle. L.R. Theil II 
Titel 11 vorgesehene Patronatsbaulastpflicht des Beklagten bezüg- 
lich des Bethauses in Neu-Lögow. Diese Verpflichtung ist durch 
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die befreiende Observanz, wie sie bezüglich der Baupflicht aus 
einem unmittelbaren Patronate des Beklagten an dem Bethause 
anzunelinien sein würde, nicht beseitigt, denn nur iin dieser letzteren 
Eigenschaft ist der Beklagte als Baubeitragspflichtiger in Anspruch 
genommen und hat er die Beiträge verweigert, während von ihm 
solche in seiner Eigenschaft als Patron der Kirchen in Wolters- 
dorf und Lüdersdorf niemals gefordert sind. Es hat sich daher 
auch eine diese letztere Verpflichtung aufhebende Observanz nicht 
bilden können, da offensichtlich die Parteien an den Ver- 
pflichtungsgrund des S 728 a. a. O. nicht gedacht haben. Das 
Berufungsgericht legt also das entscheidende Gewicht auf den 


Unterschied — zwischen dem Verhältnisse des beklagten Fıskus zu 
dem Bethause ın Neu-Lögow, wie es sich aus einem — nicht be- 
stehenden — unmittelbaren Patronate ergeben haben würde, und 


demjenigen Verhältnisse, wie es sich aus dem bestehenden Patro- 
nate über die Kirchen in Woltersdorf und Lüdersdorf in Wirklich- 
keit ergiebt. Die Betonung dieses Unterschiedes für die Ent- 
scheidung über die Bildung der von dem Beklagten geltend ge- 
machten befreienden Observanz ist aber keineswegs, wie die Revi- 
sion meint, rechtsirrthümlich, entspricht vielmehr nur der recht- 
lichen Natur der Observanz. Wie das geschriebene Gesetz, so hat 
auch die Observanz, als Quelle des objektiven Rechts, die rechts- 
normmässige Ausgestaltung eines bestimmten Thatbestandes zum 
(tegrenstande, und zwar als korporatives Gewohnheitsrecht für einen 
bestimmten örtlichen Bezirk. Ihre Bildung verlangt die ununter- 
brochene, gleichmässige Uebung der Betheiligten in Bezug auf ein 
bestimmtes Rechtsverhältniss (vgl. FÜRSTER-Eccits, Preussisches 
Privatrecht, 7. Aufl, Bd. IS 16 Abs. 2), in deren gemeinsamen 
Bewusstsein, dass dadurch dem geltenden Recht genügt werde, 
dass das, was sie üben und gleichmässig befolgen, für das ge- 
gebene Verhältniss das aus den zwingenden Umständen ge- 
schöpfte — nothwendige — Recht ist (vgl. Urtheil des Preus- 
sischen Obertribunals vom 16. Dez. 1870 — STRIETHORST, Archiv, 
Bd.80 8.170, 153 — und des Reichsgerichts vom 8. Dez. 1884 — 
Bd. 12 S. 292 —). Der Unterschied in der Gestaltung des 
Rechtsverhältnisses zwischen den klagenden Kirchengemeinden und 
dem beklagten Fiskus, wie sich dasselbe aus dem unmittelbaren 
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Patronat des letzteren über das Bethaus in Neu-Lögow, falls ein 
solches rechtlich möglich wäre, ergeben würde, und demjenigen, 
wie dasselbe sich aus dem Patronate des Beklagten iiber die 
Kirchen in Woltersdorf und Lüdersdorf ergiebt, liegt auf der 
Hand; er wird dadurch nicht aufgehoben, dass die Baupflicht in 
dem einen wie in dem anderen Falle den gleichen Inhalt hat, da 
die Baupflicht nur eine der verschiedenen und verschiedenartigen 
Rechtsfolgen des Patronats ist. Haben nun die klagenden Kirchen- 
geineinden und der beklagte Fiskus, wie das Berufungsgericht an- 
nimmt, bei Bethätigung ihres in dem Berufungsurtheile gewürdigten 
Verhaltens gegenüber der Patronatsbaulast bezüglich des Bethauses 
ın Neu-Lögow „an den Verpflichtungsgrund des $ 728“ d. h. an 
die Beitragspflicht des beklagten Fiskus in seiner Eigenschaft als 
Patron über die Kirchen in Woltersdorf und Lüdersdorf, — nicht, 
wie die Revision meint, an diese Vorschrift „früher offensichtlich 
nicht gedacht“, so kann dies Verhalten auch nicht auf der gemein- 
samen Ueberzeugung der Betheiligten beruht haben, dass dem 
Fiskus, auch in seiner Eigenschaft als Patron über die Kirchen in 
Woltersdorf und Lüdersdorf. rechtlich eine Verpflichtung bezüg- 
lich der baulichen Unterhaltung des Bethauses in Neu-Lögow nicht 
obliege. Damit entfällt aber eine wesentliche Voraussetzung für 
die Bildung einer den beklagten Fiskus von der Patronatsbeitrags- 
pficht nach 8 728 Allg. L.R. Theil II Titel 11 befreienden Ob- 
servanz, wenngleich die Zulässigkeit der Bildung einer solchen 
Ubseryanz, wie das Berufungsgericht zutreffend hervorhebt, an- 
gesichts der Vorschrift in $ 710 a. a. O,, an sich nicht zu be- 
zweifeln ist. Die Annahme des Berufungsgerichts, dass die Par- 
teten an den Verpflichtungsgrund des 8 728 früher offensichtlich 
überhaupt nicht gedacht zu haben, ist thatsächlicher Natur, an sich 
hedenkenfrei und unterliegt daher nicht der Nachprüfung in der 
Revisionsinstanz. In Ermangelung einer befreienden Observanz er- 
ziebt sich die Patronatsbeitragspflicht des Beklagten, wie sie von 
dem Berufungsgericht festgestellt ist, aus der Bestimmung in $ 728 
Alle. L.R. Theil II Titel 11, in Verbindung mit den angezogenen 
Vorschriften des märkischen Provinzialrechts. 

Hiernach ist das Berufungsurtheil, da auch die — von der 
Revision übrigens nicht bemängelte -- Zulassung der erhobenen 
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Feststellungsklage — $ 256 — früher $ 231 — der Civilprozess- 
ordnung — aus den vom Berufungsgericht dafür gegebenen Gründen 
nicht zu beanstanden ist, gerechtfertigt, und war deshalb die Re- 
vision, wie geschehen, als unbegründet zurückzuweisen. Die Kosten 
des ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels fallen nach $ 97 Abs. I 
C.P.O. dem Revisionskläger zur Last. 

5. E.d. Kammerger. 19./7. 1900, betr. die religiöse Erziehung 
von Kindern aus gemischten Ehen. Preuss, K.G. u. V.Bl.1901, 12. 

1. Die Bestellung eines Beistandes für die Mutter ist im In- 
teresse der Kinder aus besonderen Gründen, insbesondere 
auch dann zulässig, wenn die Mutter den bestehenden gesetz- 
lichen Vorschriften iber die religiöse Erziehung der Kinder 
nachzukommen sich weigert. 

2. Der Gemeindewaisenrath ist zur Einlegung der Beschwerde 
gegen eine Verfügung des Vormundschaftsgerichts berechtigt, 
die sich auf Angelegenheiten betreffend die Sorge für die 
Person der Mündel oder unter elterlicher Gewalt stehenden 
Kinder bezieht. 

B. G.B. $ 1687 No. 3; Reichs-Frw.-G. G. $S 57. 


Der am 24. Dez. 1887 verstorbene Cigarrenmacher A. E. war 
evangelischer Konfession; seine Wittwe, M., geb. B., ist katholisch. 
Aus der Ehe sind drei noch minderjährige Kinder am Leben, von 
denen das jüngste, E., am 30. Sept. 1887 geboren, also noch nicht 
religionsmündig ist. Nach dem Tode des Vaters erhielten die 
Kinder einen Vormund P.; derselbe wurde aber am 1. Jan. 1900 
in Folge Inkrafttretens der elterlichen Gewalt der Mutter seines 
Amtes entlassen. Zwischen der Wittwe und dem Vormunde hatten 
stets Streitigkeiten wegen der religiösen Erziehung des Mündels 
geschwebt, da die Mutter ihr Kind durchaus katholisch erziehen 
wollte. Am 7. Nov. 1899 beantragte der Waisenratli bei dem 
Amtsgericht, der Wittwe das Erziehungsrecht über ihren Sohn E. 
zu entziehen, da in anderer Weise sich die Erziehung der Kinder 
in der Religion des Vaters nicht erreichen lasse; der Knabe be- 
suche zwar, den evangelischen Religionsunterricht in der Schule, 
nicht aber den Konfirmationsunterricht. Die vom Vormundschafts- 
richter gehörte Wittwe E. erklärte diesem: ob ihr Sohn am evan- 
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selischen Schulunterricht theilnehme, wisse sie nicht, da sie sich 


darum nicht kümmere; ihr Ziel sei, unter allen Umständen die 


Kinder der katholischen Konfession zuzuwenden, weshalb sie ihrem 
Sohne jeden Abend katholischen Religionsunterricht ertheile; sie 
lasse denselben deshalb nicht in den evangelischen Konfirmations- 
unterricht, den sie unter keinen Umständen dulde, gehen. Durch 
Beschluss vom 12. Jan. 1900 lehnte das Amtsgericht ab, der 
Mutter das Erziehungsrecht zu entziehen, da der Besuch des Kon- 
firmationsunterrichts nur eine kirchliche Verpflichtung sei, deren 
Uebertretung nur mit kirchlichen Zuchtmitteln geahndet werden 
könne; dadurch, dass die Mutter die Kinder zur Annahme der 
katholischen Konfession bewegen wolle, gefährde sie das geistige 
Wohl derselben nicht, sodass kein Fall des $ 1666 B. G.B. vor- 
liege. Der Waisenrath beantragte nunmehr der Wittwe einen Bei- 
stand zu bestellen, mit der Ausführung, dass in allen Mischehen 
lie Bestellung eines Beistandes nothwendig sei, wenn nicht die 
konfessionellen Interessen der Kinder dem Belieben der Mutter 
überlassen werden sollten. Durch Beschluss vom 5. Febr. 1900 
lehnte das Amtsgericht auch diesen Antrag ab, da keiner der Fälle 
les $ 1687 B. G.B. vorliege. Auf die vom Waisenrath hiergegen 
eingelegte Beschwerde wies das Landgericht unter Aufhebung des 
anmtsgerichtlichen Beschlusses das Amtsgericht an, der Wittwe einen 
Beistand zur Wahrung der religiösen Interessen ihres Sohnes E. 
zu bestellen. Das Landgericht ist der Meinung, dass ein Fall des 
$ 1666 B. G.B. vorliege, und dass deshalb der Mutter ein Beistand 
zu bestellen sei. 

Die gegen diesen Beschluss von der Wittwe E. eingelegte 
weitere Beschwerde wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe. 


In erster Linie macht die Beschwerdeführerin geltend, der 
Waisenrath sei zur Einlegung der Beschwerde gegen den Beschluss 
des Amtsgerichts nicht befugt gewesen. Dies ist unzutreffend. 
Nach bisherigem Recht hat das Kammergericht den Waisenrath 
stets zur Beschwerde über eine Anordnung des Vormundschafts- 
gerichts im Interesse des Mündels für legitimirt erachtet. In der 
Theorie herrschte Streit über die Berechtigung des Waisenraths. 
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Während Förster-Eccivs (Preuss. Privatrecht 5. Aufl. Bd. 4 
8 229 S. 179) annahm, dass ein Beschwerderecht des Waisenraths 
gar nicht in Frage kommen könne, erklärte DERNBURG (Preuss. 
Privatrecht 4. Aufl. Bd. 4 $ 77 S. 247) als Erforderniss der Legiti- 
ımation zur Einlegung der Beschwerde nur, dass der Beschwerde- 
führer ein eigenes Interesse bei der Entscheidung habe, oder be- 
fugt sei, den Mündel zu vertreten, sei-es als Vormund oder Pfleger, 
oder für ihn zu sorgen habe, wie insbesondere der Waisenrath. 
Dieser letzteren Ansicht ist das Kammergericht im Beschluss von 
13. Juli 1883 (Jahrbuch Bd. 4 S. 71) auf Grund der Motive zum 
$ 10 preuss. Vormundsch.O. gefolgt und hat hieran in ständiger 
Praxis festgehalten. Gegenwärtig steht nach $ 20 Reichs-Frw. G. G. 
die Beschwerde Jedem zu, dessen Recht durch die Verfügung be- 
einträchtigt ist, und nach $ 57 No. 9 gegen eine Verfügung, die 
eine Entscheidung über eine die Sorge für die Person des Kindes 
oder des Mündels betreffende Angelegenheit enthält, Jedem, der 
ein berechtirtes Interesse hat, diese Angelegenheit wahrzunehmen. 
Jedenfalls ist hiernach der Waisenrath auf Grund des $57 No. 9 
in einem Falle der vorliegenden Art zur Einlegung der Beschwerde 
befugt, da er, wie nach bisherigem Rechte, nach dem Bürgerlichen 
Gresetzbuche berechtigt und verpflichtet ist, darüber zu wachen, 
dass den in seinem Bezirke sich aufhaltenden Mündeln die nöthige 
Erziehung und Pflege zu Theil werde (SS 1850 und 1675); und 
was von den bevormundeten Mündeln gilt, gilt nach der letzt- 
gedachten Vorschrift auch von Kindern unter elterlicher Gewalt, 
da auch bezüglich dieser der Gemeindewaisenrath dem Vormund- 
schaftsgericht Anzeire zu machen hat, wenn ein Fall zu seiner 
Kenntniss kommt, in welchem das Vormundschaftsgericht zum Ein- 
schreiten berufen ist. Der Kommissionsbericht des Reichstags 
(Drucksachen 9. Legislaturperiode V. Session 1897/98 No. 109 
S. 42ff. und S. 21) ergiebt, dass im Einverständnisse mit den 
Bundesrathsvertretern mit den gedachten Vorschriften der Zweck 
verfolgt wurde, in den die Person des Mündels oder Kindes be- 
rührenden Angelegenheiten, insbesondere auch, wenn es sich um 
dessen religiöse Erziehung handelt, das Beschwerderecht im weitesten 
Umfange aufrecht zu erhalten, wie es Doktrin und Praxis für das 
preussische Vormundschaftsrecht zugelassen hatten (vgl. WELLSTEIN, 
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Kommentar, Anm. i zu $ 57). Die Bestellung des Beistandes für 


die Mutter soll aber hier gerade erfolgen, um die religiöse Er- 


ziehung des Kindes nach Maassgabe der gesetzlichen Vorschriften 
zu sichern. Der Gemeindewaisenrath ist mithin zur Einlegung der 
Beschwerde gegen den amtsgerichtlichen Beschluss vom Landgericht 
mit Recht für legitimirt erachtet. 

In der Sache selbst sucht die weitere Beschwerde auszuführen, 
dass ein Fall des $ 1666 B. G.B. nicht vorliege, weil das geistige 
Wohl eines Kindes nicht dadurch gefährdet werde, dass dasselbe 
nicht in den Satzungen einer bestimmten Religion erzogen werde. 
Ob dies zutrifft, kann dahingestellt bleiben. Nimmt man an, dass 
eine Gefährdurg des geistigen Wohles nicht vorliegt, wenn das 
Kind in einer anderen als derjenigen Religion, welche das Gesetz 
verlangt, erzogen wird, und dass deshalb die Vorschrift des $ 1666 
B. G.B. für diesen Fall keine Anwendung findet, so folgt daraus 
nicht. dass die Bestellung eines Beistandes für die Mutter zu dem 
gedachten Zweck unzulässig ist. Nach $ 1687 No.3 B. G.B. hat 
das Vormundschaftsgericht der Mutter einen Beistand zu bestellen, 
wenn es aus besonderen Gründen die Bestellung im Interesse 
des Kindes für nöthig erachtet. Als ein solcher „besonderer“ 
Grund muss es erachtet werden, wenn die Mutter den gesetzlichen 
Vorschriften über die religiöse Erziehung nachzukonmen sich be- 
harrlich weigert. Nach Art. 134 Einf.-Ges. zum B. G.B. sind die 
landesgesetzlichen Vorschriften über die religiöse Erziehung der 
Rinder unberührt geblieben. Für das Gebiet des preuss. A. L.R. 
ist es deshalb bei der Deklaration vom 21. November 1803 ge- 
blieben, nach welcher, abgesehen von hier nicht vorliegenden Aus- 
nahmen, eheliche Kinder jedesmal in der Religion des Vaters 
unterrichtet werden sollen. Nach dem bis zum 1. Januar 1900 
geltenden Recht ist: diese Vorschrift der sich ihr nicht fügenden 
Mutter gegenüber dadurch durchgesetzt worden, dass ihr gemäss 
$ 28 der preuss. V.O. das Erziehungsrecht genommen wurde, da 
eine solche Entziehung aus „erheblichen Gründen“ stattfinden 
sollte und als erheblicher Grund angesehen wurde, wenn die 
Mutter den gesetzlichen Vorschriften bezüglich der religiösen 
Kindererziehung nicht nachkam. Die Reichsgesetzgebung hat, in- 
dein sie die Vorschriften über die religiöse Erziehung aufrecht er- 
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hielt, offenbar nicht beabsichtigt, die nach den Landesgesetzen be- 
stehenden Zwangsmittel zur Durchführung der Vorschriften über 
die religiöse Erziehung aufzuheben. Die Vorschrift des Art. 134 
Einf.-Ges. führt vielmehr von selbst zu der Annalıme, dass überall 
da, wo bestimmte Gebotsgesetze über die Erziehung in einer be- 
stimmten Religion bestehen, auch die zu deren Durchführung ge- 
gebenen Mittel haben aufrecht erhalten werden sollen. Wenn also 
für den untergebenen Fall die Vorschrift des $ 1666 B.G.B. ver- 
sagt, könnte doch davon nicht die Rede sein, dass das Gesetz, 
welches die bestehenden Vorschriften über die religiöse Erziehung 
der Kinder aufrecht erhielt, dem Staate die Mittel entziehen wollte, 
um diesen Vorschriften Nachdruck zu verschaffen. Die für Preussen 
geltende Deklaration, welche die Erziehung in der Religion des 
Vaters gebietet, würde alle Bedeutung verlieren, wenn aus den 
Vorschriften des B. G.B. gefolgert würde, dass es der Willkür der 
Mutter überlassen bleibe, ob sie das gesetzliche Gebot befolgen 
oder sich darüber hinwegsetzen wolle. Wenn auch der $ 28 V.O. 
aufgehoben ist, so ist doch das dort vorgesehene Mittel, die Be- 
folgung der Deklaration zu sichern, wie diese selbst aufrecht er- 
halten, wenn das B. G.B. ein solches Mittel nicht gewährte. Die 
Einschränkung der elterlichen Gewalt der Mutter zur Durchführung 
des gesetzlichen Gebots muss daher unter allen Umständen für 
zulässig erachtet werden, und es kann daher der Mutter, welche 
sich beharrlich weigert, die Kinder in der Religion zu erzielen, 
welche die Deklaration vorsieht, das Erziehungsrecht, nach wie 
vor, genommen oder doch, so weit als nöthig, beschränkt werden. 
Es mag dahin gestellt bleiben, ob diese Entziehung im vorliegen- 
den Falle sofort hätte eintreten und dem Kinde ein Pfleger hätte 
bestellt werden können. Jedenfalls kann sich die Mutter nicht 
beschweren, wenn statt dieser durchgreifenden Massregel zunächst 
nur dazu geschritten ist, ihr einen Beistand zu bestellen, der die 
Mutter zu berathen und sie auf ihre gesetzlichen Pflichten hinzu- 
weisen, event. aber dem Vormundschaftsgericht zur Ergreifung 
weiterer Massregeln Anzeige zu erstatten hat. In der Verletzung 
der der Mutter obliegenden gesetzlichen Pflichten liegt jedenfalls 
ein besonderer Grund, der die Bestellung des Beistandes im Inter- 
esse des Kindes rechtfertigt. 
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Die weitere Beschwerde sucht noch darzulegen, dass die Mutter 
den Vorschriften der Deklaration gar nicht zuwidergehandelt habe, 
da eine Verpflichtung, das Kind in den Konfirmandenunterricht zu 
schicken, vom Gesetz nicht aufgestellt sei. Auch in dieser Aus- 
führung kann der Beschwerdeführerin nicht beigetreten werden. 
Nach den angestellten Ermittlungen besucht das Kind den evan- 
velischen Religionsunterricht in der Schule. Mit diesem Gewälren- 
lassen hat die Mutter der ihr gesetzlich obliegenden Pflicht aber 
nicht genügt. Das Kammergericht ist in seiner Rechtsprechung 
nicht soweit gegangen wie das Oberlandesgericht in Celle, welches 
in einem Beschlusse vom 25. Juni 1889 (Jahrb. f. Entsch. des 
Kammergerichts Bd. 13 S. 410) es nicht für genügend erklärt hat, 
dass das Kind den Religionsunterricht in der Religion des Vaters 
erhält, sondern erfordert, dass das Kind auch eine dieser Konfession 
angehörige Schule besucht. Das Kammergericht hat im Beschlusse 
vom 24. November 1884 (Jahrb. Bd. 5 S. 65) ausgeführt, dass 
die Deklaration nur den Religionsunterricht als solchen, nicht auch 
den sonstigen Unterricht im Auge habe, und dass deshalb die 
Mutter ihrer Pflicht genüge, wenn sie die Kinder den der Kon- 
tession des Vaters entsprechenden Religionsunterricht geniessen 
lasse. Aber dieser Religionsunterricht, wie auch das Kammer- 
gericht wiederholt ausgesprochen hat (vergl. Beschluss vom 6. Juli 
1593, 1. Y. 291/93, vom 21. Februar 1898, Jahrb. Bd. 17 S. 37), 
muss ein ausschliesslicher sein, und es entspricht nicht dem Ge- 
setze, wenn Kinder des verstorbenen Vaters zwar in dessen Kon- 
iession, gleichzeitig aber auch in einer anderen Konfession unter- 
richtet werden. Die Beschwerdeführerin hat gegen diese Vorschrift 
um so mehr gefehlt, als sie nach ihrer eigenen Angabe dem Kinde 
selbst katholischen Religionsunterricht ertheilt. Hiermit hat sie 
auch unbedenklich gegen den $ 1666 B. G.B. verstossen und das 
geistige Wohl des Kindes durch Missbrauch ihrer elterlichen Ge- 
walt gefährdet. Ein jugendliches Gemüth muss völlig in Ver- 
wirrung gerathen, wenn dem Kinde gleichzeitig zweierlei religiöser 
Unterricht ertheilt und vielleicht von jeden der Unterrichtenden 
tur der eine als der allein richtige hingestellt wird. Die auf 
diese Weise in dem Kinde hervorgerufene Verwirrung kann nicht 
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führen; das geistige Wohl des Kindes wird dann in ganz erheb- 
lichem Maasse gefährdet. 

Die Mutter weigert sich beharrlich, das Kind in den evan- 
gelischen Konfirmandenunterricht zu schicken. Dass eine gesetz- 
liche Vorschrift zu dieser Unterweisung nicht besteht, wie das 
Amtsgericht auf Grund einer Auskunft des Superintendenten fest- 
stellt, ist unerheblich. Es genügt, dass nach den Lehren der 
evangelischen Kirche die Koniirmation als feierliche Bestätigung 
des Taufbundes durch die Konfirmanden erst die volle Zugehörig- 
keit zur Kirche begründet, und dass deshalb zur religiösen Er- 
ziehung auch der Besuch des Konfirmandenunterrichts gehört. 

Die weitere Beschwerde erweist sich hiernach überall als un- 
begründet und musste zurückgewiesen werden. 

6. E. d. Kammerger. 3./XII. 1900. Die Kinder eines ver- 
storbenen Altkatholiken haben weder an dem kathol. noch an 
dem evang. Religionsunterrichte theilzunehmen. Rechtsprechg. des 
OLG. 2, 111 no. 68. | 

7. E. d. O0.L.G. Posen 3./10. 1900. Verurtheilung des Ehe- 
gatten wegen versuchter Verleitung zun Meineide als Scheidungs- 
grund. Seuffert’s Arch. 56 no. 78, S. 137. 

8. Kann eine Frau, die sich vor dem 1./l. 1900 eines Ehe- 
bruchs schuldig gemacht hat, wegen eines von ihrem Manne eben- 
falls vor dem 1./l. begangenen Ehebruchs nach dem 1./l. 1900 
auf Scheidung klagen? Ja: Erk. d. Kammerger. 10./17. Okt. 
1900, verneint: O.L.G. Celle 1./5. 1900. Rechtsprechg. d. O.L.G. 
1900, 323. 

9. E. d. Kammerger I. C.S. 3./XI. 1900. Kann im 
Gebiete des Preuss. A.L.R. eine Ehe geschieden werden, wenn 
das Verbrechen vor dem 1./1. 1900 begangen, die Bestrafung aber 
erst nachträglich erfolgt ist? (Ja.) Rechtsprechung d. O.L.G.1,8.473. 

10. E. d. O.L.G. Jena, II. C.S. DUrtheil v. 14./28. Novem- 
ber 1900. (D. Rechtsprechung d. Oberlandesger. 1901 S. 18.) 

Die klagende Ehefrau hat beantragt an erster Stelle: die Ehe 
dem Bande nach zu trennen, an zweiter Stelle: auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinschaft nach SS 1575, 1576 B.G.B., an dritter 
Stelle: auf dauernde Trennung von Tisch und Bett nach österr. 
Rechte zu erkennen. 
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Aus den Gründen: 

Da beide Parteien Oesterreicher sind, so schlägt Absatz 4 
des $ 606 C.P.O. ein. Die örtliche Zuständigkeit des Land- 
gerichtes G. ist durch $ 104 der österr. Jurisdiktionsnorm vom 
l. August 1895 gegeben. Allerdings ist die örtliche Zuständigkeit 
für Scheidungsklagen auch nach österr. Recht ausschliesslich jedoch 
nur in dem Sinne, dass sie den allgemeinen Gerichtsstand aus- 
schliesst, nicht aber in dem weiteren Sinne, dass ihr gegenüber 
eine Vereinbarung über die Zuständigkeit eines anderen Gerichtes 
unzulässig wäre (SS 65, 76, 104 Abs. 2 a. a. OÖ.) Vorliegend 
hat der Beklagte, ohne die Unzuständigkeit eingewendet zu haben, 
zur Hauptsache verhandelt . . . 

Für diese sind nach $ 17 Abs. 1 E.G. zum B.G.B. die Ge- 
setze Oesterreichs maassgebend, welche nur die Scheidung von Tisch 
und Bett zulassen, wenn auch nur ein Theil z. Z. der geschlosse- 
nen Ehe Katholik war. Auf Grund des vom Beklagten vor 1. Januar 
1900 begangenen Ehebruches kann daher die Klägerin mit 
Rücksicht darauf, dass der Beklagte schon z. Z. des Eheschlusses 
Katholik war, nicht Trennung der Ehe fordern, sondern nur be- 
ständige Scheidung von Tisch und Bett. Der von der Klägerin 
verübte Ehebruch hindert das nicht, da denı österr. Rechte eine 
Kompensation von Ehebrüchen unbekannt ist!. Der Abs. 4 des 
Art. 17 E.G. zum B.G.B. schlägt hier nicht ein. Er trifft nach 
seinem Wortlaute nur den Fall, wo auf Grund ausländischen 
Rechtes die Scheidung, d. h. die Trennung des Bandes der Ehe, 
verfügt wird (sowie den Fall, wo sich die Parteien mit dem Pro- 
Yisorium, das jederzeit in das plus übergeführt werden kann, be- 
gnügen, wo deshalb statt auf Trennung der Ehe auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinschaft erkannt wird). Vorliegend aber ist 
auf Grund des ausländischen Gesetzes nicht auf Scheidung und 
auch nicht auf das Provisorium dieser Scheidung zu erkennen, 
sondern auf beständige Trennung von Tisch und Bett ohne die 
jederzeitige Möglichkeit für die Parteien, die Trennung des Bandes 


’ Darüber, dass aus der Nichterwähnung der Klage auf Trennung vou 
Tisch und Bett in der d. C.P.O. $3 606, 639 nicht folgt, dass der deutsche 
Richter eine solche Klage nicht zulassen darf, vgl. Osthelder im „Recht“ 
19 S, 58. 
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der Ehe nachträglich noch herbeizuführen. In diesem Falle ent- 
scheidet nach Art. 17 allein das ausländische Recht; nur auf Tren- 
nung des Bandes der Ehe soll nach Abs. 4 der deutsche Richter 
auf Grund eines ausländischen Gesetzes nicht erkennen, wenn die 
Trennung des Ehebandes nicht auch nach deutschem Recht zu- 
lässig ist. Bei dieser Auslegung ist allerdings das Wort Scheidung 
im Abs. 4 in einem anderen Sinne gebraucht, als Scheidung der 
Ehe im Abs. 1. Dazu giebt aber der Inhalt des Art. 17 die volle 
Berechtigung. 

Der Abs. 1 redet nicht vom deutschen, sondern von dem 
Rechte des (deutschen oder ausländischen) Staates, denn der Mann 
zur Zeit der Klagerhebung angehört. Scheidung nach Abs. 1 ist 
also nicht Scheidung im (engeren) Sinne des deutschen Rechts, 
sondern Scheidung im Sinne der Gesetzgebung der Kulturstaaten, 
die das Scheidungsrecht verschieden gestaltet haben. Der Abs. 1 
hat das Scheidungsrecht im weiteren Sinne, das das Recht der 
Trennung von Tisch und Bett in sich schliesst, im Auge (genau 
so wie z. B. die Mot. 4 S. 563 ff., auch 8 592 [a. F.| und Entsch. 
des R.G. Bd. 11 S. 414). Dasselbe gilt auch von Abs. 2, der 
den Fall trifft, wo der Ehemann die Staatsangehörigkeit gewechselt 
hat (er war früher Deutscher und ist jetzt Ausländer oder um- 
gekehrt, oder er gehörte früher dem ausländischen Staate A., ge- 
hört jetzt aber dem ausländischen Staate B. an) und als Scheidungs- 
grund eine Thatsache geltend macht, die sich ereignet hat, während 
der Mann einem anderen Staate angehörte, als zur Zeit. der Klag- 
erhebung. Auch da kann Scheidungsgrund nicht im engeren Sinne 
des deutschen Rechts gemeint sein. Anders aber liegt die Sache 
im Abs. 4. Hier ergiebt sich aus der Heranziehung der wanz 
speziell deutschrechtlichen Aufhebung der ehelichen Gemeinschatt 
und aus ihrer Gleichstellung mit der Scheidung, sowie aus dem 
Satze, dass die Scheidung sowohl nach dem ausländischen als nach 
dem deutschen Recht zulässig sein muss, klar, dass unter Schei- 
dung die deutschrechtliche Scheidung des Bandes der Ehe zu ver- 
stehen ist. 

Zu demselben Ergebnisse führt die Entstehungsgeschichte des 
Gesetzes. Dem I. Entwurf ($ 1440) war die beständige Trennung 
fremd, er kennt neben der zeitweiligen Trennung von Tisch und 
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Bett nur die Scheidung, das ist die Trennung des Ehebandes, 
ohne zu der Frage, ob der Abs. 3 auch für Ausländer gilt, Stel- 
lunz zu nehmen. Im Entwurf über die räumliche Herrschaft der 
Rechtsnormen nahm der $ 10 Abs. 2, 4 und 5 Stellung gegen die 
Rechtsprechung des Reichsgerichtes, die den $ 77 Abs. 1 des 
Personenstandsgesetzes dahin ausgelegt hatte, dass die beständige 
Trennung von Tisch und Bett auch bei Ausländerehen unzulässig 
se. Dem trat die ll. Kommission bei; sie strich allerdings den 
Abs. 5, aber lediglich deshalb, weil der $ 1440 Abs. 3 Satz 1 
als überflüssig gestrichen worden war. Dem Prinzip des $ 10 
Abs. 4 wurde zwar nach verschiedenen Richtungen widersprochen, 
die Mehrheit hielt jedoch am Abs. 4 fest und brachte durch eine 
Aenderung der Fassung klar zum Ausdruck, dass — auch bei 
einer Klage auf zeitweilige Trennung — die Voraussetzungen der 
Scheidung nach deutschem Recht vorliegen müssen (Protok. 6 
S. 52, 54ff.). 

Der Bundesrath nahm hier einschneidende Aenderungen am 
Il. Entwurfe vor und verwies das internationale Privatrecht in das 
E.G. So sind die Vorschriften geltendes Recht — Art. 17 Abs. 1 
und 4 zum B.G.B. — geworden. Nur sind im Abs. 4 an Stelle 
der Worte „auch nach den deutschen Gesetzen“ die Worte ge- 
treten „sowohl nach dem ausländischen Gesetze als nach den 
deutschen Gesetzen“, und sind weiter die Worte „sowie auf Auf- 
hebung der ehelichen Gemeinschaft“ hinter „Auf Scheidung“ ein- 
gefügt worden. Die erstgedachte Aenderung indes ist nur redak- 
tionell und die Einfügung machte sich nothwendig, nachdem in 
der Reichstagskommission das Institut der Aufhebung der ehelichen 
(remeinschaft angenommen worden war. 

Fasst man den Abs. 4 allein ins Auge, so wird man nicht 
im Zweifel sein über den Sinn der Abänderung. Durch Beseitigung 
der Worte „sowie auf beständige oder zeitweilige Trennung von 
Tisch und Bett“ bekannte sich der Bundesrath zu der schon in 
der II. Kommission vertretenen Anschauung, dass nur für den Fall 
der Trennung des Bandes der Ehe der Grundsatz der ausschliessen- 
den Geltung des ausländischen Rechts bei Ausländerehen zu be- 
Schränken sei, während er für die beständige oder zeitweilige 
Trennung der Ehegatten von Tisch und Bett unbeschränkt maass- 
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gebend sein müsse; nur so ist der Abstrich der Worte in Abs. 4 
zu verstehen. Nun sind aber bei Auslegung des Abs. 4 die an- 
deren Absätze des Artikels nicht ausser Acht zu lassen. Auch 
am Abs. 1 änderte der Bundesrath; er fügte hinter „Scheidung“ 
die Worte „der Ehe“ hinzu, änderte „Mann“ in „Ehemann und 
beseitigte die Worte „und für die beständige oder zeitweilige 
Trennung der Ehegatten von Tisch und Bett“ und „auf Scheidung 
oder auf Trennung“. Die Aenderung von „Scheidung* in „Schei- 
dung der Ehe* und namentlich die Streichungen in Abs. 1 be- 
deuten nicht etwa, dass die deutschen Gerichte auf Grund aus- 
ländischer Gesetze nur auf Trennung des Bandes der Ehe erkennen 
dürfen. Denn wäre „Scheidung der Ehe“ im Abs. 1 nur als 
Scheidung im engeren Sinne, als Trennung des Bandes der Ehe 
aufzufassen, so würde den Bundesrath der Vorwurf treffen, dass 
er eine starke Lücke in das Gesetz hineingebracht habe. Dann 
würde der Abs. 1 doch nicht zum Ausdruck bringen, dass auf 
Grund ausländischer Gesetze nur auf Scheidung im engeren Sinne, 
auf Trennung des Bandes der Ehe, erkannt. werden dürfe, dann 
würde der Abs. 1 nur bestimmen, dass für die Trennung des 
Bandes der Ehe die Gesetze des Staates maassgebend seien, dem 
der Ehemann zur Zeit der Klagerhebung angehört, so dass eine 
Vorschrift darüber fehlte, ob das Gesetz des Auslandes auch dann 
maassrebend sei, wenn auf Grund des Rechts des ausländischen 
Staates, dem der Ehemann — zur Zeit der Klagerhebung — an- 
gehört, nicht Trennung des Bandes der Ehe, sondern (beständige 
older zeitweilige) Trennung von Bett und Tisch gefordert werden 
kann und gefordert wird. Hätte der Bundesrath ausdrücken 
wollen, dass auf Grund ausländischen Rechts zwar Scheidung, 
nicht aber Trennung von Tisch und Bett im Inland verfügt werden 
dürfe; dann hätte der Abs. 1 etwa lauten müssen: „Für die 
Scheidung sind die Gesetze des Staates maassgebend, dem der Ehe- 
mann zur Zeit der Erhebung der Klage angehört; auf beständige 
oder zeitweilige Trennung der Ehegatten von Tisch und Bett kann 
auf Grund eines ausländischen Gesetzes im Inland nicht erkannt 
werden.“ Eine solche Vorschrift fehlt. Erwägt man daneben, 
dass der Abs. 1 nicht die Scheidung des deutschen Rechts allein, 
oder auch nur in erster Linie im Sinne hat, dass er von Scheidung 


np | EEE rg (Tr me 


Gerichtssprüche. 167 


nach deutschem und ausländischem Rechte handelt, so wird man 
unter Scheidung der Ehe im Abs. 1 Scheidung der Ehe im weiteren 
Sinne, die die Trennung von Tisch und Bett in sich schliesst, 
verstehen müssen .. . Von diesem Standpunkte aus waren die 
vom Bundesrathe in Abs. 1 gestrichenen Worte überflüssig; des- 
halb ist die Streichung erfolgt. Ebenso überflüssig waren aber 
von diesem Standpunkte aus die Worte „oder als Trennungsgrund* 
hinter „als Scheidungsgrund* in Abs. 2 des $ 2375 der Bundes- 
rathsvorlage. Nicht überflüssig dagegen waren die Worte „oder 
ein Trennungsgrund“ am "Ende jenes Abs. 2, bezw. am Ende des 
Abs. 2 Art. 16 der Reichstagsvorlage und des Abs. 2 Art. 17 
E.G. selbst. Wären auch diese Worte weggefallen, dann hätte 
der Abs. 2 gelautet: 

Eine Thatsache, die sich ereignet hat, während der Mann 

einem anderen Staate angehörte, kann als Scheidungsgrund 

nur geltend gemacht werden, wenn die Thatsache auch nach 
den Gesetzen dieses Staates ein Scheidungsgrund ist. 

Das dann zweimal vorkommende Wort „Scheidungserund“ 
wäre vom diesseitigen Standpunkte als Grund zur Scheidung im 
weiteren Sinne, Grund zur Scheidung oder Trennung aufzufassen. 
Gäbe nun die Thatsache, die sich ereignet hat, während der Ehe- 
mann dem anderen Staate angehörte, nach den Gesetzen dieses 
Staates nur einen Trennungs-, keinen Scheidungsgrund ab, während 
sie nach den Gesetzen des Staates, dem der Mann angehört, ein 
Scheidungs- aber kein Trennungsgrund wäre, so künnte beim 
Fehlen der Worte „oder ein Trennungsgrund* am Ende des Ab- 
satzes der Zweifel entstehen, ob dann die Ehe zu scheiden sei. 
Dieser Zweifel in einer praktisch nicht unwichtigen Frage ward 
durch Beibehaltung der erwähnten Worte unmöglich gemacht 
iNiedner, E.G. Art. 17 Anm. 2 S. 47). 

[Nachdem sodann ausgeführt ist, dass die Anwendung des 
üsterr. Rechts, die zur Folge hat, dass weder die Klägerin noch 
der Beklagte, so lange Beide leben, eine andere Ehe eingehen 
können — nicht gegen die guten Sitten und auch nicht gegen 
die Grundsätze des deutschen Scheidungsrechts verstosse, wird 
fortgefahren:] Endlich kann darin, dass die evang. Klägerin, deren 
Kirche die Ehe nicht für unlöslich ansieht, nach Normen, die den 
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Satzungen der kath. Kirche von der Unauflöslichkeit der Ehe ent- 
sprechen, behandelt wird, kein Verstoss gegen die guten Sitten 
oder gegen den Zweck eines deutschen Gesetzes gefunden werden. 
Vor Inkrafttreten des B. G.B. bestanden im gemeinen Rechte, so- 
weit nicht eine partikular- bezw. reichsrechtliche Regelung der 
Materie erfolgt war, die Normen des kath. und des prot. Rechtes 
über die Scheidung mit gleicher Kraft neben einander. Damals hat 
das Reichsgericht für gemischte Ehen entschieden, dass jeder Ehe- 
gatte die Scheidung verlangen kann, wenn der Anspruch nach den 
Grundsätzen des Eherechtes seiner Konfession gerechtfertigt ist 
(Entsch. des R.G. 12 S. 235; 43 S. 175). 

Jetzt besteht allerdings ein einheitliches staatliches Scheidungs- 
recht... .; der Protestant hat jedenfalls nicht mehr zu befürchten, 
dass er im Falle der Eingehung einer Mischehe nach Normen be- 
handelt werde, die den Grundsätzen des kath. Eherechts von der 
Unauflösbarkeit der Ehe entsprechen .... Allein die Grundsätze 
des deutschen Rechts gelten nur soweit, als das deutsche Recht 
gilt. Nach Art. 17 E.G. z. B. G.B. ist für Ausländerehen das 
ausländische Recht maassgebend. Ständen auch in Oesterreich, wie 
früher im gemeinen Recht, mehrere konfessionelle Scheidungsrechte 
mit dem gleichen Anspruch auf staatliche Anerkennung einander 
gegenüber, so würde die Anwendung der vom Reichsgericht a. O. 
aufwestellten Grundsätze in Frage kommen können. Allein auch 
Oesterreich hat ein staatliches Scheidungsrecht, doch nimmt es aut 
das Glaubensbekenntniss der Ehegatten Rücksicht und enthält des- 
halb besondere Vorschriften für Mischehen. Diese Vorschriften 
stehen nicht auf dem Standpunkte des Reichsgerichts, sondern sie 
lauten dahin, dass immer der kath. Grundsatz von der Unauflös- 
barkeit der Ehe anzuwenden sei. Bei Mischehen ist also im 
Scheidungsfalle in Oesterreich auch dem protest. Theile die Wieder- 
verheirathung verwehrt, verwehrt in Uebereinstimmung mit den 
Sätzen des kath. Eherechts, aber nicht durch diese, sondern durch 
die Normen des staatlichen österr. Scheidungsrechts. Wenn man 
für das gemeine Recht die Meinung, dass für Scheidung von Misch- 
elıen das konfessionelle Eherecht des Ehemannes maassgebend sei. 
dahin begründen durfte: „Das evang. Eherecht ist zwar staatliches, 
aber nur für Evangelische, und der Evangelische, welcher einen 
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Katholiken heirathet, unterwirft sich dadurch für seine eigene 
Rechtssphäre den Konsequenzen, welche durch Anwendung des 
Rechts des anderen Kontrahenten ausgeübt werden können* 
(Friedberg, Kirchenrecht, 3. Aufl., S. 376), so werden hier fol- 
gende Sätze zutreffen: Das deutsche Recht gilt nur für deutsche 
Ehen; die evang. Deutsche, die in freier Wahl einen kath. Oester- 
reicher heirathet, unterwirft sich damit nach deutschem Rechte 
dem österr. Scheidungsrechte und beraubt sich so der Möglichkeit, 
sich anderweit wieder zu verheirathen. Vgl. Böhm’s Zeitschr. 7 
S. 243 u. 496; Erler, Scheidungsrecht S. 93 und dagegen Stau- 
dinger, Komm. zum E.G. S. 35, sowie Niedner, E.G. S. 48. 
B. 
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l. Preussen. K.G. 6./8. 1900 betr. Abänderung des $ 15 
Xo.1 des Ruhehaltsges. v. 26./1. 1880 in der Fassung des K.G. v. 
16./3. 1892 und den nachträglichen Anschluss an die landeskirch- 
liche Pensionsordnung. A. K.Bl. 1900, 689. 

2. Hannover. V. üb. d. Ausübung der Rechte des Staates 
gegenüber den Gesammt-Verbänden der ev. K. 1./10. 1900. 
K. Amtsbl. S. 143. 

3. Bek. d. Landeskonsistor. zur Ausführung der Ruhegehalts- 
ordnung für ev.-luth. Geistl. 15./5. 1900. K. Amtsbl. 1900 8. 151. 

4. Schlesw.-Holst. K.G. 14./3. 1898 betr. Abänderung d. 
$31 K.G. u. S.O. A.K.Bl. 1898, 224. ** 

5. K.G. 28./1. 1901 betr. d. Ergänzung und Abänderung d. 
Emeritirungsordn. v. 2./3. 1891. K.G. u. V.Bl. 1901, 13. 

6. K.G. 28./1. 1901 betr. d. Anstellung von Provinzialvikaren. 
K.G. u. V.Bl. 1901, 15. 

7. Sachsen. Entsch. d. in Ev. beauftragten Staatsminister 
13./9. 1900. Berechtigung der K.Vorstände zur Erhebung von 
Kirchenanlagen f. Zwecke d. kirchl. Armen- u. Krankenpflege. 
Fischer, Zeitschr. 22, 114. 

8. Bek. d. Kultusministers 31./12. 1900 die Satzungen der 
Pensionskassen f. d. röm.-kath. Geistl. d. sächs. Ober-Lausitz betr. 
G. u. V.Bl. 1901, 3. 

9, Baden. V. die Visitation d. K.Gemeinden, Diaspora- 
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srenossenschaften u. Dekanate betr. 26./ll. 1900. K.G. u. V.Bl. 
1597..** 

10. Dienstordn. f. d. Dekanate 11./12 1900. G. u. V.Bl. 169. ** 

1l. Oldenburg. G. 3.11. 1901 betr. Diensteinkommen der 
Geistlichen. G. u. V.Bl. Bd. 6, No. 42. 

12. G. 3./l. 1901 betr. Aenderung d. Wahlordnung f. d. 
Wahlen z. Kirchenrath u. z. Kirchenausschusse, Art. A 1 z. K.Verf.G. 
v. 11./4 1853. K.G. u. V.Bl. Bd. 6, No. 43. 

13. G. 3./1. 1901 betr. Abänderung des Art. 92 d. K.Verf.G. 
G. u. V.Bl. Bd. 6, No. 271. 

14. G. 5./l. 1901 betr. Abänderung des G. 1./4. 1886 betr. 
Emeritirung d. Geistlichen. G. u. V.Bl. Bd. 6, No. 44. 

15. G. 5./1. 1901 betr. Abänderung des $ 2 der Ziffer II der 
Anlare A zum K.Verf.G. G. u. V.Bl Bd. 6, No. 45. 

16. Verordnung, betreffend Erlass einer Synodal- 
ordnung für die evangelisch-lutherische Landeskirche 
des Fürstenthums Schaumburg-Lippe. Vom 10. Mai 1900. 
(Landesverordnungen 8. 251.) 

Wir Stephan Albrecht Georg, von Gottes Gnaden 
Regierender Fürst zu Schaumburg-Lippe, Edler Herr zur Lippe, 
Graf zu Schwalenberg und Sternberg etc. etc. 
von dem Wwunsche geleitet, der evangelisch-lutherischen Landes- 
kirche Unseres Fürstenthums eine die sämmtlichen Kirchengemeinden 
des Landes umfassende Vertretung im Anschluss an die Kirchen- 
vorstandsordnung zu verleihen, wollen hiermit als oberster Trüger 
des Kirchenregiments und in Ausübung des Uns zustehenden 
landesbischöflichen Kirchengewalt auf Vortrag Unseres Konsisto- 

rıums die nachstehende Synodalordnung erlassen. 


Se 
Die Kirchengemeinden der evangelisch-lutherischen Landes- 
kirche des Fürstenthums werden in ihrer Gesammtheit durch eine 


Tandessynode vertreten. 


9) 
Ss2. 

Die TLandessynode besteht aus sechzehn Mitgliedern, nämlich aus 
l. zwei von Uns auf Vorschlag Unseres Konsistoriuns zu er- 


nennenden Miteliedern, 


-. 
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2. dem Landessuperintendenten, 
3. sechs geistlichen und sieben weltlichen gewählten Vertretern 
der Kirchengenieinden. 
Zum Zwecke der Wahl der Vertreter der Kirchengemeinden 
werden die Kirchenvorstände zu Wahlkörpern in folgender Weise 
vereinigt: 


jun 


. Stadt- und Landgemeinde Bückeburg, 

Stadt- und Landgeneinde Stadthagen, 

. Frille, Meinsen und Petzen, 

. Steinbergeen, Sülbeck und Vehlen, 

. Altenhagen-Harrenburg und Steinhude mit Grossenheidorn, 


td 


SU de 5 


Berrkirchen, Heuerssen, Lindhorst und Probsthagen, 


Sa 


Lauenhagen, Meerbeck und Pollhagen. 


s4. 

In jedem Wahlbezirke ist ein geistliches und ein weltliches 
Mitglied zur Landessynode zu wählen mit der Beschränkung, dass 
von dem Wahlbezirke, in welchem der Landessuperintendent zu- 
gleich Pastor einer Gemeinde ist, nur ein weltlicher Vertreter ge- 
wählt wird. 

Von den zwei durch landesherrliches Vertrauen zu ernennen- 
den Mitgliedern der Synode, welche im Besitze der für einen 
Kirchenvorstand erforderlichen Eigenschaften sein müssen, soll in 
der Regel eines dem geistlichen, eines dem weltlichen Stande an- 
gehören; auch sollen die weltlichen, wo thunlich, nicht schon Mit- 
glieder eines Kirchenvorstandes sein. 


| S 5. 

Wählbar zu geistlichen Vertretern sind alle, welche vocirte 
Geistliche sind und seit mindestens zwei Jahren den seistlichen 
Beruf innerhalb der evangelisch-lutherischen Landeskirche des 
Fürstenthums ausgeübt haben. Wählbar zu weltlichen Vertretern 
sind sämmtliche Kirchenvorsteher. 


8 6. 


Die Kirchenvorstände wählen als Wahlkörper aus sich ver- 
mittelst verschlossener Stimmzettel ihre Vertreter mit absoluter 


172 Aktenstücke. 


Stimmenmehrheit. Wird diese bei der ersten Abstimmung nicht 
erreicht, so ist unter den Beiden, auf welche die meisten Stimmen 
gefallen sind, abermals zu wählen; ergiebt sich hiernach Stimmen- 
gleichheit, so entscheidet das Loos. 


87. 


Die Mitglieder der Landessynode haben sich als Vertreter der 
gesammten evangelisch-lutherischen Landeskirche zu betrachten. 
sie stimmen lediglich nach ihrer Ueberzeugsung und sind an Be- 
schlüsse oder Aufträge ihrer Wahlkörper nicht gebunden. 


8 8. 


Jedes Mitglied der Landessynode verwaltet sein Amt in der 
Regel sechs Jahre. Mit dem Ausscheiden aus dem Kirchenvorstande 
ist auch das Ausscheiden aus der Landessynode verbunden. Für 
den Rest der Amtsdauer tritt derjenige ein, auf den die nächst- 
meisten Stimmen bei der Wahl gefallen sind. Wenn auch dieser 
inzwischen aus dem Kirchenvorstande ausgeschieden ist, oder wenn 
die Wahl des früheren Vertreters einstimmig erfolgt war, so ist 
für den Rest der Amtsdauer des Ausgeschiedenen eine Neuwahl 
vorzunehmen, Mit dem Ablaufe von sechs Jahren erlöschen sämmt- 
liche Mandate. 

S 9. 

Die Landessynode versammelt sich in der Regel alle drei 
Jahre. Ihre Einberufung geschieht in Unserm Auftrage durch das 
Konsistorium. Ausserordentliche Sitzungen können nach Ermessen 
des Kirchenregiments angeordnet werden. 


$ 10. 

Die Landessynode ist beschlussfähig, wenn drei Viertel der 
Mitglieder (davon mindestens die Hälfte weltliche) anwesend sind. 
Die Eröffnung und Schliessung geschieht in Unserm Namen durch 
einen Bevollmächtigten. Eine den Zeitraum von einer Woche 
übersteigende Vertagung bedarf Unserer Genehmigung. Die Auf- 
lösung der Landessynode kann von Uns auf Vortrag Unseres Kon- 
sistoriums verfügt werden. Im Falle der Auflösung wird die Be- 
rufung einer neuen Landessynode binnen Jahrestrist erforderlich. 
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Inzwischen tritt der zu wählende Synodalausschuss ($S 17) in 
Thätisrkeit. 
s1l. 

Die Landessynode wählt nach ihrer Eröffnung mittels Stimm- 
zettel einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter desselben durch 
Stimmenmehrheit. Der von der Landessynode auf Vorschlag des 
Vorsitzenden zu ernennende Schriftführer braucht nicht Mitglied 
der Landessynode zu sein. 

Bis die Wahlen vollzogen sind, übernimmt das älteste Mit- 
lied den Vorsitz, das jüngste Mitglied das Schriftführeramt. 

Jede Tagxessitzung der Synode ist mit Gebet einzuleiten, die 
letzte derselben auch mit Gebet zu schliessen. 


8 12. 

Die Landessynode prüft die Vollmachten ihrer Mitglieder und 
entscheidet über die Gültigkeit der Wahlen endgültig. Sie regelt 
die Geschäftsführung selbständig; ihre Verhandlungen sind, soweit 
sie nicht in einzelnen Fällen ein Anderes beschliesst, öffentlich. 


8 13. 

Die Beschlüsse der Landessynode werden durch absolute 
Stimmenmehrheit gefasst. Ergiebt sich Stimmengleichheit, so wird 
die Abstimmung in der folgenden Sitzung wiederholt. Führt die 
zweite Abstimmung auch zu keiner Mehrheit, so giebt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag. 


8 14. 

Die Landessynode beräth und beschliesst über die Angelegen- 
heiten der gesammten evangelisch-lutherischen Landeskirche. Sie 
hat die Befugniss, die Vorlage von Gesetzen beim Konsistorium zu 
beantragen; ihr soll das Recht zustehen, bei der kirchlichen Gesetz- 
rebung mitzuwirken, dergestalt, dass kirchengesetzliche Normen 
auf dem Gebiete des Kultus, der Kirchenzucht und der Verfassung 
ohne ihre Zustimmung nicht erlassen werden können. 

Die Lehre selbst bildet keinen Gegenstand der Beratliung oder 
Beschlussfassung. 

S 15. " 

Die mit der Landessynode vereinbarten Gesetze treten erst 

dann in Kraft, wenn dieselben von Uns bestätigt und von Unserm 
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Konsistorinm mit ausdrücklicher Bezugnahme auf die erfolgte Zu- 
stimmung der Landessynode im Gesetzblatte verkündet worden 
sind. — Die Aenderung oder Aufhebung der im Gebiete des 
Kirchenwesens erlassenen Gesetze wird von Uns auf Vortrag 
Unseres Konsistoriums nur in Uebereinstimmung mit der Synode 
ceschehen. 
| 8 16. 
Zum Wirkungskreise der Landessynode gehört ferner: 

l. die Erwägung der auf den kirchlichen und sittlichen Zustand 
der Gemeinden beziüglichen Erfahrungen und Bedürfnisse, 
insbesondere in Bezug auf Gottesdienst und Religionsunter- 
richt, Armenwesen und Krankenpflege, sowie die christliche 
Liebesthätigkeit überhaupt, 

2. die Erledigung der von dem Konsistorium gemachten Vor- 
lagen, sowie die Berathung und Beschlussfassung über An- 
träre, Wiinsche und Beschwerden, welche an Unser Kon- 
sistorium gebracht werden sollen, 

3. die Mitgenehmigung zur Einführung neuer und zur Abände- 
rung bestehender allgemeiner liturgischer Anordnungen, so- 
wie der kirchlichen Handbücher (Gesangbuch, Katechisınus, 
Arvende u. s. w.), 

4. Genehmigung des Voranschlags und der Abrechnung der zu 

errichtenden Landeskirchenkasse, sowie die Mitgenehmigung 

zur Ausschreibung von allgemeinen Kirchensteuern für diese 

Kasse nach Massgabe der dieserhalb noch zu vereinbarenden 

(fesetze, 

5. Bewilligung von Zuschüssen aus der Landeskirchenkasse zu 
Gelialten, Ruhegehalten und Reliktengeldern der Geistlichen 
und Kirchenbeanten, zu kirchlichen Bauten und sonstigen 
Verwendungen, 

6. Mitgenehmigung zur Umpfarrung von Ortschaften und zur 
Errichtung neuer Kirchspiele, 

‘. die Wahl des Synodalausschusses. 


s 17. 
Der Synodalausschuss besteht aus zwei geistlichen und zwei 
weltlichen Mitgliedern. Er wird vor dem Schlusse der Landes- 
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sınode durch absolute Stimmenmehrheit aus der Zahl der ge- 
wählten Vertreter der Kirchengemeinden gewählt. 

Seine Mitglieder wählen unter sich einen Vorsitzenden; er ist 
beschlussfähig bei Anwesenheit von drei Mitgliedern und bleibt in 
Wirksamkeit, bis der nächste Ausschuss gewählt ist. 


S 18. 

Der Synodalausschuss vertritt die Landessynode in der 
Zwischenzeit, wo sie nicht versammelt ist; er ist dazu bestimmt: 

l. für Ausführung der von der Landessynode gefassten Be- 
schlüsse zu sorgen, soweit diese Ausführung nicht Unserm 
Konsistorium obliegt, 

2. die Vorprüfung der Rechnung der Landeskirchenkasse vor- 
zunehmen, die Klarstellung von Anständen zu veranlassen 
und in der nächsten Landessynode darüber Bericht zu er- 
statten, 

3. die Kirchenbehörde in Angelegenheiten, wo dies dem Kon- 
sistorium erwünscht erscheint, namentlich auch bei der Vor- 
bereitung der Vorlagen für die Landessynode mit seinem 
Gutachten zu unterstützen, 

4. bei der endgültigen Entscheidung in Disziplinarsachen mit- 
zuwirken. 

$ 19. 

Wie das Kirchenvorsteheranit, soll auch das Amt eines Mit- 
rliedes der Synode ein Ehrenamt sein. Nur die Kosten der Hin- 
und Rückreise nach und von dem Versammlungsorte, sowie die in 
Ausführung eines Auftrages gemachten baaren Auslagen werden 
aus der Landeskirchenkasse ersetzt. 


S 20. 
Die Mitglieder (der Landessynode) haben bei ihrem Eintritt 
in die Landessynode das Gelöbniss abzulegen: 

Ich gelobe vor Gott, dass ich als Mitglied der .Landes- 
synode die bestehende Ordnung unserer evangelisch-luthe- 
rischen Landeskirche wahren und mit Gottes Hilfe nach 
Kräften dazu mitwirken werde, dass die Kirche in allen 
Stücken wachse an dem, der «das Haupt ist, Christus. 
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S 21. 

Die Mitglieder Unseres Konsistoriums sind berechtigt, jeder 
Sitzung beizuwohnen und müssen auf ihr Verlangen jederzeit ge- 
hört werden, sofern dadurch ein begonnener Vortrag nicht unter- 
brochen wird. Das gleiche Recht steht ihnen bei Kommissions- 
berathungen zu. 

S 22. 

Die durch die Kirchenordnung vom Jahre 1614, (Teil I], 
letzter Absatz) eingerichtete Predigersynode wird durch diese Ver- 
ordnung nicht berührt. 

$ 23. 

Mit der weiteren Ausführung der gegenwärtigen Verordnung 
wird Unser Konsistorium beauftragt. 

17. Waldeck. K.G. die Pensionirung der Pfarrer, die Ad- 
junetur u. d. Vikariat betr. 19./12. 1900. G.u. V.Bl. 1900, 41. 
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I. Abhandlungen. 


Die Konservierung der Pfarr-Wittwen und -Töchter 

bei den Pfarren und die durch Heirat bedingte Beru- 

fung zum Predigtamte in Neuvorpommern und Rügen. 
Von 


Pastor em. D. Th. Woltersdorf 


in Arnstadt. 


Einleitung. 


1. Die wirtschaftliche Lage der Geistlichen nach Ein- 
führung der Reformation. 

Mit der Priesterehe zog auch die Wittwen- und Waisennot 
in unsere pommersche Kirche ein. 

Die einzelnen Prediger waren nicht im Stande, ihren Witt- 
wen und Waisen eine Versorgung zu sichern. Denn um ihre 
Einkünfte war es nach Einführung der Reformation gar schlecht 
bestellt. 

Schon auf dem Landtage zu Treptow im Dezember 1534 
hatten die Geistlichen über grosse Not zu klagen. Wenn sie ein 
Wort von dem ihnen notwendigen Unterhalte sagten, müssten 
sie Hohn und Schande hören oder müssten fürchten, dass dem 
Evangelio Hohn angehänget würde von ihren Missgönnern. Des- 
wegen hätten sie auch grosse Geduld bisher getragen, und darum 
verzehrt, was sie gehabt, und stäken in solchen Schulden, dass 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. „ 12 
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sie schwerlich wieder herauskommen würden!. Hat doch einer 
von ihnen, der spätere General-Superintendent Johann Knipstro, 
oft erzählt, dass er in seinen ersten Stralsunder Jahren würde 
genötigt gewesen sein, an den Thüren zu betteln, wenn nicht die 
Kunstfertigkeit seiner Frau im Sticken ihn davor bewahrt hätte?. 
Bei der infolge des Treptower Landtages vorgenommenen Visi- 
tation wurden freilich auch die Einkünfte der Geistlichen geregelt. 
Aber der Unordnung und der Not wurde damit doch weitaus 
nicht abgeholfen. Wenn es unter denen vom Adel, Hauptleuten 
und in den Städten auch viele gute Leute gab, denen die Geist- 
lichen sich zu Dank verpflichtet wussten, so hatten diese im 
Jahre 1556, auf der Synode in Greifswald, doch bitter zu klagen, 
dass sich an die Ermahnung der in Treptow beschlossenen Kir- 
chenordnung in betreff der Predigerbesoldung niemand kehre. 
„Man hat uns auch, so erklärten sie, in der ersten Visitation 
vertröstet, da die Kasten sich besserten, nach Absterben der alten 
Priester, [d. bh. der päpstlich gebliebenen oder aus andern Gründen 
für den evangelischen Kirchendienst unbrauchbaren, deren Unter- 
halt den Kirchenkasten zur Last fiel] wollte man unsere Stipen- 
dia auch vermehren. Solches geschieht nicht, und sind die Leute 
so neidisch, hart und höhnisch gegen uns Prediger, dass nicht zu 
sagen ist, schreien, dass wir geizig seien, so doch unser Vermögen 
und Armut bekannt ist?“ Aber die Synode hatte noch viel 
schwerere Klage zu führen. Darüber nämlich, dass gemeiniglich 
die Patronen die Pfarr-Güter und -Aecker an sich rissen, auch 


—— 


i In der K.O. von 1535, Richter, Ev. Kirchenordnungen, Weimar 1846, 
I, S. 251 b. 

2 Jakob Runge bei Kosegarten, De academia Pomerana ab doctrina 
Romana ad evangelicam traducta, Gripesv. 1839, S. 28: Cnipstrovius auten 
primis annis Sundii quotannis in stipendii tantum habuit marcas viginti. 
Totidem et caeteri. Saepe dixit, nisi uxor scivisset acu pingere, aut mendi- 
care ostiatim, aut omisso ministerio fugere coactus esset. Etsi aliqua populi 
fuit beneticentia, tamen Huxa fuit et mutabilıs. 

3 (treifswalder Synode v. 1556, Jac. Heinr. Balthasar, Erste Samm- 
lung einiger zur Pommerischen Kirchen-Historie gehörigen Schriften. Greifs- 
wald 1728, S. 148; 142 f. 
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die Kirchen und Pfarrhäuser verfallen liessen, und oft, um nur die 
Güter behalten zu können, ohne Vorwissen der Superintendenten 
oder auch gegen deren Widerspruch, untüchtige Personen in die 
Pfarren setzten, die sie dann zu allerlei weltlichen Verrichtungen 
missbrauchten, ja geringer als die Säuehirten hielten '. 

Auch die aus ganz Pommern beschickte General- Synode 
zu Stettin im J. 1561 klagte nicht nur über der Weltlichen Ueber- 
mut, deren viele „die Prediger für ihre Vögte, Procuratores, 
Zöllner gebrauchten, sie dahin zwängen, dass sie müssten mit 
ihnen auf die Jagd laufen, den Junkern Jagdhunde füden und 
dergl.“?, sondern sie wiederholte auch die Beschwerde über die 
Entfremdung des Kirchenguts. Bei den Verhandlungen über die 
Revision der Kirchenordnung hatten die Fürstlichen Räte und 
die Landstände die Bestimmung aufgenommen, dass die Prediger, 
um nicht, wie angeblich oft geschah, ihrer geistlichen Thätigkeit 
zu sehr entzogen zu werden, von dem Pfarracker nur soviel selbst 
bewirtschaften sollten, als für ihren eigenen Haushalt notwendig 
wäre’. Die auf der Synode versammelten Pastoren machten da- 
gegen — freilich erfolglos — geltend, nicht nur, dass die kleine 
Ackerwirtschaft verhältnismässig teurer und weniger ergiebig sei, 
als die mit demselben Aufwand von Inventar und Arbeitskräften 
zu bestreitende grössere, sondern auch, dass diese Bestimmung 
dem Bestreben so vieler, die Pfarräcker an sich zu ziehen, in be- 
denklicher Weise Vorschub leisten würde. Sie erinnerten daran, 
wie viele Kirchen und Pfarren dadurch geschädigt worden, dass 
sowohl Adlige als Bauern, wenn sie den Pfarracker einmal un- 
ter den Pflug bekommen, ihn nicht wieder abtreten wollten, ja 
dass sie auch den ihnen ordentlicher Weise verpachteten, wenn 
sie ihn längere Zeit in Benutzung gehabt, gern als ersessenes 


’ A. dems. O.S. 131. 

? A. dems. OÖ. S. 184. Vgl. S. 484, Barthische Synode von 1566. 

? Landtags-Abschied von 1556, a. demis. O. S. 154. Vgl. die K.O. von 
1563, bei Richter II, S, 247 b; 253 a; Otto'sche Ausg. (Greifswald 1854) 
S. 104, 125. 

12* 


rn ME Tre u Hin an "un lite een EEE ii I HR. BEE GE En 


...- = 


= *- 


180 Abhandlungen. 


Eigentum für sich in Anspruch nähmen. Und dabei berufe man 
sich jetzt schon auf die Kirchenordnung, dass Prediger studieren 
müssen; Predigern diene kein gross Bauwerk !. 

So schlimm auch diese Zustände waren, — wir dürfen doch 
nicht meinen, dass sie in Pommern besonders schlimm ge- 
wesen. Auch aus andern Gegenden hören wir in jener Zeit von 
Patronen, die nach tüchtigen gelehrten Personen gar nichts fragen, 
sondern gerne Kirchendiener haben, die mit ihnen leben wie sie 
zu leben pflegen, an denen sie etwa Kanzler, Sekretarios, Schrei- 
ber, Rentmeister, Schaffner, Jäger oder Tischgesellen haben; 
und von solchen, die sich ein jährliches Reservat auf den Pfarren 
und Kirchenäntern behalten, das beste Einkommen hinwegnehmen 
und den Kirchendienern die blossen Strümpfe lassen. Dazu auch 
die gleichen Klagen über Vernachlässigung und Veruntreuung 
des Kirchenguts. Der weit umher gekommene ErasmusSar- 
cerius z. B., dem die eben angeführten Worte gehören, schreibt, 
und zwar auch ohne Beschränkung auf einzelne Gegenden: „So 
verfallen die Pfarrhäuser, also dass die Pastoren des mehren 
Teils in solchen Häusern wohnen, man sollt einen Kuhhirten 
nicht darein weisen. Etliche liegen in ihren Betten nicht treuge, 
werden also die Pfarrhöfe ganz und gar verwüstet, fallen über 
einen Haufen, es will sie niemand bauen, niemand in baulichem 
Wesen erhalten“. — Und weiter: „Wiewohl der mehrer und 
grösste Teil der geistlichen und Kirchengüter in Deutschenlanden 
nu also zurstuben und zurplundert sein, dass hiervon sehr wenig 
Hoffnung vorhanden ist, dass diese wiederum mögen zur Kirchen 
gebracht werden, ... . , so erfordert doch die Not, dass jemand 
sei, der die übrigen Brocken der Kirchengüter noch beisammen 
behalte, damit auch diese nicht enttremdet werden. Denn zu der 


! Balthasar, I Samıml. S. 195 ff. — Ein Mandatum wider diejenige, 
so liegende Gründe, Haupt-Sunmmen Zins oder andere der Kirchen und Pfarre 
ungebührlich an sich ziehen, hatte Herzog Barnim bereits 1540 erlassen. 
A. v. Balthasar. Jus Ecclesiasticum Pastorale, Rostock und Greifswald 
1760, I, S. 297. Anm. 251. 
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Sicherheit und Blindheit, ja zu solchem Frevel ist es nu bei uns 
kommen, dass sich viel Leute nicht schämen, die Kirchengüter 
dem Herrn Christo unter seinen Füssen wegzuziehen.*“ Aber 
Sarcerius verschweigt nicht, dass auch die Pastoren selbst nicht 
ohne Schuld an mancherlei Einbussen seien: „schier kein Pastor 
und Seelsorger ist, der ein gewiss und beständig Hauptregister 
seiner Zinse und Rente und also seines Einkommens und Pfarr- 
güter hat. Und müssen also die Zinse und Rente nach Gedun- 
cken einnehmen, wie sie derhalben von Bauern Bericht bekommen, 
und sich an diesen Gütern begnügen lassen, die ihnen die Bau- 
em weisen. Verlieren sich also hin und wieder die Zinsen, 
Rente und Pfarrgüter... . Ich hab ihr viel erkennet von 
den Pastoribus, und kenne ihr noch viel, die über alle Vermah- 
nung gleichwohl so träg und faul sein, dass sie keine Hauptregister 
über ihre Zinse, Rente und Pfarrgüter machen wollen. Etliche 
sein auch der Geschicklichkeit nicht, dass sie dieselbige können 
machen. Und ob gleich etliche Pastores Hauptregister über ihre 
Zinse, Rente und Pfarrgüter haben, so sein sie doch unordent- 
lich gestellet, ohne alle Verzeichnis wer sie inne hat, wer sie 
giebt und wovon. Item, wo die Pfarrgüter kehren und wenden. 
-... Item, so sein auch der wenigste Teil der Pfarrgüter 
mit Rehnen oder Marksteinen versehen, dadurch denn abermals 
denselbigen Gütern abgezogen wird“!. Auch das wird in Pom- 
mern nicht anders gewesen sein als anderwärts. 

Was de Accidenzien betrifft, so bezeugten zwar die 
auf der Stettiner General-Synode im Jahre 1572 anwesenden 
Superintendenten und Pastoren, dass die Opfer für die Geist- 


EEE 


' Erasmus Sarcerius, Pastorale, [zuerst 1559] 2. Aufl. Eisleben 1562, 
Bl. vJJ verso; CLXI, Art. 17; CCXXIv., vergl. CLX; CLVIIl Art. 14. Vergl. 
Der Pfarr und Pfründ Beschneiderteuffel, so unter dem heiligen Evangelio 
»ich aus den untersten Orten der Erde in diesen letzten Zeiten herfür ge- 
than, und bei den gewaltigen Potentaten dieser Welt teglichs eynreitet 
ü. =. w. Beschrieben durch Christophorum Marstaller, Pfarherrn 
zu Braunspach. Gedruckt zu Ursel, durch Nicolaum Henricum, Anno 1575. 
(Besonders Bogen Ivy.) 
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lichen bei Hochzeiten und Begräbnissen, sowie beim Kirchgange 
der Wöchnerinnen, nur in den vornehmsten Städten, wo diese 
Opfer den Armen zugewendet worden, und in wenigen anderen, 
die deren Beispiel gefolgt, ausser Uebung gekommen seien!. Aber 
aus den Revisions-Verhandlungen über die Kirchenordnung sehen 
wir, dass in den weitesten Kreisen eine grosse Abneigung gegen 
derartige und ähnliche Leistungen für die Kirchen und die Pre- 
diger vorhanden war. Sagt Jakob Runge doch geradezu: 
„In vielen Herzen steckte dieser Wahn, dass es christliche Frei- 
heit wäre, den Kirchen nichts geben, und dass man in Kirchen 
alles frei haben solle“. Man hielt den Geistlichen den Spruch 
entgegen: „Umsonst habt ihr’s empfangen, umsonst gebet es auch“ 
(Matth. 10,8) ?). Die von den General-Superintendenten der Kir- 
chenordnung hinzugefügte Bestimmung, dass die Prediger die 
alten gewohnten Accidentalia behalten sollten, wurde von den 
Fürstlichen Räten zunächst einfach gestrichen; und nur mit 
Mühe scheint es den Theologen auf der Generalsynode von 1561 
gelungen zu sein, sie dann doch durchzusetzen®. Und als die 
Agenda von 1569 den Geistlichen die Opfer bei Hochzeiten, Be- 
gräbnissen, Kirchgängen der Wöchnerinnen und Krankenbesuchen 
zugesprochen, auch die Darreichung des Beichtgeldes zwar 
nicht geboten, aber doch als christlich empfohlen hatte, 
da erhob sich ein Sturm der Entrüstung über solch unleidliches 
papistisches Unwesen, und manche nahmen daraus Anlass, ins- 
gemein alle Accidentalia der Prediger als unchristlich, unbillig 
und ärgerlich anzufechten. Das Accidenzien-Wesen, so sagten 
sie, sei im Grunde Schinderei, und aus dem Predigt-Amte werde 
wiederum ein Geldnetz gemacht, wie im Papsttum mit Messen, 
Vigilien u. dergl. Wobei es freilich auch an Beschwerden über 
die Härte mancher Pastoren im Einfordern ihrer Accidenzien 


ı Balthasar, L Samml. 8. 304. 

’ A, dems. O. S. 198; 191. 

” A. dems. O. S. 185. — K.O. von 1563: Richter a.a. O.1]I, S. 248 b, 
252 b; Otto’'sche Ausg. S. 107; 123. 
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nicht fehlte!. Dass bei solcher Stimmung in den Gemeinden 
die Geistlichen auch an den Accidenzien empfindliche Einbusse 
erlitten haben, ist nicht zu bezweifeln. Klagte man doch auch 
in andern Gegenden noch nach Jahrzehnten: „Jetzt, nachdem 
Gott uns seinen wahren Gottesdienst wiederum gegönnet, meinen 
die Leute nicht anders, es sei alles verloren, was man den Die- 
nern des Evangelii gebe. Daher kommt es, wo die Leute ihnen 
etwas von Zehenden oder andern zu reichen schuldig sind, dass 
sie es unwillig und gemeinlich sehr vorteilig thun“?. 

Wenn wir hinzunehmen, dass manche Pfarren wegen des gar 
zu geringen Einkommens überhaupt nicht besetzt werden konnten, 
so dass in der Kirchenordnung von 1563 für geeignete Fälle die 
Zusammenlegung benachbarter Kirchen empfohlen werden 
musste?, so werden wir die immer wiederholten Klagen der Pre- 
diger über ihre traurige wirtschaftliche Lage nicht für unbegründet 
oder übertrieben halten dürfen. 


2. Die Anfänge der geordneten Fürsorge für die Witt- 
wen und Waisen der Geistlichen. 


Was sollte bei solcher Lage der Prediger aus deren Wittwen 
und Waisen werden? Von den Gemeinden und den Patronen 
geschah zunächst im allgemeinen nichts für sie, ebenso wie auch 


ı Balthasar I. Samml. S. 298, 303, 305 f£ — Die Landstände ver- 
langten, dass die Ordination und die Institution, sowie die etwa nötige be- 
sondere Vorbereitung der Kandidaten zum Examen gratis erfolgen solle. 
Die Synode von 1561 erblickte auch darin nur ein Zeichen von der Abnei- 
gung gegen die Accidenzien überhaupt. A. dems. O. S. 190 f£. 

? Christliche Haustafel .. . in zwölff unterschiedliche Predigten ge- 
stellt... durch Egidium Hunnen. [2. Aufl.] Frankfurt a. M. 1588. S. 29. 
Vgl. V.L. v. Seckendorff’s Christen-Stat, Leipzig 1685, III. Buch, 
Kap. 6,8 3. u. 4. 

®’ Balthasar, I. Sammig. S. 287; K.O. bei Richter, II, S. 234 a; 
2% b; Otto’sche Ausg. S. 28; 131. Schon in der K.O. von 1535: Item de- 
wile men ock bevindet, dat etlicke Pastorn gar nichtes hebben dewile de 
bedelye affgekamen is, moth solck [besoldinge] vlitich upgerichtet werden, 
unde wo idt hyranne mangelt, wert men nicht prediger können holden. 
Bei Richter I, 8. 251 b, 


I 
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um die Not der alten, dienstunfähig gewordenen Prediger sich 
niemand kümmerte. Die im Jahre 1543 unter dem Vorsitze des 
Wolgaster General-Superintendenten Johann Knipstro in Greifs- 
wald zur Synode versammelten Pastoren aus Stralsund, Greifs- 
wald, Barth, Anklam, Pasewalk, Demmin und Grimmen haben 
in ihre Synodalbeschlüsse auch dieses Zeugnis aufgenommen: 
„Die Undankbarkeit ist zu gross und unsere Stipendia viel zu 
klein, und so wir verstorben, achtet man unserer Wittwen und 
Waisen nicht, und vertreibt sie aus den Wohnungen. Solches, und 
nicht der Unglaube, zwingt uns, dass wir auf unser Hausfrauen und 
Kinder gedenken, und unsers Alters achten. Wir sind Menschen 
und haben adfectus humanos gegen unser Hausfrauen und Kin- 
der, wie andere Menschen, und werden fromme, gottesfürchtige und 
verständige Leute uns das nicht verdenken“?!. Wohl aber wurde von 
den Vielen, die noch auf Jahrzehnte hinaus der neuen Ordnung 
ablold waren, den Predigern eben das verdacht, dass sie Haus- 
frauen und Kinder hatten ?, und sehr erklärlich wendete sich der 
Groll über die Neuerung wohl ganz besonders auch in persön- 
licher Zuspitzung auf die Frauen und Kinder der Prediger. So 
konnte die Greifswalder Synode vom J. 1556 gewiss mit vollem 
Rechte sagen, dass es keine elendere Wittwen und Waisen gebe, 
als die der Prediger®. 

Diese letzteren nun liessen es bei solchen Klagen nicht be- 
wenden. Nach vorbereitenden Verhandlungen der Greifswalder 
Synode von 1543 fasste die im nächsten Jahre gleichfalls in 
Greifswald versammelte Synode mehrere Beschlüsse, die insofern 
von grosser Bedeutung waren, als sie auf die Mittel hinwiesen, 
deren die geordnete Fürsorge für die Wittwen und Waisen der 
Prediger sich zunächst zu bedienen hatte, und deren sie neben 
anderen sich auch heute noch bedient. 


! Balthasar, I Samnml, S. 14. 

? Jakob Runge bei Kosegarten a. a. O. S, 20: Papistae... di- 
ris modis insectabantur eorum conjugia. 

® Balthasar, l. Samnıl, S. 143, 
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Die Synode beschloss, in den Städten zu beantragen, dass 
in den im Eigentum der Kirchen befindlichen Häusern den Witt- 
wen auf die Lebensdauer geeignete Wohnung mit allen den 
Priestern zustehenden Befreiungen eingeräumt und in Stand ge- 
halten werden möge. Ferner richtete sie an den Herzog die Bitte, 
zu bewirken, dass den Wittwen und Waisen ausser der Wohnung 
eine jährliche Pension, auch Beihilfe zur Erziehung und 
Aussteuer, von den Kirchenkasten und Hospitälern zugeordnet . 
werden möge. Wichtiger als diese beiden Beschlüsse, weil sofort 
wirksam, war der dritte, mit dem die Geistlichen den Weg der 
Selbsthilfe betraten. „Wir haben uns vereiniget und entschlossen, 
nachdem das grosse Elend und betrübliche Armut unsrer Wittwen 
und Waischen für Augen ist, wie sie ohn allen Trost verlassen 
werden, und bald aus den Häusern, weiss nicht wohin, verweiset, 
auch aller Trost und Versorgung mit unser Arbeit aufhört und 
erstirbt, dass in Städten die andern Prediger, und sonst auf Dör- 
fern die vier Vicini, umschichtig sollen für des verstorbenen Pre- 
digers Wittwe die Kirchen-Arbeit warten, ohne alle Entgeltnis, 
damit die Wittwe mit den armen verlassenen Waischen das 
halbe Jahr geniesse der Besoldung und Behau- 
sung“!. 

Das war der Anfang der Gnadenjahrs-Institution in 
unserm Landesteile. 

Was die hervorragenden Geistlichen so in freiwilliger Ver- 
einbarung beschlossen hatten, das wurde dann in den Synodal- 
Statuten der einzelnen Kreise für diese als Ordnung hingestellt, 
mit Erweiterung der halbjährigen Frist auf womöglich ganzjäh- 
rige?. Nachdem in dieser Weise das Gnadenjahr durch die Geist- 
lichen selber eingeführt war, wurde es durch die revidierte Kir- 
chenordnung von 1563 als rechtsverbindliche Einrichtung landes- 


’ A. dems. O. S. 27 f. Auf der Synode waren unter Knipstro’s Vorsitze 
15 Geistliche versammelt, aus Stralsund, Greifswald, Wolgast, Anklam, 
Grimmen, Demmin, Ueckermünde und Treptow a. T. 

? A. dems. O. S. 420 Gützkow (1561); S. 428 Barth (1560); S. 582, 586 
Anklam (1557, 1562). 
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gesetzlich festgestellt!. 

Nicht ebenso schnell führten die anderen mitgeteilten Be- 
schlüsse der Greifswalder Synode von 1544 zu dem erwünschten 
Ziele. 

Das seitdem wiederholt ausgesprochene? Begehren nach 
Wittwenwohnungen hatte zunächst nur den Erfolg, dass 
die Kirchenordnung von 1563 den Kastenvorstehern in den Städten 
die Pflicht auferlegte, den Priesterwittwen gelegene Wohnung zu 
schaffen, darin dieselben frei und ohne alle bürgerliche Bürde 
und Unpflicht wohnen könnten?. Aber diese Bestimmung übte 
auch auf dem Lande einen guten Einfluss aus. Achtzig bis 
neunzig Jahre später konnte der Greifswalder Konsistorialassessor 
Stypmann es als Observanz (usu obserratum) anführen, dass 
bei den Dorfkirchen ein Häuslein für die Predigerwittwen ge- 
baut, oder diesen, wenn sie lieber in die Stadt zogen, ein Woh- 
nungsgeld (Locarium) bewilligt wurde*. Doch felılte auch damals 
noch an manchen Orten die Wittwenwohnung. Denn sonst hätte 
man keinen Anlass gehabt, in der Visitations-Instruktion von 
1655 (Abschnitt XVIII) zu bestimmen, dass bei der bevorstehen- 
den Visitation „fleissige Erkundigung angestellt werden solle, ob 
nicht für die Priesterwittwen, wenn dieselben nachgeblieben, in 
Städten und auf dem Lande eine Wohnung, wo dieselbe 


ı BeiRichter II, S. 241 a, 255 b; Otto'sche Ausg. S. 52 f.; 134. 
Dazu: Statuta synodica in ecclesiis Pomeraniae von 1574, cap. VI, 
No. 1, bei Richter II, 8. 391 a, Otto'sche Ausg. S. 519, und die ge- 
nauen Angaben Jakob Runge's über die praktische Durchführung zunächst 
inn Landestheile Wolgastischer Regierung in dem Consilium Pomerani- 
corum Theologorum de anno gratiae von 1572, worüber weiter unten 
Nüheres,. 

® Bericht der Kommission der Stettiner Generalsynode von 1545, Bal- 
thasar, I. Samml. S. 43; Synode in Greifswald 1556, a. denis. O. S. 146. 

° Bei Richter II, S. 255 b; Otto'sche Ausg. S. 134. 

* Stypmann, De salariis clericorum, Gryphisw. 16©0, cap. XI, 249, 
p. 612. Für die Bewilligung des Locariums führt er einen Fall bereits aus 
dem J. 1619 an. 
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nicht schon vorhanden, anzurichten“ !. Infolge dessen 
ist dann allmählich überall für die Beschaffung von Wittwen- 
wohnungen gesorgt worden. Doch zeigte man wenig Geneigtheit, 
deren Benutzung den Wittwen angenehm zu machen ®, 


Die Greifswalder Synode im J. 1544 hatte auch angeregt, 
dass den Predigerwittwen eine jährliche Pension aus kirch- 
lichen Mitteln zugeordnet werden möge. Nachdem die Synode 
von 1556 diese Sache den Landesfürsten ernstlich in Erinnerung 
gebracht und ins Gewissen geschoben hatte?, verordneten diese 
in dem Landtagsabschiede desselben Jahres, dass, wo das Ver- 
mögen bei der Kirche vorhanden, nicht nur den ausgedienten 
Predigern selbst die christliche milde Hand gereicht, sondern 
auch für ihre im Elend zurückbleibenden Wittwen und Kinder 
etwas verordnet werden solle‘. Das ist dann auch in einzelnen 
Fällen geschehen®. Aber zu einer festen Ordnung, vermöge deren 
den Predigerwittwen ein Anspruch auf ein bestimmtes Jahres- 
eınkommen zustand, ist es erst infolge der eben erwähnten Visi- 
tations-Instruktion von 1655 gekommen. Diese verpflichtete die 
Visitatoren, darauf bedacht zu sein, ob nicht die Priesterwittwen 


"Aug. de Balthasar, Tractatus de Libris seu Matriculis ecclesia- 
sticis, Ed. auctior, Gryphisw. 1748, Appendix p. 17. 

"A. v. Balthasar, de Matric. p. 195, not. 222: Nulla fere datur pa- 
rochia tam ruri, quam in civitatibus, ubi non adsunt aedes habitationi vi- 
duarum dicatae; ad minimum tamen provisores in civitatibus et parochiani 
ruri, ad adaptandum illas in gratiam viduarum, semet obligatos agnoscunt. 

°* Balthasar I. Samml. S. 146. 

* A. dems. O. S. 157. 

° Einige Fälle hat A.v. Balthasar in seinem Jus Eccl. Past. I, S. 897, 
not. 829 aufgeführt. Die von ihm erwähnte Wittwe Burghard hatte schon 
vorher einigemal Unterstützung aus Kirchenmitteln erhalten (Biederstedt, 
Beiträge zur Geschichte der Kirchen und Prediger in Neuvorpommern, IV, 
Greifsw. 1819, S. 75, Anm. 6). — Als die Wittwe des 1598 verstorbenen 
Archidiakonus an St. Nikolai in Greifswald nach Rostock übersiedelte, wurde 
ihr auf Kosten der Kirche ihr Hausrat mit Schiftsfracht nachgesandt. Bie- 
derstedt bemerkt dazu: „Die erste Spur von einer Fürsorge und Auf- 
opferung für eine nicht bei der verwaiseten Stelle erhaltenen Wittwe, die 
sich in den ältesten Nachrichten findet. A. dems. O. S. 72. 
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„mit einem jährlichen Unterhalt von den Präposituren, Pfarren 
und Patronis zu providieren“; und zugleich gab sie eine Richt- 
schnur für die Ausführung: es könnte von dem Pastore jährlich 
ein Erträgliches, nach Gestalt und Vermögen der Pfarren, und 
zwar zum wenigsten der achte Teil des Messkorns oder dessen 
Wert gegeben, und den Wittwen ein paar Morgen Acker von 
den Patronen oder der Kirche oder dem Pastorate abgetreten, 
das Uebrige aber durch Kollekte bei den Kirchspiels-Verwandten, 
durch Zuschüsse der Patrone und durch regelmässige Beiträge 
der Geistlichen in den einzelnen Synoden aufgebracht werden. 
An welchen Orten diese Vorschläge sich wollten praktizieren 
lassen, d. h. wo die Eingepfarrten ihnen nicht unüberwindlichen 
Widerspruch entgegensctzten, sollten die Visitatoren im Visitations- 
Abschiede das Betrefiende verordnen. Dem entsprechend ist dann 
nach und nach der Unterhalt der Wittwen bei den einzelnen 
Pfarren so geordnet worden, dass die Abgabe der Wittwen- 
octave, deren Betrag nur selten überschritten wurde, zur Re- 
gel?, und daneben auch eine fixierte Zuwendung aus der Kirchen- 
kasse gebräuchlich wurde. 

Zur Fürsorge für ihre Wittwen und Waisen durch Errichtung 
von Wittwen- und Waisenkassen sind die Geistlichen 
in Neuvorponımern und Rügen verhältnismässig spät geschritten. 
Den Anfang machten die Stralsunder im J. 1638*. Ihr Beispiel 


ıA.v.Balthasar de Matric., App. p. 17f. Auch in dem Haupt-Commis- 
sions-Rezess vom 5. September 1663 wurde bestimmt, dass denjenigen Witt- 
wen, die nicht durch Heirat bei der Pfarre blieben, ein christbilliger Unter- 
halt verschafft werden solle. Dähnert, Landes-Urkunden, I, S. 377. 

®2 Das Nähere bei A. v. Balthasar, Jus, Ecel. Past. I, S.876 ff; de Ma- 
triec. p. 154, not. 139. — Acker ist den Wittwen bei manchen Pfarren schon 
früher überwiesen worden, z. B. in Wıek auf Rügen 1609, 1610 und 1618, 
a. dems. O. S. 157, not. 141. 

®A.v.Balthasar, de Matriec. p. 155, Nr. 4. — Einzelne Beispiele der 
Wittweneinkünfte s. bei Michaelis, Pastor dioecesim suam dirigens, 
Rostock u. Parchim 1721, p. 199 ff. 

* Biederstedt, Sammlung aller kirchlichen, das Predigtanit betref- 
fenden Verordnungen in Neuvorpommern und Rügen, Stralsund 1817, UI 
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fand erst Nachfolge, als der General-Superintendent Rango 
sichs im J. 1690 hatte angelegen sein lassen, die Pfarrer auf 
dem Lande für die Sache zu interessieren !. 

Wir haben also gesehen, dass von ungefähr der Mitte des 
16. bis nach der Mitte des 17. Jahrhunderts die Predigerwittwen 
allgemein nur das Gnadenjahr genossen, und ausserdem erst noch 
zum Teil die Wohlthat einer Wittwenwohnung. In der zweiten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts wurde diese Wohlthat allgemein und 
gleichzeitig, während der Bezug von anderen Unterstützungen vor- 
läufig nur noch seltener stattfand, der Genuss der Octave zur 
allgemeinen Regel. Das war nun freilich für die Wittwen eine 
sehr bedeutende Verbesserung ihrer bis dahin überaus traurigen 
Lage. Aber recht dürftig blieb diese, zumal wenn Kinder zu 
erziehen waren, auch so noch. Und die Verbesserung für die 
Wittwen war für die Pfarrer eine sehr empfindliche Verschlech- 
terung: was der Wittwe zu gute kam, wurde dem Nachfolger 
Ihres Mannes im Pfarramte von seinem meist ohnehin schon 
knappen Einkommen abgezogen. 


L. 
Von der Einführung der Reformation bis zur Mitte des 17. 
Jahrhunderts. 


1. Das Aufkommen der Sitte, die Wittwen und Töchter 
bei den Pfarren zu konservieren. 

Alle die geschilderten Verhältnisse muss man im Auge be- 
halten, um die Entstehung, die schnelle Befestigung und die zähe 
Erhaltung der eigentümlichen Sitte zu begreifen, mit der wir uns 
im Folgenden beschäftigen wollen. Es ist die Sitte, die 
Hinterbliebenen des verstorbenen Predigers 
durch Verheiratung seiner Wittwe mit dem 
Amtsnachfolger zu versorgen, oder die Ver- 


$. 216. Daselbst S. 217—222 weitere Nachrichten über die Wittwenkassen 
und sonstige Beneficien für Predigerwittwen in unserm Lündesteile. 

ı Av.Balthasar, de Matriculis, p. 24; 157, not. 143; Michaelis 
2.2.0. p. 197 ($ 3). 
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sorgung durch Verheiratung mit diesem wenig- 
stens einer Tochter des Verstorbenen zuzu- 
wenden; also, wie es später hiess, die Wittwe oder 
Tochter bei der Pfarre zu konservieren. 

Diese Sitte hat nicht nur in Vorpommern und Rügen, son- 
dern auch in Hinterpommern, in Mecklenburg und in der Mark 
ihre Stätte gefunden, und ist auch anderen Gebieten nicht fremd 
geblieben '. Die Berechtigung, mich mit meiner Darstellung zu- 


ı Matthias Stephani bezeugt in der „Coronis“ seiner Disputatio 
de concessionibus et exspectativis professionum et parochiarun, vom 13. Au- 
gust 1608 (Gryphisw. 1608), die Sitte als „in hac Pomerania et aliis vicinis 
provinciis et ducatibus observatum*; Sigism. Finckelthausin seinem 
Tractatus de jure patronatus ecclesiastico, Lips. 1639, cap. VI qu. 38 (p. 222.) 
als „in Marchia Pomerania ducatu Megapolitano et aliis quibusdam locis 
inferioris Saxoniae introducta et recepta*. — 

Mecklenburgische Kirchenordnung von 1650: „Wir können aber 
auch hiebei geschehen lassen, wenn junge Wittwen nachbleiben, oder der 
verstorbene Pastor eine erwachsene und wohlerzogene Tochter hinter sich 
verlassen, und ein junger Mann vorhanden, der zu dem Pfarrdienst genug- 
sam qualificieret und sich mit der Wittwen oder deren Tochter zu freien 
geneigt, dass der für andern dazu befördert werde; da gleichwohl mehr der 
ganzen Gemeine, als einiger oder weniger Personen Heil und Bestes muss 
in Acht genommen und keine gezwungene Ehe muss gestiftet werden“. 
Vergl. Petri Tornoviı Tractatus de feudis Megalopolitanis, Pars poste- 
rior, Güstrow et Lips. 1721, Sect. II, 8 30, p. 266: ... mos ille etiam apud 
»os usitatus, ut candidatus viduam vel filliam defuncti pastoris ducat in 
uxorem, non est per se injustus. 

Herzog Johann Friedrich von Braunschweig und Lüneburg 
zählte in einenı Erlass vom 6. Mai 1675 zu den simonistischen Missbräuchen, 
deren sich etliche Patrone schuldig machten, auch dieses, dass sie die Pfarre 
wohl gar mit der ausdrücklichen Condition verliehen, dass Praesentati diese 
oder jene ihnen vorgeschriebene Weibes-Person ehelichen wollen; und er 
ordnete an, dass jeder Praesentatus zu einer eidlichen Aussage darüber an- 
gehalten werden solle, ob er, um den Pfarrdienst zu erlangen, sich habe 
ehelich versprechen müssen; in welchem Falle er zur Pfarre nicht zuge- 
lassen, der Pıtron aber für dieses Mal des Präsentationsrechtes verlustig 
gehen solle. Der Erlass ist abgedruckt bei J. H. Böhmer, Jus parochiale 
ed II. Halae 1716, S. 104 ff. — 

Aehnlich für Preussen, mit ausdrücklicher Hervorhebung von „des 
vorigen Pfarren Wittwe, Tochter, Anverwandtinnen“, die Verordnung Fried- 
richs I vom 25. September 1698, ergünzt am 24. November, 4. Dezember 
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meist auf Neuvorpommern und Rügen zu beschränken, liegt in 
der überwiegend grösseren Bedeutung und in der eigentümlichen 
rechtsartigen Ausgestaltung, welche die bezeichnete Sitte in diesem 
Gebiete erlangt hat. 

Unsere älteren pommerschen Rechtsgelehrten — Augustin 
v. Balthasar, Gadebusch, v. Klinkowström! — 
haben kaum zu viel behauptet, wenn sie sagten, dass es in un- 


1699 durch die förmliche Anordnung des „juramentum simoniae*; bei 
Reinh. Friedr. Sahme, de Juramento simoniae a candidatis S. Mini- 
sterii in consistoriis regni Prussiae praestando, Regiomonti 1719, p, 14; auch 
J. HB. Böhmer, Jus eccles. Prot. ed. Ill, Halae 1738/44. Lib. V, Tit. III, 
$& XXVIl (Tom. IV, p. 687). Die Eidesformel lautete: „Ich N. schwere zu 
Gott dem Allmächtigen einen Eid, dass ich wegen des Pfarramts zu N.N. 
Niemanden ichtwas gegeben, versprochen, noch zu geben gedenke, auch 
keiner Person, die mir occasione dieser Beforderung zur Heirat hätte können 
vorgeschlagen und recommandiret werden, die Ehe versprochen, noch ihr 
Hoffnung dazu gemachet; Als wahr mir Gott helfe und sein heiliges Wort“, 
Sahmea a. O.p. 18. 

Dass jene Sitte auch in den sächsischen Herzogtümern hei- 
misch geworden, ersehe ich u. a. aus des Jenenser Juristen Georg Adam 
Struve, Tractatio juridica de jure miserabilium [zuerst Jenae 1680], denuo 
recusa Halae Magdeb. 1724, Cap. IV, Nr. V (p. 24). Der Kurfürst von 
Sachsen dagegen gab bereite im J. 1618 dem Wittenberger Konsistorium 
auf, die Bitte der Wittwe des Pfarrers Kamann, dass ihre Tochter vermittels 
einer Heirat bei der Pfarre bleiben möge, abzuweisen, da er nicht bedacht 
sei, die Pfarrdienste vererben zu lassen. Benedict Carpzov, Juris- 
prudentia ecclesiastica, Lipsiae 1649, Lib. I, Tit. III, Def. XLII, 10 (p. 55). 

Der ungenannte Verf. der Schrift: „‚Kurtzer Bericht, wie und 
auff was weiss man heutiges Tags Kirchen-Dienst suchen muss“ (abgedruckt 
in: Etliche Tractätlein, welche theils im Nahmen Herrn Doctor Joh. Bal- 
thasarıs Schuppii gedruckt und von ihm nicht gemacht worden. Theils auch 
u. s. w. Hanau 1663, S. 71—80) nennt auch Dänemark, Holstein, Hamburg, 
Lübeck, als wo man ohne Einheiratung schwerlich zur Pfarre komme. A. 
a0.S. 71. 

ıA,v. Balthasar, Historische Nachricht von denen Landes-Ge- 
setzen im Hertzogthum Pommern, Greifswald 1740, 8. 76, Nr. 7; H. Gade- 
busch, Schwedischpommersche Staatskunde, Greifsw. 1788, II, S. 216; v. 
Klinckowström, Abhandlung von Kirchen-Matrikeln, Stralsund 1792, 
8.265. — v. Engelbrecht, Delineatio Status Pomeraniae Suethicae, 
ed. I, Gryphisw. et Lips. 1760, p. 280 ist anderer Meinung, hat den für 
leicht erklärten Beweis ex ipsis actis Synodalibus aber nicht geführt. 
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serem Landesteille von jeher üblich gewesen sei, die Wittwe 
oder die Tochter des verstorbenen Pfarrers durch ihre Verheira- 
tung mit dessen Amtsnachfolger bei der Pfarre zu konservieren. 
Denn der Ursprung dieser Sitte reicht bis in die ersten Jahr- 
zehnte nach Einführung der Reformation zurück. 

Die grosse Synode, die der neuerwählte Bischof von Camnıin 
Bartholomäus Suave im Sommer 1545 in Stettin versammelt hatte, 
beauftragte die drei (zeneral-Superintendenten (Paulus von Roda, 
Johann Knipstro und Jakob Hogense) nebst drei hervorragenden 
Pastoren (Christian Ketelhut von Stralsund, Peter Artopäus von 
Stettin, und Leonhard Meifisch von Wolgast), im Namen der 
Synode einen gutachtlichen Bericht für den Bischof über die not- 
wendige Reform des Kirchenwesens abzufassen. In diesem Be- 
richte nun gedachte die Kommission auch der Not der Prediger- 
Wittwen und -Waisen. Sie begnügte sich nicht damit, die all- 
gemeine Einführung des Gnadenjahrs zu verlangen, sondern 
sie fasste darüber hinaus auch die weitere Zukunft der Wittwen 
und Waisen ins Auge. Ihr Ratschlag oder Antrag aber war 
dieser, dass die Wittwen nach Ablauf der Gnadenzeit „versorget 
werden mögen und getröstet* und zwar so, dass ihnen entweder 
„wiederum zum Ehestand geholfen“, oder, falls sie 
den Wittwenstand vorzögen, ihnen freie Wohnung und ihren Kin- 
dern Beihilfe zur Ausbildung in einem Berufe gewährt werden 
möge. | | 
Zumal nach dem, was wir weiter unten durch das Konsi- 
storium in Greifswald über Paulus von Roda und Knipstro hören 
werden, ist nicht zu bezweifeln, dass die hier empfohlene Wieder- 
verheiratung der Wittwen insbesondere von deren Verheiratung 
mit den Amtsnachfolgern der verstorbenen Prediger gemeint war, 
und ebensowenig, dass die einflussreichen Männer, die namens 
der Synode diese Art der Wittwenversorgung empfahlen, und 
ihre Nachfolger, sie, soviel sie konnten, in die Praxis einzuführen 


! Balthasar, I Samnl. S, 43. 
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sich bemühten. Mit wie gutem Gewissen und wie völlig unbe- 
fangen sie das thaten, zeigt der Brief, mit dem Paulus von 
Roda im J. 1557 bei der Gräfin von Eberstein zu Naugard 
für einen Kandidaten eintrat. „Nachdem“, so schrieb der General- 
Superintendent, „die Pfarre zu Resto [im Graf Ebersteinischen 
Patronate] erledigt ist und da eine Jungfrau sein soll, die wohl 
mannbar wäre, hab ich einen frommen Gesellen dahin geschicket, 
der sich dahin zu geben willens.*“ Darauf die Bitte, die Gräfin 
wolle eine gute Fürfügerin und Förderin sein, um der armen 
Kinder willen, dass diesem guten frommen Gesellen die Pfarre 
möchte verliehen werden !. In demselben Sinne machte Paulus 
von Roda’s zweiter Amtsnachfolger, der Stettinische General- 
Superintendent Stymmelius im J. 1584 inbetreff eines für 
ein erledigtes Pfarramt in Aussicht genommenen Pastors das 
Bedenken geltend, dass mit demselben bei seinem vorgerückten 
Alter weder der Kirchenoch der Witt we gedient sein würde: 
„denn wie lange könnte es währen?“ Bei einem andern Kandi- 
daten hob er im Gegenteil als empfehlenden Umstand hervor, 
dass mit ihm nicht allein der Kirche, sondern auch der Wittwe 
gedienet sein würde. Und Jakob Runge, seit 1556 Knip- 
stros Nachfolger als General-Superintendent, hat über die Praxis 
im Landesteile Wolgastischer Regierung dieses bezeugt: „Wo es 
nach der Wittwen Gelegenheit ist, Alters und sonst halber, wie- 
derum zu freien, oder mannbare Töchter haben, wird allewege 
von dem Superintendenten [eben Jakob Runge] und nächsten 
Pastoribus Fleiss angewandt, dass man sie für andern treulich 
hierin befördere, dennoch nicht quasiex jure,sed per 
officium misericordiae et charitatis, sı Pa- 
troni consentiant“®. 


"Vanselow, Zuverlässige Nachrichten von denen Generalsuperinten- 
denten, Präpositen und Pastoren, so seit der Reformation bis Anno 1765 
im Hertzogthum Hinterpommern und Fürstenthum Cammin gestanden und 
noch stehen. Stargard, gedruckt bei Johann Ludewig Kunst. [1765.] S. 33. 

” A. dems. O. 8. 40 £. 

®°Dähnert, Landes-Urkunden, II, S. 548; Balthasar, Jus Eccl. 
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Wenn man später, wie z. B. Lichtscheid in seiner 
fleissigen „Meditatio de jure vocationis ministrorum ecclesiae per 
nuptiarum adjectionem conditionatac* (Lipsiae 1697, besonders 
8 105 und 106), gemeint hat, hauptsächlich auf die übermütige 
Willkür der Patrone, die so die Versorgung der Pfarr-Relikten 
von sich hättten abwälzen wollen, die Entstehung der Wittwen- 
und Töchter-Konservierung zurückführen zu dürfen, so ist das 
für Pommern also durchaus unberechtigt. Hier hat diese Sitte 
vor allem der wohlgemeinten Initiative der Geistlichkeit selbst 
ihren Ursprung zu verdanken. Wie Paul Nitz, Obergerichts- 
Advokat ın Stargard, in einer Abhandlung vom «Jahre 1669 
nicht übel gesagt hat, sie habe sich zuerst durch einen gewissen 
frommen Irrtum, und dann durch die Gewohnheit behauptet. 

Jenes Zeugnis Jakob Runges gewann für die Folgezeit da- 
durch grosse Bedeutung, dass es dem Bedenken über das Gna- 
denjahr einverleibt war, welches die im J. 1572 von den Herzögen 
zu einer Generalsynode in Stettin einberufenen General-Super- 
intendenten und Pastoren ihrer Erklärung über einzelne Stücke 
der Kirchenordnung als letzten Teil hinzufügten °. Denn dieses 


Past. II, S. 604. 

i Selecta Novellarum Justineanarum in quibus Jus privatum cunı fo- 
rensi cujuslibet materiae usu, secundum tria Juris Objecta per tres partes 
et aliquot sectiones succinde conscriptum a Paulo Nitzen, J. UT. Doc- 
torando et Archi-Dicasterii Stargard. Advocato. Jenae Typis Johannis Nisl. 
MDCLAIX. Pars T, Sect. I, Nr. VII, 7. Ein Exemplar dieses von Lichtscheid 
a. 2.0.5. 201 ff. ala „Paul Nitz, Select. Novell.“ citierten, jetzt seltenen 
Buches besitzt die Königl. Hof- und Staatsbibliothek ın München. 

: Zu der Synode waren mit einigen fürstlichen Räten versammelt: die 
3 General-Superintendenten Jakob Runge-Wolgast, Johann Cog- 
ler-Stettin, Peter Egling-Kolberg, die 3 Hofprediger des abgedankten 
Herzogs Barnims X und der beiden regierenden Herzöge Ernst Ludwig und 
Johann Friedrich, Fabian Tymäns, Michael Arpe und Bern- 
hard Strohschneider, und die Pastoren Christoph Stymme- 
lius und Peter Hartmann vonStettin Antonius Remmelding 
von Stargard und Jakob Crusius von Stralsund. Das Ergebnis der 
Beratungen war eine „Declaratio quorumdam articulorum in Ordinatione 
ecclesiastica et Agenda, quos quidam nasutuli tanquam impios et intole- 
rabiles condemnarunt. Seripta a Superintendentibus et Theologis quibusdam 
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„Consilium Pomeranicorum Theologorum de 
anno gratiae“ erhielt noch in demselben Jahre die ausdrück- 
liche landesfürstliche Approbation '. Die ihm dadurch beige- 
leste normative Geltung bezog man auch auf diesen Passus von 


der Wittwen- und Töchter-Konservierung, und erachtete es dem- 


gemäss für eine Amtspflicht der General-Superintendenten 
und der Präpositi (Superintendenten), bei Pfarrbesetzungen ihren 
Einfluss auf die Patrone und die Kandidaten zu Gunsten der 
Verheiratung des Amtsnachfolgers mit der hinterbliebenen 
Wittve oder Tochter geltend zu machen?. So trug das „Con- 
silium Pomeranicorum theologorum de anno gratiae* sehr er- 
heblich dazu bei, nicht nur die von Runge geübte Praxis zu be- 
festigen, sondern sie auch allmählich mit dem Ansehen einer 
Rechts- Einrichtung zu umkleiden. Galt es erst als Amtspflicht 
der Superintendenten, in dem bezeichneten Sinne auf die Patrone 
und die Kandidaten einzuwirken, so konnte es kaum ausbleiben, 
dass es mehr und mehr auch für eine Pflicht der Patrone und 
der Kandidaten angesehen wurde, dieser Einwirkung der Su- 
perintendenten Folge zu leisten, und als ein Recht der Witt- 
wen, des dadurch bedingten Vorteils teilhaftig zu werden; aber 
auch das konnte schwerlich ausbleiben, dass Kandidaten, wenn 
sie zur Heirat mit der Wittwe oder Tochter des Amtsvorgängers 
nicht bereit waren, anderen, dazu willigen, hintangesetzt wurden, 


Abgedruckt vonA.v. Balthasar, Jus Eccl. Past. II, S.588—605; Dühnert, 
Landes-Urkunden, 1I, S. 532—549. Der letzte Abschnitt dieses Synodal- 
Bılenkens (Balthasar S. 600—605; Diühnert 8. 546-549) handelt von dem 
Gnadenjahr und wird meistens citut als Consilium Pomeranico- 
rum Theologorum de anno gratiae. Er ist schon in Dede- 
kenni Thesaurus Consiliorum, Vol. I, Hamburg 1623. Pars III. Membr. 1, 
Sect. 4, Nr. 16 p. 898 f. aufgenommen, und wiederholt in desselben Werkes 
Jenaischer Ausgabe von 1671, Vol. I, P. II, Lib. 1, M. 4, Nr. 16. p. 1021 f. 
Vergl. dazu die Declaration des Jakobshäger Synodi vom 18. April 1621, 
bei Dähnert, Landes-Urkunden, II, S. 612 ff. 

' Dies bezeugt Stypmann, De sal. cleric. [oben S. 186] cap. XI, 14, 
P- 558. Vgl. A. v. Balthasar, Hist. Nachr. $S. 75, Nr. 4. 

” So auch noch Michaelis, Pastor dioee. s. dir. p. 192 f. 


13* 


196 Abhandlungen. 


so dass thatsächlich die Bereitwilligkeit zu dieser Heirat 
Bedingung für den Eintritt in ein mit einer heiratsfähigen und 
heiratswilligen Wittwe oder Tochter belastetes Pfarramt wurde. 

Freilich hat sich diese Entwickelung nicht vollzogen, ohne 
wenigstens vereinzelten Widerspruch zu finden. In dem Streite 
über die Kirchenverfassung, insbesondere auch über das Patro- 
natsrecht und die Predigerwahl, der, durch den Stralsunder Stadt- 
Superintendenten Crusius erregt, seit 1575 Jahre lang die 
pommer’sche Kirche beunruhigte, wurde von Etlichen im Hin- 
blick auf die Wittwen- und Töchter-Konservierung die Beschul- 
digung erhoben, man wolle die Kirchen zu Lehen machen oder 
sie den Pastoren-Töchtern zur Mitgift geben '. Aber solche ohne- 
hin schon übertriebenen Einwendungen waren nicht imstande, die 
Befestigung der Sitte zu hindern, zumal sie als ein Ausfluss jener 
radikalen Bestrebungen erschienen, durch welche Crusius den 
energischen Widerstand des Kirchenregiments sowie der einfluss- 
reichsten Theologen und der Patrone herausforderte. 

Während Jakob Runge die Wittwen- und Töchter-Konser- 
vierung noch ausdrücklich als eine Sache nicht des Rechtes, son- 
dern der Barmherzigkeit und der Liebe bezeichnet hatte, zu der 
in jedem einzelnen Falle die Zustimmung der Patrone erforder- 
lich sei, wurde sie schon im Anfange des 17. Jahrhunderts in 
weiten und massgebenden Kreisen als eine gewohnheitsrechtlich 
fixierte Ordnung angesehen, der die Geistlichen und die Patrone 
sich zu beugen hätten. 

Einen sehr belehrenden Einblick in diese Verhältnisse und 
deren Vorgeschichte gewähren die Verhandlungen, welche im 
Jahre 1605 über die Verheiratung des Pastors an St. Marien 


! Joachim Stephani, Bericht an den Herzog vom 18. Februar 1605, 
ın dem in der nächsten Annı. bezeichneten Aktenstücke: „Für 20 |?] Jahren, 
wie das Crusianische Schisma alllie angefangen, welches dies auch ein Par- 
tikel war, ist von Etlichen, doch mit Unfuge, vorgegeben, dass man die 
Kirchen wolle zu Lehen machen, oder sie in dotem der Pastoren-Töchter 
mitgeben‘“. 
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und Professors der Theologie in Greifswald Joachim Bering 
gepflogen wurden. 


2. Der Bering’sche Heiratsstreit '. 


a. Deräussere Verlauf. 

Am 27. August 1598 starb, mit noch drei anderen Predi- 
gern ein Opfer der damals wütenden Pest, der Pastor an St. 
Marien und Professor der Theologie in Greifswald Matthäus 
Wolf (Wulffius). Von seinen hinterbliebenen Kindern war eine 
Tochter, Anna, unverheiratet; eine andere schon damals verhei- 
ratet mit Bartholomäus Wilde, der längere Zeit dem 
hochbetagten Diakonus derselben Kirche, Christian Teschke, zur 
Seite stand und dann im Spätherbst 1604 an dessen Stelle zum 
Diakonus ernannt wurde. Um dieselbe Zeit, also nachdem es 
länger als sechs Jahre vakant geblieben, wurde endlich auch 
das mit der Professur verbundene Pastorat wieder besetzt, indem 
der Herzog Philipp Julius den ihm von der Universität und dem 
Rate als Kompatronen präsentierten Magister Joachim Be- 
rıng, einen geborenen Stralsunder, in dieses Doppelamt berief. 

Gelegentlich seiner Anwesenheit in Greifswald zur Probepredigt 
war gegen Bering von verschiedenen Seiten die Erwartung ausge- 
sprochen worden, dass er dem pommerschen Brauche gemäss die 
noch unversorgte Tochter seines Amtsvorgängers Wolf zur Ehe 
nehmen werde. Er selbst und seine Freunde wollten später die 
dahin zielenden Aeusserungen als rein private verstanden haben, 
während seine Gegner behaupteten, dieselben hätten einen durch- 
aus offiziellen Charakter gehabt. Immerhin aber hatte Bering 


' Die in diesem Abschnitte gegebene Darstellung beruht auf einem im 
Greifswalder Ministerial-Archive befindlichen, 99 Folioblätter umfassenden 
Aktenstücke, welches nichts als die Abschrift der betreffenden Urkunden 
enthält. Am Schluss die Bemerkung: „Praemissa omnia concordant cum 
Originali, quod ego Christophorus Ribow Universitatis Gryphiswaldensis et 
Consistorii Illustrissimi Principis ibidem Secretarius hac mea manu assero. 
M. Ppria.“ Ueber Ribow vergl. Ernst Friedländer, Aeltere Uni- 
a nunkeln II. Universität Greifswald. Zweiter Band, Leipzig 1894 
8. 256, Z. 32. 
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sich die Freiheit seiner Entscheidung inbetreff der Heirat vor- 
halten, jedoch ohne anzudeuten, dass er schon anderweit gebun- 
den sei, und mit Redewendungen, die nicht ungeeignet waren, 
die Hofinung für Anna Wolf zu nähren. Nach seiner Einfüh- 
rung in das Amt machte Bering indessen keine Anstalt, diese 
Hoffnung zu erfüllen, vielmehr verlautete, dass er bereits mit 
einer Stralsunderin verlobt sei. Nun wandten sich die Vormün- 
der und Schwäger der Anna Wolf, darunter auch der nunmehrige 
Diakonus Batholomäus Wilde, an das Konsistorium ın Greifs- 
wald mit dem Anträge, den Bering zur Heirat mit ihrer Pflege- 
befohlenen anzuhalten; und zu grösserer Sicherheit brachten sie 
die Sache auch unmittelbar an den Herzog, indem sie ihn baten, 
das Konsistorium entsprechend anzuweisen. Daran nicht genug, 
richteten Bartholomäus Wilde und der Archidiakonus von St. 
Nikolai Martin Bartke als Mitglieder des geistlichen Ministeriums 
von Greifswald noch eine Eingabe an das Konsistorium, mit der 
sie in demselben Sinne für die Jungfrau Wolf eintraten. Gleich- 
zeitig mit dieser Eingabe erhielt das Konsistorium bereits vom 
Herzog den Befehl, mit Bering zu reden, ihn an den Kirchen- 
gebrauch zu erinnern, und zur Heirat mit Anna Wolf zu be- 
wegen. Infolge dessen lud das Konsistorium den Bering zu einer 
mündlichen Verhandlung vor. Bering folgte der Vorladung nicht, 
sondern suchte und fand Rückhalt bei der Universität und dem 
Rate. Er erreichte es, dass Rektor und Konzil gemeinsam mit 
Bürgermeister und Rat schon nach einigen Tagen, am 18. Januar 
1605, eine ausführliche Vorstellung an den Herzog richteten, die 
in der Bitte gipfelte, die Supplikation der Wolf’schen Vormünder 
abzuweisen. Das Konsistorium aber trug dem Herzog durch Be- 
richt vom 19. Januar die entgegengesetzte Bitte vor, den Bering 
nach Wolgast zu bescheiden und ihn nicht allein freundlich, wie 
die Diakonen gebeten, sondern im Rechtswege (per viam juris) 
zur Heirat mit Anna Wolf zu kompellieren. Der Herzog, so 
von zwei gleich gewichtigen Seiten bedrängt, suchte nunmehr beiden 
gerecht zu werden. Er gebot dem Konsistorium durch Erlass 
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vom 25. Januar 1605, da es ja scheine, dass Bering bereits vor 
Annahme der Vokation sich zu keinem Ehegelübde verbindlich 
machen wollte, und da dessen anderweites Verlöbnis nicht absque 
scandalo discindiert werden könne, mit den Wolf’schen Vormün- 
dern zu reden, dass sie den Bering mit der Angelegenheit nicht 
weiter belästigen sollten; und zugleich gab er dem Konsistorium 
auf, dafür zu sorgen, dass die Anna Wolf in einer andern gut 
gelegenen Pfarre untergebracht werde. 

Den Vormündern gefiel diese Abweisung durchaus nicht. 
Sie beantworteten die Zustellung des herzoglichen Erlasses mit 
einer nochmaligen Eingabe an das Konsistorium, in welcher sie 
ihr Vorgehen rechtfertigten, das Verhalten Berings und seiner 
Fürsprecher einer scharfen Kritik unterwarfen, und die Sache 
Ihres Mündels dem Konsistorium noch einmal dringend anem- 
pfahlen. Der Konsistorial-Direktor, der damals in der juristi- 
schen Welt hochangesehene und bis auf den heutigen Tag mit 
seinem Bruder Matthias als Begründer des Episkopalsystems 
wohlbekannte Professor Dr. Joachim Stephani, übermit- 
telte diese Eingabe dem Herzoge mit einem Berichte vom 18. Fe- 
bruar, in dem er die Einwendungen der Universität und des 
Rates zurückwies, mit eingehender kirchenrechtlicher Begründung 
für die Bewahrung des gefährdeten Kirchengebrauches eintrat, 
und seinem tiefen Unwillen über den bisherigen Verlauf der An- 
gelegenheit, namentlich über das ihn bitter kränkende Verhalten 
seiner akademischen Kollegen unverhüllten Ausdruck gab. Mit 
Beziehung darauf, dass Bering der Vorladung des Konsistoriums 
nicht gefolgt war, hatte dieses schon in jenem Berichte vom 19. Ja- 
nuar gesagt: „Nun müssen wir den zugefügten Despect des Con- 
sistorii, so von einem jungen Theologen geschehen, dahin gestellet 
sein lassen, alldieweil des Consistorii Autorität itzo ganz und 
gar aufs letzte gekommen, also dass es von uns nicht mehr kann 
verwaltet werden“. Nun aber schrieb Stephani offenbar in 
heftiger Erregung: „. .. . . Und werden Euer Fürstliche Gyaden 
nunmehr einem andern zur Verwaltung der Universität Syndikat 
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bestellen; ob wohl nach seligem Absterben Euer Fürstlichen 
Gnaden Herrn Vaters in der Direktion des Geistlichen Consi- 
storii mir viele Schmach schriftlich und mündlich zugefüget, so 
ist doch solches von der Obrigkeit geschehen; itzo aber sein 
Thür und Fenster geöffnet, dass auch der gemeine Mann unge- 
scheuet wider Fug und Recht mich zu calumnieren wegen dieser 
Sache sich unterstehet. Dass ich mir lieber wünschen möchte, 
einKühehirte, alsDirektor zu sein. Und deswegen 
Fürstliche Gnaden mich auch wegen langwierigen gepflogenen 
Dienst, in meinem Alter solcher Arbeit gnädiglichen erlassen 
wolle“. Die herzogliche Kanzlei in Wolgast bescheinigte den 
Eingang dieses Schreibens am 21. Februar, indem sie zugleich 
bemerkte, dass darauf, wann die Räte wiederum insgesamt im 
Hotlager, gebührlich Bescheid erfolgen solle. 

Mit diesem Kanzleivermerk schliessen die im Greifswaldi- 
schen Ministerial- Archiv abschriftlich aufbewahrten Urkunden. 

Es scheint, dass der in Aussicht gestellte Bescheid an Dı. 
Joachim Stephani nicht erfolgte, und dass die Wolf’schen Vor- 
münder sich desshalb im Herbst 1605 noch einmal an den Her- 
zog wandten, ohne doch mehr, als einen ausweichenden Bescheid 
zu erlangen. Denn am 5. November schrieb Philipp Julius 
an den Stettinischen Herzog Bogislav XIII, jene Vormünder 
hätten bei ihm angehalten, in Sachen zwischen Magister Beringio 
und ihrer Pftlegetochter endlich zu verabscheiden, ob er nicht 
vermöge der rechten, pommerschen Kirchenordnung und Landes- 
gewohnheit mit derselben sich notwendig, wofern er anders das 
Pastorat durch ordentliche Vokation erlangen wolle, ehelich be- 
freien müsse. Alldieweil er, Philipp Julius, dieses für eine wich- 
tige Sache halte, welche beider Orten Landschaft koncerniere, 
so habe er für sich und zuforderst im engen Rat darin etwas 
Schliessliches zu determinieren Bedenken getragen, sondern für 
notwendig erachtet, Herzog Bogislav’s Bedenken hierüber freund- 
lich zu erinnern, wie er auch den Parteien in dem dilatorischen 
Bescheide habe andeuten lassen ; und bitte er demnach ihn nun, 
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ıhm zu entdecken, ob es eine beständige consuetudo und alt- 
hergebrachter Gebrauch im Stettinischen Fürstentum sei, dass 
der Successor in der Pfarre die hinterlassene Wittwe oder Tochter 
notwendig zur Ehe nehmen müsse !. 

Bogislav antwortete am 25. November, dass es in dem 
Stettinischen Landesteile „damit so stricte, und als wenn es 
praecise necessitatis wäre, nicht gehalten, sondern nach Gelegen- 
heit der Personen und anderer Umstände also dirigieret werde, 
wie es fürnemlich zu der Kirchen gedeihlichen Erbauung und 
Aufnehmen gereichen möge. Wir befinden auch, dass unser 
freundlicher lieber Bruder, Herzog Johann Friedrich hochlöbl. 
Gedächtnis anno 1588 Juli auf dem Landtage zu Treptow, als 
die General-Kirchen-Visitation angeordnet, unter andern auch 
dieses Punkts halber disponieret, und zwar auf diese Meinung, 
dass dem succedierenden Pastorn seines Vorfahren Wittwe oder 
Tochter nicht eben aus Notwendigkeit aufgedrungen, sondern 
vielmehr dahin gesehen werden solle, dass zu Kirchen und Schu- 
len qualificierte und gelehrte Leute, ohne einige Behinderung 
möchten befördert werden“ ?. 

Diese Antwort hatte auf den Ausgang der Bering’schen Sache 
keinen Einfluss mehr. Denn bereits an eben dem 25. November, 
‚in die Catharinae* des Jahres 1605, feierte Magister Joachim 
Bering seine Hochzeit mit Barbara Preuss, einer Tochter des 


! Dieser Brief von Philipp Julius und die Antwort Bogislav’s XII. 
sind abgedruckt in Gesterding's Pommerschem Museum IV, Rostock 
1%, S. 512—514. 

2 Der Landtags-Abschied von 1588 ist abgedruckt bei Dähnert, Lan- 
des-Urkunden, Suppl. ], S. 300 f., enthält aber diese Verordnung des Her- 
zogs Johann Friedrich nicht. Nach Mitteilung der Direction des königl. 
Staatsarchivs in Stettin haben auch die auf meine Bitte gütigst vorgenom- 
menen eingehenden Nachforschungen in den dort vorhandenen Landtags- 
und Kirchenvisitations-Akten irgend eine Art von Rezess oder sonstige Ent- 
scheidung über die Wittwen-Konservierung nicht zu Tage gefördert. Freilich 
spricht auch Balthasar, Hist. Nachr. S. 76 Nr. 7 von einem „gewissen 
L.Tags-Absch., so hievon disponieret“, aber obne denselben irgendwie näher 
zu bezeichnen. 
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Stralsunder Senators Johannes Preuss!. Damit war der Herzog 
Philipp Julius eines weiteren Bescheides überhoben. Die Sache 
hatte ihre thatsächliche Erledigung gefunden; die von den Par- 
teien mit so vielem Eifer, von dem Herzoge mit so grossem Ernste 
behandelte Streitfrage aber blieb unerledigt *®. 


b) Gründe und Gegengründe. 

Fragen wir nun nach den Gründen und Gegengründen, den 
Ansichten und Ueberzeugungen, welche in diesem Heiratsstreite 
geltend gemacht wurden, so waren zunächst alle Beteiligte, auch 
der Herzog, darüber einig, dass die Verheiratung des neuen Pa- 
stors mit der Wittwe oder mit einer Tochter des Amtsvorgängers 
ein althergebrachter, bis zur Gegenwart in Uebung stehender 
Brauch, eine in viridi observantia befindliche consuetudo sei. Auch 
Bering’s Fürsprecher leugneten diesen Brauch nicht überhaupt, 
sondern stellten ihn nur für diejenigen Greifswalder Pastoren, 
die zugleich Professoren waren, in Abrede: zwischen einem sol- 
chen und einem schlechten Kaplan und Bauerpriester sei wahr- 
lich ein Unterschied. Dagegen konnte Stephani nun freilich gel- 
tend machen, dass gerade die Universität nach dem Tode des 
Pastors an St. Jakobi und Professors David Willmann 
im J. 1591 mit Entschiedenheit auf die Innehaltung des Kir- 
chengebrauches gedrungen habe. Damals sei zwischen dem Rate, 
der etliche Verheiratete für das erledigte Amt vorgeschlagen, 
und der Universität viele Handlung und Disputationes gepflogen 
worden, deren Ergebnis die Berufung des unverheirateten M at- 
thäus Flegius aus Rostock gewesen, der dann auch die 
Wittwe Willmann geheiratet habe. In der T'hat ergiebt die pro- 


‘ Dass die Hochzeit „in die Catharinae* 1605 stattgefunden, bezeugt 
der Rector Joh. Eberhard in seinem Leichenprogramm für Joachim 
Bering (} 1627), in Vol. IIl der Vitae Pomeranorum auf der Greifswalder 
Universitäts-Bibliothek. (Mitteilung des Herrn Bibliothekar Dr. Lange.) 

* So sah es auch der damalige Rector Prof. juris Bestenbostel 
an, der in Beziehung auf die betr. Streitfrage bemerkte: .. . sed negotium 
indecissim mansit, et in uxorem duxit [sc. Beringius] .. .. Johannis Preussen 
filliam. Ernst Friedländer.a. a. O. Erster Band, S. 388, Z. 17. 


Woltersdorf, Die Konservierung der Pfarr-Wittwen und -Töchter etc. 203 


tokollarische Aufzeichnung über die Sitzung des Rates am 21. 
September 1591, dass infolge der vorangegangenen Besprech- 
ungen mit den Professoren nun auch im Rate die Rücksicht auf 
Frau Willmann und deren Kinder sehr gewichtig für den un- 
verheirateten, übrigens von der theologischen Fakultät in Rostock 
warm empfohlenen Flegius in die Wagschale fiel!. Frau Will- 
mann war, beiläufig gesagt, die Tochter des General-Superinten- 
denten und Professors Jakob Runge, und dieser liess es sich, 
wie Stephani in dem Berichte vom 18. Februar hervorhebt, bei 
den damaligen Verhandlungen angelegen sein, die Consuetudo 
dioecesana inveterata der Wittwenheirat durch Exempel ausführ- 
lich zu deducieren und zu erweisen. So mag für die Stellung- 
nahme der Professoren und schliesslich auch der Ratsherrn die 
Rücksicht auf die väterlichen Wünsche Runge’s nicht ohne Ein- 
fluss geblieben sein. — | 

In hohem Grade interessant und für unsere Kenntnis der 
einschlagenden Verhältnisse wichtig, aber doch nicht ohne Vor- 
sicht aufzunehmen, ist, was das Konsistorium über Alter, Ur- 
sprung und Handhabung des Brauches vor dem Herzoge bezeugte. 
Es schrieb nämlich in dem Berichte vom 19. Januar 1605: 

„Die Hauptsache aber anlangend müssen wir berichten, die 
wir, Gott Lob, etzliche Jahre allhier in E. F. G. Consistorio 
gesessen, aus dem gemeinen üblichen Gebrauch allhie der Kır- 
chen also geschlossen, gesprochen, und zu exequieren verordnet 
haben, wann Pastoren und Kirchendiener in Städten und Dör- 
fern mit Tode sind verblichen, dass alsdann der Successor des 
Verstorbenen Wittwe oder Tochter zu ehelichen schuldig sein 
muss. Und hat solcher löblicher Brauch den Anfang oder prin- 
cipium possessionis tempore repurgatae religionis in E. F. G. 
Landen nicht allein tacito, sondern expresso consensu der Kir- 
chen-Patronen, oder derer, so das jus vocandi in Städten und 


' Acta des Magistrats zu Greifswald A. 9, betr. das Pastorat bei St. 


Jakobi Vol. I, Bl. 14 u. 15; das Schreiben der Rostocker Fakultät Bl. 19 
— 21. 
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Dörfern haben, und ıst solches von E. F. G. Herrn Grossvater 
[Herzog Philipp 1531—1560] dazumalen und andern lieben Alten 
geschehen odio concubinatus, welchen die Priester im Papsttum 
gehabt, et favore matrimonii, damit desto mehr die Prediger zur 
Ehe mögen bewogen werden, dass nach ihrem Absterben ihre 
Wittwen und Kinder in solamen viduitatis et orbitatis auf den 
Pfarren einen Steg zum Unterhalt behalten mögen. Wie dann 
unser etzliche solche Worte von dem seligen M. Paulus a Rhoda, 
weiland Stettinischen Orts Superintendente, selbst gehöret haben, 
und diess Orts Landes seliger D. Johannes Knipstrohe und des- 
gleichen mit hochchristlicher Mildigkeit E. F. G. Herr Gross- 
vater also auch gehalten, und da die Consistoria hernach sein von 
E. F. G. verordnet mit rechtlickem Zwange in observantiaın 
viridam gebracht, dass also inveterata consuetudo dadurch über- 
flüssig bestätiget und vim legis scriptae erlanget hat, daraus 
wir dann gesprochen, und vornehmlich seliger D. Jacobus Run- 
gius Superintendens mit Rat und Verordnung des Consistorü in- 
oder ausserhalb der Visitation steif und fest gehalten. Wie dann 
auch E. F. G. Herr Vater in Ihren Kirchen, oder darin andere 
von Rat und Adel die Jura patronatus haben, solchen löblichen 
christlichen Gebrauch continuis actibus corroborieret und befes- 
tiget hat.“ 

In ganz ähnlicher Weise behauptete auch Stephani ın 
seinem Berichte vom 18. Februar die Verpflichtung des Anmts- 
nachfolgers zur Heirat mit der Wittwe oder Tochter des ver- 
storbenen Vorgängers als einen Satz des Gewohnheitsrechtes, aus 
dem vom Konsistorium bei Zeiten seiner Direktion in streitigen 
Fällen tanyuam ex lege scripta verabschiedet worden sei. Und 
er betonte ausdrücklich die allgemeine Verbindlichkeit dieser Ver- 
pflichtung, indem er diese Consuetudo inveterata dem Gnadenjahr 
gleichstellte, als ein Statutum, welches nicht ex jure episcopali, 
sondern gratiosa concessione patronorum ecclesiae herfliesse, so 
dass also dispensatio contrario actu nicht sine consensu omnium 
patronorum ecclesiarum statthaben könne; wie er dann auch 
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weiter aus dem Kanonischen Rechte zu begründen suchte, dass 
ein Unterschied zwischen den Geistlichen in den Städten und 
denen auf dem Lande in dieser Sache keine Stelle habe. 

Was das Konsistorium von den Beweggründen sagt, denen 
der in Rede stehende Gebrauch zunächst seine Entstehung ver- 
dankt habe, entspricht so sehr den damaligen Verhältnissen, dass 
es durchaus als glaubwürdig erscheint. Wurde doch auch in 
den Sächsischen Generalartikeln von 1557 (Richter, K.OO. II, 
S. 183) den Geistlichen als vornehmliches Mittel für einen un- 
anstössigen, vorbildlichen Lebenswandel empfohlen, zur Vermei- 
dung menschlicher Ueppigkeit und nachfolgenden Verdachts sich 
ın den heiligen Ehestand zu begeben. Anders dagegen ist es 
mit der Behauptung, dass der Brauch „nicht allein tacito, 
sondern expresso consensu“ der Patrone und der sonst 
Vocationsberechtigten seinen Anfang genommen. An sich ist 
solche allgemeine ausdrückliche Zustimmung, die doch eine sehr 
erhebliche freiwillige Beschränkung des patronatlichen Präsen- 
tations-Rechtes bedeutet hätte, im höchsten Grade unwahrschein- 
lich; und eine rechtliche Form, in der sie hätte zu Stande kom- 
men können, ist nicht wohl denkbar. Irgend eine urkundliche 
Beglaubigung der angeblichen Willenserklärung der Berechtigten 
ist nicht bekannt geworden, während die oben mitgeteilte Ant- 
wort des Herzogs Bogislav an Philipp Julius das Vorhanden- 
sein solcher Willenserklärung entschieden auszuschliessen scheint. 
Endlich würde aber auch das völlige Schweigen der Schriftsteller 
über eine so wichtige und natürlich doch offenkundige Thatsache 
schlechterdings nicht zu begreifen sein. Also diese Behauptung 
des Konsistoriums können wir nur für einen Irrtum halten. 

Unklar ist auch, wie nach Aufrichtung des Konsistoriums 
der Brauch „mit rechtlichem Zwange“ in observantiam 
irdam gebracht sein soll. Diese Meinung des Konsistoriums 
ist vielleicht so zu erklären, dass der ja auch sonst energisch 
durchgreifende General-Superintendent Jakob Runge die Beru- 
fung solcher Kandidaten, die sich zur Heirat mit der Wittwe 
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oder Tochter des verstorbenen Pastors nicht verstehen wollten, 
so oft als möglich verhindert hat. 

Wenigstens handelte es sich in den Augen des Konsistoriums 
und seines Direktors Joachim Stephani niemals um einen posi- 
tiven Zwang zur Heirat, sondern immer nur darum, ob der 
Kandidat diese wolle oder nicht, so dass die nach gött- 
lichem Rechte einem jeden gebührende libertas conjugii durchaus 
gewahrt bleibe Nur dass (und dies ist die Voraussetzung, 
auf der alles Weitere beruht) das conjugium ab officio 
nicht könne geschieden werden, der Wille zum 
Amtealso den WillenzurHeiratinsichschlies- 
sen müsse. Wenn es aber doch ganz ın die Freiheit des 
Kandidaten gestellt sei, ob er das Amt annehmen wolle, so könne, 
wenn er es wolle, die am Amte hängende Ehe keineswegs eine 
erzwungene (coactum conjugium) genannt werden. Wie Ste- 
phani das mit dem Hinweis auf Analogien im hebräischen und 
und im römischen Rechte (4. Mose 36, 6 ff; lex Norbana, lex Julia) 
sowie in den Sitten und Statuten der Zünfte ausführlich zu be- 
gründen suchte. Inbetreff des schon erwähnten früheren Falles 
hob er ausdrücklich hervor, dass dem Flegius gegenüber 
bei der Vokation des conjugii nicht gedacht worden sei; „son- 
dern wie er von Privaten des Kirchengebrauchs ist berichtet, 
hat er ungezwungen gutwillig sich mit D. Davidis Willmann’s 
Weibe ehelich eingelassen, alldieweil er als ein Verständiger 
zuvor selbst verstanden, dass conjugium ab officio nicht könne 
abgeteilet werden.“ Eben dieses hätte auch in dem jetzt schwe- 
benden Falle, nach der Meinung des Konsistoriums, Bering 
selbst verstehen müssen ; zumal er als ein Stralsunder Kind den 
Kirchengebrauch unzweifelhaft kannte und sogar ausdrücklich 
daran erinnert war. Also wollte er die Jungfrau Wolf nicht 
heiraten, so hätte er auch das Amt nicht annehmen dürfen. 

Aus diesem Gedankengange erklärt sich nicht nur die Ent- 
rüstung des Konsistoriuns über Berings Verhalten, sondern auch 
der Antrag an den Herzog, den Bering nunmehr per viam juris 
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zur Heiratanzuhalten. Denn war mit dem Amte die Ehe unlösbar 
verbunden, so musste es als eine selbstverständliche Rechtsforde- 
rung gelten, dass der, welcher freiwillig das Amt übernommen, sich 
nın auch der daranhängenden Ehe nicht entziehe. Dass dieser 
jJuwistischen Betrachtungsweise gegenüber die Rücksicht auf die 
sittlichen Bedingungen der Ehe bei dem Konsistorium so ganz 
zurücktreten konnte, ist ein charakteristisches Zeichen für den 
Höhegrad christlichen Urteils in dieser Behörde. 

In der für die Praxis des Konsistoriums seit Jahren mass- 
gebend gewesenen Auffassung der Heirat mit der Wittwe oder 
Tochter des Amtsvorgängers als einer Rechtspflicht des 
Nachfolgers lag ohne weiteres die Anerkennung eines Rechts- 
anspruchs der Wittwen und Töchter auf die Heirat mit dem 
Nachfolger als auf den Genuss eines „Beneficium oder Privile- 
auum ordini clericali indultum“, wie dieselbe von dem Konsisto- 
rum bezeichnet wurde. Dass sie solchen Rechtsanspruch für 
die Jungfrau Wolf geltend zu machen hätten, war offenbar auch 
die Meinung der Vormünder sowie der Diakonen Bartke und Wilde. 
Und zwar verstanden sie den Rechtsanspruch ganz in dem eben dar- 
gelesten Sinne des Konsistoriums. Die Vormünder verwalhrten 
sich in ihrer letzten Vorstellung nachdrücklich gegen den Vor- 
wurf, dass sie den Bering hätten mit Gewalt zur Ehe zwingen 
wollen. Sie hätten’s vielmehr „mit allem Glimpf ex beneficü 
clericalis puncto allezeit bittlich gesucht“. Aber ihr Bitten war 
doch nichts anderes gewesen, als ein Rechtsuchen. Sich stüz- 
zend auf die „conditio harum ecclesiarum, dass dieselbigen Per- 
sonen, so Pfarrdienst begehren, ihrer Antecessoren Wittwe oder 
Tochter zur Ehe nehmen müssen“, hatten sie die Kompatrone 
und den General-Superintendenten gebeten, der Anna Wolf zum 
Genusse dieses ihr zustehenden Beneficiums zu verhelfen, und 
zu diesem Ende dem Bering vor der Berufung zu (Gsemüte zu 
führen, dass es ihm gebühre, die Anna Wolf zu heiraten; aus- 
drücklich hatten sie auch die Bitte hinzugefügt, von Bering vor 
seiner Berufung einen gründlichen Bescheid über die Heirat ein- 
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zubringen. Wenn sie nach alledem auch noch beklagten, dass 
dies nicht geschehen sei, weil man sonst es hätte anders fürneh- 
men, d. h. doch von Bering’s Berufung abstehen können: so ist 
offenbar, dass ihr Bitten eben den Sinn gehabt hatte, der Ge- 
neral-Superintendent und die Patrone möchten das gute Recht 
der Anna Wolf in Obacht nehmen und darum den Bering nur 
dann berufen, wenn er diese zu heiraten gewillt sei. Vollends 
nachdem Bering sein Amt angetreten und die Absicht, eine an- 
dere zu heiraten, kund gethan hatte, konnte die Bitte an das 
Konsistorium, nötigenfalls dem Widerspenstigen gegenüber seine 
autoritatem zu interponieren, und die Bitte an den Herzog, allen 
möglichen Fleiss anzuwenden, damit die Jungfrau bei der Pfarre 
erhalten bleiben und also des durch viele Exempel befestigten 
christlichen und löblichen Kirchengebrauchs in der That geniessen 
könne, unzweifelhaft nur bedeuten, dass der Anna Wolf zu ihrem 
ihr von Bering vorenthaltenen Rechte verholfen werden möge, 
indem Bering zur Erfüllung der durch die freiwillige Annahme der 
Berufung eingegangenen Heirats-Verpflichtung angehalten werde. 
Und auf den Einwand der Universität und des Rats, dass ja schon 
eine Tochter des verstorbenen Wolf, die Frau Diakonus Wilde, 
bei der Marienkirche versorgt sei, antworteten die Vormünder 
ausdrücklich: die sei bei ihres Vaters Leben gefreiet worden, von 
einem Manne, der dazu nicht verpflichtet gewesen ; das beneficium 
clericale aber gehe auf die Wittwen und Waisen, und so sei 
Jungfrau Anna zu demselben mit allen Ehren und Recht befugt. 

Das Konsistorium konnte freilich nicht in Abrede stellen, 
dass etliche „actus contrarii gegen solchen christlichen Gebrauch 
und Recht“ vorgekommen seien. Aber die Ausnahmen galten 
ihm als Bestätigung der Regel. Es sagte, dass keiner der be- 
treffenden Fälle in forma legitimae exceptionis qualificiert sei, 
denn wenn inhabiles personae sowohl an Wittwen als Töchtern, 
so zur Ehe nicht tüchtig, vorhanden gewesen, sei es dahin be- 
handelt worden, dass der Successor von seinem Einkommen und 
der Superintendent von den Kirchen denselben ein Gewisses jähr- 
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lich zum Unterhalt verordnet hätten. Diese Zuwendungen galten 
dem Konsistoriun also gleichsam als Ersatz oder Entschädigung 
für die ordnungsmässige, aber im bestimmten Einzelfalle nicht 
anwendbare Versorgung der Wittwe oder Tochter durch Heirat 
mit dem Amtsnachfolger. 

Dass diese letztere als Ordnung festgehalten werde, galt dem 
Konsistorium und den Fürsprechern der Jungfrau Wolf für eine 
Sache von der höchsten Wichtigkeit. Denn den Pfarren, so 
meinten sie, dieses beneficium successionis nehmen würde heissen, 
die Weiber und Kinder der Prediger zu den allerelendesten 
Leuten machen: sie würden dadurch der bittersten Armut preis- 
gegeben werden. Anna Wolf’s Sache sei daher die der ganzen 
Geistlichkeit im Lande, wie sie ja schon viele Pastoren veranlasst 
habe, den Dr. Stephani mit der Bitte zu bedrängen, dass er bei 
dem christlichen Gebrauche sie beschützen und ein widriges 
Exempel einzuführen nicht gestatten möge. Ueber ein solches, 
zumal im Greifswaldischen Ministerium, auf das als auf die 
Prütungsbehörde ja alle Augen gerichtet seien, würden viele heisse 
Thränen im ganzen Lande vergossen werden. 

Was hattennun Universität und Rat als Fürsprecher 
Bering’s dem Allen entgegen zu stellen? 

Sie betonten, dass Bering bei den Vorbesprechungen sich 
inbetref!' der Heirat ausdrücklich die volle Freiheit vorbehalten 
habe, und dass ihm weder bei der Nomination durch Univer- 
sität und Rat noch bei der Vokation durch den Herzog die 
Heirat mit Anna Wolf zur Bedingung gemacht sei, wie sie, 
die Compatrone, ja stets ein liberum [durch derartige Beding- 
ungen nicht beschränktes] jus nominandi gehabt hätten und auch 
jetzt noch hätten. Sie hätten, wenn Wittwen oder Jungfrauen 
bei den Pfarren gewesen, gerne soviel als möglich zur Freie 
geholfen und thäten das auch jetzt noch gerne. Aber gleichwohl 
müsse auch dabei Gottes gnädiger Wille und der Menschen Be- 
liebung, wie solches dem Worte Gottes gemäss und in allen Rech- 
ten vorgesehen, nicht hintan gesetzt werden, und lasse sich also 

Dentsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 2. 14 
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mit Gewalt in solchen Sachen, darin eines Menschen Gedeihen 
und Wohlstand gelegen, nicht verfahren. Einen zur Heirat 
zwingen sei gegen Gottes Wort und Gewissen, gegen natürliche 
Rechte und alle Billigkeit. Zudem wolle doch auch hierin das 
gemeine Beste beherziget sein; das aber hätte durchaus erfordert, 
die endliche, ohnehin schon so schwierige Gewinnung einer ge- 
eigneten Kraft für die zu grösstem Schaden der studierenden 
Jugend bereits so lange erledigte Professur und Pfarre nicht 
noch mehr zu erschweren. Und die Kompatrone führten dem 
Herzoge zu Gemüte, dass auch seine nunmehrige Entscheidung 
von der grössten Bedeutung für die Universität und für die 
Kirche sein werde. Sıe baten ihn, zu Berings Gunsten zu eıt- 
scheiden, damit, wie sie sagten, auch andere vornehme Leute 
kein Abscheu tragen, bei uns zu sein, und Ursache nehmen, sich 
zu beschweren, dass man in Pommern die gelehrten Professores 
und Prediger nicht leiden könne, sondern dieselben auch aus 
bei andern Christen ungehörten Ursachen verfolge und ihnen aller- 
lei Herzeleid beibringe. 

Wir sehen also, dass auch die Professoren und Ratsherren 
für gewöhnlich der Wittwen- oder Tochterheirat des geistlichen 
Amtsnachfolgers durchaus günstig gesinnt waren. Aber sie unter- 
schieden sich vom Konsistorium und den Vormündern dadurch, 
dass sie diese Heirat nicht als unablösbaren Anhang des Amtes, 
also auch nicht als selbstverständliche Bedingung der Amtsver- 
leihung betrachtet und behandelt wissen wollten; vielmehr woll- 
ten sie, dass dieselbe in jedem einzelnen Falle der Fügung Gottes, 
als „des vornehmsten Freiwerbers“, anheimgestellt werde. Das war 
ein groser Unterschied sowohl in der juristischen als in der ethi- 
schen Betrachtungsweise. Aber für die Praxis hatte dieser theo- 
retische Unterschied doch schwerlich viel zu bedeuten. Denn 
hielten es die Inhaber des Präsentations- oder des Vokationsrechtes 
ım allvemeinen für wünschenswert, dass der zu wählende Pastor 
die Wittwe oder die Tochter seines Vorgängers heirate, so wird 
es im einzelnen Falle sehr schwerwiegender Rücksichten, wie 
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hier derjenigen auf die Besetzung der Professur, bedurft haben, 
um sie zur Wahl eines Kandidaten zu bewegen, von dem sie 
nicht schon gewiss waren, dass zwischen ihm und der Wittwe 
oder der Tochter des Vorgängers Gott die Heirat zu stande 
bringen werde. 

Werfen wir endlich noch einen Blick auf das Verhalten des 
Herzogs Philipp Julius. Dass auch dieser die Kon- 
serrierung der Wittwe oder der Tochter bei der Pfarre als einen 
wohlbefestigten, in Uebung stehenden Gebrauch anerkannte, habe 
ich schon erwähnt. Und er liess auch keinen Zweifel darüber, 
das er diesen Gebrauch nicht etwa wolle hinfällig werden lassen. 
Nicht nur, dass er auf die erste Beschwerde sofort das Konsi- 
storum anwies, den Bering durch Erinnerung an den Kirchen- 
gebrauch zur Heirat mit Anna Wolf zu bewegen; sondern auch 
als dann die Bedenken gegen die Durchführung dieser Heirat 
bei ihm überwogen, verordnete er ausdrücklich, dass dieser actus 
ın gleichen Fällen dem Ministerio, ihren Wittwen und Töchtern 
unpräjudicierlich sein und nicht dafür angezogen werden solle. 
Ueber den Charakter des Gebrauchs in rechtlicher Beziehung 
war der Herzog freilich nicht gewiss. Bei Erlass seiner ersten 
Verfügung war er offenbar überzeugt, dass die Erinnerung an 
den Kirchenbrauch genügen würde, den Bering zu dem „christ- 
lichen Werke“ der Heirat mit Anna Wolf zu bewegen. Hernach 
aber behauptete er nicht etwa eine Rechtspflicht des Bering, 
zur Pfarre auch die Ehe mit der Pfarrtochter hinzuzunehmen ; 
wie auch ja die Anweisung an das Konsistorium, diese Tochter eines 
wohlverdienten Vaters auf einer andern Pfarre unterzubringen, 
nicht ohne weiteres schon die Anerkennung eines Anrechts 
dieser Tochter auf solche Versorgung in sich schliesst. Und doch 
wagte der Herzog auch nicht, wie seine Frage an Bogislav (oben 
S. 200) beweist, auf eigene Hand dem Konsistorium gegenüber 
den rechtlich zwingenden Charakter des Kirchenbrauches zu ver- 
neinen. 
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3. Die literarische Erörterung. 


Der Ausgang des Bering’schen Streites war eine thatsäch- 
liche Niederlage des Konsistoriums und seines Dirigenten Joa- 
chim Stephani. Der von ihnen so eifrig verteidigte „löbliche 
Kirchengebrauch“ der Wittwen- und Töchter-Konservierung war 
auf einer hervorragenden, weithin leuchtenden Stelle durchbrochen 
worden. Wir haben gehört, dass die interessierten Kreise von 
der Nichtbeachtung des Gebrauches gerade an dieser Stelle grosse 
Gefahr für dessen ferneren Bestand befürchteten. Diese Gefahr 
galt es also nunmehr abzuwehren. Wir irren schwerlich, wenn 
wir annehmen, dass auch diese Erwägung den Professor der 
Rechte an der Universität Greifswald Matthias Stephani 
veranlasste, in Schrift und Rede für die üblich gewordene Witt- 
wen- und Töchterversorgung einzutreten, auch in diesem Stücke 
ein treuer Genosse seines Bruders Joachim. 

Matthias Stephani behauptete in dem Schlusssatze (der 
„Coronis“) seiner „Disputatio de concessionibus et exspectativis 
professionum et parochiarum“ vom 13. August 1608!: „Quod 
usque huc in hac Pomerania et aliis vieinis provinciis et Duca- 
tibus observatum, ut Successores Parochiani praedecessorum de- 
funetorum viduas vel filias, ad matrimonium idoneas, uxores ducant, 
illud summa niti aequitate, nec Juris ratione destitui*. Drei Jahre 
später konnte er in der zweiten Auflage seines Tractatus 
dejurisdictione rühmen, dass wie jene ganze Disputatio 
so auch diese ihre „Coronis* die Billigung der berühmtesten 
Rechtsgelehrten gefunden habe?. Zugleich aber hielt er für 
nötig, die „Coronis“, da er sehe, dass ihre Wahrheit in Zweifel 
gezogen werde, eingehend zu begründen. Zu diesem Zwecke 


! Gryphisw. 1608. Wiederholt in seinem zuerst in Rostock 1609 erschie- 
nenen Tractatus de jurisdietione, Librilll, Pars prior, Cap. XVII. 
Der Coronis (p. 375) ist die Bemerkung angehängt: Quod suis locis multis 
rationibus probavimus, refutatis contrarlis. 

® Matthias Stephani, Tractatus de jurisdietione. Libri III. Pars 
prior. Ed. altera, Francof. 1611. Cap. XVII, p. 184. 
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fügte er dem eben genannten Werke in dieser zweiten Auflage 
ein neues Kapitel hinzu!, in dem schon alles Wesentliche ent- 
halten ist, was damals und später die Freunde der in Rede 
stehenden Sitte zu deren Rechtfertigung und Empfehlung zu sagen 
wussten. Diese Sitte aber hatte für weite Kreise der evangeli- 
schen Kirche bereits so grosse Bedeutung gewonnen, dass es schon 
in der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts nicht wenige waren, 
die sie nach dem Vorgange von Matth. Stephani literarisch er- 
örterten ?. 

Der Wittenberger Theologe Friedrich Balduin’ und 
der Jurist TheodorReinkingk* stellten wie rein theoretisch 
die Frage, ob die Uebertragung eines kirchlichen Amtes an die 
Bedingung geknüpft werden könne, dass der Kandidat die Wittwe 
oder eine Tochter des Amtsvorgängers heirate; aber sie beant- 
worteten die Frage mit Rücksicht auf die herrschende Praxis. 
Der Helmstedter Jurist Eberhard Speckhan? wiederholte, 
meist mit M, Stephani’s eigenen Worten, dessen Argumente, um 
jene Berufungsart zu verteidigen. In selbständigerer Weise thaten 
dieses der General-Superintendent Moevius Völschow in 
Greifswald ® und die Leipziger Juristen Sigismund Finckelt- 


! A. dems. OÖ. p. 185—192: Cap. XIX, continens enodationem et defen- 
sionem Coronidis. 

* Lichtscheid hat in der oben S. 194 genannten Meditatio (Lips. 
1697) p. 82—219 viele unsern Gegenstand betreffende Stellen aus den vor 
jener erschienenen theologischen und juristischen Werken abgedruckt. Ich 
citiere nach den Werken selber. 

® Fridericus Balduinus, Tractatus de casıbus conscientiae. Ed. 
posthuma & correcta. Wittebergae. [Praefatio 1628.] Lib. 1V, cap. V, cas. 
IX, p. 763— 764. 

*Theod.Reinkingk, Tractatus de regimine seculari et ecclesiastico. 
Ed. I. Marpurgi 1632. Lib. III, Class. I, cap. VI, Nr. 26. Noch nicht in 
den Auflagen von 1619 und. 1622. 

5EberhartiSpeckhan, Centuria tertia. Helmaestadi 1621. Class. I, 
quaest. V, p. 90—97. 

° Moevius Voelschovius, Aureum pietatis seculum, d. i. geist- 
liche Güldenzeit eines Evangelischen Busspredigers u. s. w. Greifswald 1645. 
Kap. 117 u. 118, S. 372—379. 
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haus!und BenedictCarpzov?, diese letzteren, indem sie 
ebenso wie die Theologen Johann Winckelmann in Gies- 
sen®, Paul Tarnow in Rostock* und Johann Ger- 
hard?’ mit starker Betonung die Kautelen hervorhoben, die 
bei der durch Heirat beeinflussten Berufung nicht fehlen dürften. 
Diese alle waren der Versorgung der Wittwen und Töchter durch 
Verheiratung mit den Amtsnachfolgern nicht abgeneigt. Die 
einen traten deshalb offen für die in Pommern und anderwärts 
herrschende strengere Sitte ein, nach der ein mit einer Wittwe 
oder Tochter belastetes Pfarramt in der Regel nur einem zur 
Heirat mit derselben bereiten Kandidaten verliehen, diese Heirat 
also zur Bedingung der Berufung gemacht wurde. Die an- 
deren wollten, zum Teil unter entschiedenem Widerspruch hie- 
gegen, wenigstens unter gewissen Bedingungen diejenigen Kan- 
didaten, die sich zu solcher Heirat bereit erklärten, den übrigen 
vorgezogen, die Heirat also zum Motive der Berufung ge- 
macht wissen. 

Im Unterschiede von den Vorgenannten erhoben in diesem 
Zeitraum, soviel ich finde, nur zwei namhafte Schriftsteller rund- 
weg und olıne einschränkende Klauseln Einspruch gegen die Ver- 
quickung der Berufung mit der Eheschliessung: der Theologe 
Christian Weber in Halle® und der Jurist Johann 


’ Sıgismundi Finckelthaus, Tractatus de jure patronatus 
ecclesiastico. Lips. 1639. Cap. VI, quaest. 33—39. p. 222—225. 

® Benedict Carpzov, Jurisprudentia ecclesiastica.. Lips. 1649. 
Lib. I, Tit. III, Def. XLII, p. 54—55. — Centuriae positionum juridicarum 
de juribus foeminarum singularibus. Lips. 1651. Decad. I, pos. IX. 

® De jure vocandi ministros ecclesiae, Nr. 78—83, in: Disputationum 
theol. de praecipuis quibusdam horum temporum controversiis in Academia 
Giessena publice habitarum Tom. IL, a Johanne Winckelmanno 
et Balthasare Mentzero. Ed. Ill. Giessae 1617, p. 22 £. 

“Pauli Tarnoviıi, De sacrosancto Ministerio libri tres. Rostochi 
1624. Lib. I, cap. XXIII, quaest. 2, p. 307—309. 

® Joannis Gerhardi, Loci theologici. De Ministerio ecclesiastico. 
Sect. VII, $ 117, quaest. 8. In der allein mir zugänglichen „Editio novis- 
sima*, Francof. & Hamb. 1657, Tom. VI, p. 72. 

° Christian Weber, Tractatio rotunda canonica juris patronatus... 
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Otto Tabor in Strassburg, später in Giessen!, beide mit 
scharfer Polemik gegen manche von jenen anderen. 

Ich werde mich bemühen, in Kürze wiederzugeben, was von 
beiden Seiten, für und wider, geltend gemacht wurde. Ent- 
sprechend meinem Absehen auf die Entwickelung der Rechtsge- 
wohnheit in Pommern werde ich dabei die Ausführungen des 
Matthias Stephaniin den Vordergrund stellen, die ja ohne- 
hin für diese ganze Literatur von massgebender Bedeutung ge- 
wesen sind. 

Während fast zwei Jahrzehnte später der Professor Fried- 
rich Balduin in Wittenberg sagen konnte, dass kein From- 
mer die Priesterehe missbillige, fand M. Stephani es noch 
angemessen, nicht nur die Gründe, die gegen die zweite Ehe 
namentlich der Frauen, sondern auch diejenigen, die gegen die 
Priesterehe gemeinhin geltend gemacht würden, ausführlich zu 
widerlegen * Dann zu seinem eigentlichen Thema übergehend 
betonte er zur Rechtfertigung der üblichen Wittwen- und Tochter- 
Succession nachdrücklich die Pflicht der Billigkeit, 
die Hinterbliebenen der treuen, in ihrer Berufsübung, zumal durch 
die Krankenbesuche, so viel gefährdeten Geistlichen vor dem 
Elende der Bettelarmut zu bewahren, was eben auf andere Weise 
nicht geschehen könne®. AuchJohann Gerhard erkannte 
wegen der pflichtmässigen Fürsorge für die Pfarr-Relikten deren 
Erhaltung dei den Pfarren als berechtigt an, und die meis- 
ten anderen bezeichneten die, das Mitleid mit den Hinterbliebe- 
nen in sich schliessende, Dankbarkeit gegen die verstorbenen 
Prediger als den Grund des Kirchengebrauches.. Carpzov 


auctius iterata. Erffurt 1647 [zuerst 1636]. Pos 121. p. 102-107. 

! De obligatione successorum in officiis, cap. VII, in: Johann-Otto- 
nis Taboris Tractatus synoptici tres. Argentorati 1646, p. 338—353. 

’A. a. 0.p. 186—189. 

’ A. dems. O. p. 189, Nr. 26; 190, Nr. 29. Vgl. Joh. Brunnemann, 
De jure ecclesiastico Tractatus posthumus adauctus a Samuele Strykio, 
Francof. a. V. 1681, p. 62: in nostrae ecclesiae statu vix aliter consuli potest 
viduis ac liberis pastorum praecipue ruri. 
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nannte die Verheiratung der Wittwe oder Tochter mit dem Anmits- 
nachfolger auch geradezu einen durch den verstorbenen Pfarrer 
verdienten Lohn (praenıium), und den solle man den Hinter- 
bliebenen nicht neiden '. Dass es sich geziemt, diesen die Ver- 
dienste der Abgeschiedenen zu vergelten, stellten natürlich auch 
die Gegner, Weber und Tabor, nicht in Abrede. Aber 
beide verlangten, dass es in anderer, unanstössiger Weise ge- 
schehe?. M. Stephani gab zu, dass man nicht nötig haben 
würde, auf die Erhaltung dieses Kirchenbrauches so eifrig bedacht 
zu sein, wenn es auch in Pommern Einrichtungen gäbe, wie sie 
im Kurfürstentum Sachsen zu Gunsten der Pfarr-Relikten ge- 
troffen seien. Wie die Dinge in Pommern aber lägen, würde 
seine Aufhebung nur heissen, die Wittwen und Waisen der schnö- 
desten Behandlung seitens der Patrone preisgeben; denn diese wür- 
den sich alle Mühe geben, des verstorbenen Pfarrers Strafpredigten 
an dessen Hinterbliebenen zu rächen 3. In der Voraussetzung, 
dass alle Kandidaten die Bewahrung ihrer eigenen Angehörigen 
vor solchem Elend wünschen müssten, erinnerte M.Stephani 
an den von dem autor totius juris Matth. 7, 12 bestätigten und 
auch vom römischen Rechte aufgenommenen Satz des Naturrechts 
„Quodtibi vis fierialteri feceris“, und verhiess de- 
nen, die, sich selbst und dem ganzen geistlichen Stande zu Ehren, 
diesem Gebote gehorsam des Vorgängers Wittwe oder Tochter 
zur Ehe nähmen, den Segen Gottes*. Dagegen konnte Tabor 
ausser manchem anderen auch das mit Recht einwenden, dass 
dieses Gebot ebenso die umgekehrte Anwendung zulasse: Wie 


ı De jur. foem. Dec. I, pos. IX Ueberschrift und Nr. 8. 

®: Weber, p. 106; Tabor p. 349, Nr. 11. 

° A. a. O. p. 191, Nr. 35 u. 36. Welch ein Licht wirft auf die damaligen 
Zustände ein Satz wie dieser: Paroeciani seu auditores viduis et Iiberis pa- 
storum defunctorum sunt plerumgque infestissimi. A. dem. O. S. 185, Nr. 35 
des Summariuns. — Von solchen, die durch Verstossung der Wittwen und 
Waisen den Zorn über erlittene Strafpredigten auslassen möchten, redet 
auch Voelschow, a. a. O. 8. 87R. 

*A. a. O. p. 1%, Nr. 29. 
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kein Pastor zu einer Heirat gegen seine Neigung genötigt sein 
möchte, so solle auch keiner dem Nachfolger eine solche zu- 
muten !, 

Auch Matth. Stephani zog, wie sein Bruder Joachim 
(oben S. 206.) mancherlei vermemtliche Analogiendesrömi- 
schen Rechts herbei (Nov. 35, 53, 97; lex Julia, Norbana; 
casus militiae) und erhob aus 4. Mose 36,6 fi. den Beweis, dass 
die Ehe nicht von dem Amte getrennt werden könne? Vö€l- 
scho w wies auf noch andere von Gott gebotene Ordnungen 
ım alten Testamente hin (3 Mose 21,14 u. Ezech. 44, 22; 
5 Mose 25,5 fi. u. Ruth 4,1 ff.), nach deren Exempel die Belieb- 
ung wegen der evangelischen Priesterfreien in etwas könne er- 
messen werden®. Tabor freilich hatte es nicht schwer, diese 
römischrechtlichen und alttestamentlichen Analogien als unzu- 
treffend nachzuweisen. Zu dem auch angezogenen Gnadenrechte 
der römischen Soldatenwittwen meinte er, es würde demselben 
vielleicht noch eher entsprechen, dem neuen Pfarrer einen Ge- 
haltsabzug zu Gunsten eines Wittwengeldes zu machen *; ein Ge- 
danke, der ja in Pommern durch die Einrichtung der Wittwen- 
octare (oben S. 188) wirklich zur Ausführung kam. 

Auf Grund jener alttestamentlichen Vorschriften erledigte 
sich für Völschow auch der oft gehörte Vorwurf, dass bei 
der pommerschen Sitte die Freiwilligkeit der Ehe- 
schliessung verloren gehe. Denn, so meinte er, was Gott 
selbst ordnet und befiehlet, das kann für kein gezwungen oder 
von Menschen angenötigtes Werk geachtet werden, sondern da 
muss Gottes gnädige väterliche Ausersehung bei erkannt und er- 
wogen werden. Ein junger Mann im weltlichen Stande, der um 
sesshaft zu werden, noch heutzutage nach seiner Zunft Beliebung 
sich in der Zunft befreien muss, getröstet sich daneben billig, 


'A.a.0.p. 340, Nr. 4. 


"A. a.0.p. 190, Nr. 31; 30. cf.Finckelthaus a.a. O0. p. 223, Nr. 38. 
A208, 377. 


“a0. p. 341-346. 
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dass die Person, mit welcher er ordentlich, nach seines Herzens 
Befindung sich einlässt, eben dieselbige sei, welche ibm der all- 
weise Gott zum Ehestand, gleich im Schlaf bescheret, ausersehen 
hat: warum sollte im geistlichen Stande, und zwar noch viel mehr, 
solche Zuversicht zu Gott nicht getragen werden?! Ohne solche, 
den wirklichen Verhältnissen gegenüber doch recht bedenkliche, 
Wendung in’s Fromme fand M. Stephani und mit ihm 
Finckelthaus, sowie die Theologen Tarnow in Rostock 
und Dunte in Reval, die Freiheit der mit dem Anmıte zu über- 
nehmenden Ehe in vollem Masse dadurch gewahrt, dass es ja dem 
freien Entschlusse sowohl des Kandidaten als auch der Wittwe 
oder Tochter anheimgestellt sei, ob sie auf die Ehe eingehen 
und so sich die Pfarre sichern, oder ob sie die Ehe ablehnen 
und damit freilich auch der Pfarre verlustig gehen wollten ?. 
Dieses Argument war freilich nicht weniger bedenklich Tabor 
durfte ihm mit vollem Rechte die Frage entgegenhalten, ob es 
denn nicht gegen die Freiheit der Ehe und des Gewissens ver- 
stosse, werın ein wohlunterrichteter aber armer Theologe gezwungen 
werde, entweder auf die ihm rechtmässig dargebotene Berufung 
zu verzichten oder eine unerwünschte (inauspicatum) Ehe einzu- 
gehen, — und er konnte dieser Alternative gegenüber an Luthers 
Wort in dem Sendschreiben an den christlichen Adel deutscher 
Nation erinnern: „Also lehren wir aus dem Apostel klärlich, 
dass in der Christenheit sollt also zugahen, dass ein igliche Stadt 
aus der Gemein einen gelehreten frommen Bürger erwählet, dem- 
selben das Pfarramt befiehle, und ihn von der Gemein ernähret, 
ihm frei Wıllkör Less, ehelich zu werden oder nit, der neben 
ihm mehrere Priester oder Diacon hätte, auch ehelich, oder wie 


ı A. a. O. S. 377. 

? Stephania. a. O. p. 190, Nr. 32; Finckelthaus a.a. OÖ. p. 224, 
Nr. 39; cf. Carpzov, Jurispr. eccl. p.55, Nr.7. Tarnov a.a.O.und Be- 
denken v. 21. März 1621 in Dedekenni Thesaurus (Hamb. 1623) vol. I pars 
II, Libr. I, membr. III, sect. I, Nr. IX, p. 561; Lud. Dunte, Decisiones 
mille et sex casuum conscientiae e diversis theologorum seriptis collectae. 
Erfurt 1649 [zuerst 1634]. Cap. XVII, sect. II, quaest. XI, p. 739, Nr. 2. 
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sie wollten.“ Diese pommersche Gewohnheit, das war Tabor’s Ur- 
teil, lege allem göttlichen und menschlichen Rechte zuwider der 
Freiheit der Ehen Fesseln an und verstricke die Gewissen!. Weber 
aber, entrüstet dass Regeln, die für Schneider und Schuster gelten, 
wenn sie Meister werden wollen, auf die Jünger der Wissenschaft 
und in die Werkstatt des heiligen Geistes übertragen wurden, 
konnte auch mit einigem Rechte sagen, dass so die Katholiken 
doch guten Grund zu der Beschuldigung hätten, wir Evangelischen 
machten es zur Satzung, dass die Geistlichen notwendig im Ehe- 
stande leben müssten. Sei durch jenen Brauch ja auch bei an- 
deren die Meinung entstanden, dass es gleichsam zum Wesen 
eines Predigers gehöre, beweibt zu sein, wie es zur gemeinen 
Rede geworden: „Eine Pfarre, eine Quarre, eine Plarre.“ Und, 
so sagte Weber, man konnte mit Recht hinzufügen: „ein 
Narre“, als ob es nicht im freien Willen des Geistlichen stünde, 
ehelich zu werden oder nicht ?. 


— m mn 


! A. a. O. p. 350, Nr. 12; 352, Nr. 14; 349, Nr. 11. 

: A. a. O. p. 103; 105. Weber richtet sich damit ausdrücklich gegen 
Finckelthaus, bei dem es p. 224 heisst: „Nec adeo metuendi sunt Pon- 
titieti, quando eo nomine grandem nobis dicam scribunt, ac si in genere 
statuamus, Presbyterum oportere necessario in matrimonio vivere“ Weber 
p. 103 weist hiefür auf den von Balduin (Commentarius in omnes episto- 
laa Pauli, in der Frankfurter Ausgabe von 1691 p. 1295) zu I Tim. 3, 2 an- 
geführten Jesuiten Benedictus Justinianus hin. — In einem bei J. H. 
Böhmer, Jus parochiale, Ed. U, Halae 1716, p. 106 f. abgedruckten Gut- 
achten der juristischen Fakultät in Halle vom Juli 1701 heisst es: „Daher 
auch die Theologi Dillingenses in Composit. pact. die Lutheraner beschul- 
digen, sie hätten zwar die verbotene Priesterelie abgeschaffet und das Freien 
als ein Adiaphoron zugelassen; aber jetziger Zeit würde der Zwang zu der 
Ehe denen angehenden lutherischen Predigern bei ihren Vocationen ange- 
mutet, dass sich die Lutheraner dadurch des Religions-Friedens verlustig 
gemacht, weil bei der Prediger Beruf nicht mehr die Priesterehe freige- 
lassen, sondern bald diese, bald eine andere, aufgedrungen wird®. In dem 
oft genannten, theologischen Verfassern beigelegten Buche: „Pacis Compo- 
sitio inter principes et ordines imperii Romani catholicos atque Augustanae 
confessioni adhaerentes in comitiis Augustae anno 1555 edita. Quam jurecon- 

sulti quidam catholici .... quaestionibus illustrarunt anno 1629. Dillingae* 
habe ich eine gerade so lautende Stelle nicht gefunden. In anderer Weise 
aber ist der Vorwurf des Zwanges zur Ehe darin allerdings ausgesprochen : 
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Endlich hob M. Stephani, und auch darin folgten ihm 
Finckelthaus, Carpzov und Voelschow, noch die 
Vorteilehervor, diedenPfarrenund den Pfarrern 
selbst aus dem hergebrachten Brauch erwüch- 
sen! Oder sind für die Mehrung des häuslichen Wohlstands 
die Wittwe und die Töhter des Amtsvorgängers vermöge ihrer 
genauen Kenntnis der örtlichen Verhältnisse nicht viel geeigneter, 
als eine Fremde ?? Und haben die Wittwen und die Töchter der 
Geistlichen nicht auf Grund von I Tim. 3,4 f. 11 f. die Voraus- 
setzung grösserer Gediegenheit und Wirtschaftlichkeit für sich, 
während in weltlichen Häusern aufgewachsene Pfarrfrauen, wie 
Voelschow klagte, öfters durch ihr weltliches Treiben den 
Leuten grosses Aergernis geben? und würde die pflichtmässige 
Melioration der Pfarräcker und überhaupt die mit der Pfarre 
verbundene Landwirtschaft nicht vernachlässigt werden, wenn 
die Hoffnung abgeschnitten würde, dass die vom Pfarrer darin 
gemachten Aufwendungen auch seinen Hinterbliebenen zugute 
kommen werden? Ja, wie würde das Pfarrgut herunterkommen, 
wenn die Erben eines jeden Pfarrers die getroffenen Verbesser- 
Ed. altera, cap. 7, quaest. 52, Nr. 30 (p. 312). — Vergl. in dem 8.191 gen. 
„Kurtzen Bericht“ S. 77: „In den Römischen Kirchen verbeut man den 
Priestern die Ehe, nicht zwar absolute, sondern conditionate, nemblich 
also: Willst du ein Priester sein, so musst du nicht heirathen, willst du 
aber heirathen, so kannst du kein Priester sein; diese Lehr verdammt man 
als eine Teufels-Lehr, im Lutherthum zwinget man die Pastores zur Ehe, 
nicht zwar absolute, sondern conditionate, dann die Patroni sagen also: 
Wollt ihr unser Pastor sein, so saget nur zuvor zu, die Wittib oder Tochter 
zu heirathen, wollt ihr aber sie nicht freyen, so können wir euch nicht 
präsentiren, sondern wir müssen uns nach einen andern umsehen. Ob das 
nicht ein Zwang sei kann ein dunmer Mensch wohl merken.“ 

! Stephania.a. O. p. 191, Nr. 33; Carpzov, Jurispr. eceles. p. 54, 
Nr. 3; De juribus foem. Dee. ], pos. IX, Nr. 7; Finckelthaus.a.a. O. 
p. 223; Voelschow a. a. O. S. 375. 

* In breitester Weise, ausführlich die Untauglichkeit der Stadtmädchen 
zu Pfarrfrauen auf dem Lande darlegend, wiederholt diesen Grund der un- 
genannte Verf., der im Jahre 1691 in Dresden und Leipzig erschienenen 


Schrift: „Die bösen Priester-Feinde, welche Gott bekehre. Die frommen 
Priester-Freunde, welche Gott bewahre*“. S. 223—229. 
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ungen wieder wegnehmen und dem Nachfolger Gebäude und 
Aecker ohne Inventar übergeben wollten! Auf Weber und 
Tabor machten auch diese Gründe keinen Eindruck. Beson- 
ders sie wohl waren es, die jener einfach plebejisch und der 
Widerlegung unwert fand. Dieser aber widerlegte sie indem er 
daran erinnerte, dass schon nach der Topik dem Wohlanständigen 
(honesto) der Vorzug vor dem Nützlichen gebühre; jemanden zu 
einer Heirat gegen seine Neigung nötigen entspreche aber 
nicht dem guten Anstande (honestati).. Und weiter wies er auf 
die durch keinen äusseren Nutzen aufzuwiegende Marter einer 
liebeleeren Ehe hin, und auf die sehr wohl mögliche Schadlos- 
haltung der Erben des verstorbenen Pfarrers durch dessen Amts- 
nachfolger!. 

Bemerkenswert ist noch, dass schon Weber geneigt war, 
in der Verknüpfung der Berufung mit der Heirat eine Art von 
Simonie zu sehen?; eine Auffassung, die später von verschie- 
denen Gelehrten geltend gemacht wurde. 

Schon frühe, und zwar von Nächstbeteiligten, wurde die Frage 
aufgeworfen: „Wann christliche Kirchen-Patroni geneiget, ihres 
verstorbenen Pfarrers Wittwe oder Tochter mit einer tüchtigen Per- 
son bei der Pfarre zu lassen, ob dessen Beruf, der also 
dieser Freye halbenzum Pfarramtkommt, ein 
göttlicher Beruf sei und der Berufene dessen ein gut 
Gewissen haben könne?“ Die Antworten, welche Tarnow?, die 
theologischeFakultätinWittenberg* und Dunte?® 
auf diese Frage gaben, gewähren auch einen interessanten Ein- 
blick in die Art und Weise, wie man sich in massgebenden 
kirchlichen Kreisen trotz der entgegenstehenden Bedenken mit 


‘ Weber a. a. O. p. 103; Tabor a. a. O. p. 346—348, Nr. 8—10. 

?”A.a. O. p. 106. 

° In dem oben S. 218 Anm. 2 angeführten Bedenken. 

* In Dedekenni Thesaurus (Hamb. 1623) vol. I, pars II, lib. I, membr. 
II, sect. I, Nr. X, p. 561—562. Auch in Consilia theol. Vitebergensia, 
Frankf. a. M. 1664, II, tit. IL, p. 29. 

° A. d. oben S. 218 Anm. 2a. 0. 
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der herrschenden Sitte abzufinden wusste. 

Die sachlich übereinstimmenden Antworten gingen im Wesent- 
lichen dahin, dass man nicht, wie es in den Worten: „Der also 
dieser Freye halben zum Pfarramt kommt“ geschehe, den modum 
legitimae vocationis mit dem freiwilligen Accidenti oder Beipunkte 
vermischen dürfe. Denn die Ursache, warum der Vorgeschla- 
gene zum Pfarramte komme, sei ja nicht eins mit der zufälligen 
Sachen, die man zugleich bei dem Berufe zu fördern geneigt seı. 
Berufen werde der Kandidat, weil er mit seinen Gaben dem 
Patron und der Gemeinde wohlgefällig und an dem Amte ein 
gutes Genügen habe. Das aber wirke auf beiden Seiten Gött, der 
Arbeiter in seine Ernte sende und sie durch die Kirchen be- 
rufe. An dieser Göttlichkeit der Berufung werde dadurch nichts 
geändert, dass man dem zu Berufenden als ein freiwilliges Beding 
ansinne, die Wittwe oder Tochter des verstorbenen Pfarrers zu 
heiraten, also dass, woferne ihm solcher Fürschlag annehnlich, 
die Vocation ihren Fortgang gewinne, wo aber nicht, dass man 
sich um eine andere tüchtige Person müsse und wolle umthun. 
Tarnow, dessen Worten ich hier gefolgt bin, vergleicht dieses 
Verfahren mit dem häufig bei Eheschliessungen oder Beamten- 
Wahlen beobachteten, wo ja auch durch die gewöhnliche Aufstel- 
lung von Bedingungen öftermal die ganze Handlung zerschlagen, 
öftermal auch gar keine Verhinderung verursachet werde. Die 
Freye, so sagte die Wittenberger Fakultät, ist nur eın 
Accessorium, ohn welches der Beruf für sich selbst gültig oder 
ungültig sein könnte, und hat der betreffende Prediger ihm des- 
wegen in seinem Berufe keine Gedanken zu machen. 

Diese auch von Carpzov! wiederholte Unterscheidung zwi- 


ı Jurispr. eccl. p. 54 Nr. 2; 55 Nr. 7, cf. Finckelthaus a.a. 0. 
p. 224, Nr. 39 (2). Vel.: Kurtze Nohtwendige in Gottes Wort gegründete 
Warnung Für dem Gotteslästerlich Ergerlichen Schand-Buche, welches unter 
dem Nahmen Eliae Praetorii von den Missbräuchen des Predig-Ambts her- 
auss gekonmmen [1644, ohne Ort] und zu Verführung der Einfültigen be- 
trieglich ausgestreuet worden, gestellet durch das Predig-Ambt 
der Christlichen Gemeine zu Lübeck, Hamburg und Lüneburg. 
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schen dem wesentlichen Grunde der Berufung und deren neben- 
sächlicher Bedingung hätte gewiss auch dem Scharfsinn der 
Scholastiker alle Ehre machen können. Aber Tabor sagte 
mit Recht, dass sie dem Charakter jener Heirats-Bedingung 
schwerlich entspreche. Denn diese erscheine, wenn nicht als der 
wirkliche, so doch wenigstens als der konkurrirende Grund (con- 
causa) der Berufung, oder vielmehr als deren Conditio sine qua 
non!. Wie ja nach Weber’s derbem Gleichnis von der so be- 
dingten Pfarrverleihung auch die Fleischer das Fleisch nicht 
gehen ohne die Kaldaunen ?, 

Die Wittenberger Fakultät verhehlte sich auch nicht, dass 
diese Unterscheidung doch wenig geeignet sei, im konkreten Falle 
einem zarteren Gewissen genug zu thun. Sie fügte ihrem Votum 
deshalb die später gern citierte Mahnung hinzu: „Gleichwie aber 
Kirchen-Patroni niemand eben darum, dass er Wittwe oder Toch- 
ter freien will, zum Pfarramt berufen sollen: also sollte sich 
niemand auch um solcher Ursachen willen bestellen, sondern zu- 
erst das Amt ihm rechtmässiger Weise vertrauen lassen. Als- 
dann könnte er sehen, was solcher Freye halben vorzunehmen 
wäre, damit es nicht das Aussehen gewinne, und er selbst in 
seinem Gewissen sich nicht betrübe, als ob er nicht um seiner Ge- 
schicklichkeit, sondern um dieser Freye willen befördert worden.“ 

Die eben angeführten Worte zeigen uns, dass die Witten- 
berger Fakultät die Verheiratung des Amtsnachfolgers mit der 


Hamburg, Gedruckt bei Jacob Rebenlein, In Verlegung Zachariae Härtels 
Buchhändler, im Jahr MDCXLV. wo es S. 184 f. heisst: „Ist nu der Beruft 
an sich selber richtig, die Person zum Predig-Anpt tüchtig, und lässt ihr 
solchen Fürschlag freiwillig belieben, wird die Ehre des PredigAmpts und 
das Gewissen eines Predigers dadurch nicht verletzet... So aber... die Per- 
son allein wird angesehen, auch andern tüchtigen umb Heirath Freund- 
schaft und Gaben wird vorgezogen, ist solches nicht zu verantworten.“ 

"A.a. O. p. 352. Vgl. in dem oben 8. 191 Anm. gen. „Kurtzen Be- 
richt“ S. 78: die Heirat sei nicht ein freiwillig accidenz, sondern de essentia. 
vocationis massen jetzo keiner praesentiert werde, er habe denn zuvor in 
die Heirat gewilliget. 

”A.a. OÖ. p. 102. 
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Wittwe oder der Tochter des Vorgängers nicht als etwas Selbst- 
verständliches, also keineswegs als rechtlich bindende Regel ange- 
sehen wissen wollte. Dies führt uns zu der wichtigen Frage, o b 
und in wieweit dem so eifrig verteidigten Ge- 
brauche der Wittwen- und Töchter-Conservie- 
rung, zumal in Pommern, von den damaligen Schriftstellern 
ein rechtlicher Charakter zuerkannt wurde? 
Hier ist zunächst bemerkenswert, dass weder M. Stephani 
noch irgend einer der andern Verteidiger jenes Gebrauches die 
angeblichen positiven Rechtsgrundlagen erwähnt, von denen das 
Konsistorium in Greifswald zu wissen meinte (s. oben S. 203). 
Aber ebensowenig berufen sie, den einzigen Tarnow ausgenom- 
men, sich sonst auf ein geschriebenes Gesetz. Darin, dass M. 
Stephani sagt: „religioso impetu et intentione, et non sine 
ratione in hac Pomerania .aliisque vicinis ducatibus eum moren 
constitutum etintroductum esse* ! wird man den Hin- 
weis auf eine formelle Festsetzung und Einführung schwerlich 
finden können. Und Carpzov sagt im Gegenteil, mit bestimm- 
tem Hinweis auch auf Pommern, von dieser Art der Wittwen- 
und Töüchterversorgung, dass sie mehr durch die Gewohnheit, als 
durch ausdrückliches Gesetz eingeführt sei®. An gutem Grunde 
die etwa vorhandenen einschlagenden Gesetzes-Bestimmungen 
namhaft zu machen, hätte es für die Verteidiger des Gebrauches 
jedenfalls nicht gefehlt. Fragte doch ihr Gegner Weber ge- 
radezu, warum denn von jener Sitte, wenn sie lobenswert oder 
wenigstens erträglich sei, in den kirchlichen Verordnungen der 


A. 0.p. 192. 

?2 De juribus foem. Dec. I, pos. IX, Nr. 5—6: Quod tamen jus quibus- 
Jam saltem in locis consuetudine magis, quam lege expressa introductum, 
veluti constat ex moribus Marchiae Pomeraniae Ducatus Megapolitani alıo- 
rumque locorum inveteratis. Cf. Eberhard Spitz, Jura viduarum cleri- 
corum et professorum [Altdorfer Disputation vom 27. 1. 1712] recudebut 
Kohlesius, Altd. 1719, p. 62 (VI, 7): jus singulare in multis praesertim Po- 
meraniae, Marchiae, Ducatus Megapolitani provinciis, consuetudine et mo- 
ribus inveteratis magis, quam lege obtinens. 
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betreffenden Gebiete nichts zu finden sei? Ich glaube, so fügte 
er spöttisch hinzu, weil man sich ihrer vor der Oeffentlichkeit 
geschämt hat. 

Tarnow freilich behauptete, dass solche christliche Weise, 
um die Verlassenen sich zu verdienen, an den Orten, da sie üb- 
lich, durch der hohen Obrigkeit Anordnung in der Kirchenagende 
begritien, und allwege zu versuchen gnädiglich anbefohlen sei?; 
und auch Tabor redete von statutis quorundam locorum und 
einer obligatio statutaria®. Aber schon Lichtscheid (1697) 
ist es trotz emsigsten Durchsuchens der Kirchenordnungen nicht 
gelungen, darin ausser der oben S. 190 Anm. mitgeteilten Stelle 
der mecklenburgischen Kirchenordnung von 1650noch irgendwelche 
andere den Gegenstand betreffende Bestimmungen zu finden‘. 
Aus jener Stelle ergiebt sich aber auch für Mecklenburg nur, 
dass es dort schon damals gebräuchlich war, bei der Besetzung 
einer durch Todesfall erledigten Pfarre denjenigen Kandidaten 
zu bevorzugen, der zur Heirat mit der Wittwe oder Tochter ge- 
neigt war. Und dieser Gebrauch sollte, die Qualifikation der 
Kandidaten vorausgesetzt, auch fernerhin zulässig sein. Dass er 
befolgt werden m üsse, wird nicht angeordnet, dagegen ausdrück- 
lich hervorgehoben, dass ein Zwang zur Eheschliessung nicht 
stattinden dürfe*. 

'A.a. O.p. 104. 

: In dem oben S. 218 Anın. 2 angefülırten Bedenken. 

"A. a. 0. p. 338. 

’A.a. 0. p. 70 ft. 

° Zum Verständnis der obigen Worte Tarnow's bemerkt gegen Licht- 
scheid der Rostocker Professor und Superintendent D. Johannes Fecht 
in seiner Instructio pastoralis, Ed. II, Rostock u. Leipzig 1722, cap. UI, $ 
VII 3 (p. 27) gewiss zutreffend: „nec enim intelligit Tarnovius, dass in 
denen Kirchen-Agenden, sondern alleweg bei vorfallenden Streitigkeiten 
der Zweifeln durch besondere schriftliche Befehle solches zu versuchen be- 
fühlen worden sei. Quod omnino verum esse ipsa experientia confirmat“. 
Nicht zutreffend aber ist es, wenn Fecht nun weiter diese Mandata als 
Beweis dafür ansieht, dass die Worte der Agende nicht bloss von einer 


:ugelassenen, sondern von einer gebotenen Bevorzugung der 
ur Heirat bereiten Kandidaten verstanden werden müssten. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 2. 15 
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Man hat sich für den eifrig verteidigten pommerschen Ge- 
brauch auf positire Anordnungen nicht berufen, weil solche eben 
noch nicht vorhanden waren. 

M. Stephani bezeichnet es als „mos“ und „consuetudo‘, 
als „usque huc in hac Pomerania et aliis vicinis ducatibus ob- 
servatum, ut successores parochiani praedecessorum defunctorum 
viduas vel filias, ad matrimonium idoneas, uxores ducant*; er 
sagte auch: „merito eo privilegio sive beneficio fruuntur defunc- 
torum pastorum liberi et conjuges, ut in parochiis retineantur“'. 
Damit hat er zunächst nur den thatsächlich in Uebung stehen- 
den Gebrauch bezeugt, aber er hat es so gethan, als ob der- 
selbe Ausnahmen nicht erleide, sondern ein für die Pfarr-Relikten 
insgemein geltendes Zugeständnis bedeutend, in jedem einzelnen 
Falle wie selbstverständlich den Wittwen und Waisen zugute 
komme. Ueberdem erinnern wir uns, dass M. Stephani die Ehe 
als mit dem Amte untrennbar verknüpft betrachtete und es ganz 
in der Ordnung fand, wenn den Kandidaten nur die Wahl ge- 
lassen wurde, entweder sich um die erledigte Pfarrstelle zu be- 
werben und zugleich die hinterlassene Wittwe bezw. Tochter 
zu heiraten, oder auf eime Stelle ohne Wittwe und Tochter zu 
warten. (Vergl. oben 8. 217f.) So gewinnen wir den Eindruck, 
dass M. Stephani ebenso, wie sein Bruder Joachim, die 
Wittwen- und Töchter-Konservierung als ein zu rechtlicher Kraft 
gelangtes Herkommen, also als Gewohnheitsrecht, be- 
trachtet hat. Sie als solches ausdrücklich zu bezeichnen, hat 
sich Carpzow nicht gescheut. Er nennt es ein jus singu- 
lare,ein jugeonsuetudinarium conditionatum der Witt- 
wen und Töchter, „ut ambienti parochiam vacantem non aliter 
pateat adıtus, quam si unam ex illis duxerit uxorem“?, Fin- 
ckelthaus hat zwar jene Ausdrücke nicht gebraucht, aber allem 
Anschein nach auch die mit demselben „non aliter patet aditus“ 


! A. a. O. p. 184 (Coronis); 191, Nr. 36; 192; 189, Nr. 26. 
* De juribus foem. Dec. I, pos. IX, Ueberschrift und Nr. 15. Vergl. oben 
S. 224 Anm. 2: quod tamen jus... 
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bezeichnete Praxis ! als Bethätigung eines im Herkommen be- 
gründeten Rechtes angesehen. 

Ganz richtig hat schon Tabor darauf hingewiesen, dass 
diese Gelehrten sich der Inkonsequenz schuldig machten, indem 
sie andrerseits den Rechts-Charakter des Gebrauches dadurch 
verneinten, dass sie ihm die Eigenschaft der zwingenden Ver- 
pflichtung und der notwendigen Befolgung (obligandi potentia 
et observantiae necessitas) absprachen. 

Schon M. Stephani nämlich erinnerte, dass die Wittwen- 
und Töchter-Konservierung keineswegs die Patrone von der Pflicht 
entbinde, nur wirklich tüchtige, für das Amt geeignete Kandi- 
daten zu präsentieren, und dass sie der Gemeinde und dem Pres- 
byterium die Freiheit des Urteils über die Kandidaten nicht ver- 
schränken dürfe, damit nicht etwa einem zu ungelehrten, für den 
Pflug mehr als für die Kanzel tauglichen, die Leitung der Ge- 
meinde übertragen werde. Ja, er sprach es geradezu aus, dass eine 
Notwendigkeit, keinen andern, als den Freier der Wittwe oder 
der Tochter, oder als den Sohn des verstorbenen Pfarrers, ohne 
Rücksicht auf deren persönliche Eigenschaften zum Nachfolger 
zu bestellen, nicht nützlich und heilsam sei, weil so die Succes- 
sionen in der Kirche den kanonischen Bestimmungen zuwider 
ohne jeden Unterschied statthaben würden ?”. Dass M. Stephani 
in der Theorie aber auch die Freiheit des Ehewillens bei den 
Beteiligten als notwendig ansah, zeigt die Art und Weise, in 
der er darzulegen sucht, dass sie bei dem herrschenden Gebrauche 
genügend gewahrt sei (s. oben S. 218). 

Diese von M. Stephani für die Wittwen- und Töchter-Kon- 
servierung aufgestellten Kautelen wurden von anderen vielfach 
wiederholt, auch weiter ausgeführt und begründet. Namentlich 
wurde dabei auf die bösen Folgen hingewiesen, die bei Nichtbe- 


ı A. a. O. p. 222, Nr. 38. Aehnlich, doch ohne Pommern zu nennen, 
Joh. Gerharda.a. O. p. 72: non patet aditus, nisi...; Winckel- 
manna. a. OÖ. Nr. 78: nemini succedere licet, nis... 

A. a. O. p. 191 t., Nr. 37. 

15* 
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achtung dieser Kautelen zu befürchten seien, und es geschah 
dies in einem Tone, der auf manche bereits gemachte schlimme 
Erfahrungen schliessen lässt. Zum Beispiel wenn schon Bal- 
duin den Beschluss des Patrons, durchaus nur einem Freier 
der hinterbliebenen Wittwe oder Tochter das Pfarramt zu ver- 
leihen, auch wenn er zu diesem untüchtig und zur Heirat un- 
lustig sei, entschieden missbilligend, hinzufügt, dass auf solche 
Weise oft der Gemeinde mit Uebergehung Würdigerer ein Un- 
würdiger aufgedrängt und Gelegenheit zu Streit und Zauk, ja 
bisweilen sogar zu tödlichen Misshandlungen (caedibus) zwischen 
Ehegatten geschaffen werde!. So finden wir jene Kautelen dem 
wesentlichen Inhalte nach und zum Teil in wörtlicher Wiedergabe 
bei den Theologen Joh. Gerhard, Balduin, Winckel- 
mann, Tarnow,Dunte, der WittenbergerFakul- 
tät, sowie bei den Juristen Finckelthaus undCarpzov. 
Der Letztgenannte hat sie, für Spätere massgebend, kurz und 
erschöpfend so formuliert: 1) Si vocatus ad ministerium sit habilis 
et idoneus, 2) in quem tota consentiat ecclesia, ne, si aliud di- 
camus, haec libero suo privetur suflragio. 3) Et ut viduae vel 
filiae defuncti antecessoris liber relinquatur consensus ad matri- 
monium, 4) idque etiam successor suo consensu libero approbet ?, 
Nur in dieser Bedingtheit, als jus consuetudinarium condi- 
tionatum, wollte Carpzov das „periculosum jus* der Wittwen- 
und Töchter-Konservierung als zulässig anerkennen. Und er fügte 
ausdrücklich hinzu, wie es ähnlich auch Joh. Gerhard, Fin- 


'A.a.0.».764. Winckelmann a. a. O. Nr. 82. Die Ehe-Zerwürf- 
nisse wurden wenig später von manchen anderen in den grellsten Farben 
gsschildert, siehe die Citate bei Lichtscheid a. a. O. p. 108, 178, 197, 
205. In dem oben S. 191 Anm. ang. „Kurtzen Bericht“ S. 79 wird be- 
hauptet, dass in Dänemark selten ein Jahr hingehe, „da nicht ein paar 
Priester ob adulterium abgesetzet werden. Dann weilen sie alte verlebte 
Wittwen wider ihren Willen heiraten müssen, führen sie hernach ein 
schandlos Leben®, 

” Jurispr. ecel. p. 54, Nr. 5 u. 6; De juribus foem. Dec. I, pos. IX, 
Nr. 11-—14. Ebenda Nr. 9: „perieulosuni jus*. 


Woltersdorf, Die Konservierung der Pfarr-Wittwen und -Töchter et. 999 


ckelthausund Winckelmann betonten, dass aus dem Her- 
kommen nicht ein zwingendes Gesetz abgeleitet und die Rechte 
der erblichen Successionen nicht auf die kirchliche Aemter-Ord- 
nung übertragen werden dürften. Auch wiederholte er das Ur- 
tilBalduin’s, dass es durchaus nicht gebilligt werden könne, 
wenn das Pfarramt nur dem Kandidaten gegeben werden solle, 
der die hinterbliebene Wittwe oder Tochter heirate, auch wenn 
derselbe weder Lust zu dieser Heirat habe, noch für das Amt 
geeignet sei. 

Es liegt auf der Hand, dass durch diese Auslassungen dem 
Gebrauche der Wittwen- und Töchter-Konservierung der recht- 
liche Charakter wieder abgesprochen wurde. Denn sollten diese 
Beschränkungen gelten, so konnte von einem Anspruch der 
Wittwen und Töchter, konserviert zu werden, und von der Heirat 
as Bedingung der Vokation mit Fug nicht mehr geredet 
werden. Das hatten schon Joachim Stephani und die Vormünder 
der Jungfer Anna Wolf ganz richtig erkannt. Höchstens wäre 
dieses bedingte Recht ein Vorzugsrecht für den, unter gleich 
tüchtigen und der Gemeinde gleich genehmen, zur Heirat willigen 
Kandidaten gewesen, aber auch dieses nicht mit der Geltung 
zwingenden Gesetzes, also doch eben nicht Recht. 

Andererseits ist aber auch das klar, dass für die Praxis die 
Aufstellung dieser beschränkenden Bedingungen nicht viel be- 
deuten konnte. Denn näher angesehen hatten sie alle einen Wert 
nur in der Theorie. Das konnte schon damals nicht lange ver- 
borgen bleiben?. Dass ohne den, wenn auch noch so wenig 


!Gerhard aa. 0. p. 72; Finckelthaus a. a. O. p. 224, Nr. 39 (3); 
Winckelmann a.a. 0. Nr. 81, 82. Carpzov, Jurispr. ecel. p. 55. 
Nr. 8 und 9, De junbus foem. Dec. I, p. IX, Nr. 15 u. 16; Balduin u.a. 0. 
p. 764. Vgl. auch oben 8. 222 f. Ann. 1. 

? Schon Joh. Conr. Dannhauer, Theologia conscientiaria, Argen- 
torati 1662, Tom. 1, pars II, Dial. III, sect. III p. 803 (qu. 8): Conditiones, 
quas annectunt qui affırmant 16 Fas hujusmodi conjugti, difficiliores sunt 
praestitu, quam ipsa conditio sponsaliorum, aliarum conditionum foeeunda 
mater, quas vide apud ]. Carpzov. 
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freudigen, Ehewillen der betreffenden Personen eine Ehe nicht 
zustande kommen konnte, verstand sich so sehr von selbst, dass 
von einem direkten Zwange zur Eheschliessung ja in keinem 
Falle die Rede sein konnte, ohne dass doch der indirekte Zwang 
dadurch ausgeschlossen war. Die Forderung der Zustimmung 
der Gemeinden war so lange praktisch bedeutungslos, als es 
diesen an Mitteln fehlte, ihren etwaigen Widerspruch erfolgreich 
geltend zu machen !. Bei der Beurteilung der Idoneität des Kan- 
didaten aber blieb dem subjektiven Ermessen des Patrons und 
der Kirchenbehörden ein so weiter Spielraum, dass auch die 
Forderung der Idoneität nicht viel besagen konnte, solange es 
jenen als wünschenswert und angemessen galt, dass dem Kan- 
didaten der Vorzug zu geben sei, der mit der Wittwe oder der 
Tochter des Anıtsvorgängers über den abzuschliessenden Ehebund 
einverstanden Ist. 

M. Stephani und Carpzov standen in ihrer unklaren und 
widerspruchsvollen Haltung keineswegs allein. Sie teilten sie mit 
vielen, die unsicher schwankten zwischen der Anerkennung der 
Wittwen- und Töchter-Konservierung als einer wohlthätigen, ja 
unentbehrlichen, Ordnung, und einer gewissen Reaktion des sitt- 
lichen Bewusstseins gegen das Unangemessene und Gefährliche 
dieser Ordnung. Den daraus entstehenden Unklarheiten gegen- 
über fixierte Tabor die Streitfrage, um die es sich handle, da- 
hin: ob jene Satzung (statutum) oder Gewohnheit oder Obser- 
vanz gültig (valeat) und zu loben sei, die einem unterrichteten 
und fronmen Kandidaten der Theologie die, wenigstens hypothe- 
tische, Notwendigkeit auferlege, entweder die Wittwe oder die 
Tochter des verstorbenen Pfarrers zu heiraten, oder des ihm zu- 


ı Lichtscheid a. a. O. p. 377: Populi querelas contra violenter ob- 
trusos Parochos non fuisse auditas nec audırı, testis est ıllustr. Secken- 
dorf Christenstaat 11I. XIII. $ 6 pag. 705: Insgemein aber, wann die Zu- 
hörer nicht ein grosses Bubenstück von dem präaesentaten anführen und 
beweisen können, so wird ihr Widerspruch nichts geachtet, wann sie gleich 
sonst gute Ursachen anziehen. 


Woltersdorf, Die Konservierung der Pfarr-Wittwen und -Töchter etc. 9231 


gedachten Amtes verlustig zu gehen!. Eben das war die Alter- 
native, vor welche zwar nicht bei allen, aber doch vielen Pfarr- 
vakanzen in Neuvorpommern und Rügen die Kandidaten sich 
observanzmässig gestellt sahen. M. Stephani hat ebensowenig 
wie das herzogliche Konsistorium in Greifswald Bedenken ge- 
tragen, diese Observanz löblich zu finden. Der Konflikt zwischen 
Ihr und jenen für die Wittwen- und Töchter-Konservierung auf- 
gestellten Kautelen konnte ihm schwerlich verborgen bleiben. 
Aber derselbe fand für ihn seine Lösung in der Ueberzeugung, 
dass oft Kandidaten gefunden würden, die tüchtig und geeignet 
seien, und nichtsdestoweniger gern um Ehe und Amt zugleich 
sich in wohlanständiger Weise bewürben ?, 


4. Die Praxis. 


Nachdem wir gehört haben, mit welchen Gründen die Sitte, 
die Verleihung des Pfarramts durch die Verheiratung des Kan- 
didaten mit der Wittwe oder einer Tochter des Anıtsvorgängers 
zu bedingen, von den einen bekämpft, von den andern vertei- 
digt wurde, dürfte es von nicht geringem Interesse sein, ihre 
thatsächliche Uebung genauer kennen zu lernen. 

Unzweifelhaft hatte diese Sitte an dem HerzogPhilipp Ju- 
lius (1600—1625) eine starke Stütze. Das konnten wir schon 
früher seiner Haltung in dem Bering’schen Heiratsstreit ent- 
nehmen. Auch seine Verwendung zu Gunsten der verwittweten 
Frau Pastor Wegezin in Cartlow ist ein Beweis dafür®. Die 
Patrone, die Herren von Heyden, wollten diese Wittwe nicht 
konservieren, weil dieselbe, wie sie behaupteten, ihren Mann gegen 
die Patrone aufgereizt und mit Schwatzen und Reden viel Un- 
frieden und Meuterei gestiftet hatte. Ueberdem soll sich kein 
Kandidat gefunden haben, der bereit gewesen wäre, diese Frau 


. p. 352, Nr. 14. 
. p. 191, Nr. 37. 
zen Handel erzählt Michaelis a. d. oben S. 188 Anm. 3 
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zu heiraten, da man ihr nachsagte, dass sie ihren vorigen alten 
Mann unsauber in der Kleidung gehalten und überhaupt schlecht 
gepflegt hätte. Früher aber hatte sie sich durch mehrjährigen 
treuen Dienst der Herzogin wert gemacht !, und so richtete nun 


! Der Herzog schrieb, jene Wittwe hätte seiner herzlieben Gemahlin 
etliche Jahre getreulich gedienet und aufgewartet. Sie wird also Kanımer- 
jungter oder dergl. gewesen sein. Das erinnert uns daran, dass eine der- 
artige Stellung manchmal die Vorstufe zu der als Pfarrfrau war. Und zwar 
waren es die Patrone selbst, die den Uebergang aus der einen Stellung in 
die andere vermittelten, indem sie die Pfarre demjenigen Kandidaten ver- 
liehen, der zur Heirat mit dem betreffenden Frauenzimmer bereit war. 
Solch schmühlicher Missbrauch des Patronatsrechtes scheint in dem uns be- 
schäftigenden Zeitraume in Pommern nicht gerade oft vorgekommen zu 
sein, aber an Hindeutungen darauf fehlt es auch in ihm nicht. Voelschow 
a. a. O. [oben S. 213] S. 378: „Tragen demnach Viele des Schlages keinen 
Abscheu, wann ein junger Prediger zu einer erledigten Pfarr soll gebracht 
werden, dass sie ihm eine Küchin oder Folge-Magd antragen, und die Con- 
dition so fest schürtzen, wofeın er der Pfarr will theilhaftig werden, dass 
er die vorgeschlagene Freye auch nicht ausschlagen müsse“. Aehnlich 
Balthasar Schuppe in der „Abgenötigten Ehrenrettung“, Schritten, 
Hanau, 1663, S. 645: „Ich erschrecke oftmals, wenn ich höre, dass Edelleut 
oder Canonici, welche Pfarrstellen zu vergeben haben, oftmals sagen: So- 
viel hat mir der und der versprochen, wilt du mir mehr geben, oder wilt 
du meine Köchin nehmen, so solst du den Dienst haben®. Noch viel 
schlimmer Christian Weber a.a.0. [oben S. 214] p. 152: Tam simpulus 
et ridiculus ac pro puto delectamento est bonus parochus filiis hujus se- 
euli, ut putent regnum coelorum adventare Clericulo, cum parochia et mu- 
lier, saepe scortillum, dantur. Et quando detrita merx cujusdam venalis 
foeminae hinc inde extrusa nemini hactenus obtrudi potuit, itur ad miserum 
et misericordem parochun, cui explieite dieitur: Si vis capere parochiam, 
cape una foeminam, sin vis carere foemina, care quoque parochia; num 
non datur altera sine altera.*“ Und Arnold Mengering, Scrutinium 
Conscientine catecheticum, das ist Sünden-Rüge und Gewissens-Forschung, 
Frankf. u. Leipz. 1686, Kap. X], Frage 86, S. 511: „Ja man böret manchmal 
noch viel schnödere und schändlichere conditiones et impulsivas promovendi, 
als dass Edelleute ihre Zofen und Hof-Mägde, Concubinen und Beyschläfe- 
rinnen an den Mann bringen und Rossdeuschen.* Vgl. auch den oben S. 190 
angeführten Erlass des Herzogs von Braunschweig-Lüneburg vom 6. Mai 
1675. Ernst mahnte Johannes Brunnemann (De jure ecclesiastico 
tractatus posthumus, adauctus a Samuele Strykio, Francof. a. V. 1681, 
ib. I, cap. V, $ XVI, p. 62) dafür zu sorgen, dass der zu Gunsten der 
Pfarrers-Wittwen und -Töchter doch nur zu duldende Brauch (tolerandus 
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der Herzog durch Schreiben vom 25. März 1619 an die Patrone 
das gnädigste Begehren, sie möchten mit dem Gesellen, der auf 
die Pfarre werde vocieret werden, mit allem Fleiss dahin reden, 
dass er, dem gemeinen Kirchengebrauch zufolge, mit der 
Wittwe sich ehelich versprechen und verbinden möge, inmassen 
er, der Herzog, nicht zweifele, sie werde sich also gegen ihren 
Mann erzeigen, dass er einen Gefallen dran haben könne. Frei- 
lich — und das ist bemerkenswert — berief sich der Herzog 
den Patronen gegenüber nicht etwa auf ein geltendes Recht, 
sondern nur auf sein christliches Mitleid mit Wittwen und Waisen 
insonderheit im heiligen Predigtamt und auf den Kirchengebrauch 
in seinen Landen „dass der Prediger Wittwen, so ehrliches Lebens 
und Wandels sein, von den Patronen gute Beförderung zu ge- 
schehen pflege, damit sie von den Successoren im Pastorate wieder- 
um mögen befreiet werden“, und, da der Patronus inexorabel 
und der Kandidat inflexibel war, hatte diese Zwischenkunft des 
Herzogs nicht den gewünschten Erfolg. Aber auch so konnte 
es nicht fehlen, dass der im Lande genugsam bekannte Wunsch 
des Herzogs, den Kirchengebrauch der Wittwen- und Töchter- 
Konservierung in Geltung erhalten zu sehen, der Befolgung und 
Befestigung desselben förderlich sein musste. Aus dem Bering’- 
schen Handel wissen wir, wie eifrig das Konsistorium, 
ganz im Einklange mit diesem Wunsche des Herzogs, auf die Be- 
folgung des Kirchengebrauches hielt, und auch von den General- 
Superintendenten nach Jakob Runge (} 1595) dürfen wır 


mos) nicht auf andere Personen ausgedehnt werde, „ut ita eligatur, si pa- 
troni filiam vel ancillanı, vel netricem lotricemque ducat; . ... sed si ita fiat, 
impune non ferat qui jure patronatus ita abutitur.“ Das wurde dann von 
anderen wiederholt, aber ohne den gewünschten Erfolg, wie z. B. folgende 
Stellen zeigen: Lichtscheid a.a.0.p. 236; Tornow a. oben S. 190 a. O. 
p. 266; Georg Paul Hönn, Betrugs-Lexikon, worinnen die meisten Betrü- 
gereien in allen Ständen ... . entdecket. 3. Edit. Coburg 1724, S. 165; Joh. 
Laur. Fleischer, Einleitung zum geistlichen Rechte, andere Aufl., Halle 
1729, S. 698; Sam. Frid. Willenbergi, Tractatus juris eccles. de offlicio 
vocantis et vocati ad ministerium ecclesiasticum. Jena 1733. p. 87, Nr. 68. 
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gewiss sein, dass sie dem Beispiel, welches dieser gegeben hatte, 
folgten. Einer von ihnen, Barthold Krakewitz (1610 — 
1642), schrieb sogar in jenem Cartlow’schen Falle, und zwar ehe 
der Herzog sich gegen die Patrone geäussert hatte, an eben diese, 
es sei ihm sehr bedenklich, sich in Handlung wider Prediger- 
Wittwen gebrauchen zu lassen, und er könne die üble Nachrede 
nicht ertragen, als wenn er Prediger-Wittwen verdrängete, der 
er gerne geübriget wäre!. Und sein Nachfolger, Moevius 
Völschow (1642—1650), der vorher die vielgeltende Präpo- 
situr in Bergen bekleidet hatte, wollte freilich nicht, dass un- 
tüchtige und ungeschickte Personen, darzu keine Hofinung der 
Besserung wäre, sollten befreiet werden; vielmehr sei billig und 
recht, dass der christlichen Gemein und Zuhörer mehr als der 
Privat-Personen Nutz und Wohlfahrt gesuchet werde. Aber wir 
haben im vorigen Abschnitte gehört, wie warm er für die Wittwen- 
und Töchter-Konservierung als für das in der Regel Angemes- 
sene eintrat. Die Abneigung vieler jungen Theologen gegen diesen 
Gebrauch wusste er sich nur als ein Zeichen fleischlicher Libertät 
zu erklären, Solcher, die ihres Ordens vergessen und nur sehen 
auf des Fleisches Lust und der Augen Lust und hoflärtiges 
Leben (I. Joh. 2,16). Darum ermalınte er, dass von verständigen 
Leuten, denen die Sorge für alle elende Personen im Predigt- 
amt nicht weniger als dem Elisaeo die Versorgung der armen 
betrübten Propheten-Wittwen anvertrauet, den unzeitig Heirats- 
weltsüchtigen Libertinern eingeredet und der Schutz gottseliger 
Kirchen-Personen und der Ihrigen von den Patronen nicht gering 
gerechnet, vielmehr nach Möglichkeit alles dergestalt disponieret 
werden möge, dass ein abgestorbener wohlverdienter Prediger 
vor dem Richterstuhl Christi künftig hervortreten und sagen möge: 
Ihr habet wohlgethan, dass ihr euch meines und der Meinen Trüb- 
sals angenommen habet (Phil. 4, 14) ?. 

Diese Stellung aller höchsten Autoritäten konnte natürlich 


! Michaelis a. a. O. p. 199. 
®» A... 0. 8. 376, 378 £. 
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nicht ohne Einfluss auf das Verhalten der Patrone und auf die 
Gesinnung der Wittwen und der Töchter bleiben. Daher hat 
es nichts Befremdendes, dass nach dem Zeugnis des gleichzeitigen 
Greifswalder Konsistorialassessors Stypmann um die Mitte 
des 17. Jahrhunderts die Wittwen, und manchmal auch recht 
bejahrte, es als ein Recht in Anspruch nahmen, von dem 
neuen Pfarrer geheiratet zu werden, und dass häufig ein Kandidat 
die Pfarre nicht erhielt, weil er nicht auch die Wittwe nehmen 
wollte. Denn meistens habe man in erster Linie an den Ehemann 
und erst in zweiter an die Kirche gedacht. Stypmann sah sich 
einem so fest eingewurzelten Gebrauche gegenüber, dass er es für 
überflüssig hielt, der Frage nach dessen rechtlicher oder mora- 
lischer Begründung erst noch nachzugehen!. Wurde es doch 
auch in dem Haupt-Kommissions-Rezesse vom 5. September 1663 
als eine von langer Zeit auf dem Lande eingerissene Sache 
anerkannt, dass die vocandi Praepositi und Pastores die hinter- 
lassenen Wittwen und Töchter de necessitate zu heiraten, ad- 
stringiret seien. (Dähnert, Landes-Urkunden I, S. 376.) 

Die so bezeugte Praxis im einzelnen zu überblicken ist 
uns für Neuvorpommern leider nicht möglich, weil wir dazu das 
erforderliche statistische Material nicht besitzen. Höchst wahır- 
scheinlich sind zwar in den Memorabilien - Büchern einzelner 
Pfarren manche hieher gehörige Nachrichten enthalten. Doch 
diese Quellen kann ich gegenwärtig nicht erreichen. Es möge 
deshalb an einigen Beispielen genügen, die ganz darnach ange- 
than sind, diese Zeugnisse zu bestätigen. 

Die Wittwe des Pastors Joachim Tide in Reinberg bei Greifs- 
wald, der sie „als ein eisgrauer alter Mann“ geheiratet hatte, wurde 
zum zweiten Male von Tide’s Nachfolger Jakob Wahrendorfi und 
_ 1 Stypmann, a. d. oben $. 186 Anm. 4 gen. O. p. 617 (Nr. 272 fi}: 
‚Praetendunt hoc loco jus et necessitatem quasi impositam novo parocho 
ducendae viduae. Quod quousque verum, et quod de hac re sive more 
sentiendum, jam non despicimus, cum videamus mores jam perduxisse leges 


in suam potestatem, et plerumque curam primam esse mariti posteriorem 
ecclesiae, ac persaepe contingere, ut viduam reprobans conditione vacet*. 
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zum dritten Male von dessen Nachfolger Nikolaus Tessnow ge- 
heiratet. Tessnow’s Substitut (1670) und Nachfolger (1671) Georg 
Pepelow aber erhielt die Enkelin dieser ausdauernden Reinberger 
Pfarrfrau zur Ehegattin. Nach seinem Tode (1695) musste die 
Wittwe freilich einer anderen Frau das Pfarrhaus räumen. Aber 
deren Ehemann, Pepelow’s Nachfolger Abraham Battus, hatte 
doch „wegen Beibehaltung der Frau Wittwen, so allbereits ziem- 
lichen Alters, einige Weitläufigket“, so dass er nach Empfang 
der Berufung noch länger als ein Jahr auf die Einführung in 
das Pfarramt warten musste. 

Ebenso hatte Margarete Prütz die drei aufeinander folgenden 
Diakonen an St. Nikolai in Greifswald Reinhard (+ 1597), Stechow 
(+ 1613) und Burchard (F 1618) zu Ehemännern, und ihre Tochter 
aus der zweiten Ehe wurde an Burchard’s Nachfolger Wendt 
verheiratet ?. 

Viel besser sind wir über die einschlagenden Verhältnisse 
auf der Insel Rügen unterrichtet. Des einstigen Pastors zu 
Trent a. R. und späteren Praepositus zu Loitz i. Pomm. Ernst 
Henrich Wackenroder,Altes und NeuesRügen“® 
(Stralsund 1730, mit Supplement 1732) und die von dem Putbus- 
schen Justiz-Präfekten Johan David Fabarius zu diesem 
Werke gegebene „Nöthige Erläuterung des Alten 
und Neuen Rügens“ (Greifswald und Stralsund 1737) ent- 
halten so reichliche Mitteilungen zur Familiengeschichte der Rügen- 
schen Pastoren im 17. Jahrhundert, dass wir daraus für diese 
Zeit ein ziemlich vollständiges und sehr anschauliches Bild von 
der dortigen Praxis der Wittwen- und Töchter-Konservierung 


! Abr. Battus’ Aufzeichnung in der Reinberger Kirchspiels-Chronik, 
nach Mitteilung des Hrn. Pastor Hasert daselbst. 

2? Biederstedt, Beitrüge [oben 8. 187 Anm. 5) IL, S. 55 f.: „Hoch- 
schützung des Verdienstes und Dankbarkeit bestanden darauf, dass Rein- 
hards Amtsnachfolger, Zacharias Stechow, die junge Wittwe heiraten sollte“. 
Und dann: „Dieser neue verwaisete Zustand der gebornen Prütze hat wirk- 
lich bei der Wahl des stechowischen Anıtsnachfolgers, Burchards, ihre dritte 
Ehe mit demselben zur Folge gehabt‘. Vgl. IV, 71 fi. 
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gewinnen können. 

Zunächst ist klar, dass Wackenroder die Verheiratung 
des neuen Pastors mit der Wittwe oder Tochter des Amtsvor- 
sängers als die Regel ansah, von der nur aus besonderen Gründen 
abzewichen wurde. Nicht nur bemerkt er einigemal ausdrücklich, 
dass bei der Pfarrbesetzung matrimonium liberum gewesen sei, 
sondern er giebt auch mehrfach zu verstehen, dass nach der 
herrschenden Meinung nur Unrverheiratete auf Berücksichtigung 
bei den Pfarrbesetzungen zu rechnen hatten, und dass desshalb 
manche in untergeordneten Aemtern Befindliche nicht heirateten, 
um sich die Hoffnung auf Beförderung nicht abzuschneiden!. 

Wackenroder und Fabarius haben aus der Zeit von 1597 
bis 1706 132 Pfarrbesetzungen auf Rügen verzeichnet. In 28 
von diesen Fällen heiratete der neue Pastor die Wittwe, in 45 
Fällen eine Tochter des Amtsvorgängers. Es kamen also auf 100 
Pfarrbesetzungen 21,21 Wittwen- und 34,09 Tochter-, zusammen 
55,30 Wittwen- und Tochterheiraten. Zur richtigen Würdigung 
dieser Prozentsätze müssen wir aber beachten, dass von den 132 er- 
ledigten Pfarrstellen 8 an Söhne der bisherigen Inhaber verliehen 
wurden, und dass bei einer anderen, nicht genauer festzustellenden 
Anzahl heiratsfähige Wittwen und Töchter nicht vorhanden waren. 
Die Anzahl der Wittwen- und Tochterheiraten war im Verhält- 
nıs zur Anzahl derjenigen Besetzungsfälle, in denen solche Heirat 
überhaupt möglich war, also um ein gut Teil grösser, als jene 
Prozentsätze angeben.. 

Die eben aus Pommern mitgeteilten Fälle, dass eine Frau 
drei auf einander folgende Inhaber derselben Pfarrstelle zu Ehe- 
männern hatte, waren keineswegs vereinzelte. Wir finden eben-. 
solche auf Rügen in Casnevitz, Mönchgut, Gustow und Landow ?. 

'A.2.0.8. 194; 259; 284: matrim. liberum. Dazu die Bemerkungen 
über Rektor Lenike S. 183, Kandidat Stoppelius S. 254, die Diakonen in 
tingst S. 305. 

2 Fabarıusa.a.0. S.119,163 f.; Wackenroder a.a. O. S. 257 ff.; 


33 ff. (Ein Beispiel gleichen Falles in Hinterpommern s. bei Vanselow, 
Zuverlässige Nachrichten [oben S. 193 Anm. 1] S. 127 Nr. 7—9). 
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In diesen Fällen wurden die Wittwen also je zweimal „bei der 
Pfarre konserviert.“ Dasselbe Glück hatten auch diejenigen 
Pfarrerstöchter, die zuerst von dem Nachfolger des Vaters 
und dann verwittwet von dem Nachfolger dieses ihres ersten 
Mannes geheiratet wurden. Es waren, soviel ich sehe, unter den 
45 angemerkten Töchtern 7. Dass diese Sitte der Eheschliessung 
des Amtsnachfolgers mit der Wittwe oder Tochter seines Vor- 
gängers nicht selten ein Missverhältnis zwischen dem Alter des 
Bräutigams und dem der Braut bedingte, ist natürlich. Nament- 
lich trifft dieses in den Fällen zu, in denen die Wittwe zum 
dritten Male heiratete. Die einstige Wittwe des Bürgermeisters 
Völschow ın Grimmen, um deren willen der Kandidat Rückert 
im J. 1629 ohne Weitläufigkeit von dem Stralsunder Rate die Voka- 
tion nach Ummanz erhalten hatte, kann, als sie 1650 aufs neue 
verwittwet, Rückert’s 25jährigen Nachfolger Wittichow heiratete, 
schwerlich weniger, als 50 Jahre alt gewesen sein!. Die er- 
wähnte Pfarrfrau von Gustow, die in erster Ehe 9 Kinder ge- 
boren hatte, war 21, die von Landow mindestens 10 Jahre älter, 
als ihr letzter Mann. Der dritte Mann jener Pfarrfrau in Cas- 
newitz, Salchow (geb. 1686), war 15 Jahre jünger, als ihr erster 
Mann Lobes (geb. 1671). 

Den äussersten Gegensatz zu diesen drei Wittwen-Heiraten 
bilden drei Tochter-Heiraten, bei denen die Bräute 15 und 16 
Jahre alt waren. Eine von ihnen wurde dem Nachfolger ihres 
Vaters freilich erst zwei Jahre nach seiner Anstellung „ehelich 
beigeleget“; aber die Vermutung liegt nahe, dass die Anstellung 
schon im Hinblick auf diese Heirat erfolgt ist?. Die Verheirat- 
ung der zweiten im J. 1650 kam nicht ganz ohne Schwierigkeit 
zu stande. Ich lasse meinen Gewährsmann selbst erzählen. „Im 
Anfange gab es mit der Heirats-Affaire zu Gingst einige Ver- 
driesslichkeit. Denn es war eine Wittwe und deren Stieftochter, 


ı A. dems. O. S. 342 ff. 
2 A. dems. O. S. 298; 321; 316 vergl. mit 314, wo als Hochzeitsjahr 
des Vaters der im J. 1679 getrauten jungen Frau das J. 1663 angegeben ist. 
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Jungfer Anna Runge von 16 Jahren [die Tochter des verstor- 
benen Pastors aus erster Ehe, Enkelin des Gen.-Superintendenten 
Völschow], vorhanden, davon eine bei der Pfarre sollte conser- 
viret werden. Nun reflektirte der Candidatus [der 30jährige 
v. Essen] mehr auf die letzt- als auf die erstere, massen denn 
auch der Hr. General-Superintendent sein Kindes-Kind gerne 
mochte befördert sehen. Allein die Wittwe hing sich an einige 
Häupter der Eingepfarrten, und da kam der Hr. M. Lindemann 
aus Rostock in Vorschlag, der sich die Wittwe zu heiraten resol- 
viret hatte. Es ist remarquable, dass, als der Hr. Land-Voigt 
Ernst Bergelasen den Hn. M. von Essen der Gemeine zu Gingst 
praesentirte, nachdem der Candidatus die Predigt abgeleget, der 
Hr. Land-Voigt gesprochen: „Welchem dieser Prediger gefällt, 
der folge mir nach,“ die ganze Gemeine ihm nachgegangen, und 
die Herren Dissentientes alleine gelassen. Darauf die Institution 
[von Hn. M. Olthoffen] geschehen, auch darauf die Hochzeit mit 
Jungfer Anna Rungen vor sich gegangen !.“ Nicht so glück- 
lichen Ausgang für die Tochter hatte deren Konkurrenz mit der 
Mutter, jener schon erwähnten Pfarrers-Wittwe, 1651 in Gustow. 
Davon berichtet Wackenroder: „Die Wittwe hiesigen Orts resol- 
virte sich anfangs, ihre Jungfer Tochter Margaretham Stahls dem 
Candidato als seine künftige Ehe-Liebste zu versprechen, weil 
sie schon ziemlich bejahret war und allbereit zu Aptirung des 
Wittwen-Hauses Anstalt gemachet. Es ersahe aber dies Mütter- 
chen den jungen Menschen durch’s Fenster eben, als er die Predigt 
abgeleget hatte, und da fingen noch einige Funken in der Aschen 
bei ihr herfür zu glimmen, und war die Liebes-Regung so stark, 
dass sie dasjenige retractiret, was sie mit der Tochter verabredet, 
und war dies ihre gänzliche Erklärung: Ickwillden Herren 
sülvrest. Der gute Candidatus, wollte er sich befördert sehen, 
so musste er in der Heirat willigen und sich, anstatt der Tochter 
mit der Mutter trauen lassen“ ?, 


ı A. deme. O. S. 298. 
3 A. dems. OÖ. S. 258. Eine andere „wahrhaftige Historie* von solcher 
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Vermittelst der Wittwen- und Töchter-Konservierung blieben 
manche Pfarren mehrere Menschenalter hindurch bei den Nach: 
kommen des einstigen Pfarrers. Wo der Faden der weiblichen 
Erbfolge abriss, diente auch wohl ein Sohn als Bindeglied. Bis 
in das achtzehnte Jahrhundert hinein war so die Pfarre von 
Gingst in den Händen ein und desselben Stammes seit 1592, die 
von Zirkow seit 1590, die von Casnevitz seit 1579, die von Patzig 
seit 1555, die von Wieck seit 1550, und die von Rappin sogar 
seit 1542. 

Was die Art und Weise betrifit, in der die Heiraten zu 
stande kamen, so war es wohl gemeinhin dieselbe, die schon 
der General-Superintendent Jakob Runge im J. 1572 und noch 
der Konsistorialassessor Peter Michaelis im J. 1721 als die 
übliche bezeugt hat!. Der Präpositus (Superintendent) und ge- 
eignetenfalls auch andere Pastoren bemühten sich, den Patron 
zur Wahl eines heıratswilligen Kandidaten oder den vom Patron 
in’s Auge gefassten, manchmal auch schon gewählten Kandidaten 
zur Heirat mit der betrefienden Wittwe oder Tochter zu bestim- 
men. So richteten z. B. nach dem Tode des oben S. 236 er- 
wähnten Diakonus Stechow in Greifswald die übrigen Stadtgeist- 
lichen, darunter auch Joachim Bering, eine noch jetzt im Mini- 
sterial-Archive befindliche Eingabe an den Superintendenten und 
den Rat, „dienst- und freundlich bittend, die bevorstehende Be- 
Konkurrenz : zwischen Mutter und Tochter, aber ohne Angabe des Schau- 
platzes, wird in dem oben S. 220 Anm. 2 erwähnten Buche: „Die bösen 
Priesterfeinde* u. s. w. S. 229—233 mitgeteilt. Ein alter Pfarrer trägt 
einem Studiosus die Substitution und die Tochter an; dieser ists zufrieden 
und es findet dann vor dem Vater durch beiderseitiges Jawort die Verlo- 
bung des Substituten mit der Tochter statt. Als nach dem Tode des alten 
Pfarrers der neue Hochzeit wachen will, möchte die Mutter ihn gerne selbst 
haben und bestimmt die Tochter zur Zurücknahme des Jaworts. Doch auf 
Zureden mancher Leute wird diese der Tochter wieder leid, nun aber will 
der Pfarrer sie nicht. Sie klagt beim Konsistorium auf die Ehe, und dieses 
entscheidet „er solle und müsse die Person heiraten, bei Verlust seines 
Dienstes, wozu noch andere Bedrohungen komnien, worauf er es gethan, 


aber nicht eine lange, wiewohl friedliche Ehe ohne Kinder besessen. * 
ı Oben S. 193 und Michaelis [oben $S. 188 Anm. 3] p. 192. 
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stallung des erledigten Ambts also zu richten, dass ja zuforderst 
der Gemeine und Kirchen Bestes werde angesehen; wann aber 
gleichwoll der Allmechtige Godt eine solche Person zeigen würde, 
welche nicht allein zu solchem Ambt genugsam qualificiret, be- 
sondern auch zugleich die Wittib zu heiraten sich wollte belie- 
ben und gefallen lassen, dieselbe für andern zu dem Ambte möge 
vociret und bestellet werden.“ In den nicht seltenen Fällen (ich 
zähle deren 17 unter den 45 Tochter-Heiraten), wo schon zu Leb- 
zeiten des Pfarrers ihm sein Nachfolger als Substitut bestellt 
wurde, war selbstverständlich dessen Verheiratung mit der Tochter 
des alten Herrn bereits bei der Substituierung zu sichern. Die 
Trauung des neuen Pastors wurde häufig gleich bei seiner Amts- 
Einführung durch den einführenden Geistlichen vollzogen!. 

Bei der im allgemeinen geltenden Voraussetzung, dass die 
Pfarre nicht ohne die Wittwe oder die Tochter vergeben werde, 
konnte dieses „negotium gamicum“ gemeinhin keine grosse Schwie- 
rigkeit machen. Denn wo eine Wittwe oder Tochter konserviert 
werden sollte, wurde die Pfarre solchen Kandidaten, die der 
Heirat entschieden abgeneigt waren, gewöhnlich weder angeboten, 
noch von ihnen umworben. Wenn Wackenroder einmal den 
Ausdruck braucht, dem Kandidaten sei, nach Gottes Willen, 
die Pfarr und Wittwe angetragen worden’, so dürfte 
er damit zutreffend das überhaupt übliche Verfahren bezeichnet 
haben. Lehnte in solchem Falle der Kandidat die Wittwe oder 
Tochter ab, so verzichtete er damit eben auch auf die Pfarre. 

Schwieriger war die Sache in den, wie es scheint doch nur selte- 
nen Fällen, in denen der Kandidat die Berufung erhalten hatte, ehe 
seine Willigkeit zur Verheiratung mit der hinterbliebenen Wittwe 


! Noch in dem Aufsatz der jährlichen Gefälle eines General-Superinten- 
denten im Königl. Schwedischen Vorpommern vom J. 1759 ist dieser Fall 
ausdrücklich vorgesehen: „Wenn er bei einer Institution eines Predigers 
zugleich dessen Copulation verrichtet, wird er dafür besonders bezahlet, 
und bekonımt das Opfergeld“. Gesterdings Pommersches Museum, III, 
S. 357. 

A. a.0.S. 271. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 2. 16 
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oder Tochter feststand. Da erfuhren die letzteren wohl manch- 
mal dieselbe Enttäuschung wie Jungfrau Anna Wolf in Greifs- 
wald. Wenigstens liess der im J. 1664 aus dem Konrektorat 
in Greifswald zur Präpositur in Bergen berufene Johannes 
Stein durch die zwei deswegen an ihn abgefertigten Pastoren 
sich nicht zur Heirat mit der Wittwe oder einer Tochter seines 
Vorgängers bewegen!. Dass auch sonst nicht immer Patron 
und Kandidaten bereit waren, zur Konservierung der Wittwe 
die Hand zu bieten, hat uns schon der oben S. 231 f. mitgeteilte 
Cartlow’sche Fall gezeigt. Wenn wir hören, dass eine Prediger- 
Wittwe sich 48 Jahre lang hat kümmerlich im Armenhause be- 
helfen müssen, dass eine andere, die mit ihren Kindern in grosser 
Dürftigkeit zurückblieb, nicht bei der Pfarre konserviert wurde, 
und dass eine dritte, der dieses auch nicht zuteil geworden, dann 
einen Schneider heiratete ?, so hat alle diese schwerlich ihr eigener 
Wille aus dem Pfarrhause getrieben. Aber auch das kam ein- 
mal vor, dass eine Tochter durch zu wählerischen Sinn das Ver- 
bleiben im Pfarrhause verscherzte. Als im J. 1674 der Pastor 
Virow in Zudar gestorben war, „hatte die hinterbliebene Jungfer 
Tochter, weil keine Wittwe vorhanden, Sperance bei der Pfarre 
conserviret zu werden; allein, weil ihr ein und anderes Subjectum 
nicht anstehen wollte, so fiel sie selber durch den Korb, und 
freiete hernach einen Trompeter“ ®. Also unerschöpflich war die 
Rücksicht des Patrons auf die hinterbliebene Tochter nicht, 
während doch gerade auch dieser Fall bezeugt, dass der Patron 
von vornherein gewillt war, bei der Auswahl eines Kandidaten 
so viel als möglich der Neigung der zu versorgenden Tochter 
Rechnung zu tragen. Wie man wohl spottete, dass der Wittib 
manchmal an zehn Kandidaten vorgeritten würden, damit sie 
aussuche, welcher ihr am besten gefällt *. 

Diese Rücksichtnahme gebot sich bei einigermassen humanen 


ı A. dems. O. S. 175. ® A. dems. O,. S. 307, 313, 328, 
> A. dems. O. S, 284. 
* Kurtzer Bericht [oben $S. 191 Anm. ] S. 70: „Es begiebt sich auch 
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Patronen, denen es um das Zustandekommen der Ehe zu thun 
war, so sehr von selbst, dass die Sitte der Witten- und Töchter- 
Konservierung fast unvermeidlich einen nicht geringen Einfluss 
der Wittwen und Töchter auf die Pfarrbesetzungen mit sich 
bringen musste. Und in der That wurde später häufig die so 
geschehende Auslieferung der Pfarren an die Wittwen und Töch- 
ter als ein Grund gegen jene Sitte geltend gemacht. Wenn der 
Rostocker Professor Johann Quistorp im J. 1663 inbetreff 
der Pfarren von einer „yuvarxorapyi« in his terris“ sprach ', so 
werden auch Beobachtungen in Neuvorpommern und Rügen ihm 
dazu Anlass gegeben haben. 

Jene von Benedict Carpzov aufgestellten Kautelen (oben 
S. 228.) kannte man natürlich auch in Pommern. Aber in einer 
Greifswalder Disputation im J. 1666 durfte behauptet werden, 
dass jeder, der nicht sehe, wie oft die tägliche Praxis dagegen 
verstosse, ebenso der Augensalbe bedürfe, um sehend zu werden, 
wie jener Engel der Gemeinde von Laodicea (Apok. 3, 18) ?. 


zuweilen, dass wegen Freundschaft der Wittib ein Stück oder zehen vor- 
geritten werden, damit sie auslesen, welcher ihnen am besten gefällt, da 
muss man seine Person alsdann als ein Cavallier praesentieren, und nicht 
als ein Schulschleicher, Schulfuchs, Arschpaucker geschlichen ankommen, 
vestis enim qualificat hominem, non virtus vel eruditio.* Diese Schrift ent- 
hält aber starke Uebertreibungen, vergl. die Gegenschrift: „Des Priesters 
Heli Belials Buben, Das ist: Kurtzer und gründlicher Bericht De vera 
ratıione status, Warumb mancher bey den Lutherischen Kirchen-Dienst ver- 
geblich suchen muss und nicht finden kann ? Wider dess So-genannten D. 
J. Balth. Schuppii, etc. Kurtzen Bericht, wie und auff was Weis man heu- 
tiges Tags bey den Lutherischen Kirchen-Dienst suchen muss? Heraussge- 
geben durch Antenorn, der H. Schrifft Liebhabern“. In Joh. Balth. 
Schuppii Schrifften, Hanau 1663, S. 872-888. Hier wird der Klage, dass 
viele Kandidaten nicht zu Kirchendienst kämen, weil es ihnen mit Beste- 
chung und Einheiraten nicht gelinge, die Anklage entgegengestellt, dass 
daran vielmehr ihre Untüchtigkeit, infolge faulen und liederlichen Lebens 
auf der Universität, die Schuld trage. (Uebrigens ist auch diese Schnitt 
nicht von Schupp verfasst.) 

‘ Joh. Quistorpii Pia desideria. Rostock 1663, p. 97. 

* Incorruptae vocationis ecclesiasticae requisita et corruptae vitia. Quae 

. sub präsidio Matthai Tabberti publice defendit Theodorus Rölin- 
gius. Gryphisw. 1666. p. 29. Tabbert, Prof., Konsistorial-Rat u. Pastor a. 

16 * 
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5. Das Ergebnis. 

Fragen wir schliesslich, ob die Konservierung der Wittwen 
und Töchter bei den Pfarren durch Verheiratung mit dem Amts- 
Nachfolger des verstorbenen Pfarrers in der Zeit bis zur Mitte 
des 17. Jahrhunderts in unserm Landesteile den Charakter einer 
Rechts-Einrichtung im eigentlichen Sinne gehabt hat, so ist diese 
Frage auf Grund der vorstehenden Untersuchung zu verneinen. 

Wir sahen, dass die Wittwen- und Töchter-Konservierung 
sehr bald nach Einführung der Reformation Sitte geworden ist. 
Aber gerade dasjenige amtliche Zeugnis, auf Grund dessen diese 
Sitte sich immer mehr befestigte, verneinte ausdrücklich deren 
rechtlichen Charakter (oben S. 193). Ohne überhaupt den Witt- 
wen und den Töchtern einen Anspruch beizulegen bezeugte 
es nur die gern erfüllte Liebespflicht des General-Super- 
intendenten, in den einzelnen Fällen möglichst auf die Konser- 
vierung hinzuwirken. Infolge der landesherrlichen Bestätigung 
des Consilium de anno gratiae, in welchem dieses Zeugnis ent- 
halten war, wurde diese Iiebespflicht dann als eine Rechts- 
pflicht aufgefasst, und als deren Aequivalent die Pflicht der 
Kandidaten zur und der Anspruch der Wittwen und Töchter 
auf die Heirat nicht durch positive Satzung, sondern durch die 
Praxis aufgestellt. (Vergl. oben 8.195.) Aber als das Konsi- 
storium in Greifswald aus Anlass des Bering’schen Heirats- 
streites, dieser Praxis Rechts-bildende Kraft zuschreibend, für 
die Sitte der Wittwen- und Töchter-Konservierung gewohnheits- 
rechtlich erlangte Gesetzeskraft in Anspruch nahm, drang es mit 
diesem Anspruche nicht durch. Und auch die wissenschaftlichen 
Verteidiger der Sitte verneinten nicht nur, zum Teil freilich in 
unklarem Widerspruche mit sich selbst, durch die Aufstellung 
von Bedingungen für die Ausübung der Sitte im einzelnen Falle 
den rechtsverbindlichen Charakter der Sitte in der Gegenwart, 
St. Marien, redete übrigeus in bedingter Weise der Wittwen- und Tochter- 


Konservierung sehr warm das Wort in der Schrift: „Der gute Prediger und 
Frommer Zuhörer“ u. s. w. Greifswald 1672, Blatt P. 
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sondern legten auch Verwahrung gegen die etwaige Herausbil- 
dung eines solchen in der Zukunft ein. (Oben 8.227 ff.) Der 
Einblick in die Praxis des 17. Jahrhunderts hat uns gezeigt, 
dass dem entsprechend die gewünschte Wittwen- und Töchter- 
Konservierung wenigstens in manchen Fällen durch den Wider- 
spruch der Patrone oder durch die Unlust des Kandidaten ver- 
eitelt wurde; ein vollgültiger Beweis dafür, dass wir es in jener 
Zeit bei der Wittwen- und Töchter-Konservierung nicht eigent- 
lieh mit einem Rechte, sondern mit einer Sitte zu thun haben. 

Aber der Einblick in die Praxis hat uns auch das Andere 
gezeigt, dass diese Sitte, vermöge ihrer beharrlichen Ausübung 
und ihrer dadurch in massgebenden Kreisen entstandenen und 
genährten irrtümlichen Auffassung als Gewohnheitsrecht, allmäh- 
lich fast die zwingende Gewalt des Rechtes erlangt hat. That- 
sächlich waren jene Fälle nicht erreichter Wittwen- oder Töchter- 
Konservierung doch nur seltene Ausnahmen von der Regel. Nicht 
bloss einzelne entgegengesetzte Fälle besonders auffallender Art, 
sondern auch das ganze Bild der Pfarrbesetzungen auf Rügen 
beweisen zur Genüge, dass häufig den Kandidaten wirklich nur 
die Wahl blieb, entweder mit der Pfarre auch die Wittwe oder 
Tochter zu nehmen, oder auf die Pfarre zu verzichten, gerade 
so wie Matthias Stephani und andere es als das Ordnungsmässige 
bezeichneten (oben S. 218). Und damit steht auch das Zeugnis 
des Haupt-Kommissions-Rezesses vom 5. September 1663 (oben 
S. 235) wenigstens für die Landpfarrstellen im Einklange. Es 
ist deshalb sehr begreiflich, dass man ausserhalb die Sache so 
auflasste, als ob in Pommern die Verheiratung mit der Wittwe 
oder Tochter des verstorbenen Pfarrers die unumgängliche Be- 
dingung und zwar nicht nur thatsächlich sondern rechtlich für 
die Erlangung des betreffenden Pfarramtes sei. 

Wir werden also sagen dürfen: die zur Sitte gewor- 
dene, nicht auf rechtlichen Gründen sondern 
aufhumaner Rücksicht gegen die Pfarr-Relik- 
tenberuhende Wittwen- und Töchter-Konser- 
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vierung wurde in der Praxis vielfach, ja über- 
wiegend, wie einRecht gehandhabt, sodasses 
im einzelnen Falle für ihre Nicht-Gewährung 
besonderer Gründe bedurfte. Das war der Thatbe- 
stand, dn Augustin von Balthasar beschrieben hat, 
indem er zu jener Erklärung des Herzogs Bogislav, dass die Witt- 
wen- und Töchter-Konservierung nicht praecise necessitatis sei 
(oben S. 201), die Bemerkung machte: „Es ist indessen diese Ge- 
wohnheit von je allhier im Lande observieret worden, dass, wenn 
nicht anders ein besonder erheblich Bedenken dabei befindlich, 
der Successor des verstorbenen Antecessoris Wittwe oder eine 
von dessen Töchtern heirate.e Wovon die Ursache wohl haupt- 
sächlich ist, weil man sonst keine Mittel zu dieser armen Leute 
Versorgung füglich ausfindig machen können“!. Will man diesen 
Thatbestand in einer juristischen Formel ausdrücken, so mag 
man immerhin die vonBenediktCarpzov geprägte anwen- 
dend sagen: die Wittwen- und Töchter-Konservierung wurde ge- 
handhabt als ein jus consuetudinarium conditiona- 
tum. Aber man darf dabei nicht vergessen, dass bei Carpzov 
diese Formel bedeutete: die Anwendung des Rechtes der 
Wittwen- und Töchter-Konservierung muss durch Bedingungen 
beschränkt sein; dass dieselbe Formel aber als Ausdruck des wirk- 
lichen Thatbestandes vielmehr besagen will: die Nichtan- 
wendung jenes vermeintlichen Rechtes war durch besondere 
Unistände bedingt. — 

Balthasar hat jener Bemerkung noch die Worte hinzu- 
gefügt: „Daher denn auch diese Gewohnheit in nachfolgenden 
Zeiten verschiedentlich bestätiget und deklarieret worden“. Diese 
Entwickelung weiter zu verfolgen soll die Aufgabe eines späteren 
Aufsatzes sein. | 


! Historische Nachricht [oben S. 191 Anm. 1] S. 76, Nr. 7. Cf. De ma- 
triculis ecel., [oben S. 187 Anm. 1] p. 149, not. 136, wo Balthasar aber 
hinzufügt: Quamvis tamen illum [sc. morem] necessitatem quandam inferre 
nequaquam probari potest. 
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Die Kirchenordnung des Schwedenkönigs Gustav Adolf 
für die Stifter Magdeburg und Halberstadt vom Jahre 
1632 


veröffentlicht und mit einer Einleitung versehen 
von 


Georg Arndt, 


Prediger an St. Moritz in Halborstadt, 

„Gustav Adolf nicht nur Deutschlands Erretter von der 
Uebermacht des Hauses Habsburg, nicht nur ein begeisterter 
Held und königlicher Feldherr, nicht nur der Retter des zu Boden 
geschlagenen Protestantismus von dem päpstlichen Joche, sondern 
auch der Wiederhersteller des evangelischen Kirchenwesens in 
den Stiftern Magdeburg und Halberstadt“: das ist das Resultat, 
welches trotz der ultramontanen Geschichtsschreibung, auch trotz 
des sonst so trefflichen und unübertroffenen Werkes von Gustav 
Droysen die besonnen abwägende und nüchtern urteilende Ge- 
schichtsforschung auf Grund fleissiger Spezialstudien zu Tage ge- 
fördert hat. 

Ein besonderes Verdienst für die Erforschung und Darstel- 
lung dieses wichtigen kirchlichen Werkes hat sich Archivrat Dr. 
Jacobs erworben durch seinen eingehenden Aufsatz! : „Die Wieder- 
herstellung des evangelischen Kirchenwesens im Erzstift Magde- 
burg und Hochstift Halberstadt durch König Gustav Adolf von 
Schweden im Jahre 1632. 


ı Erschienen in der Zeitschrift des Harzvereins für Geschichte und 
Altertumskunde 30. Jahrgang S. 113— 298. 
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Hat Jacobs sich die geschichtliche Darstellung dieser Frage 
zur Aufgabe gestellt und diese Aufgabe unter Benutzung deut- 
scher und schwedischer Archive in ebenso klarer als übersicht- 
licher Weise vortrefflich gelöst, und hat der Verfasser dieser 
einleitenden Bemerkungen die durch Gustav Adolf wiederherge- 
stellten gottesdienstlichen Ordnungen (Agende, Buss- und Bettags-, 
Dankfestordnung, Feldgottesdienste, Kriegsgebete) vom theologi- 
schen Standpunkte aus einer Prüfung und Wertung unterzogen‘, 
so erübrigt es nun noch, da die Schulordnung von 1632 bereits 
in den Mitteilungen der Gesellschaft für deutsche Erziehungs- 
und Schulgeschichte ? gedruckt ist, die Kirchen-, Konsistorial- 
und Visitationsordnung durch den Druck zu veröffentlichen und 
weiteren Kreisen zugänglich zu machen. 

Die kurzen einleitenden Worte aber, welche wir dem Text 
der Kirchen- etc. Ordnung vorausschicken möchten, müssen natur- 
gemäss zwei Punkte darstellen: einmal die Entwicklung der kirch- 
lichen Ordnungen von der Einführung der Reformation im Stift 
Halberstadt bis zum Jahre 1632 und auf der anderen Seite eine 
kurze Uebersicht über die Verhandlungen, welche wegen der 
Kirchenordnung zwichen dem Bevollmächtigten des Schweden- 
königs und den Vertretern der beiden Stifter gepflogen wor- 
den sind. 

Verhältnismässig früh — im Jahre 1521 — drang durch 
Luthers Schriften die evangelische Lehre in das Halberstädter 
Stift (Johanniskloster-Augustinermönche) ein und wurde in der 
Martinikirche evangelisch gepredigt; die Privat- und Winkelmessen 
wurden abgeschafit, die römische Messe von den schlimmsten 
Irrtümern (Messopfer) gereinigt, das Abendmahl in beiderlei Ge- 


ı G. Arndt: Gottesdienstliche Ordnungen etc. in der Monatschrift für 
Gottesdienst und kirchliche Kunst (Spitta und Smend) IV. Jahrgang Heft 
10—12 und V. Jahrgang Heft 1; Derselbe: Buss- und Bettagsordnung etc. 
in der Zeitschrift für praktische Theologie XXII. Jahrgang Heft 1. 

* Herausgegeben von Karl Kehrbach V. Jahrgang Heft 2 (veröffentlicht 
durch P. Becker). 
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stalt ausgeteilt!. | 

Aber es war selbstverständlich, dass es bei aller Hinneigung 
der Bürger in Stadt und Land zu der neuen Lehre unter dem 
streng römisch-katholisch gesinnten Bischof, Kardinal Albrecht 
zu einer Kirchenordnung für das Stift Halberstadt nicht kommen 
konnte. Auch als im Jahre 1540 von demselben Bischof gegen 
Zahlung von 30000 Gulden freie Religionsübung gewährt, als 
überall im Lande evangelische Prediger angestellt und evangelische 
Gottesdienste gehalten wurden, wird. uns zunächst nichts von der 
Einführung einer einheitlichen Kirchenordnung berichtet. Man 
hat sich ohne Zweifel an die damals von Wittenberg ausgehenden 
gottesdienstlichen Ordnungen angeschlossen. Erzbischof Sigis- 
mund (1552—1566) aber, evangelisch erzogen, der Reformation 
innerlich sehr zugethan, aber durch politische Rücksichten ver- 
hindert, die lutherische Lehre in seinem Stifte einzuführen, führte 
die kirchliche Ordnung ein bedeutendes Stück weiter vorwärts. 

Da es an einer für das ganze Stift gemeinsamen Kirchen- 
ordnung fehlte, hatten sich die einzelnen Gemeinden selbst zu 
helfen gesucht, so gut sie konnten; sie hatten sich eine Kirchen- 
ordnung gewählt oder zusammengestellt (wie z. B. die Johannis- 
gemeinde in Halberstadt); an vielen Orten hatten unberufene 
Hände in das Kirchengut eingegriffen, Pfarrdotationen und Stif- 
tungen geschmälert oder zu weltlichen Zwecken verwendet. Es 
war hohe Zeit, der kirchlichen Zuchtlosigkeit, die hereinzubrechen 
drohte, eine feste Ordnung entgegenzustellen und die selbstän- 
digen, zerrissenen einzelnen Kirchengemeinden zu einem einheit- 
lichen Kirchenorganismus zusammenzufassen ?. 

Da beschloss der Landtag zu Calbe a. S. am 5. Dezember 


ı Winnigstedt bei Abel: Sammlung rarer Chroniken S. 382 f.; Nebe: 
Die Kirchenvisitationen des Bistums Halberstadt in den Jahren 1564 und 
1589; Langenbeck: Reformation im Stift Halberstadt S. 14; Jacobs: Hein- 
rich Winckel und die Einführung der Reformation in den niedersächsischen 
Städten Halberstadt etc. in der Zeitschrift des Historischen Vereins für 
Niedersachsen 1896. S. 155. 

2 Vgl. Nebe: Kirchenvisitationen etc. S. 14 ff. 
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1561, eine allgemeine Generalkirchenvisitation in den beiden 
Stiftern Magdeburg und Halberstadt zu halten. Die für die 
Visitatoren entworfene Instruktion — kurz „die Magdeburg- 
Halberstädter Visitations-Artikel* genannt — deren dritter Ent- 
wurf!, der ausführlichste Ende 1561 fertiggestellt sein muss, 
kann mit Recht eine kleine „Kirchenordnung“* genannt werden; 
denn sie enthält nähere Bestimmungen über die Lehre, welche ver- 
kündigt, über die Ceremonien, die beobachtet, über die Vocation, 
durch welche die Kirchendiener berufen, über die Kirchendisciplin, 
die geübt, über die kirchlichen Einkommen, die recht verwaltet, 
über die Schulen, die eingerichtet, über die geistlichen Lehen, 
die gehörig verwahrt, über die Klöster, die scharf beaufsichtigt 
werden sollen. 

Sogleich in dem ersten Artikel über die Lehre wird bestimmt, 
dass „die Pfarrer die Wittenbergische Agenda in allen Kirchen 
haben vnd sich darnach richten, in allen, wie es die Agenda aus- 
weiset, durch beede Stiffte, vnd dabei bleiben sollen“. Unter 
dieser „Wittenbergischen Agenda“ ist die Wittenberger Kirchen- 
ordnung von Jahre 1559, welche mit der Meklenburgischen KO 
von 1552 fast wörtlich übereinstimmt, zu verstehen. 

Ausser diesen Visitationsartikeln aber hat Erzbischof Sıigis- 
mund, wie Dreyhaupt in seiner „Chronik des Saalkreises“ ?, 
Franke in seiner „Geschichte der hallischen Reformation“ ® und 
Herzberg in seiner „Geschichte der Stadt Halle“* erwähnen, 
eine „Interims-Kirchenordnung von 20 Punkten für die Flecken 
und Dörfer des Landes“ erlassen, ohne dass sie uns den Inhalt 
derselben näher angeben, während Danneil®, Hoffmann®, Langen- 


! Abgedruckt bei Dreyhaupt: Chronik des Saalkreises Band I S. 290 ff. 
Danneil: Protokolle der General-Kirchen-Visitation im Erzstifte Magdeburg 
Heft 18. IX ff, im Auszuge bei Richter: Evang. Kirchenordnungen Bd. II. 

2 S. 290. 

S. 217. 

Bd. II S. 264 mit Anm. 1 und 2. 
Protokolle etc. 

(reschichte der Stadt Magdeburg. 


a a » 0 
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beck!, Nebe*, Richter? dieselbe gar nicht erwähnen. 

Diese „Interims-Kirchenordnung“ ist, wie Striebitz in seinem 
Auszug der Dreyhaupt’schen Chronik* bemerkt, abgedruckt in 
Arnold Mengering’s Scrutinium conscientiae catecheticum 8. 1378 ff. 
Auf der leeren Seite vor dem Titelblatt des der Königl. Biblio- 
thek zu Berlin entliehenen Exemplares steht die Bemerkung: 
„Die erste Kirchenordnung im Erzstift Magdeburg, die hiernach 
von M. Tilemann ÖOleario anderweit zum Druck befördert wor- 
den, aber dennoch überaus rar ist, ist hier S. 1378—1384 ganz 
einverleibt“. 

Diese Interims-Kirchenordnung ist auch, wenn auch nicht 
unter diesem Titel, als Handschrift in dem Königl. Staatsarchiv 
zu Magdeburg vorhanden mit der Aufschrift: „Erzbischofs Sigis- 
mund) mandat der Disciplin. Halle S.“5. Mögen auch in dieser 
Handschrift die Einteilung nach 20 Punkten und deren Ueber- 
schriften fehlen, so ergiebt doch ein Vergleich beider mit 
einander, dass sie identisch sind. Diese sog. Interims-Kirchen- 
ordnung ist durch den Verfasser dieser einleitenden Bemerkungen 
zum Abdruck gebracht in dem Unterhaltungsblatt der Halber- 
städter Zeitung und Intelligenzblatt®. Ohne mit den obigen 
Visitations-Artikeln identisch zu sein, erweist sich die Interims- 
KO als eine kurze Zusammenfassung der wichtigsten Bestimm- 
ungen für die Gemeinden der beiden Stifter; sie sollte in allen 
Flecken und Dörfern derselben durch Anschlag bekannt gemacht 
werden, damit die Gemeindeglieder ihren Verordnungen nach- 
lebten, während ja die Visitations-Artikel nur für die Visitatoren 
bestimmt waren. Sie enthält eine Reihe der wichtigsten Anord- 
nungen, wie sie sonst in den Kirchenordnungen erlassen werden; 
sie konnte sich auf wenige Punkte beschränken, da ja die Witten- 


ı Geschichte der Reformation im Stift Halberstadt. 
2 Kirchenvisitationen etc. 

s Ev. Kirchenordnungen. 

* S. 180. 

® s. r. Erzstift Magdeburg 1II Nr.: 57. 

e 1898. 20. April Nr.: 91 und 21. April Nr.: 92. 
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berger KO zur allgemeinen Annahme empfohlen war; so kann 
diese sog. Interims-KO nur im beschränkten Sinne als „Kirchen- 
ordnung“ gelten. 

Die oben erwähnte Bestimmung des Erzbischofs Sigismund 
betr. Einführung der Wittenbergischen Agende blieb auch unter 
seinem Nachfolger, dem Bischof Heinrich Julius, Herzog von 
Braunschweig bestehen, indem derselbe in der für die neue Vi- 
sitation erlassenen Instruktion vom Jahre 1589 verordnete!: „Die- 
weil unser nächster Vorfahr Erzbischof Sigismund in der jüngst 
gehaltenen Visitation eine gewisse und bisher gebräuchliche Agende 
in alle und jede Pfarre dieses Stifts übergeben und verordnen 
lassen, so wollen wir auch dieselbe bei dem Gebrauch solcher 
Agenden und Ceremonien sammt dem angehängten Lehrbüchlein 
ruhiglich bleiben lassen“. Auch empfahl derselbe Bischof den 
Pfarrern die Lehrschriften, welche in dem von seinem Vater für 
die Braunschweigischen Lande zusammengestellten Corpus doc- 
trinae enthalten seien, zum treuen und fleissigen Gebrauch, um 
sich aus denselben bei schwebenden Irrtümern und Religons- 
streitigkeiten Rat zu erholen. 

Trotz dieser wiederholten strengen Anweisung, dass die 
„Wittenbergische Agende in Gebrauch genommen und behalten 
werde“, scheint es doch bei dem Wechsel des kirchlich-weltlichen 
Regiments durch die Häuser Brandenburg und Braunschweig 
nicht zu einer Einheitlichkeit in den beiden Stiftsländern ge- 
kommen zu sein. Denn als der mit dem kirchlichen Organisations- 
werk beauftragte königlich schwedische Gesandte, der Bischof D. 
theol. Botvidi bei seiner Anwesenheit in Halberstadt am 7. Mai 
1632 die Vertreter der Stände fragte, ob man im Halberstädti- 
schen jemals eine allgemeine, allseitig anerkannte kirchliche Gottes- 
dienstordnung besessen habe, wurde diese Frage verneint und 
geantwortet, dass es den Pastoren freigestellt sei, sich der witten- 
bergischen oder sächsischen oder braunschweigischen oder einer 


ı Bei Nebe a. a. O0. S. 20. 
2 Ebenla S. 20. 
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andern Agende zu bedienen!. 

Aber nicht nur dieser Mangel an Einheitlichkeit legte es 
nahe, der wenig angebrachten Mannigfaltigkeit zu steuern, sondern 
noch vielmehr die Unordnung und geistliche Not, welche infolge 
des Restitutionsedikts des siegestrunkenen Kaisers, Ferdinand II., 
im Jahre 1629 im ganzen Stiftslande Halberstadt Platz gegriffen 
hatten. Die Evangelischen waren zum grössten Teile aus ihren 
Kirchen, Schulen, Stiftern vertrieben und die evangelische Pre- 
digt beseitigt — schwerer Druck lastete auf den Gemütern ?. 

Da erschien im Augenblicke der höchsten Not, im Juni 1630, 
der „Löwe aus Mitternacht“, der Held aus dem Norden, Gustav 
Adolf, um die bedrängten evangelischen Glaubensgenossen aus 
drohenden Gefahren zu befreien. Nachdem derselbe bereits am 
8. September 1631 zu Halle a. S. die schwedische Regierung für 
das Erzstift Magdeburg eingesetzt hatte?, ernannte er am 15. Sep- 
tember den Fürsten Ludwig von Anhalt-Köthen zum Stadthalter 
der eroberten Stifter Magdeburg und Halberstadt, welcher das 
schwierige Amt „aus treueifriger Liebe gegen das notleidende 
evangelische Wesen“ annahm‘. Derselbe erklärte auf dem all- 
gemeinen Landtage der magdeburg-halberstädtischen Stände am 
15. November 1631, dass ihm die Religion, der wahre Gottes- 
dienst und dessen feste Handhabung hoch und getreulich am 
Herzen liege und dass er fleissig darnach trachten wolle, das 
Kirchenwesen zu bessern®. 

Nachdem nun auch die Bürgerschaft Halberstadts am 1. Fe- 
bruar 1632 den schwedischen Kommissaren gehuldigt hatte und 
auch hier eine besondere Kanzlei und Regierung eingesetzt war, 
ging man an das Werk der Erneuerung des evangelischen Kirchen- 
wesens in den beiden Stiftern Magdeburg und Halberstadt, von 


ı Jacobs: Wiederherstellung etc. S. 195. 
2 Derselbe S. 123 ff. 

3 Ders. S. 134. 

* Ders. S. 135. 

> Ders. S. 139 £. 
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welchen dem letzteren in kirchlicher Beziehung eine feste Ord- 
nung nötiger war als für Magdeburg, wo die Reformation schon 
frühzeitig eine einheitliche Gestaltung gefunden hatte. Der Mann 
aber, welchem Gustav Adolf dieses umfassende Werk anvertraute, 
war der oben bereits erwähnte D. theol. Botvidi, früher Hof- 
prediger, dann Leiter des königlichen Feldkonsistoriums und 
Bischof von Lincöping !'. Erleichtert wurde ihm diese schwierige 
Aufgabe dadurch, dass überall in beiden Stiftern ein lebhaftes 
Verlangen nach Ordnung und Hebung der kirchlichen Zustände 
vorhanden war. 

Die Verhandlungen zwischen D. Botvidi und den Vertretern 
der Stände fanden in Halle a.S. statt. Die Ordnung, welche 
er aufzurichten bestimmt sei, solle mit den Satzungen der säch- 
sischen Kirchen übereinstimmen ?. Da die drei dem Bischof be- 
zeichneten Mitarbeiter Syndikus Dr. Brunner, Hofrat Dr. Marcus 
und Notar Faber den Wunsch aussprachen, nicht die sächsische 
Ordnung einfach anzunehmen, sondern eine aus eigenen Bestim- 
mungen zusammengestellte Kirchenordnung zu besitzen, so be- 
schloss man, zuerst die Agende, dann die Kirchenordnung, ferner 
die Konsistorial-, die Visitations- und endlich die Schulordnung 
festzustellen 3. 

Zur Abfassung der Agende berief der Bischof drei Hal- 
lenser Pfarrer (D. theol. Merk, Röber und M. Rudolphi); Dr. 
Brunner übernahm es, aus älteren kirchlichen Bestimmungen 
eneKirchenordnung zusammenzustellen, während dieK on- 
sistorial- und Visitationsordnung dem Dr. Marcus, 
dagegen die Schulordnung dem Scholarchen Andreas Schultze 
übertragen wurden. 

Mit kühnstem Mut und regstem Eifer gingen diese Männer 
an die gewaltige Arbeit; der Bischof prüfte, erweiterte oder 
kürzte und ordnete die von seinen Mitarbeitern gemachten Aus- 


! Ders. S. 160 ff. 
2 Ders. S. 169. 
®? Ders. S. 170. 


Arndt, Die Kirchenordnung des Schwedenkönigs Gustav Adolf etc. 955 


züge; innerhalb sieben Wochen war das ganze Werk mit allen 
seinen Teilen mit Fleiss und Sorgfalt zu Ende geführt. Auf der 
gemeinsamen Versammlung der Stände beider Stiftsländer am 
7. Juni 1632 wurde dasselbe geprüft und mit geringfügigen Aen- 
derungen angenommen !. 

Während die Agende noch in demselben Jahre 1632 ge- 
druckt und sofort in Gebrauch genommen wurde — dies war ja 
das Wichtigste für die evangelischen Gemeinden der Stiftsländer, 
eine gemeinsame gottesdienstliche Ordnung zu besitzen — wur- 
den die Kirchenordnung und die mit derselben verbundenen Ord- 
nungen erst am 15. Februar 1634 bestätigt ?®. 

Fragen wir nun, aus welchen Quellen diese kirchlichen Ord- 
nungen zusammengesellt sind, so erhalten wir hierfür Auskunft 
durch die Erklärung des Bischofs D. Botvidi vor den versam- 
melten Ständen am 7. Juni 1632, dass das ganze Werk nicht 
aus seinem Kopf stamme, sondern gemäss der ihm vom König 
erteilten Anweisung aus einer magdeburgischen Handschrift und 
aus der sächsischen und koburgischen Kirchenordnung ausge- 
zogen sei?. 

Während die beiden zuletzt genannten Quellen, die kursäch- 
sische Kirchenordnung des Kurfürsten August von Sachsen vom 
Jahre 1580 sowie die Kirchenordnung Johann Casimirs von 
Sachsen (gedruckt in Coburg i. J. 1626) uns bekannt sind, haben 
wir über die „magdeburgische Handschrift“ nichts Näheres er- 
mitteln können. 

Ein auch nur oberflächlicher Vergleich unserer schwedischen 
Kirchenordnung mit den beiden anderen ergiebt die Richtigkeit 
der obigen bischöflichen Erklärung; eine ausführliche und ein- 
gehende Vergleichung würde hier zu weit führen. 

Von unserer Kirchenordnung sind, soweit uns bekannt ge- 
worden, vorhanden zwei handschriftliche Exemplare, welche — 

ı Ders. S. 199 ff. 


2 Der. S. 239. 
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offenbar von derselben Hand abgeschrieben — sich in dem könig- 
lichen Staatsarchiv zu Magdeburg! und in dem herzoglichen Haus- 
und Staatsarchiv zu Zerbst? befinden. Das erstere ist in ein- 
zelnen Abschnitten mit vielen Korrekturen, Zusätzen und Streich- 
ungen von späterer Hand versehen. Diese Korrekturen brechen 
in dem 5. Capitel der Schulordnung plötzlich ab. 

Ausser diesen beiden handschriftlichen Exemplaren der 
Kirchenordnung ist auch ein auf der Marienbibliothek zu Hallea.S. 
befindlicher Abdruck der Kirchen-, Visitations- und Konsistorial- 
ordnung (einschliesslich der Agende) vom Jahre 1635 vorhanden, 
in welchem jedoch die Schulordnung vollständig fehlt. Dieser 
Abdruck entbehrt sowohl des Titels als der Inhaltsangaben 
ersterer ist von ziemlich gleichzeitiger Hand schriftlich ergänzt. 
In diesem Abdruck sind sämtliche auf das Stift Halberstadt be- 
zügliche Stellen gestrichen und nur das Erzstift Magdeburg be- 
rücksichtigt; er weist ausserdem eine grosse Menge Verände- 
rungen, Zusätze, Weglassungen auf, sodass die ursprüngliche 
Handschrift vor der Drucklegung eine nicht unwesentliche Ueber- 
arbeitung erfahren hat. 

Bei der am 15. Februar 1634 erfolgten Bestätigung der 
Kirchenordnung durch Oxenstjerna bemerkte derselbe, dass diese 
Bestätigung mit abermaliger mit der magdeburgisch-halberstädti- 
schen Landschaft Zuziehung fürgenommener Revidierung und 
wo es nötig befunden, Erläuterung und Verbesserung geschehen 
sei®. Wenn wir nun bedenken, dass die in dem Magdeburger 
Exemplar vorgenommenen Korrekturen nicht nur bei einzelnen 
Worten, sondern auch bei ganzen Sätzen mit dem Abdruck vom 
‚Jahre 1635 übereinstimmen, so liegt die Annahme nahe, dass 
wir in jener Ueberarbeitung der Magdeburger Handschrift min- 
destens eine Vorarbeit zu der von Oxenstjerna berichteten Re- 
vision besitzen. 


!s.r. Magdeb. Landstünde 549. fol. 1—128. 
: A 9a Nr.: 200 (145 Blätter). 
® Jacobs: „Wiederherstellung ete.“ S. 239. 
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Wenn wir es nun auch mit Jacobs bezweifeln möchten, ob 
das ganze Werk überhaupt zu einer eigentlichen Veröffentlichung 
gelangte!, da es in Zusammenstellungen von Kirchenordnungen 
aus jener Zeit nicht aufgeführt wird, während wir die Agende 
z. B. in der Bibliotheca Agendorum von Bokelmann-König ? auf- 
gezählt finden, und ferner wenn wir es dahingestellt sein lassen 
müssen, wie weit die 1635 gedruckte Kirchenordnung im Magde- 
burgischen zur Anwendung gelangte, während dieselbe für Halber- 
stadt wohl nie in Kraft getreten ist, so ist dennoch die ganze 
gewaltige Arbeit nicht vergeblich gewesen. Denn die Agende 
ist in beiden Stiftern sofort in Gebrauch genommen, im Halber- 
städtischen über 100 Jahre bis 1737 in Geltung geblieben und 
in Magdeburgischen im Jahr 1653 und 1663 durch eine neue 
Agende ersetzt worden, welche abgesehen von geringen Zusätzen 
und Aenderungen lediglich einen Nachdruck der schwedischen 
Agende von 1632 darstellt. Die Agende von 1663 ist aber im 
Jahr 1685 als „Agende für das Herzogtum Magdeburg“ wörtlich 
abgedruckt. So können wir auch für das Erzstift-Herzogtum 
Magdeburg eine gleichfalls 100jährige Einwirkung der schwedi- 
schen Agende auf das gottesdienstliche Leben konstatieren. 

Aehnlich verhält es sich — wenigstens in Bezug auf Magde- 
burg auch mit der Kirchenordnung. Hat dieselbe zwar für Halber- 
stadt wohl niemals eine Bedeutung gewonnen, weil das Bistum 
im Jahr 1648 in ein weltliches Fürstentum verwandelt dem branden- 
burgischen Staate einverleibt wurde und durch diese Vereinigung 
stets eine geregelte kirchliche Verwaltung genoss, so ist doch für 
Magdeburg unsere schwedische Kirchenordnung grundlegend ge- 
worden für die im Auftrag des Herzogs August im Jahr 1653 
verfasste „Fürstlich Magdeburgische Kirchenordnung“, indem 
letztere im wesentlichen ein Abdruck der KO von 1632 ist, wenn 
auch die 38 Kapitel und die Artikel anders geordnet sind. Was 
ein Vergleich nach dieser Hinsicht uns bestätigt hat, spricht 

! Ders. S. 238. 
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Bokelmann-König in seiner Bibliotheca Agendorum! bereits als 
Vermutung aus, weil die Agenden von 1632 und 1653 im wesent- 
lichen übereinstimmen und weil beide sich auf einen Artikel der 
Kirchenordnung (betr. Gleichheit der Kirchen-Ceremonien und 
Gebräuche) berufen, ohne dass Bokelmann unsere KO von 1632 
gekannt hat. | 

Auf der Magdeburgischen KO von 1653 aber beruht wiederum 
die im Jahr 1685 herausgegebene und durch spätere Edikte 
vermehrte, im Jahr 1739 von neuem edirte KO des Herzogtums 
Magdeburg, welche noch heute in den zu dem früheren Herzog- 
tum gehörigen Landesteilen der Provinz Sachsen Geltung hat. 
So hat das im Auftrag des Schwedenkönigs Gustav Adolf unter- 
nommene kirchliche Organisationswerk eine bis auf unsere Tage 
reichende Wirkung ausgeübt. Und diese Bedeutung rechtfertigt 
wohl zur Genüge den wörtlichen Abdruck der Kirchen-, Visi- 
tations- und Konsistorialordnung von 1632. 

Wir haben für denselben das Exemplar des Magdeburger 
Staatsarchivs (M) zu Grunde gelegt und die Abweichungen der 
Zerbster Handschrift (Z) und des Hallenser Druckes (H) in die 
Noten verwiesen. 


Kirchen-, Visitation-, Consistorial- und Schulordnung 
Anno 1832. 


ı S. 137. 

* Z hat einen vollständigeren Titel, welcher lautet: 

„Königliche Schwedische Kirchen: / Visitation: Consistorial: vnd / 
Schul: Ordnungen / wie solche / in dem Primat: auch beyder / Ertzt: vnd 
Stifftern in / Magdeburgk vnd / Halberstadt sollen / gehalten werden. / 
vffgerichtet / In Ao 1632“. 

H (Das Hallesche Druck-Exemplar) hat vor dem gedruckten Worte 
„KirchenOrdnung* folgenden von ziemlich gleichzeitiger Hand schriftlich 
ergänzten Titel: 

„Newe Magdeburgische vnd Halberstedsche 
|: Da König Gustavus Adolphus aus 
Schweden dieselben Länder nach 
verlauffenen ihren adıninistrator vndt 
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Vorzeichnus! der Capittel zur Kirchen Ordnung gehorig. 
I. Von dem Christlichen Glaubens Bekendnuss in dem Pri- 
mat: auch beyden Ertz: vndt Stiefitern Magdeburgk 
Vndt Halberstadt. 
Il. Von der Kirchen Agenda vndt Ceremonien. 
III. Von Administration der Heiligen Tauffe. 
IV. Von der NothTaufte. 
V. Vom Einsegenen der Kindbetterin. 
VI. Von der Vesper an Sonn: vndt anderen FestÄbenden. 
VII Von der Beicht vndt Absolution. 
VII. Von der Metten? an Sonn: vndt Feyertagen. 
IX. Von der AmbtPredigtt an Sonn: Fest: vndt Feyertagen. 
X. Von EmPfahung des Heiligen Abendmals. 
XI. Von der Vesper an Sonn: vndt Festtagen. 
XIl. Von den Fest: vndt Feyertagen. 
XIII. Von dem Gottesdienst an Wergktagen. 
XIV. Von Vbung vndt Examine des Catechismi. 
XV. Von der Litaney Collecten vndt Gebethen. 
XVI. Von Ehesachen vndt Ehelicher Trawung. 
XV1lI. Von Besuchung, Tröstung vndt Communion der Krancken. 
XVIII. Von Handlung’? mitt Schwermütigen auch besessenen vndt 
Gefangenen. 
XIX. Von Begräbnüssen. 
XX. Von den Superintendenten vndt ihrem berufl. 
XXI. Von Beruff vndt annehmung der Pfarherrn vndt Kir- 
chendiener. 
XXII. Von Examine Newer Prediger vndt Kirchendiener. 
"XXIII. Von Ordination der Prediger vndt Kirchendiener. 
XXIV. Von Erinnerung eines Newen Predigers, vor seiner In- 
vestitur. 


Bischofe überzogen vnd innehatte, 
mit des Churfürsten von Sachsen Consens: | “ 
' Dieses Inhaltsverzeichnis fehlt in H. 
® Zusatz in M von späterer Hand: „vnd früepredigt*. 
® Z: „Handlungen“. 
LT 
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XXV. 


XXVI 
XXVIL 
XXVII. 


XXIX. 


XXX, 


XXXIL 


XXXII. 


XXXII 


XXXIV. 


XXXV, 


XXXVL 
XXXVI. 


AÄXXVII. 
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Von Investitur vndt Einweisung eines Newen! Pre- 
digers. 

Vom LehrAmbt der Prediger. 

Vom Leben vndt Wandel der Prediger. 

Von besoldung vndt Accident. ? der Prediger. 

Von Baw: vndt besserung der Kirchen, Pfarren, 
Schulen, vndt Cüstereyen auch von Stülen in der 
Kirchen. 

Von Freyheitten der Prediger. 

Von der EingePfarreten Verhaltung gegen die Lehre 
des Heiligen Göttlichen Wortts. 

Von der EingePfarreten Verhaltung gegen ihre Pre- 
diger. 

Von der Erb: Lehen: vndt Gerichtshern auch deren 
bedienten Verhaltung gegen die Prediger. 

Vom Kirchen Kasten. 

Von den KirchVätern, oder Vorstehern des Kirchen- 
Kastens. 

Von Hospitaln, vndt derselben Vorstehern. 

Von der KirchenDisciplin, Buss vndt Bann. 

Von den Üüstern. 


Kirchen Ordnungk 


Cap. I. Von dem Christlichen Glaubens Bekend- 


nus, in 


dem 


Primat: auch beyden, Ertz: vnd 


Stiefftern Magdeburg vnd Halberstadt. 
Das heilige Wortt Gottes in den Schriftten der Propheten 


vndt Aposteln begriffen, Ist die Einige Norma, Richtschnur vndt _ 
Regul, nach Welcher sich alle Kirchen : vndt Schuldiener richten, 
vndt ihre Predigten vndt Lehre, bey Vnterweisung des Volcks, 
vndt der Jugendt in Wahrer Gottesfurcht allzeitt anstellen sollen. 
! in 2 fehlt „Newen“. 

? 2: „Accidentalien‘“. 


® Z hat bei der Inhaltsangabe von Cap. I ein „NB“. 
Ueberschrift: „in dem Primat vnd Ertz Stitft Magdeburg‘*. 


In H lautet die 
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Es ist aber Nötig, das in dieses Primat: vndt Ertzstieffts 
Magdeburg, auch Stieffts Halberstadt! Kirchen, umb falscher 
vndt Vnreiner Lehrer willen, so sich gleichsfals der heiligen 
Schrift rühmen, eine gründliche, helle, klare, Confession vndt 
bekendnus, von den streitigen Religions-Articuln verfassett sey, 
dadurch sie, nebst ihrem glauben vndt bekendnus, Von allen 
Abgöttischen Versamblungen, falschen Lehrern, Rotten vndt 
Secten abgesondertt werden. 

3. 

Solches Christliche glaubensbekendnus bestehett nechst den 
Schrifften der Propheten vndt Aposteln, vf den dreyen Haubt 
Symbolis der Kirchen, Apostolico, Niceno vndt Athanasiano ?, 
Auch in der Vngeenderten Augspurgischen Confession, so im 
Jahr 1530. Keyser Carolo dem Fünfften, in offentlicher Reichs- 
Versamblung Vbergeben, derselben Apologia, Kleinen vndt gros- 
sen Catechismo Lutheri, Schmalkaldischen Articuln, vndt der 
Formula Concordiae, wie dieselbe Anno 1580. verfassett, vndt 
von den Evangelischen Chur : Fürsten vndt Stenden, des Heiligen 
Römischen Reichs? Vnterschrieben. 


4. 

Nach diesen Libris Symbolicis, zuforderst aber nach den 
Schrifiten der Propheten vndt Apostel sollen sich alle Kirchen: 
vndt Schuldiener einhellig achten, vndt in allen ihren Predigten, 
vndt ihres Ambts Verrichtungen, denselben gleichfürmig erzeigen. 


D. 
Die Examina der Ordinanden auch bey den Visitationibus, 
der Kirchen vndt Schuldiener, sollen gleichsfals darauft gerichtett, 
vndt Niemandt zu Kirchen vndt Schulen, noch sonst in Welt- 


! Z hat bei Art. 2 am Rande ein „NB“. 
In H fehlen die Worte: „auch Stieffts Halberstadt“. 
® Schreibfehler in Z: „Athanasio“. 
? Zusatz von anderer Hand in M: „ v. insonderheit von den dermahlig 
H. Administrator v Theologis dieses Erzstiftts*. 
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lichen vndt Heusslichen Stande zu Eniptern, : vermög der Land- 
verfassung :, befordertt werden, Er habe sich dann zuuor rundt 
vndt Klar, zu ermelten Schrifiten bekennett, vndt dabey Standt- 
hafftig zuuerharren, Mundt: vndt schrifftlich promittiret vndt 
verpflicht gemacht. 

6. 

Wen das geringste an einem! Kirchen: Schuldiener, oder 
einem! Andern vermerckett wirdt, das er sich Newerung vndt 
Enderung Vernehmen lassen, Soll alsobaldt? vom Consistorio 
vndt dem Superintendenten ® ein ernstes einsehen geschehen, 
vndt die gebühr mitt ine Vorgenommen werden, damitt die Ge- 
meine Gottes mitt ärgerlichem gezäncke vndt Zwiespaltt ver- 
schonett bleibe. 

7. 

Die Schritften der alten Kirchenlehrer, welche man die Väter 
nennet, sollen zwar von den Predigern auch fleissig gelesen, 
aber keinesweges den schrifften der Heiligen Propheten vndt 
Aposteln, gleich geachtett, noch fur eine Regul vndt Richtschnur 
des glaubens angenommen, Sondern aus vndt nach der Heiligen 
schrifft, wie auch der Newen KirchenLehrer schriften, gevr- 
theilett werden. 


Caput I. Von der Kirchen Agenda vnd Cere- 
monien. 
1. 

Von den Ceremonien indt Ordnungen in den Kirchen sollen 
die Prediger, so offt es die gelegenheitt gibtt, ihre Zuhörer, ver- 
möge Gottes Worts, vndt nach Anleitung dieser KirchenOrd- 
nung berichten, das solche euserliche Ordnung * vndt Ceremo- 
nien fur sich selbst Kein Gottesdienst, noch ein stück desselben, 


ı fehlt in H. 

® 2: „so soll baldt ...... ein ernst einsehen geschehen“. 

® In M korrigiert in: „vom Superintendenten vnd wo nötig vom Con- 
sistorio“. H liest: „von den Superintendenten vnd Consistorio*. 

* In Z fehlen die Worte: „berichten ....... Ordnung*. 
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sondern allein der Vrsachen verordnett sein, auff das der Gottes- 
dienst, zu gelegener Zeitt vndt orth, fein Ehrlich vndt ordent- 
lich gehalten werde. 

2. 

Es soll! niemandt, wen Vngleiche Ceremonien vndt ge- 
breuche, in euserlichen Dingen, bey den Kirchen sein, daran 
ärgern, sondern der Christlichen freyheitt, das man nicht an einer- 
ley gewisse Ceremonien vberal gebunden, sich hierunter Erinnern, 
vndt zu deren erhaltung, die Vngleichheitt der Ceremonien, sich 
nicht anfechten noch jrren Lassen. 

3. 

Weil es aber Viel nutz vndt frucht mitt sich bringett, wen 
in Ceremonien eine gleichheitt observiret wirdt, wie es dann auch 
zu erhaltung der einigkeitt in der Lehre dienlich, auch einfältige 
gewissen desto weniger ärgertt, so soll in Ceremonien vndt Kir- 
chengebreüchen eine gleichheitt, so Viel möglich, gehalten wer- 
den, vndt der Vrsachen, alle Pfarherrn sich richten nach dieses 
Landes Agenda, vndt Keiner derselben zuwieder, ettwas Newes 
vndt sonderliches anrichten noch einführen, darüber die Super- 
intendenten vndt Consistorium, zu Verhütung ärgernus trewlich 
halten, vndt in Visitationibus fleissige nachfrage haben sollen. 

4. 

Es sollen die Prediger das Volck vermahnen, das sie die 
Versamblung der Gemeine Gottes Lieb haben, auch sich gerne 
bey den Ceremonien, vor vndt nach der Predigtt, finden lassen, 
Weil dieselbe eine bewegung geben, das die Leute ihre Gedancken 
zusammen fassen, ihre hertzen erheben, vndt in aller Demuth, 
vndt mitt hertzlicher Andacht zum wortt, zum Sacrament vndt 
zum (ebett in der gemeine sich schicken. 


Caput IH. Von Administration der heiligen Tauffe. 
L: 
Die Prediger sollen sich mit reichung der Tauffe, allerdings 


GT a a ne 


' Zusatz in M: „sich“, 
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richten vndt Verhalten nach der Kirchen Agenda, so hierüber 
verfassett. Cap. 1. | 
2. 

Die Administration vndt Verrichtung dieses Hochwürdigen 
Sacraments, soll allezeitt in der Kirchen, Aussgenommen den 
Nothfall!, auch mitt grosser Ehrerbietung geschehen, Als Vor 
dem Angesicht der Hochgelobten Dreyfaltigkeitt, so dieses grosse 
Gnadenwerg der Wiedergeburtt vndt Geistliche erNewerung des 
Menschen selbst kegenwertig wirckett. | 

3. 

Derowegen auch die Tauffe soll verrichtett werden, durch nüch- 
terne Prediger, vnd Gottselige geVattern, damitt sie die Christ- 
liche gebett, ernstlich vndt verständlich sprechen, vndt mitt hertz- 
licher Andacht, vmb gnade, Heil, glauben vndt des Kindleins 
Seligkeitt, zu GOtt bitten können, auch die Vmbstehenden, 
zur gleichmessigen Andacht vndt Christlichen gedancken be- 
wegen. Ä 
4. 

Es sollen auch die Eltern selbst, oder durch eine Person 
zu solcher bottschafit tauglich ?, bey zeiten, umb die heilige Tauff 
ihrer Kindlein, bey ihrem Prediger anhalten, mitt benahmung 
derer, so sie Vorhabens sein, zu geVattern oder Paten zuer- 
suchen, damitt wan wegen der Eltern oder der geVattern, be- 
dencken vorfellett, solchem handel füglich vndt ohne ärgernus 
möge geholffen, vndt das Kindlein mitt der Tauffe nicht auffge- 
halten werde. 

5. 

Die Prediger sollen die Eltern, Ingleichen die geVattern, 
so in offendlichen lastern liegen, mit allem ernst zur Busse vndt 
besserung Vermahnen, vndt do sie solche nicht zusagen wollen, 
Dieselben verwarnen, bey der heiligen Taufte nicht zu erschei- 

! Zusatz in M, welcher in H fehlt: 


„vnd das Herkommen unter denen vom Adel‘. 
”2 H liest: „tüchtig*“. 
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nen, Damitt dieses Heiligen Sacraments Verachtungk der Gemeine 
ärgernus, vndt Gottes schwere Gerichte, an ihnen selbst ver- 
hütett werden. Doch sollen die vnschüldigen Kindlein vmb ihrer 
Eltern willen mitt der Heiligen Tauffe nicht verseümett noch 
solche versagett werden. 

6. 

Ingleichen sollen die Prediger nicht Leicht Jemandt, so nicht 
ein offenbahrer Lästerer Gottes vndt seines worts, :da er gleich 
in einem oder mehr Articuln sich noch zur zeitt nicht finden 
könte:, von der Heiligen Tauffe vndt geVatterschafften abweisen, 
gleichwol die Person hernacher vnterrichten, vndt die gradus 
admonitionum gebrauchen!. 

T. 

Insonderheitt aber sollen Prediger die Leutt erinnern, solche 
geVattern zu bitten, so des Alters vndt Verstandes, das sie 
solches Christliche wergk wol verrichten können, vndt also nie- 
manden, so nicht vfs wenigste das funffzehende Jahr erreichett ?, 
den Catechismum verstehett, vndt zur Communion gewesen, zur 
gevatterschafft zulassen. 

8. 

Wan Kindlein zur Heiligen Tauffe wollen gebracht werden, 
so ausserhalb der Ehe gebohren, sollen die Prediger mitt denen, 
so die Tauffe bitten, nicht lange vom Vater des Kindes disputiren, 
sondern das Kindt zu rechter Zeitt tauffen, vndt der Obrigkeitt 
solches vermelden, die sich mitt nachfragen vndt bestraffen ihres 
Ambts wirdt zugebrauchen wissen. 

9. 

Es sollen hinfuro in den Städten vndt Dörffern nicht mehr 

denn drey geVattern bei der Obrigkeitt vnnachlessiger Wilkür- 


‘ H fügt noch hinzu: „aber die Personen / so öffentlich vnd bekändtlich 
einer andern vnd also vnserer wahren Religion widriger Sekten vnd Mey- 
nung zugethan / sollen zu verhütung Ergernüss vnd Streits / zu Gevattern 
zu bitten / bei ernster Straffe verbotten seyn“. 

? Die Worte: „vfs wenigste... .... erreichett“ fehlen in H. 
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licher strafie, gebeten, auch niemandt Vber solche Zahl zuge- 
lassen werden, dann der Missbrauch mitt der grossen menge der 
geVattern ärgerlich, vndt Gottes Zorn vndt Straffe, vervrsachett, 
weil hiemitt nur auff geschenck, Pracht, hoheitt vndt Gastereyen 
gesehen wirdt!. 

10. 

Zu denen, ausser der Ehe, erlauffenen Kindern, sollen in 
Städten, vndt vfn Dörffern, nur zwene geVattern gebeten, vndt 
dazu verstattett werden. 

1l. 

Es sollen die Eltern vndt geVattern vfn Dörffern, mitt den 
Kindlein, wen sie getaufft, nicht alsofortt in die Schenckheuser 
lauffen, alda fressen vndt sauffen angestellet *, so die Obrigkeitt 
ernstlich zubestraffen, sondern mitt denselben Vielmehr nach 
Hauss eilen, vndt dieselben wol verwahren, zumaln winters zeitt, 
wen die Tauffe offitmaln in einem andern Dorffe geschichtt. 

12. 

Wie dan insonderheitt, beydes in Städten vndt Dörffern, 
die gastereyen vndt Vnnötige Vnkosten, bey den Kindtaufien 
nicht sollen verstattet, sondern aus genugsamen Vrsachen gentz- 
lich verboten werden, bey der Obrigkeitt Vnnachlessiger Ernster 
bestraffung. 

13. 

Aber denen Frawen, so der Kindbetterin in der Noth bey- 
gewohnett, wie auch den geVattern, vndt sonst keinen andern 
Personen mehr, sie sein freünde oder frembde, soll? eine Mal- 
zeitt zugeben frey gelassen sein, wer darüber thun, oder auch 
mehr denn eine Malzeitt speisen würde, soll von der Obrigkeitt 
ernstlich bestrafft werden. 

14. 
Es sollen auch den Kindlein, so zur Tauffe getragen wer- 


! Dieser lezte Satz von „denn der Niessbrauch u. s. w.“ fehlt in H. 
? Correctur in M: „anstellen“. 
° Zusatz ın M: „nur“. 
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den, keine Corallen, Perlen, Güldene oder Silberne Körnlein 
noch dergleichen angehengett werden, zu dem Ende, das solche 
sachen, wie gemeine leute dauon reden, zugleich mittgetaufft 
werden, vndt eine sondere! Crafit bekommen, dan solche sein 
Aberglaubischer Missbrauch, dauon Prediger ihre Zuhörer ernst- 
lich abmahnen sollen. 

15. 

Der Exoreismus, ob er wol ein dörxgopcv vnd mittelding, 
soll aas Christlicher freyheitt behalten, gleichwol die Zuhörer, 
bey erklerung dieses stücks im Catechismo erinnertt werden, das 
derselbe nicht fur ein wesendlich vndt Nothwendig stück der 
Heiligen Tauffe zuhalten, das auch die Kindlein keinesweges vom 
teuffel leiblicher weise besessen zuachten, Sondern das diese Cere- 
monia nichts anders sey, als eine erinnerung, was massen wir 
Menschen von Natur Kinder des Zorns, vndt ausser reich Christi 
vndt das wir durch die Crafft der heiligen Tauffe, aus des Teuffels 
reich in Christi reich versetzt werden, vndt was mehr zur gnug- 
samen Vnterrichtung von dieser Ceremonia Von nöthen. 

16. | 

Die Küster sollen das wasser nach der Taufte alsbaldt auss- 
giessen, doch an einen Ehrlichen ortt, vndt dasselbe nicht ver- 
kaufien, oder sonsten weggeben, damitt kein Missbrauch damitt 
angestellett werde, Sollen auch die tauffsteine Sauber vndt rein 
halten. 

17. 

Es sollen die Prediger ihre Zuhörer Vermahnen, das sie 
ihre Kinderlein vmb Prachts oder umb Armuts willen, mitt der 
Heiligen Tauffe nicht aufiziehen, noch eine, viel weniger mehr 
wochen Vngetaufit liegen Lassen, welches auch vom Consistorio, 
wen es dahin berichtett, nicht soll gelitten, sondern gestrafft 
werden ?, 

! H: „sonderliche“. 


® Der Satz: „welches auch... ... gestrafft werden“ ist in M durch- 
gestrichen. 
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18. 

Es sollen auch die Frawen, so schweres leibes gehen, in der 
Kirchen vor sich bitten lassen, sich auch selbst, sich vndt ihre 
Leibesfrucht!, dem lieben Gott iederzeitt befehlen, vndt vmb 
gnedige endbindung anruffen, vndt wen Gott der Herr sie ge- 
segnett vndt endbunden, der offendlichen Dancksagung in der 
Kirchen wiederumb nicht vergessen. 


Caput IV. Von der NothTauffe. 
1. 

Wie man sich der NothTauffe halben vndt mitt derselben 
Verrichtung verhalten soll, Solches ist in der Kirchen Agenda 
allerdings befindlichen. cap. 2. 

2. 

Es soll iedes Dorft seine sonderbahre WeheMutter haben, 
vndt solche Vor ihrer Annehmung vndt VerEydung mitt zuziehung 
des Pfarherrn vnterrichtet werden, wie sie die NothTaufie vor- 
richten, vndt sich sonsten in ihrem Ambt Verhalten solle. 

3. 

Von den FindelKindern soll der Pastor, wens von Nöthen 

ist, sich beym Superintendenten raths erholen ®. 


Caput V. Vom Einsegenen der Kindtbetterin. 
1. 

Die Kindbetterin, ob sie wol an das Ceremonialische Gesetz 
Moysis nicht gebunden, Sollen sie doch, weil es dem Natür- 
lichen rechten nicht Vngemess, vndt sie grosse leibesSchwach- 
heitt vndt gefahr, nebst dem Kindlein, aussgestanden, wie auch 
zu Verhütung ärgernuss, ihre gebührliche Zeitt ausswartten. 


! Nach der in M vollzogenen Korrektur beginnt Art. 18: „Es sollen 
auch die Predigere Christliche Frawen, so schweres leibes gehen, 
vermahnen, in der Kirchen vor sich bitten zu lassen, welche auch 
selbst sich vnd ihre Leibesfrucht* etc. 

* H hat noch folgenden 4. Artikel: „4. Wann vnzeitige Kinder geboren / 
so gleichwol das Leben vnd Menschliche Gestalt haben / sollen sie gleich 
andern getauffet werden“. 
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2. 

Wan solches geschehen, vndt die gewönliche Zeitt furvber, 
soll die Kindbetterin zur Kirche kommen, das Kindlein mitt- 
bringen, Gott fur solche Wolthatt, Erlösung, Tauffgabe vndt 
gesundtheitt von hertzen dancken, Vor den Altar Knien, vndt 
mitt dem Prediger fur das Kindlein beten, das es Gott Segenen, 
im rechten Glauben bestendiglich erhalten, mitt seinen Heiligen 
Geist regieren, fur Sünden vndt allem Vnglück gnediglich be- 
wahren, vndt zu seinen Ehren erhalten vndt aufferziehen lassen 
wolle: Wie solches in der KirchenAgenda zu lesen. Cap. 3. 
art. I. , | 

3. 

Die Kindbetterin soll kein geprenge mitt dem Kirchgange 
anfahen, auch keine Gastereyen anstellen, sondern nur mitt ein 
baar Frawen so ettwa ihre Freundin sein, vndt sie solche zur 
Malzeitt bey sich behalten mag, zur Kirche gehen, auch zu 
rechter Zeitt, Nicht, wen die Predigtt halb oder baldt gar aus, 
allererst gezogen kommen. 

4. 

Insonderheitt sollen sie den weibern, so mit ihr zur Kirchen 
gehen, keinen brandwein zutrincken geben, worüber sie sich offt 
aufhalten, das sie nicht zur rechten Zeitt in die Kirche kommen. 

5. 

In denen Fällen, do die Kindbetterin, vorm Kirchgange 
mitt todte abgangen, oder das Kindt vor, oder nach empfange- 
ner Taufte verstorben, Soll es gehalten werden, wie die Kirchen 
Agenda aussweisett. Cap. 3 in fine. 


Caput VI. Von der Vesper am Sonn: vndtandern 
FestAbenden. 
Von der Vesper, an Sonn: vndt andern FestAbenden, bey- 


des in Städten vndt Dörffern, Ist gnugsamer bericht in der 
KirchenAgenda zu finden. Cap. 4. 
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2. 

An welchen orten aber bisshero breuchlich gewesen, auch - 
VesperPredigtt zuhalten, darbey soll es nochmalss bleiben. 

3. 

Nach vollendeter Vesper, sollen die Prediger, beydes in 
städten vndt Dörffern, die Leüte, so folgendes tages Communi- 
ciren wollen, in der Kirche beichte hören, Vnterrichten, trösten 
vndt absolviren, wie in der Agenda Cap. 6 befindlich. 

4. 

Es sollen die Prediger, so beichte zu sietzen Pflegen, zu 
rechter Zeitt in der Vesper sich einstellen, vndt ihre Zuhörer, 
vermahnen, das sie gleichsfals zu rechter Zeitt zur Vesper kom- 
men, wen sie beichten wollen, vndt nicht alsofortt aus dem 
Hause zum beichtstuel lauffen, sondern zuuorhero in der Kır- 
chen, mitt bussfertigem Hertzen, vndt andechtigem gebett, zu 
Gott sich wenden, vndt hernacher Züchtig vndt Erbarlich, ohne 
gedränge vndt gepränge, bei dem beichtstuel sich einstellen. 

5. 

Wie dan auch die Prediger in Dörfiern, ihre Zuhörer vor- 
hero von der Cantzell vermahnen sollen, das diejenigen, so des 
Sontags oder andern Fest: vndt Feyertags, zum tisch des Hern 
gehen wollen, sich des Sonn : oder FestAbends zuuorn, bey der 
Vesper zur Beichte sollen einstellen, denn er drauff warten wolle. 

6. 

Ob die Leute, so in den Filialdörffern wohnen, bey der 
HaubtKirche zur beichte vndt Communion sich finden, oder sol- 
ches in den Filialn, vf gewisse Sonn: oder Festtage soll ange- 
stellett werden, das stehet vf iedes orts dienlicher gewonheitt 
vndt gelegenheitt. Vndt wo jenes gebreüchlich, soll der Prediger 
die Leute aussm Filial, so communiciren wollen, aufn Sonn: 
oder FestAbendt, früe Morgens vf eine gewisse stunde beschei- 
den, ihre Beichte hören vndt sie absolviren, damitt er des Son- 
tags früe, mitt dieser Arbeitt verschonett werde, doch soll er 
alte schwache leute, vndt Schwangere Frawen, deren zeitt nahe 
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ist, vornemlich im Winter, des Sontags früe zuuerhören, vndt 
zu absolviren sich nicht weigern. 


Caput VII. Von der Beichte vnd Absolution. 
Die Christliche PrivatBeichte, vndt die Heilige Absolution, 
ist Gottes heiligem Wort gemess, Hatt grossen nutzen in der 
Kirchen, Soll derowegen behalten, doch Niemandt zur Erzehlung 
aller seiner Sünden, vndt deroselben Vmbstände gezwungen 
werden. 
2. 

Wie dann keiner, auch Prediger selbst nicht zur Commu- 
nion vndt empfahung des heiligen Abendmals soll zugelassen 
werden, Er habe denn zuuorn die Absolution! vberkommen, dann 
auch vmb dieser willen, die Christliche Beichte behalten worden. 

3. 

Wan auch gleich nur 2 oder 3 Personen zur Beichte kom- 
men, sollen sie doch admittiret, vndt die Communion, wegen der 
geringen Zahl nicht verschoben werden. 

4. 

Ein Jeder so beichten will, soll ein Formular haben vndt 
gebrauchen, darinnen die hertzliche rewe vber seine Sünde, der 
glaube an Christum, vndt die Zusage des Newen gehorsambs 
begriffen. 

5. 

Es stehett auch einem Jeden frey, neben dem gemeinen be- 
kendnüss, die Sünden,. so sein gewissen furnemlich drücken 
seinem Seelsorger zuoffenbaren, vndt rath vndt Trost, aus GOttes 
wortt zu begehren, vndt daraufi vmb die Absolution zu bitten. 


6. 
Wan ein Mensch seine Sünde nicht erkennen, noch besse- 
rung zusagen will, soll er nicht absolviret, sondern ihme seine 
Sünde behalten werden, denn Christus nicht nur den Löse- 


! Zusatz in H: „vnd zwar die Prediger in Städten von jhren Collegis / 
die auffn Dörfiern von jhren Benachbarten‘“. 
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schlüssel, sondern auch den bindeSchlüssel der Kirchen befoh- 
len: Es soll aber mitt solchen Personen nicht geeilett, Sondern 
die gradus admonitionum vorgenommen werden. 


Is 

Die Prediger sollen diejenigen, so in grossen Sünden ste- 
cken, im beichtstuel, aus Gottes wortt ernstlich straffen, vndt 
zu wahrer rew: vndt besserung vermahnen. 

8. 

Auch alle beichtkinder erinnern, wie sie sich selbst prüfen, 
vndt also zur geniessung des Heiligen Abendmals bereiten sollen, 
das sie dasselbe würdiglich, vndt nicht ihnen selbst zum gericht 
empfangen mögen. 

9. 

Es sollen die Prediger Jede Person, so zur Beichte komnaett, 
absonderlich, vndt nicht einen gantzen hauffen zugleich in ge- 
mein hören, vndt absolviren. 

10. 

Mitt dem Beichten soll es fein ordentlich, vndt zu erbawung 
der Christlichen Kirchen, gehalten werden, vndt solches nicht in 
des Predigers Hauss, sondern in der Kirchen offenbarlich im Chor, 
oder bissweilen in der Sacristey geschehen, auch alles getümmel 
vndt Vnruliges Wesen, vf den Kirchhöfen, sonderlich Vnterm 
Beichten, abgeschaffett werden. 

11. 

Das Volk, so beichten will, soll zuuerhütung Vnordnung 
vndt gedrängs!, sonderlich in hohen Festen, ausserhalb dem 
Chor vndt Gitter stehen bleiben, auch die Prediger an abge- 
sonderten orten, im Chor zimblich Von einander sietzen, vndt 
die Verordnung machen, das eines nach dem andern zum Beicht- 
Vater gehe, mitt deme er reden. könne, das es andere nicht 
hören, Wo aber die Chore in Städten, keine rechte weite haben, 
vndt in Dörffern, soll iedes BeichtKindt in seinem Stuel, oder 


' H hat die Worte umgestellt: „Gedränge vnd Vnordnung.“ 
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sonst in der Kirchen zubleiben vermahnet werden, biss der 
Jenige, so beichtett, wieder aussm Chor abgangen, damitt ein 
Jeder sein Anliegen dem Prediger heimlich anzeigen, vndt mitt 
ihme nach Notturfft könne geredett werden. 


12. 

Dofern aber hierinnen gute Vermahnung nicht helffen würde, 
sollen die Prediger durch die Custodes die BeichtKinder heissen 
zurücke tretten, vndt vf Verweigerung, den Leuten selbst mitt 
ernst desswegen zureden, auch sonsten dieselben erinnern, das 
sie sich alles geschwätzes in der Kirchen endhalten, Jeder sein 
Gebett zu GOtt thue, so lange er noch nicht zum beichten 
kömmet, vwndt sich erinnern, wie Er wolle seines Glaubens! 
rechenschafft geben, so er darumb befragtt würde. 

13. 

Wie die Prediger mitt Jungen vndt einfältigen leuten in der 
Beichte handeln sollen, Solches ist in der KirchenAgenda zu- 
befinden. Cap. 6. art. I. 

| 14. 

Sollen aber in solchen fragen bescheidentlich mitt den leuten 
vmbgehen, nicht aus affecten dieselben starck anfahren, er- 
schrecken, vndt zaghafft machen, Sondern die Albern mitt 
sanfftmuth vnterrichten, dem blöden jungen Volck väterlich, zu- 
reden, vndt solche Personen zur besserung vermahnen, Auch 
auf ihre Zusage, ihnen die Absolution sprechen, die betrübte 
Hertzen trösten, auf ihr Anliegen sehen, vndt die Vnterrich- 
tung von der absolution auf die Nothwendige Stücke der wahren 
busse richten. Inmassen in der KirchenAgenda mitt mehren Vor- 
geschrieben. d. cap. 6. 

| 15. 

Wie es aber auch mitt denen leuten, so gar in grober Vn- 
wissenheit stecken, zuhalten, Solches ist gleichsfals in der Kir- 
chenAgenda zu lesen. Cap. 6. art. I. 


! Zusatz in H: „vnd wahren Christenthums“. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 2. 18 
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16. 

Vndt sollen Insonderheitt die Eltern vndt HaussVätere, 
Von den Predigern ermahnett werden, das sie ihre Kinder vndt 
gesinde nicht so Vngeschicktt zum beichtstuel schicken, Sondern 
vorhero in den Haubtstücken des Catechismi zu Hauss wol vnter- 
richten lassen. 

17. 

Vndt eben der Vrsachen, sollen Prediger die Lehr vndt das 
Examen des Catechismi desto fleissiger mit der Jugendt vndt 
dem gemeinen Volck treiben, vndt von Jedem absonderlich er- 
kundigen, wie sie in den Heubtstücken Christlicher Lehre vnter- 
richtett, damitt sie in der beichte nicht aufgehalten, vndt biss zur 
bessern rechenschafft ihres Glaubens, dürffen abgewiesen werden. 

18. 

Es sollen auch die BeichtKinder nicht Vorwitziger weise von 
den Predigern gefragtt werden, vmb sünden so nicht gebeichtett, 
denn die beichte ist nicht zur inquisition! verborgener sünden, 
sondern allein zur Lehr, zur Vnterweisung, vndt zum trost ver- 
ordnett. 

19. 

Wan ein böses gerücht offentlich vber einen Menschen auss- 
bricht, soll derselbe in der Beichte angesprochen, vndt zur busse 
ermahnett werden, dofern er sich nun vf sein gewissen berüfft, 
soll es der beichtVater dahin gestellett sein lassen, ihme die 
Absolution sprechen, vndt zum Heiligen Abendmal ihn zulassen, 
denn es heist, de occultis non judicat Ecclesia. 

20. 

Es sollen auch Prediger nicht aus der Beichte schwatzen, 
sondern was ihnen an gewissenssachen in der beicht anvertrawett, 
gar Niemanden, wer der auch sey, Geistliches oder weltliches, 
hohes oder Niedriges standes, bey Vermeydung ernstlicher be- 
straffung * oflenbahren, denn was gebeichtett, das ist Christo ge- 


ı Zusatz in H: „vnd erforschung‘“. 
® Zusatz in M und H: „vnd nach betindung der remotion®; H fügt. 
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beichtett, vndt nicht Menschen. 
21. 

Die Prediger sollen so offt es die gelegenheitt im Predigen 
mitt sich bringett, das Volck vnterrichten, was der Vnterscheidt, 
zwischen der Papistischen Ohrenbeicht, vnd der warhafiten 
Christlichen beichte sey, Auch was diese für Nutz vndt frucht 
schaffe, vndt wie hiedurch die Jugendt zur bekendnus vndt 
rechenschafft ihres Glaubens angehalten, ein Jeder seines be- 
rufis insonderheitt erinnertt.e. Vndt sonderlich die Kleinmütigen 
vndt angefochtene gewissen aus (GsOttes wortt, in ihren schweren 
Anliegen getröstett werden, Denn alssdan werden die Leüte, 
vngefordertt vndt vngezwungen sich darzu gerne einstellen. 

ü 22. 

Insonderheitt soll die Lehre von der Absolution, aus GOttes 
wortt wol erklerett werden, was sie sey, warumb sie Von Christo 
eingesetztt, worin vndt worauff dieselbe bestehe, wie die ge- 
waltt des Löse: vndt bindeSchlüssels zuuerstehen, vndt das nicht 
Vf die Person, Sondern auf das Ambt des Predigers zusehen, 
Auch was fur herlichen trost die erschrockenen gewissen darin 
finden, welches sie dann zum offtern gebrauch, vndt zu der- 
selben Hochhaltung anreitzen wirdt. 

23. 

Wie! es in gemein mitt der Beichte vndt Absolution zuhal- 
ten, dauon ist in der KirchenAgenda ein besonder Capitul vor- 
handen, vndt in acht zunehmen. Cap. 6. 


Caput VIIL Von der Metten?an Sonn: vnd Feyer- 
tagen. 
l. 

Es sollen die gewöhnliche Metten, an Sonn: vndt Feyer- 
tagen, mitt singen vndt andern Ceremonien gehalten werden, wie 
die KirchenAgenda nachweisett. Cap. 4. 
ausserdem noch hinzu: „vnd entsetzung jhres Ampts“. 


ı Z und H lesen: „Schliesslich“ wie es etc. 
! Zusatz in M: „früe Predigt vd gebeth“. 


18* 
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2. 

An ettlichen orten gehörett diese Mette, zu der Ordinar 
AmbtsPredigtt, Jedes Sonn: oder Feyertages, Nach deren endi- 
gungk die Communion pflegtt gehalten zu werden, Aber an theilss 
orten ist es eine absonderliche Mette vndt früegebett, dabey wol 
auch eine Predigtt, so man die früePredigtt nennett, gehalten, 
vndt sonderlich das gesinde hinein geschickt wirdt. Was nun ie- 
der Kirchen vndt orts guter gebrauch diessfals mitt sich bringett, 
dabey soll es gelassen, vndt keine Newerung eingeführett werden. 

(Fortsetzung folgt.) 
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della questione. Torino Ol. 

33. Cauwes, desrapports du mariage avec la nationalite. (Par. 01.) 

34. Hellmann, D. Verlöbniss nach dem BGB. Deutsche Jur.- 
Zeitg. 6, 217. 

35. Schaepmann, Het burgerlijk huwelijk der Roomsch-Katho- 
licken in Nederland-Aantekening op. art. 449 van het wetboek van 
strafrecht. Utrecht Ol. 

36. Burckhardt, D. formell. u. materiell. Erfordernisse d. Ehe- 
schliessung im geltenden Rechte u. im Departementalentwurfe eines 
Schweizer-Civ.-GBG. Z. f. Schweiz. R. N. F. 20, 269. 

37. Franz, Ehegerichtsbarkeit d. Konsularämter. Oesterr. Ger.- 
7. W. 52, 13. i 

33. Lampert, 7. Beurtheilg. d. ges. Eherechts im Vorentwurfe 
d. Schweiz. GBG. Freib. 01. 
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5. Hildebrandt, VV. betr. d. Volksschulwesen, die Mittel- u. 
höhere Mädchenschule sowie die Fortbildungsschule 1898—1900. I. 
Nachtr. z. V. Aufl. d. Samnig. d. VV. von Giebe-Hildebrandt. Düs- 
seld. 01. 

6. Poidebard, la liberte d’enseignement. Rev. cath. 28, 234. 

7. Mosso, le Universitä cattoliche negli Stati Uniti. Nuova An- 
tologia.. Anno 36. Fasc. 700. 

8. Heiner, Prof. Präl. Dr. Frz., Nochmals theologische Fakul- 
täten u. tridentinische Seminarien m. besond. Berücksicht. der Strass- 
burger Fakultätsfrage. Ein neues Wort zur Aufklärg. u. Verständigg. 
Paderborn 1901. 

9. Cottafarvi, I seminari della diocesi di Reggio nell’ Emilia; 
L’universitä reggiana nel secolo XVIII. Reggio 1900. 

10. Saredo, Vicende legislative della pubblica istruzione in Ita- 
lia dall’anno 1859 al 1889. Introduzione al codice della publica istru- 
zione. Torino. 

11. Religionslehrer an Gymnasien sind nicht als Geistliche frei von 


den Kommunalsteuern. E. d. 0.V.G. 18./9. 1900. A. f. K. K.R. 81, 367. 
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10. Leo XIII. Errichtung d. ap. Vikar. v. Laos in Siam. 4./5. 
99. Le Can. cont. 24, 222. 

ll. Leo XIII. Breve 3./8. 99 üb. d. Abordnung eines Ap. De- 
legaten nach Canada. Le Can. cont. 24, 166. 

12. Leo XIII. Decr. Ueber die relig. Genossenschaft. mit ein- 
fachen Gelübden 1900 VI. Id. Dec. A. f. K. KR. 81, 333. 

Leo episcopus servus servorum dei. 
Ad perpeluam rei memoriam. 

Conditae a Christo Eeclesiae ea vis divinitus inest ac fecunditas, 
ut multas anteactis temporibus, plurimas aetate hac elabente utriusque 
sexus tamquam familias ediderit, quae, sacro rolorum simplicium 
suscepto vinculo, sese variis religionis et misericordiae operibus sancte 
devovere contendunt. Quae quidem pleraeque, urgente caritate Christi, 
singularis civitatis vel dioecesis praetergressae angustias, adeptaeque, 
unius eiusdemque vi legis communisque regiminis, perfectae quamdam 
consociationis speciem, latius in dies proferuntur. — Duplex porro 
earumdem est ratio: aliae, quae Episcoporum solummodo approbationem 
nactae, ob eam rem dioecesanae appellantur; aliae vero de quibus 
praeterea romani Pontificis sententia intercessit, seu quod ipsarum leges 
ac statuta recognoverit, seu quod insuper commendationem ipsis appro- 
bationemve impertiverit. 

Jam in binas huiusmodi religiosarum Familiarum classes quaenam 


Episcoporum iura esse oporteat, quaeque vicissim illarum in Episcopos 
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officia, sunt qui opinentur incertum controversumque manere. — Pro- 
fecto, ad dioecesanas consociationes quod attinet res non ita se dat 
laboriosam ad expediendum; eae quippe una inductae sunt atque vigent 
Antistitum sacrorum auctoritate. At gravior sane quaestio de ceteris 
oritur, quae Apostolicae Sedis comprobatione sunt auctae. Quia nimi- 
rum in dioeceses plures propagantur, eodemque ubique iure unoque 
utuntur regimine; ideo Episcoporum in illas auctoritatem opus est 
temperationem quamdam admittere certosque limites.. Qui limites qua- 
tenus pertinere debeant, colligere licet ex ipsa decernendi ratione Sedi 
Apostolicae consueta in eiusmodi consociationibus approbandis, scilicet 
certam aliquam Congregationem approbari ut piam Societatem votorum 
simplicium, sub regimine Moderaloris generalis, salva Ordinario- 
rum iurisdiclione, ad formam sacrorum Canonum et Apostoli- 
carum conslilulionum. — lamvero perspicuum inde fit, tales Consocia- 
tiones neque in dioecesanis censeri, neque Episcopis subesse posse nisi 
intra fines dioecesis cuiusque, incolumi tamen supremi earumdem Mo- 
deratoris administratione ac regimine. Qua igitur ratione summis so- 
cietatum harum Praesidibus in Episcoporum iura et potestatem nefas 
est invadere; eadem Episcopi prohibentur ne quid sibi de Praesidum 
ipsorum auctoritate arrogent. Secus enim si fieret, tot moderatores 
istis Congregationibus accederent, quot Episcopi, quorum in dioecesi- 
bus alumni earum versentur; actumque esset de administrationis uni- 
tate ac regiminis. — Concordem atque unanimem Praesidum Congre- 
gationum atque Episcoporum auctoritatem esse oportet; ad ideo necesse 
est alteros alterorum iura pernoscere atque integra custodire. 

Id autem ut, omni submota controversia, plene in posterum fiat, 
et ut Antistitum sacrorum potestas quam Nos, uti par est, inviolatam 
üsquequaque volumus, nihil uspiam detrimenti capiat; ex consulto sacri 
Consilii Episcopis ac Religiosorum ordinibus praepositi, duo praescrip- 
tionum capita edicere visum est, alterum de Sodalitatibus quae Sedis 
Apostolicae commendationem vel approbationem nondum sunt assecu- 
tae, alterum de ceteris, quarum Sedes Apostolica vel leges recognovit 
vel institutum commendavit aut approbarvit. 

Caput primum haec habet servanda: 

I. Episcopi est quamlibet recens natam sodalitatem non prius in 
dioecesim recipere, quam leges eius constitutionesque cognorit itemque 
probarit: si videlicet neque fidei honestative morum, neque sacris ca- 
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nonibus et Pontificum decretis adversentur, et si apte statuto fini 
conveniant. 

II. Domus: nulla novarum sodalitatum iusto iure fundabitur, nisi 
annuente probante Episcopo. Episcopus vero fundandi veniam ne im- 
pertiat, nisi inquisitione diligenter acta quales sint qui id poscaunt: an 
recte probeque sentiant, an prudentia praediti, an studia divinae gloriae 
suaeque et ilienae salutis praecipue ducti. 

III. Episcopi, quoad fieri possit potius quam novam in aliquo 
genere sodalitatem condant vel approbent utilius unam quamdam ad- 
sciscent de iam approbatis, duae actionis institutum profiteatur adsimile. 
— Nullae fere, nie forte in Missionum regionibus, probentur sodali- 
tates, quae, certo proprioque fine non praestituto, quaevis universe 
pietatis ac beneficientiae opera, etiamsi penitus inter se disiuncta, exer- 
cenda amplectantur. 

Episcopi sodalitatem condi ullam ne sinerint, quae redditibus careat 
ad sodalium victum necessariis. — Sodalitia, quae stipe collaticia vivant; 
item muliebres familias, quae aegrotis domi ipsorum, interdiu noctuque 
adsint, cautissime, quin etiam difficulter comprobent. — Si quae autem 
nova feminarum sodalitas eo spectet ut suis in aedibus valetudinaria 
aperiat viris promiscue mulieribusve excipiendis; vel similes domos 
excipiendis sacerdotibus, qui Sororum cura atque opera aegrotantes 
leventur; eiusmodi proposita Episcopi ne probent, nisi maturo adhibito 
severoque consilio. — Praeterea Episcopi religiosarum domus, ubi viris 
feminisve peregre advenientibus hospitium victusque accepto pretio 
suppedietur, nequaquam permittant. 

IV. Sodalitas quaevis dioecesana ad dioeceses alias ne transgre- 
diatur, nisi consentiente utroque Episcopo, tum loci unde excedat, tuin 
loci quo velit commigrare. 

V. Sodalitatem dioecesanam si ad dioeceses alias propagari accidat, 
nihil de ipsius natura et legyibus mutari liceat, nisi singulorum Epis- 
coporum consensu, quorum in dioecesibus aedes habeat. 

VI. Semel approbatae sodalitates ne extinguantur, nisi gravibus 
de causis, et consentientibus Episcopis, quorum in ditione fuerint. Sin- 
gulares tamen domos Episcopis, in sua cuique dioecesi, tollere fas est. 

VII. De puellis habitum religiosum petentibus, item de iis quae, 
probatione expleta, emissurae sint vota, Episcopus singulatim certior 
fiat; eiusdem erit illas et de more explorare et, nihil si obstet, admittere. 
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VIII. Episcopo alumnas sodalitatum dioecesanarum professas dimit- 
tendi potestas est, votis perpetuis aeque ac temporariis remissis, uno 
dempto (ex auctoritate saltem propria) colendae perpetuo castitatis 
Cavendum tamen ne istiusmodi remissione ius alienum laedatur; laede- 
tur autem, si insciis moderatoribus id fiat iusteque dissentientibus. 

IX. Antistitae, ex constitutionum iure, a Sororibus eligantur. 
Episcopus tamen, vel ipse vel delegato munere, suffragiis ferendis prae- 
erit: peractam electionem confirmare vel rescindere integrum ipsi est 
pro conscientiae officio. 

X. Dioecesanae cuiusvis sodalitatis domos Episcopus invisendi ius 
habet, itemque de virtutum studio, de disciplina, de oeconomicis ratio- 
nibus cognoscendi. 

XI. Sacerdotes a sacris, a confessionibus, a concionibus designare, 
item de sacramentorum dispensatione statuere munus Episcoporum est, 
pro sodalitatibus dioecesanis pariter ac pro ceteris; id quod in capite 
consequenti (n. VIII) explicate praefinitur. 

Alterum praescriptionum caput, de Sodalitatibus quarum Aposto- 
lica Sedes vel leges recognovit vel institutum commendavit aut appro- 
bavit, haec habet servanda: 

I. Candidatos cooptare, eosdem ad sacrum habitum vel ad profi- 
tenda vota admittere, partes sunt Praesidum sodalitatum; integra tamen 
Episcopi facultate a Synodo Tridentina tributa!), ut quum de feminis 
agitur, eas et ante suscipiendum habitum et ante professionem emit- 
tendam ex officio exploret. Praesidum similiter est familias singulas 
ordinare, tirones ac professos dimittere, iis tamen servatis quaecumque 
ex instituti legibus pontificiisque decretis servari oportet. — Deman- 
dandi munera et procurationes, tum quae ad universam sodalitatem 
pertinent, tum quae in domibus singulis exercentur, Conventus seu 
Capitula et Consilia propria ius habent. In muliebrium autem soda- 
litatum Conventibus ad munerum assignationem, Episcopus, cuius in 
dioecesi habentur, per se vel per alium praeerit, ut Sedis Apostolicae 
delegatus. 

II. Condonare vota, sive ea temporaria sint sive perpetua, unius 
est romani Pontificis.. Immutandi constitutiones, utpote quae probatae 
a Sede Apostolica nemini Episcoporum ius datur. Item regimen, quod 
penes moderatores est sive sodalitatis universae sive familiarum singu- 
larum ad constitutionum normanı, Episcopis mutare temperare ne liceat 
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lII. Episcoporum sunt iura, in dioecesi cuiusque sua, permittere 
vel prohibere novas domos sodalitatum condi, item nova ab illis templa 
excitari, oratoria seu publica seu semipublica aperiri, sacrum fieri in 
domesticis sacellis, Sacramentum augustum proponi palam venerationi 
fidelium. Episcoporum similiter est sollemnia et supplicationes, quae 
publica sint, ordinare. 

IV. Domus sodalitatum huiusmodi si elausura episcopali utan- 
tur, Episcopis iura manent integra, quae de hac re a pontificiis legi- 
bus tribuuntur. Si quae autem c/ausura, ut inquiunt, parliali, utan- 
tur, Episcopi erit curare ut rite servetur, et quidquid in eam irrepat 
vitii cohibere. 

V. Alumni alumnaeve sodalitatum harum, ad forum inlernum 
quod attinet, Episcopi potestati subsunt. In foro autem erierno, 
eidem subsunt quod spectat ad censuras, reservationem casuum, voto- 
rum relaxationem quae non sint uni summo Pontifici reservata, publi- 
carum precum indicetionem, dispensationes concessionesque ceteras quas 
Antistites sacrorum fidelibus suis impertire queant. 

VI. Si qui vero ad sacros ordines promoveri postulent, eos Epis- 
copus, etsi in dioecesi degentes, initiare caveat, nisi hisce conditionibus: 
ut a moderatoribus quisque suis proponatur; ut quae a iure sacro san- 
cita sunt de Zilleris dimissorialibus vel leslimonialibus sint rite 
impleta; ut Zilulo sacrae ordinaltionis ne careant, vel certe eo legi- 
time eximantur; ut theologiae studiis operam dederint, secundum de- 
cretum Auclis admodum, die datum 4. novembris anno 1892). 

VII. In sodalitates, quae mendicato vivunt, ea Episcopis stent iura, 
quae habet decretum Singulare quidem ac sacro Consilio Episcopis 
et Religiosorum ordinibus praeposito promulgatum die 27. martii anno 
1896?). 

VIII. In iis quae ad spiritualia pertinent subduntur sodalitates 
Episcopis dioecesium in quibus versantur. Horum igitur erit sacer- 
dotes ipsos et a sacris designare et a concionibus probare. Quod si 
sodalitates muliebres sint, designabit item Episcopus sacerdotes a con- 
fessionibus tum ordinarios tum extra ordinem, ad normam Constitutionis 
Pastoralis curae a Benedicto XIV. decessore Nostro editae, ac decreti 
Quemadmodum dati a sacro Consilio Episcopis et Religiosorum ordi- 
nibus praeposito, die 17. decembris anno 1890; quod quidem decretum 
ad virorum etiam consociationes pertinet, qui sacris minime initiantur. 
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IX. Bonorum, quibus Sodalitia singula potiuntur, administratio 
penes Moderatorem supremum maximamve Antistitam eorumque Con- 
silia esse debet: singularum vero familiarum redditus a praesidibus 
singulis administrari oportet, pro instituti cuiusque legibus. De iis 
nullam Episcopus rationem potest exigere. Qui vero fundi certae do- 
mui tributi legative sint ad Dei cultum beneficentiamve eo ipso loco 
impendendam; horum administrationem moderator quidem domus gerat, 
referat tamen ad Episcopum, eique se omnino praebeat obnoxium: ita 
nimirum ut neque Praeposito neque Antistitae sodalitii universi liceat 
quidquam ex iis bonis Episcopo occultare, distrahere, vel in alienos 
usus convertere. Talium igitur bonorum Episcopus rationes accepti 
impensique, quoties videbitur, expendet; idem ne sortes minuantur, 
redditus ne perperam erogentur, curabit. 

X. Sıcubi sodalitatum aedibus instituta curanda adiecta sint, uti 
gynaecea, orphanotrophia, valetudinaria, scholae, asyla pueris erudiendis, 
Episcopali vigilantiae ea omnia subsint quod spectat ad religionis ma- 
gisteria, honestatem morum, exercitationes pietatis, sacrorum admini- 
strationem, integris tamen privilegiis, quae collegiis, scholis, institutisve 
eiusmodi a Sede Apostolica sint tributa. 

XI. In quarumlibet sodalitatum domibus vota simplicia profiten- 
tinm, Episcopis cuiusque dioecesis ius est invisendi templa, sacrarai, 
oratoria publica, sedes ad sacramentum poenitentiae, de iisque Ooppor- 
tune statuendi iubendi. — In presbyterorum sodalitiis, de conscientia 
ac disciplina, item de re oeconomica uni praesides cognoscent. In 
consociationibus vero feminarum, aeque ac virorum qui sacerdotio ab- 
stinent, Episcopi erit inquirere num disciplina ad legum normam vigeat, 
num quid sana doctrina morumve probitas detrimenti ceperit, num 
contra clausuram peccatum, num sacramenta aequa stataque frequentia 
suscipiantur. — Reprehensione dignum si quid Episcopus forte offen- 
derit, ne decernat: illico moderatores uti prospiciant moneat; qui si 
neglexerint, ipse per se consulat. Si quae tamen maioris momenti 
ocecurrant quae moram non expectent, decernat statim: decretum vero 
ad sacrum Consilium deferat Episcopis ac Religiosorum ordinibus prae- 
positum. 

Episcopus, in visitatione potissimum, iuribus, quae supra diximus, 
utatur suis quod spectat ad scholas, asyla ceteraque memorata insti- 
tuta. — Ad rem vero oeconomicam quod attinet muliebrium sodalita- 
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tum itemque virorum sacerdotio carentium, Episcopus ne cognoscat 
nisi de fundorum legatorumve administratione, quae sacris sint attri- 
buta, vel loci aut dioecesis incolis juvandis. 

His porro, quae hactenus ediximus sancivimus nihil penitui dero- 
garı volumus de facultatibus vel privilegiis, tum Nostro aut quovis 
alio Sedis Apostolicae decreto concessis, tum immemorabili aut sae- 
culari consuetudine confirmatis, tum etiam quae in alicuius Sodalitatis 
legibus a Romano Pontifice approbatis contineantur. 

Praesentes vero litteras et quaecumque in ipsis habentur nullo 
unquam tempore de subreptionis sive intentionis Nostrae vitio aliove 
quovis defectu notari vel impugnari posse, sed semper validas et in 
suo robore fore et esse, atque ab omnibus cuiusvis gradus et prae- 
eminentiae inviolabiliter in iudicio et extra observari debere decerni- 
mus: irritum quoque et inane declarantes si secus super his a quo- 
quam, quavis auctoritate vel praetextu scienter vel ignoranter conti- 
gerit attentari; contrariis non obstantibus quibuscumque. 

Volumus autem ut harum litterarum exemplis, etiam impressis, 
manu tamen Notarii subscriptis et per constitutum in ecclesiastica dig- 
nitate virum sigillo munitis, eadem habeatur fides, quae Nostrae volun- 
tatia significationi his praesentibus ostensis haberetur. 

Datum Romae apud Sanctum Petrum anno Incarnationis Domi- 
nicae millesimo noningentesimo, sexto idus decembris, Pontificatus Nostri 
vicesimo tertio. 

C. Card. Aloisi-Masella Pro-Dat. 
A. Card. Macchi 
Visa 
De Curia I. De Aquila e Vicecomitibus. 
Loco F Plumbi 
Reg. in Secret. Brevium 
J. Cugnonius. 

13. Regula der Poenitentiaria über die Dispensationes 
in formam pauperum 5./2. 1900. A. f. K. K.R. 81, 348. 

Affinche questo S. Tribunale della Penitenzieria Apostolica nell’ 
esercizio della potestä in via provvisoria ad esso esclusiramenle attri- 
buita di accordare in foro esterno le dispense matrimoniali per ? po- 
reri 0 quasi poreri, sı attenga fedelmente alle norme che gli vennero 
prescritte, si rende noto agli Spedizioneri Apostolici ed Agenti di af- 
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fari ecclesiastici, con incarico di comunicarlo alle Curie ecclesiastiche 
da loro assistite: 

1. che le testimoniali dei Vescovi debbono contenere l"espressa 
dichiarazione della porverla 0 quasi poverla dei supplicanli, giu- 
dicata secondo le norme in uso ed onerala super hac re Ordinario- 
rum conscienlia; 

2. che il Vescovo dovrä firmare la testimoniale ed in caso di legit- 
timo impedimento poträ firmarla un Delegato ad hoc specialiter de- 
pulatus, sia questi il Vicario Generale o altro Sacerdote, facendo es- 
pressa menzione del legitimo impedimento del Vescovo e della sua 
speciale delegazione. 

Dalla S. Penitenzieria Apostolica, li 5. Febbr. 1900. 

A. Carcani, Reggente. 

14. Decer. C. Inquisit. 28./6. 1900. Ein Ketzer kann nicht zum 
Pathen zugelassen werden. Le Can. cont. 24, 73. 

15. Congr. Inquis. 28./8. 1900. Instrukt. an d. griech.-unirt. 
Bischöfe über d. gemischten Schulen. Le Can. cont. 24, 109. 

16. Decr. Inquis. 28./6. 1900. Ausschluss der Akatholiken 
von der Pathenschaft bei kathol. Taufen. A. f. K. K.R. 81, 348. 

17. C. Inquis. 2./7. 1900. Eheschliessung zulässig bei nur prä- 
sumirtem Tode des einen Ehegatten für den andern. Le Can. cont. 
24, 231. 

18. Decr. Inquis. 20./7. 99. Der Tod eines Ehegatten kann 
durch begründete Annahmen als erwiesen angesehen werden. A. f. K. 
K.R. 81, 345. 

Infrascriptus Episcopus Zamorensis in Hispania, ad Sanctitatis 
Vestrae pedes humiliter provolutus, exponit: feminam N.N. annos na- 
tam 56 in oppido ... huius Dioecesis, matrimonium contraxisse die 
29. Aprilis 1862 cum N. N. nato in praedicto oppido die 1. Aprilis 
anni 1824. 

Hoc matrimonium celebratum fuit cum in Hispaniam rediret spon- 
sus ex insula Cuba, ubi a quamplurimis annis degebat, qui quidem 
Cubam iterum petiit, negotiorum praetextu, post sex menses a matri- 
monio contracto, sponsam gravidam in Peninsula derelinquens, quin 
amplius in Hispaniam sit reversus. 

Coniux, in tribus primis absentiae annis, epistolarem cum suo ma- 
rito consuetudinem habuit, sed haec omnino cessavit anno 1865, a quo 
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nullam viri epistolam, nec ullam in posterum responsionem mulier est 
consequuta, quamvis pluries marito scripsisset. Rumor tamen publicus, 
dictis quorumdam Hispanorum ex insula Cubana tunc redeuntium eflor- 
matus, affırmabat N. N. operaım dare nigrorum commercio; vitam agere 
insanam, vagam et christiano viro nullatenus conformem: hoc unum 
certo comprobatum est, ipsum nempe mentitum fuisse sponsae paren- 
tibus asserendo, antequam matrimonium contraheretur, se quoddam 
habere licitum coımmercium in urbe Habana, quod quiden nullibi un- 
quam apparuit. 

His ita stantibus, anno 1872 invaluit rumor publicus in oppido... 
ubi femina degebat, affırmans virum obiisse Cubae occasione rebellionis 
-eivilis tunc ibi grassantis quae, cum anno 1868 inciperet, usque ad 1878 
perduravit, et sponsa, quamvis multum adlaboraret ut certas acquireret 
notitias vel saltem indicia sive loci sive temporis fixi in quo maritus 
e vivis decessisset, hoc tantum consequi potuit quod omnes Hispani, 
quos sciret Cubae degentes, et a quibus enixe nuntia per plus quam 
decem annos iugiter petiit, unanimiter affırmarent eius maritum obiisse 
in praedicto bello civili cum rebellionis partes ageret, quin diem cer- 
tum edicere, nec locum stabilire, neque testes de visu nominare valerent 
ad probandum ubi et quando decessus occurrerit; quapropter infelix 
mulier ullae auctoritati numquam accedere potuit ad impetrandum pu- 
blicum instrumentum, quocum iuxta sacros canones et patrias leges 
mariti mortem comprobaret. 

Anno tamen 1874 sponsa credens se viduam esse, aliud matrımo- 
nium cum A. B. inire tentavit, sed illud contrahere non potuit quia 
dioecesanus iudex putavit minime probatam fuisse prioris meriti mor- 
tem; contrahentes autem, humana victi fragilitate, vitam coniugalem in 
posterum duxerunt prolemque susceperunt; ad quam legitimandam, 
necnon ut propriae aeternae saluti consulant, processum matrimonialen 
nuper in hac episcopali Curia iterum introduxerunt, in quo deposuerunt 
duo testes graves qui maritum cogmoverant et in insula Cubana dege- 
runt eamque peragrarunt, tamquam milites hispani, per septem annos 
continuas, a 1869 nempe ad 1876, et sub iuramento affırmant se in 
variis insulae regionibus interrogasse plures hispanos ibi degentes, a 
quibus unanimiter audivere quod suus conterraneus N. N. obiret Uubae 
in illa rebellione, quamvis nullum invenirent testem de visu, qui eis 
locum et diem mortis indiceret. Insuper in hoc recenti processu vocati 
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sunt alii duo testes aetate provecti et propinqui mariti, qui etiam sub 
iuramento affırmant se persuasos esse de istius morte, quam etiam con- 
firmat sponsae parochus publica voce innixus; accedit testimonium mu- 
lieris quae asserit se quamplurima nuntia accepisse sui mariti mortem 
confirmantia, de qua omnino certa evasit a multis abhinc annis quam- 
vis syngrapham comprobantem nunquam obtinere potuit quia regionem 
Cubanam ignorat ubi suus maritus obiit, et prorsus impossibile ei erat 
recursum facere insulae auctoritatibus, in tot aerumnis et bellis quibus 
illa regio premebatur, nunc praesertim quando praedicta insula ex hi- 
spanico domino erepta est. 

Accedit opinio Vicarii generalis dioeceseos, qui, ut iudex praedicti 
matrimonialis processus, etiam testatur, quamvis a ferenda sententia 
abstinuit, se moralem certitudinem habere de morte mariti his rationi- 
bus fultus: 1.2 Non est probabile quod iste vitam suam ominosam et 
insanam produceret in regione Cubana usque ad 76 aetatis annos quos 
nunc haberet si viveret. 2.» Omnia nuntia usque modo e Cuba recepta, 
nec uno excepto, a 28 abhinc annis mortem iugiter confirmarunt. 
3.2 Sı maritus viveret, non est probabile quod eius familia, necnon 
vicini oppidi ..... quos constat Cubam migrasse, nec tenuem notitiam 
aut suspicionem acquirerent de N. N. superviventia, quapropter. 4.2 Huius 
propinqui et cognati etiam certi sunt de ipsius morte. 5.% Nec unus 
est qui credat vel suspicetur maritum a Cuba abiisse, sed omnes qui 
eius obitum affirmant, asserunt etiam, ex notitiis ibi acquisitis, illum 
semper Cubae commoratum esse ibique obiisse. 6. Carentia testium 
de visu facile comprehenditur cum mors acciderit agendo N. N. rebel- 
lionis partes et decedere debuit in agro nemore vel quoddam pagulo 
ubi plus minusve rebelles dominium exercerent. 

Ad mortis veritatem patefaciendam remanet aliud remedium, hu- 
cusque intentatum, nempe recursum facere superioribus Cubae aucto- 
ritatibus qui litteras circulares mittant ad omnes insulae parochos, 
necnon ad laicos officinarum ministros ut suorum librorum adnotationes 
percurrant et inquirant utrum in eis constet de mariti morte, sed hoc 
remedium, quod pro pauperibus oratoribus est moraliter impossibile 
quia nimis onerosum, gratis seu de officio exequi deberetur, et in praxim 
reductum minime fuit, quia inefficax reputatur quemadmodum evenit 
in casibus similibus in quibus ad moram tantum inserviit, et insuper 
est nimis tardum ex eo quod A. B., cui a multis annis mulier nubere 
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exoptat, provectae aetatis est infirmaeque valetudinis, ita ut timeatur 
quod mox e vivis decedat. 

Quae cum ita sint, Episcopus orator infrascriptus humillime ad 
Sanctitatem vestram recurrit et ab ipsa quaerit: Primo: Utrum satis 
constet de mariti morte in casu, ita ut coniux ad secundas nuptias 
convolare possit. 

Secundo: Quatenus negative, quodnam medium adoptari potest ut 
mors, aut superviventia mariti sufficienter probetur. 

Et Deus O. M. etc. 

Subsignatus + Aloysius Philippus Episcopus Zamoren. 

Feria IV, die 18. Julii 1900. 

In Congr. Generali Sacrae Romanae et Universalis Inquisitionis, 
proposito suprascripto supplici libello, rite perpensis omnibus tum iuris 
tum facti rationum momentis, praehabitoque DD. Consultorum voto, 
Emi. ac Rmi. DD. Cardinales in rebus fidei et morum Generales In- 
quisitores decreverunt: „Permitti posse in casu transitum ad alias 
nuptias“, 

SSmus. D.N. Leo divina providentia PP. XIII. in audientia r. p. 
d. Adsessori S. Officii impertita, die 20. Iulii 1900, habita hac de re 
relatione, resolutionem Emorum. Patrum adprobavit et confirmavit. 

J. Can. Mancini, S. R. et U. I. Notarius. 

19. Decr. Inquis. 28/11. 1900. Ueber eine Ordinatio pres- 
byter., wo der ordinandus seine Zustimmung verweigert hatte. Le Can. 
cont. 24, 303. 

20. D. Congr. Conc. 23./2. 1901. (Eheaufgebote). Acta S. 
Sed. 33, 519. 

21. Decr. Congreg. epp. et regular. 22./6. 1900. Die Bi- 
schöfe haben Schreiben zur Empfehlung der Approbation religiöser 
Institute direkt und verschlossen an den apost. Stuhl zu richten. A. 
f. K. K.R. 81, 349. 

22. Regular für die Behandlung in streitigen Sachen bei der 
Congr. epp. et. regular. 20./7. 1900. Le Can. cont. 24, 239. 

In Coetu generali S. C. Ep. et Reg. approbata fuit nova haec 
methodus tractandi negocia apud eamdem S. Congregationem. In calce 
exhibetur ratio vetus, quae in nonnullis differt. 

1. Quotiescumque in negotiis, quae apud S. Congregationem Epis- 
coporum et Regularium aguntur, tum ex relationibus Ordinariorum 
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tum ex partium deductionibus videatur expedire, ut res ad viam juris 
reducatur, rescribitur: Proponalur coram plenario Emorum Patrum 
coelu, cilala parle el concordalo dubio. 

2. In hujusmodi casibus ii tantum uti advocati seu procuratores 
admittuntur, qui penes SS. Urbis Congregationes rite probati sint. 

3. Coram r. d. Summista singuli actus, qui ad judicandum viam 
sternunt, conficiuntur. 

4. Propterea pars diligentior coram eodem r. d. Summista partem 
adversam citat ad concordandum de dubio, alias videndum sub- 
scribi ei dispulari infrascriplum, quod nempe in calce citationis 
transcribitur. 

5. Porro r. d. Summista citationis libello adscribit diem et horam 
audientiae, in qua citatio poferit legi; et subinde, vel propositum, 
vel aliud dubium concordat, de consensu partium: sin minus mandat 
partes suis juribus uti per memoriale in plenaria Congregatione. — 
Praeterea idem r. d. Summista terminum praefinit ad exhibenda sum 
maria et deductiones partium, ut opportuno tempore confici possit re- 
strictus seu Consullatio S. Congregationi subjicienda. 

6. Si pars citata infra terminum non compareat, citatur pro se- 
cunda vice ad concordandum de dubio nec non destinari Congre- 
galionem. 

7. Si pars in sua contumacia perstiterit, r. d. Summista concordat 
dubium, et Congregationem pro Causae propositione destinat, ita tamen 
ut spatium saltem triginta dierum intercedat, et decretum intimetur 
adversae parti per Uursorem sive per litteras apud epistolarum_diri- 
bitorium commendatas, quaesita receptionis syngrapha, vulgo „con rice- 
vuta di ritorno“. 

8. Concordato autem dubio, utraque pars aut saltem pars diligen- 
tior deponet apud arcam 8. Uongregationis congruam pecuniae summam, 
pro expensis necessariis, in singulis casibus a r. p. d. Secretario ta- 
xandum. 

9. In casu contumaciae, si post latam sententiam pars contumax 
postulet dbeneficium novae audienliae, ipsa tenebitur ad deponendam 
in arca S. Congregationis omnem pecuniae pro expensis novae propo- 
sitionis necessariam. 

10. Documenta unius partis alteri non tradentur nisi in exempla- 
ribus ez officio exscriptis, praevio superiorum rescripto. Informatio- 
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nes tamen Ordinariorum et documenta secreta, si qua sint nullatenus 
tradentur. 

1l. Advocati seu Procuratores antequam typis edant deductiones 
et summaria, quibus uti voluerint, ea subjicient r. d. Summistae, ut 
imprimendi licentiam impetrent: quae quidem imprimendi licentia de- 
negari poterit vel una ea ratione, quod deductiones nimis prolixae 
inveniantur. 

12. Allegationes typis editae decem saltem diebus ante Congrega- 
tionem destinatam, tum ad Zmos Palres, in duplici exemplari, tum 
ad Secretarium, Subsecretarium et Auditorem deferentur: sex autem 
earumdem allegationum exemplaria ubi primum fieri poterit, penes Ta- 
bularıum 8. Congregationis deponentur. 

13. Mutua inter partes allegationum et summariorum traditio fit 
decem diebus ante Causae propositionem. 

14. Responsiones triduo ante propositionem Causae distribuuntur, 
ut in art. 12, et partibus invicem traduntur. 

15. Resolutionem 8. Congr. r. p. d. Secretarius in scriptis tradit, 
suoque nomine signat; eamque subinde per se, sive per Öfficialem ad 
id deputatum, partibus significat. 

16. Si intra decem dies pars vieta iterum audiri postulet, Emus 
Cardinalis Praefectus, audito Congressu, novae audientiae beneficium 
concedere potest. 

17. Quoties vero res dijudicata fuerit cum clausula el! amplius, 
tunc beneficium novae audientiae non conceditur nisi a plena Congre- 
gatione. 

18. Si Causa iterum proponi contingat, servandus erit modus in 
superioribus articulis respective praescriptus. 

19. Dijudicata Causa authenticum resolutionis exemplar Parti seu 
Partibus petentibus tradetur. 

In Congregatione Generali habita die 20 Iulii 1900 Eminentissimi 
et Reverendissimi Patres suprascriptam methodum in omnibus proba- 
runt et in posterum accurate servari mandarunt. 

Fr. H. M. Card. Gotti, Praef. 
A. Panici, Secret. 
Frühere Regeln. 
Die 5 Seplembris 1834. 
In generali Congr. habita Nonis Sept. MDCCCXXXIV, Eminen- 
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tissimi et Reverendissimi Patres decreverunt, ut vetus, et propria S. 
Congregationis methodus, seu ratio tractandi negotia, de quibus con- 
tentio est inter partes, accurate in posterum servaretur. Est autem 
hujusmodi: 

1. Quotiescumque in negotiis quae apud S. Congregationem Epis- 
coporum et Regularium aguntur tum ex relationibus Ordinariorum tum 
ex partium deductionibus videatur expedire, ut res ad viam juris redu- 
catur, rescribitur — Partes deducant sua jura coram Eminentissimo N., 
qui videat et referat, citata parte et concordato dubio. 

2. Coram Eminentissimo Relatore, vel ejus Auditore, adhibito SS. 
Congregationum Notario, singuli actus, qui ad judicandum viam ster- 
nunt, conficiuntur. 

3. Propterea pars diligentior coram eodem Auditore partem ad- 
versam in jus vocat — „ad concordandum de dubio, alias videndum 
subscribi, et disputari infrascriptum“ quod nempe in calce citationis 
transcribitur. 

4. Eminentissimus Relator, sive ejus Auditor vel propositum, vel 
aliud dubium concordat de consensu partium; sin minus mandat partes 
suis juribus uti per memoriale in S. Congregatione. 

5. Si pars citata intra terminum praefinitum non compareat, cita- 
tur pro secunda vice ad concordandum de dubio, nec non destinari 
Congregationem. 

6. Si pars in sua contumacia perstiterit, Eminentissimus Relator, 
vel ejus Auditor concordat dubium, et Congregationem pro Causae 
propositione destinat, ita tamen ut spatium saltem triginta dierum 
intercedat; et decretum adversae parti per Cursorem intimatur. 

7. Jura autographa, quibus utraque pars utitur, quindecim diebus 
ante diem propositionis causae apud D. Secretarium deponuntur, trans- 
missa utrinque intimatione. 

8. Allegationes utriusque partis, decem diebus ante Congregatio- 
nem, tum ad Eminentissimos Cardinales, tum ad D. Secretarium et 
Sub-Secretarium, ac ad Secretariam S. C. deferuntur. 

9. Mutua inter partes allegationum, et summariorum traditio fit 
eadem ipsa die in domo Auditoris Emi Relatoris. 

10. Responsiones triduo ante propositionem causae distribuuntur, 
et communicantur, ut in articulo praecedenti. 

11. Resolutionem 8. Congregationis Eminentissimus Relator scrip- 
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tis tradit, et suo nomine obsignat eamque Secretario tradit partibus 
significandam. 

12. Si intra decem dies pars victaiterum audiri postulet, Eminen- 
_ tissimus Relator novae audientiae beneficium tribuere potest. 

13. Quoties cunctis suffragiis res dijudicata fuerit cum clausula 
et amplius vel uno tantum suffragio discrepante cum clausula, ef 
non concedalur, tunc venia redeundi non tribuitur, nisi a plena Con- 
gregatione. 

14. Causa denuo proponitur servato modo, et terminis primae pro- 
positionis. 

15. Dijudicata causa, authenticum resolutionis exemplar ei traditur 
qui causam obtinuit. 

16. Victor instat coram A. C., qui ut merus executor resolutionem 
S. Congregationis exequendam decernit. 

Carolus Card. Odescalchi, Praef. 
‚Jo. Archiep. Ephesinus, Secret. 

Nous ne saurions entreprendre, A propos de ce nouveau röglement, 
d’exposer la procedure suivie par les Congregations romaines, et par 
celle des Ev&ques et Röguliers en particulier. La seule remarque utile 
A mettre en relief, et c’est aussi le seul changement important qui 
ressort du nouveau röglement, c’est que la Congregation abandonne 
l’antique usage de confier chaque affaire (contentieuse) & un cardinal 
rapporteur, pour se rapprocher de la methode suivie ä la 8. C. du 
Concile, oü tous les actes de procedure se font devant le secrötaire et 
son auditeur; au lieu de celui-ci, mettez le Sommiste de la Congrega- 
tion des Evöques et Röguliers, et les reglements de part et d’autre 
seront presque identiques. D’ailleurs, les röglements demeurent exac- 
tement les memes qu’auparavant en ce qui concerne la concordantia 
dubiorum et les garanties de la defense, les preuves & fournir, les 
memoires & deposer et & communiquer, la discussion, et, en general, 
tous les actes de procedure. 


Gerichtssprüche. 


11. E.d. R.-Ger.-M. (Secr. 7/2 1901. Kann das einer geistlichen 
Körperschaft zustehende Patronat niemals ein dingliches sein? (ja!). 
Beitr. z. Erläut. d. V.Ro. 45, 342. 

12. E. d. preuss. O.V.Ger. 5/3. 1901 betr. die Aufbringung von 
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Pfarrgehalt Seitens mehrerer unter einem gemeinschaftlichen Pfarrer ver- 
bundenen Kirchengemeinden. K.G. u. V.Bl. S. 43. 

B.Versicherungspflicht, Entsch. des Reichsversicherungs- 
amtes.. A. f. K.K.R. 81, 351. 

14. Oesterreich. E.d. Reichsger. 26/4. 1900. Bestrafung der 
Eltern wegen Versäumung des Gottesdienstes seitens ihres Kindes kann 
nicht als Verletzung der Glaubens- und Gewissensfreiheit angesehen 
werden. A. f. K.K.R. 81, 381. 

15. E. d. O.L.G. Posen 28/2. 1901. Irrthum üb. d. Vermögens- 
verhältnis kann den Rücktritt vom Verlöbniss rechtfertigen. Seuffert, 
A. 56, No. 153. 8. 276. 

16. E. d. RGer. I. Str.S. 10/1. 1901. Liegt notwendig Betrug vor 
wenn in der Absicht, ein Frauengut zu erlangen oder zu verschaffen, 
durch Täuschung über die Vermögensverhältnisse des künftigen Ehe- 
mannes eine Eheschliessung herbeigeführt wird? (St.G.B. $ 263. Vgl. 
Bd. 14. Nr. 37.) 

Die Angeklagte ist wegen Betruges aus $ 263 St.G.B.’s zur Ver- 
antwortung gezogen unter der Feststellung, sie habe in der Absicht, 
ihrem Sohn einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, das 
Vermögen des F. dadurch um 5000 Mk. beschädigt, dass sie durch 
Vorspiegelung falscher Thatsachen in ihm einen Irrtum über ihr und 
ihres Sohnes Vermögen erregte unterhielt und ihn so bestimmte, eine 
Mitgift von 5000 Mk. seiner Tochter zu versprechen und vor der Ehe- 
schliessung an den Sohn der Angeklagten auszubezahlen. 

Aus den Gründen: 

. .. In letzter Linie trifft die Revisionsrüge zu, dass das ange- 
fochtene Urteil den Begriff des rechtswidrigen Vermögensvorteiles ver- 
kenne. Es geht sichtlich davon aus, dass die Angeklagte von Anfang 
an bis zur vollständigen Auszahlung der von F. versprochenen Mitgift 
unentwegt an den Abschluss einer Ehe zwischem ihrem Sohne und F.’s 
Tochter geglaubt hat. Daher bildet den Angelpunkt für die rechtliche 
Beurteilung des oben erwähnten Begriffsmerkmales die Frage, inwie- 
weit von einem rechtswidrigen Vermögensvorteil die Rede sein könnte, 
wenn die geplante Heirat in der That zustande gekommen wäre. 

Der Abschluss einer Ehe an sich stellt unter keinen Umständen 
einen Vermögensvorteil dar, weil die Ehe als solche nur persönliche 
Rechtsbeziehungen zwischen den Ehegatten in das Leben ruft. Aber 
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auch der Umstand, dass sie kraft Gesetzes vermögensrechtliche Wir- 
kungen erzeugt, wenn nicht das Gegenteil vereinbart wird, reicht nicht 
aus, um den Abschluss selbst einer zunächst vorteilhaft scheinenden 
Ehe ohne weiteres zu einem Vermögensvorteil zu gestalten. Die zwi- 
schen Ehegatten begründeten vermögensrechtlichen Beziehungen sind, 
weil auf die ganze Dauer der Ehe sich erstreckend, so unbestimmbar 
und schwankend, dass ihre schliessliche Wirkung für beide Teile kaum 
rechnerisch abgewogen werden kann. 

Vgl. Entsch. des R.-G.’s in Strafs. Bd. 8 S. 12 (14). 

Teilweise hieraus mag sich die Vorschrift in $ 1334 Abs. 2 B.G.B.’s 
erklären, dass die Anfechtung einer infolge arglistiger Täuschung ein- 
gegangenen Ehe versagt sein soll, wenn die Täuschung nur Vermögens- 
verhältnisse betroffen hatte. 

Für den Ehemann fällt überdies sowohl im Geltungsbereich des 
Bürgerlichen Gesetzbuches, als nach den meisten bis zum 1. Januar 
1900 geltenden Landesrechten in das Gewicht, dass ihm regelmässig 
die Bestreitung des Unterhaltes für die Ehefrau und die Kinder, über- 
haupt der Kosten des ganzen gemeinschaftlichen Hauswesens obliegt. 
Sein Vermögen vermehrt sich mithin nicht einfach um den Wert des 
Beibringens der Ehefrau, das er — sei es kraft (Gesetzes, sei es kraft 
Vertrages — in seine Verfügungsgewalt und Nutzung bekommt; dem 
Vermögenszusatz steht vielmehr die gesetzliche Pflicht zur Tragung 
der ehelichen Lasten gegenüber. Selbstverständlich hat an sich kein 
Mann einen im Gesetz begründeten, klagbaren Anspruch auf den Er- 
werb einer Mitgift; allein ein solcher Anspruch erwächst ihm, wenn 
durch Gesetz oder Vertrag eine Ausstattungspflicht gegenüber der künf- 
tigen Frau anerkannt ist, von selbst mit Eingehung des den Eheschluss 
begründenden oder vorbereitenden Vertrages, doch so, dass gleichzeitig 
die Pflicht zur Bestreitung des gemeinschaftlichen Lebens, insbesondere 
mit den von der Frau beigebrachten Mitteln, entsteht. Die Erfüllung 
dieser Pflicht soll dem Ehemann durch das Frauengut für die Regel 
nur erleichtert, ausnahmsweise vollständig abgenommen werden. Soweit 
nun bloss ein Beitrag zu den Kosten des Hauswesens angestrebt 
wird, scheidet unzweifelhaft der Gesichtspunkt des Vermögensvorteiles, 
also auch des rechtswidrigen Vermögensvorteiles überhaupt aus; aber 
auch wenn ein Mann (oder für ihn ein Anderer) nach einer sog. reichen 
Heirat, d.h. nach Erlangung (oder Verschaffung) einer besonders grossen 
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Mitgift durch die Eheschliessung, strebt, so handelt es sich dabei keines- 
wegs notwendig um einen rechtswidrigen Vermögensvorteil. Immerhin 
besteht, ganz abgesehen von dem gegenüber der Angeklagten nicht 
angenommenen Fall blosser Vorspiegelung einer in Wahrheit gar nicht 
beabsichtigten ehelichen Verbindung, die Möglichkeit, den Abschluss 
einer Ehe als Mittel zur Erreichung eines rechtswidrigen Vermögens- 
vorteiles zu missbrauchen, in doppelter Hinsicht. Es kann die Ehe 
eingegangen werden lediglich, um das Beibringen der Frau wider Gesetz 
oder Vertrag für eigennützige, selbstsüchtige Zwecke statt für die der 
Ehe zu verwenden, 

Entsch. des R.G.’s in Strafs. Bd. 14 8. 137 (143), 
und es kann im Wege der Täuschung bewirkt werden, dass der Ehe- 
mann ein Frauengut in die Hand bekommt, dessen Wert die ihm gleich- 
zeitig zufallenden ehelichen Lasten ganz handgreiflich übersteigt, und 
das er ohne die Täuschung nicht erhalten hätte. Weder das eine noch 
das andere ist im gegenwärtigen Falle erhoben, vielmehr erwähnen die 
Urteilsgründe nur, die Absicht der Angeklagten sei von vornherein 
dahin gegangen, nicht blos die eheliche Verbindung ihres Sohnes mit 
der Tochter F.’s als solche herbeizuführen, sondern vor allem auch 
ihrem Sohne die Mitgift zu verschaffen, und auf diesen Vermögens- 
vorteil habe weder sie noch ihr Sohn einen Rechtsanspruch gehabt, 
nicht einmal, nachdem F. das arglistig erschlichene Versprechen abge- 
geben. Möglicherweise hat bei diesen Erwägungen der erste Richter 
die Prüfung verabsäumt, ob nicht die Angeklagte den F. für sehr be- 
gütert und zur Gewährung einer reichen Mitgift wohl befähigt hielt, 
und ob sie nicht nur in diesem Sinne ihrem Sohne durch Verheiratung 
mit F.’s Tochter einen Vermögensvorteil zuzuwenden suchte. Jeden- 
falls ist sie mit Unrecht wegen Betruges bestraft, wenn sie jene Heirat 
schon „als solche“ bezweckte, von einer auf eigennützige Verwendung 
der Mitgift gerichteten Absicht ihres Sohnes nichts wusste und die 
Mitgift im Vergleich zu den künftigen Ehelasten für nicht übermässig 
hoch hielt. . . 

17. OLG. Hamburg. I. C.-S. E. 22/1. 1901. Aufhebg. d. 
geistigen Gemeinschaft durch Geisteskrankheit (BGB. 8 1569). Rechts- 
sprech. d. OLG. 2 8. 324. 

18. E. OLG. Dresden 2/2. 1901. Verweigerung d. ehel. Pflicht 
während des hierauf gerichteten Scheidungsprozesses ist kein Scheidungs- 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 2. 20 


306 Aktenstücke. 


grund (BGB. $ 1568). Rechtssprech. d. OLG 2, 8. 327. 

19. E. d. OLG. Stettin II C.-S. 5/2. 1. Die verlassene Frau 
kann nicht auf Zahlung einer Unterhaltsrente gegen den Maun, dem 
ein Scheidungsgrund zur Seite steht, klagen, ohne ihn zur Wiederher- 
stellung der ehel. Gemeinsch. aufgefordert zu haben. (BGB. 8 1361, 
1355.) Rechtssprech. d. OLG. 2, 8. 330. vgl. auch E. d. OLG. Ham- 
burg II. C.-S. 2/2. 01. 16. 8. 331. 

20. E. d. Kammerger. XII. C.-S. 16/3. 1901. Wie lange dauert 
die Berechtigung d. Frau z. Getrenntleben auf Grund eines ehewidrigen 
Verhaltens des Mannes? BGB. $ 1353. Rechtssprech. d. OLG. 2, 328. 

21.E.d. Kammerger. X11.C.-S. 2/2. 1901. Unzulässigk. d. Berufg. 
im Ehescheidungsprozess bloss wegen der Schuldfrage (BGB. $ 1574). 
Rechtsspruch d. OLG. 2, S. 327. 

22. E. d. Kammerger. XII. C.-S. 5/12. 1901. Im Scheidungs- 
prozesse kann die Rechtskraft des auf die Klage ergangenen Urtheils 
nicht vor der Rechtskraft des Urtheils über die Wiederklage eintreten. 
Rechtssprechg. d. OLG. 2, S. 284. 

23. Trennung der Ehe von Ausländern von Tisch und Bett im 
Inlande, wenn das ausländische Recht nur diese Ehescheidungsform 
gestattet!). (OLG. Dresden, V. C.-S. Urteil vom 2. Februar 1%1.) 

Nach der übereinstimmenden Ansicht der österreichischen Rechts- 
lehrer, wie Unger, Burckhardt, v. Kirchstetter, Stuben- 
rauch, Rittner, hat der österreichische Richter ausschliesslich 
das in Oesterreich geltende materielle Eherecht „als zum öffentlichen 
Rechte gehörig“ auch in Ansehung der von Ausländern im Auslande 
eingegangenen Ehen und der daselbst vorgefallenen Scheidungsgründe 
anzuwenden, und nach dem Zeugnisse Jettel’s (Intern. Privat- und 
Staatsrecht S. 46, 49) haben sich die österreichischen Gerichte dieser 
Ansicht durchgängig angeschlossen (vgl. auch Böhm’s Zeitschrift 10 
S. 484). Danach findet also eine Rückverweisung auf das deutsche 
Recht nicht statt, und es ist deshalb für die Beurteilung der vorliegen- 
den Sache auf Grund der schon erwähnten Vorschrift in Art. 17 Abs. 1 
EG. das österreichische Recht massgebend. Nach diesem ist aber das 
Band der von den Parteien eingegangenen Ehe unauflöslich, da der 
Beklaste „schon zur Zeit der geschlossenen Ehe der katholischen Re- 
ligion zugethan war* (S 111 des österr. BGB). Die Klage entbehrt 
daher, soweit sie auf Soheidung der Ehe vom Bande gerichtet 
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ist, der Begründung. Die Klägerin kann gemäss $ 109 verbunden mit 
Ss 107 und 103 des österr. BGB. nur „Scheidung von Tisch und 
Bett“ im Sinne dieses Gesetzes (vgl. namentlich $ 93 das.), das ist 
beständige „Trennung“ von Tisch und Bett, im Sinne des deutschen 
Rechtes verlangen; vgl. Jettel, S. 46: „So wird den Begriffen „Schei- 
dung“ und „Trennung“ im österreichischen und im deutschen Rechte 
gerade die entgegengesetzte Bedeutung beigemessen“. Hiergegen lässt 
sich nicht einwenden, dass der Art. 17 Abs. 1 cit. ein Urteil auf be- 
ständige Trennung von Tisch und Bett in Deutschland völlig ausschliesse, 
weil er nur von Scheidung der Ehe im Sinne von $$8 1564 ff. spreche 
(vgl. Niemeyer, Internat. Privatr. S. 153). Denn das Wort „Schei- 
dung“ ist in dieser das internationale Eherecht regelnden Gesetzes- 
stelle nicht in dem engeren Sinne des deutschen Rechtes, sondern im 
weitesten, die zeitweilige und beständige Trennung von Tisch und Bett 
in sich schliessenden Sinne (vgl. Ostfelder, Das Recht 1900 S. 58) 
oder, wie das OLG. Jena (Rsp. 2 S.18) ausführt, im Sinne der Gesetz- 
gebung der Kulturstaaten zu verstehen. Sollte es aber auch nur in 
dem engeren Sinne des deutschen BGB. gelhrraucht sein, so lässt sich 
dem (fesetze, seinem Wortlaute und Sinne nach doch nur die Vorschrift 
entnehmen, dass bei Ausländern für die Beurteilung der Thatbestände, 
die nach SS 1564 ff. BGB. zur Scheidung führen, das Recht desjenigen 
Staates massgebend sein soll, dem der Ehemann zur Zeit der Klager- 
hebung angehört; vgl. auch Barazetti, Intern. Privatr. S. 65 und 67, 
dessen Ausführungen zu dem gleichen Ergebnisse führen. 

Auch der Art.17 Abs. 4 steht der Zulassung einer Klage auf be- 
ständige Trennung von Tisch und Bett nicht entgegen, wie Neumann, 
Handausgabe 3 S. 1362, annimmt. (Zu dem gleichen Ergebnisse, wie 
dieser, kommt anscheinend auch Niedner, Bem. 2e 8. 48, der aber 
zuvor unter b S. 47 die Zulässigkeit einer solchen Klage an sich ein- 
räumt.) Denn die darin enthaltene Bestimmung will nach den zutreffen- 
den Ausführungen Erler’s (Ehescheidungsrecht S. 92) doch nur zum 
Ausdrucke bringen, dass die Anwendung des ausländischen Rechtes 
dann ausgeschlossen sein soll, wenn die nach letzterem im einzelnen 
Falle zugelassene Scheidung der Ehe vom Bande mit den sittlichen 
und rechtlichen Anschauungen des deutschen Volkes vom Wesen der 
Ehe in Widerspruch treten würde. Das würde aber der Fall sein, 
wenn die Auflösung der Ehe in Deutschland bei Ausländern auf Grund 
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von solchen Thatbeständen gestattet würde, die zwar nach ausländi- 
schem Rechte einen Anspruch auf Scheidung begründen, nicht aber 
nach dem Rechte des BGB. Von diesem Gesichtspunkte aus ist der in 
Abs. 1 des Artikels als Regel vorgeschriebenen uneingeschränkten An- 
wendung des ausländischen Rechtes in Abs. 4 eine Schranke in deın 
Sinne gezogen, dass auf Scheidung der Ehe, sowie Aufhebung der ehe- 
lichen Gemeinschaft gemäss 88 1564 ff., 1575 ff. BGB. oder auf die 
vom Standpunkte des Gesetzgebers aus der letzteren gleichwertige 
Trennung von Tisch und Bett nur dann erkannt werden darf, wenn 
das deutsche Recht auf Grund der im einzelnen Falle geltend gemachten 
Thatsachen die Scheidung zulässt. 

Diese Auslegung des Art. 17 wird auch durch die Entstehungs- 
geschichte des Gesetzes unterstützt. Ergiebt sich doch aus den 
Beratungen der zweiten Kommission über den dem Artikel zu Grunde 
liegenden $ 10 des ersten Entwurfes deutlich, dass die Absicht der 
Mehrheit dahin ging, im Gegensatze zu der in den Entsch. des RG. 3 
S. 27 und 9 S. 29 dargelegten Ansicht für Ausländer die zeitweilige 
und beständige Trennung von Tisch und Bett zu gestatten, dafern die 
hierfür im einzelnen Falle geltend gemachten Thatsachen einen solchen 
Anspruch nach den in erster Linie massgeblichen ausländischen Ge- 
setzen rechtfertigen und daneben zugleich nach deutschem Rechte das 
Verlangen nach Scheidung begründen würden. Nun hat zwar der Wort- 
laut des von der Kommission angenommenen $& 10, wie der an dessen 
Stelle getretene Art. 16 der Reichstagsvorlage zeigt, wesentliche Ab- 
änderungen erfahren, gleichwohl darf aber beim Fehlen jeden gegen- 
teiligen Anhaltes unbedenklich angenommen werden, dass die getroffenen - 
Abänderungen nur die Fassung, nicht aber den von vornherein kund- 
gegebenen Sinn des Gesetzes berühren sollten, da sich, wie oben ge- 
zeigt, auch der Wortlaut der Reichstagsvorlage mit den Absichten der 
zweiten Kommission recht gut vereinbaren lässt. Dass schliesslich auch 
die Fassung des (fesetzes eine Abänderung der von der zweiten Kom- 
mission angenommenen Ansicht nicht herbeiführen sollte, lehrt der Be- 
richt der Reichstagskommission, nach welchem der Art. 16 nur „zur 
grösseren Klarstellung seines Gedankens“, das heisst doch offenbar der 
von der zweiten Kommission kundgegebenen Ansicht, sowie „zur Be- 
rücksichtigung der neben der Scheidung der Ehe nach den Beschlüssen 
der Kommission zugelassenen Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft 
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eine andere Redaktion erfahren hat“. 

Hiernach steht die Entstehungsgeschichte des Gesetzes der oben 
ausgesprochenen Ansicht zum mindesten nicht entgegen und zwar selbst 
dann nicht, wenn man berücksichtigt, dass die CPO. ihrem Wortlaute 
nach in den $$ 606 und 639 scheinbar nur Vorschriften über das Ver- 
fahren in Ehesachen für solche Rechtsstreitigkeiten enthält, welche die 
Scheidung der Ehe oder die Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft 
betreffen (die in $ 606 noch erwähnten Nichtigkeits-, Anfechtungs- und 
Feststellungsklagen kommen hier nicht in Betracht), die Klage auf be- 
ständige Trennung von Tisch und Bett aber nirgends nennt, obgleich 
bei den Beratungen der zweiten Kommission eine Ergänzung der Vor- 
schriften über das Verfahren in Ehesachen in dieser Richtung angeregt 
worden war. Denn der angebliche „Mangel“ der CPO., der schon bei 
den Beratungen der Kommission mit Recht als ein „rermeintlicher“ 
bezeichnet worden ist, besteht thatsächlich um deswillen nicht, weil die 
Vorschriften über das „Verfahren in Ehesachen“ im Hinblick auf 
$ 639 des Gesetzes zum mindesten sinngemäss auf solche Klagen anzu- 
wenden sind, welche die beständige Trennung von Tisch und Bett zum 
Gegenstande haben. Die CPO. hat sich selbstverständlich an die Be- 
stimmungen des deutschen Rechtes angelehnt und hatte deshalb 
keine Veranlassung, neben der Klage auf Scheidung und Aufhebung 
der ehelichen Gemeinschaft die dem deutschen BGB. fremde Klage auf 
Trennung von Tisch und Bett zu erwähnen, zumal letztere der den 
Vorschriften über das Verfahren in Ehesachen ausdrücklich unter- 
stellten Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft in so vielen Beziehungen . 
gleicht und mit ihr so viel gemein bat, dass eine analoge Anwendung 
des $ 639 OPO. auf diese Klage durchaus zulässig erscheint (vgl. auch 
OÖstfelder a. a. O., sowie wegen der von keiner Seite bestrittenen 
Zulässigkeit der Analogie auf dem Gebiete der Prozessgesetze (Wach 
S 22 II 1S. 273 ff., insbes. S. 275 Note 14). Dabei braucht man noch 
gar nicht der Ansicht beizutreten, dass sich die deutschrechtliche Auf- 
hebung der ehelichen Gemeinschaft von der beständigen Trennung von 
Tisch und Bett des ausländischen Rechtes „nur durch den sprachlichen 
Ausdruck“ unterscheide, oder dass die letztere „in der Form“ oder 
„unter dem Namen“ der Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft in 
Deutschland wieder eingeführt worden sei (vgl. Erler 8. 92, Nied- 
ner Bem.2b zu Art. 17 S.46, Barazetti S. 69). Denn auch dann, 
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wenn man die Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft als ein dem deut- 
schen BGB. eigentümlich aus sich selbst heraus zu beurteilendes Rechts- 
institut oder gar nur als „eine andere Rechtsform für die Auflösung 
der Ehe“ oder als „eine potestativ bedingte Scheidung“ ansieht (vgl. 
Planck Bem.7 zu Art. 17, Endemann 8 1682 S. 692, Niemeyer 
S. 153), wird man zugeben müssen, wie dies auch Planck thut, dass 
sie nach der Absicht des Gesetzgebers die bei Katholiken vom Stand- 
punkte der Kirche aus allein zulässige Trennung von Tisch und Bett 
ersetzen sollte und mit dieser, wie in anderen Beziehungen, so vor 
allem in dem dem katholischen Eherecht wichtigsten Punkte, nämlich 
dem Verbote der Eingehung einer neuen Ehe übereinstimmt (vgl. $ 1586 
BGB.: „Die Eingehung einer neuen Ehe ist jedoch ausgeschlossen“), 
eine solche vielmehr erst nach Herbeiführung eines anderweiten 
Urteiles gemäss $ 1576 zulässt. Ebensowenig wird sich bestreiten lassen, 
dass die Aufhebung der Gemeinschaft bei solchen Eheleuten, die nach 
deren Herbeiführung in Beachtung der Vorschriften der katholischen 
Kirche von der Stellung eines Antrages nach $ 1576 absehen, that- 
sächlich die gegenseitigen ehelichen und sonstigen Verhältnisse fast 
in der gleichen Weise gestaltet, wie die beständige Trennung von Tisch 
und Bett im Sinne des kanonischen und des auf diesem fussenden aus- 
ländischen Scheidungsrechtes. 

Unter solchen Umständen ist nicht einzusehen, weshalb es unzu- 
lässig sein sollte, die Vorschriften der CPO. über das Verfahren in 
Ehesachen auch auf solche Rechtsstreitigkeiten anzuwenden, welche die 
beständige Trennung von Tisch und Bett zum Gegenstande haben. 
Wollte man dies nicht thun, so würde man die Anwendbarkeit des 
Art. 17 in einer grossen Anzahl von Fällen, für die er offenbar be- 
stimmt ist, völlig ausschliessen und den Ausländer in vielen Fällen 
geradezu rechtlos machen. Dass ein solches, den ausländischen Ehe- 
gatten innerhalb des Deutschen Reiches einen Freibrief zur Begehung 
der gröbsten Verfehlungen gewährendes Ergebnis nicht befriedigt, be- 
darf keiner näheren Erörterung und wird auch von Planck S. 50 
zugestanden, der der Klägerin namentlich gegenüber der CPO. jedes 
Klagerecht versagt. 

Hiernach kann nur darüber noch ein Zweifel bestehen, ob dem 
Eventualantrage der Klägerin auf Trennung von Tisch und Bett durch 
ein Urteil auf Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft stattzugeben 
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(vgl. Erler S. 93, Keidel in Böhms Zeitschrift 7 S. 243, Bara- 
zetti S. 69, Niedner S. 47, Staudinger-Wagner Bem. 3 zu 
Art. 17 S. 35) oder ob die Verurteilung in Anlehnung an die Vor- 
schriften des österreichischen Rechtes auszusprechen ist. Das Berufungs- 
gericht hat sich für letzteres entschieden. Die Absicht des Gesetzgebers 
ist offenbar dahin gegangen, durch Art. 17 mit dem den wissenschaft- 
lichen Grundsätzen des internationalen Privatrechtes widerstreitenden 
Territorialitätsprinzip auf dem Gebiete des Eherechtes völlig zu brechen, 
vielmehr dem ausländischen Rechte besonders hinsichtlich der Auflösung 
und Trennung der Ehe einen überall massgebenden Einfluss einzuräu- 
men und ihm — von der in Abs. 4 vorgesehenen Einschränkung ab- 
gesehen — in jeder Hinsicht Geltung zu verschaffen. Ist dies 
aber der Fall, dann muss sich auch der an die Beurteilung des geltend 
gemachten Thatbestandes anzuknüpfende richterliche Ausspruch nach 
dem ausländischen Rechte richten, es sei denn, dass dieser Ausspruch 
vom deutschen Rechte ausdrücklich verboten oder als ein solcher an- 
gesehen wurde, der den guten Sitten oder. dem Zweck der deutschen 
Gesetzgebung widerstreitet; davon kann aber schon im Hinblick auf 
die in $ 1575 BGB. thatsächlich ausgesprochene Anerkennung der Be- 
rechtigung der Grundsätze des katholischen Eherechtes keine Rede sein 
Insbesondere wird die in Art. 17 vorgeschriebene Regel vorliegend 
auch nicht durch $ 77 Abs. 1 des Gesetzes vom 6. Februar 1875 ein- 
geschränkt, da die darin enthaltene jetzt gegenstandslos gewordene 
Landesbestimmung, dass auf Auflösung des Bandes der Ehe zu er- 
kennen sei, nur für den Fall getroffen ist, wenn nach dem bisherigen 
Rechte auf beständige Trennung der Ehegatten von Tisch und Bett zu 
erkennen gewesen wäre (vgl. JWSchr. 1901 8. 30). 

Zudem erscheint die hiernach gebotene Anpassung der Urteilsformel 
an die Bestimmungen des österreichischen Rechtes auch deshalb rät- 
lich, weil nur eine solche Formel die sich nach dem gleichen Rechte 
bestimmenden Wirkungen des richterlichen Ausspruches unzweideutig 
kennzeichnet, während die Verurteilung zur Aufhebung der ehelichen 
Gemeinschaft, selbst unter Hinzufügung der Einschränkung, dass ein 
Antrag nach 8 1576 BGB. auf Grund dieser Verurteilung ausgeschlossen 
sei, leicht zu Zweifeln über die Tragweite der Entscheidung Veranlas- 
sung geben kann. 

Nach dem allen war unter Abweisung der Klage, soweit sie auf 
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Scheidung der Ehe vom Bande gerichtet ist, dem Eventualantrage in 
genauer Anlehnung an die Sprachweise des österr. BGB. 88 93, 103, 
107, 109, 111 zu entsprechen und dabei nach den mit $ 1574 des deut- 
schen BGB. im wesentlichen übereinstimmenden Vorschriften des öster- 
reichischen Rechtes (vgl. die Verordnung vom 9. Dez. 1897 86 Abs. 2, 
woselbst der in Wirksamkeit verbliebene $ 12 des Hofdekretes vom 
23. August 1819 wiederholt ist; abgedruckt bei Schauer, Die CPO. 
und Jurisdictionsnorm S. 864 und 872) gleichzeitig auszusprechen, dass 
der Beklagte die Schuld an der Scheidung trägt. 

24. E. d. OLG. Karlsruhe |. C.-S. 17/10. 1900. Aufhebg. d. 
ehel. Gemeinschaft (BGB. 8 1571 Abs. 2). Rechtsspr. d. OLG. 2, 
S. 329. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 


Kirche, sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 
1. Sachsen, Bek. d. Justiz-Mfhist. 21/2. 01 betr. die Verträge 
über die religiöse Erziehung der Kinder. J. M. Bl. Nr. 3. 
2. L’appel c. d’abus contre l’eveque d’Annecy. Rev. admin. d. 
culte cath. Janv. Ol. 
3) Zusammenstellung 
des 
von den Abgeordneten Dr. Lieber (Montabaur), Gröber, Dr. Pichler, 
Dr. Spahn, Dr. Bachem eingebrachten 
Entwurfs eines Reichsgesetzes, betreffend die Freiheit der Religions- 
übung 
— Nr. 80 der Drucksachen — 
mit 
den Beschlüssen der IX. Kommission. 


Antrag Dr. Lieber (Montabaur) Beschlüsse der Kommission. 
und Grenossen 
— Nr. 80 der Drucksachen —. a nee 
Entwurf Entwurf 
eines eines 
Reichsgesetzes, betreffend die Frei- Reichsgesetzes, betreffend die Frei- 
heit der Religionsübung. “ heit der Religionsübung. 
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Antrag Dr. Lieber (Montabaur) 
und Genossen 


— Nr. 80. der Drucksachen —. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gna- 
den Deutscher Kaiser, König 
von Preussen etc. 

verordnen im Namen des Reichs, 

erfolgter Zustimmung des 


Bundesraths und des Reichstags, 


nach 


was folgt: 
I. Religionsfreiheit der Reichsan- 
gehörigen. 
sl. 

Jedem Reichsangehörigen steht 
innerhalb des Reichsgebiets volle 
Freiheit des religiösen Bekennt- 
nisses, der Vereinigung zu Reli- 
gionsgemeinschaften, sowie der ge- 
meinsamen häuslichen und öffent- 
lichen Religionsübung zu. 

Den bürgerlichen und staatsbür- 
gerlichen Pflichten darf durch die 
Ausübung der Religionsfreiheit kein 
Abbruch geschehen. 

S 2 umstehend. 


82. 
In Ermangelung einer Vereinba- 
rung der Eltern sind für die reli- 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gna- 
den Deutscher Kaiser, König 
von Preussen etc. 

verordnen im Namen des Reichs, 

nach erfolgter Zustimmung des 

Bundesraths und des Reichstags, 

was folgt: 


Sl. 


Unverändert. 


S 2. 

Für die Bestimmung des reli- 
giösen Bekenntnisses, in welchem 
ein Kind erzogen werden soll, ist 
die Vereinbarung der Eltern mass- 
gebend, welche jederzeit vor oder 
nach Eingehung der Ehe getroffen 
werden kann. Die Vereinbarung ist 
auch nach dem Tode 
oder beider Elterntheile zu befolgen. 

S 2a. 

In Ermangelung einer Verein- 

barung der Eltern gelten für die 


des einen 
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— Nr. 80 der Drucksachen —. 
giöse Erziehung eines Kindes die 
landesrechtlichen Vorschriften des- 
jenigen Bundesstaates massgebend, 
in dessen Bezirk der Mann bei der 
Eingehung der Ehe seinen Wohn- 
sitz hatte. 


Nach beendeten zwölftem Lebens- 
jahre stelıt dem Kinde die Ent- 
scheidung über sein religiöses Be- 
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Bestimmung des religiösen Bekennt- 
nisses, soweit nicht nachfolgend ein 
anderes vorgeschrieben ist, die Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetz- 
buches über die Sorge für die 
Person des Kindes. 

Steht dem Vater oder der Mut- 
ter das Recht und die Pflicht, für 
die Person des Kindes zu sorgen, 
neben einem dem Kinde bestellten 
Vormund oder Pfleger zu, so geht 
bei einer Meinungsverschiedenheit 
über die Bestimmung des religiösen 
Bekenntnisses, in welchem das Kind 
zu erziehen ist, die Meinung des 
Vaters oder der Mutter vor. 

Das religiöse Bekenntnies des 
Kindes kann weder von dem Vor- 
munde noch von dem Pfleger ge- 
ändert werden. 

8 2b. (Neu.) 

(tegen den Willen der Erziehungs- 
berechtigten darf ein Kind nicht 
zur Theilnahme an dem Religions- 
unterricht oder Gottesdienst einer 
anderen Religionsgemeinschaft an- 
gehalten werden, als den in $& 2 
und $ 2a getroffenen Bestimmun- 
gen entspricht. 

S 2c. 

Nach beendetem vierzehnten 

Lebensjahre steht dem Kinde die 


Entscheidung über sein religiöses 
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kenntniss zu. 
83. 

Der Austritt aus einer Religions- 
gemeinschaft mit bürgerlicher Wir- 
kung erfolgt durch ausdrückliche 
Erklärung des Austretenden gegen- 
über der Religionsgemeinschaft. 

Die Erklärung ist an das Amts- 
gericht des Wohnortes abzugeben; 
das Amtsgericht hat die zuständige 
Behörde der Religionsgemeinschaft 
hiervon in Kenntniss zu setzen. 
Die Erklärung kann schriftlich in 
öffentlich beglaubigter Form abge- 
geben werden. 

Ueber den Empfang der Erklä- 
rung ist eine Bescheinigung zu er- 
theilen. 


SA. 

Die Abgabe der Austrittserklä- 
rung bewirkt, dass der Ausgetre- 
tene zu Leistungen, welche auf der 
persönlichen Zugehörigkeit 
zur Religionsgemeinschaft beruhen, 
nicht mehr verpflichtet wird. 

Leistungen, welche nicht 
auf der persönlichen Zuge- 
hörigkeit zur Religionsge- 
meinschaft beruhen, insbe- 
sondere Leistungen, welche 
kraft besonderen Rechtstitels auf 
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Bekenntniss zu. 
83. 
Der Austritt aus einer Religions- 
gemeinschaft mit bürgerlicher Wir- 
kung erfolgt durch ausdrückliche 


‚Erklärung des Austretenden gegen- 


über der Religionsgemeinschaft. 

Die Erklärung ist dem Amtsge- 
richte des Wohnorts gegenüber 
abzugeben; von diesem ist sie 
der zuständigen Behörde der Re- 
ligionsgemeinschaft mitzutheilen. 
Die Erklärung kann schriftlich in 
öffentlich beglaubigter Form abge- 
geben werden. 

Ueber den Empfang der Erklä- 
rung ist eine Bescheinigung zu er- 
theilen. 

Das Verfahren ist kosten- und 
stempelfrei. 

5 4. 

Die Abgabe der Austrittserklä- 
rung bewirkt, dass der Ausgetre- 
tene zu Leistungen, welche auf der 
Zugehörigkeit zur Religionsgemein- 
schaft beruhen, nicht mehr ver- 
pflichtet wird. 

Leistungen, welche kraft beson- 
deren Rechtstitels auf bestimmten 
Grundstücken haften oder von allen 
Grundstücken des Bezirks 
doch von allen Grundstücken einer 


oder 


gewissen Klasse in dem Bezirk ohne 
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bestimmten Grundstücken haften 
oder von allen Grundstücken des 
Bezirks oder doch von allen Grund- 
stücken einer gewissen Klasse in 
dem Bezirk ohne Unterschied des 
Besitzers zu entrichten sind, wer- 
den durch die Austrittserklärung 
nicht berührt. 


II. Religionsfreiheit der Religions- 
gemeinschaften. 
85. 

Religionsgemeinschaften, welche 
in einem der Bundesstaaten vom 
Staate anerkannt sind (anerkannten 
Religionsgemeinschaften), steht in- 
nerhalb des Reichsgebiets die freie 
und öffentliche Ausübung ihres 
Kultus zu. 

Dieselben sind insbesondere be- 
fugt, überall im Deutschen Reich 
ohne staatliche oder kommunale 
Genehmigung Gottesdienste abzu- 
halten, Kirchengebäude mit Thür- 
men zu erbauen und auf denselben 
(locken anzubringen. 

Ihre Religionsdiener dürfen die 


Aktenstücke. 


Beschlüsse der Kommission. 


Unterschied des Besitzers zu ent- 
richten sind, werden durch die Aus- 
trittserklärung nicht berührt. 


S 4a. (Neu.) 


Niemand kann zu Leistungen an 
eine Religionsgemeinschaft, zu wel- 
cher er nicht gehört, herangezogen 
werden, wenn nicht ein gemein- 
schaftlicher Genuss oder ein be- 
sonderes Rechtsverhältniss besteht. 


(SS 5 bis 10 für diese Session zu- 


rückgezogen.) 
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Antrag Dr. Lieber (Montabaur) Beschlüsse der Kommission. 
und (Fenossen 
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Religionshandlungen bei allen Mit- 
gliedern der Religionsgemeinschaft 
ausüben. 

S 6. 

Der Verkehr der anerkannten 
Religionsgemeinschaften mit ihren 
Oberen ist ungehindert. 

Vorschriften und Anordnungen 
einer anerkannten Religionsgemein- 
schaft, welche sich auf die Reli- 
gionsübung beziehen, bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit weder einer Mit- 
theilung an die Staatsbehörde, noch 
einer Genehmigung von Seiten der 
Staatsbehörde. 

87. 

Anerkannte Religionsgemein- 
schaften können innerhalb des 
Reichsgebiets Religionsgemeinden 
oder geistliche Aemter, sofern für 
solche staatliche Mittel nicht in An- 
spruch genommen werden, ohne 
staatliche Genehmigung errichten 
oder abändern. 

Landesrechtliche Verbote oder 
Beschränkungen der Verwendung 
auswärtiger Religionsdiener zu einer 
seelsorgerlichen Thätigkeit finden 
keine Anwendung auf die Religions- 
diener anerkannter Religionsge- 
meinschaften. 


8 8. 


Die Aufnahme in eine anerkannte 
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Antrag Dr. Lieber (Montabaur) Beschlüsse der Kommission. 
und Genossen 

— Nr. 80 der Drucksachen —. e 
Religionsgemeinschaft, Zulassung 
zu deren Religionshandlungen, so- 
wie die Vornahme einer Taufe, einer 
kirchlichen Trauung oder eines 
kirchlichen Begräbnisses ist von 
einer Mitwirkung der Behörden des 
Staats oder einer anderen Reli- 
gionsgemeinschaft oder von einer 
Anzeige bei solchen Behörden un- 
abhängig. 

59. 

Die Abhaltung von Missionen 
der anerkannten Religionsgemein- 
schaften unterliegt keinerlei gesetz- 
licherBeschränkung nochHinderung. 

8 10. 

Religiöse Genossenschaften, Ge- 
sellschaften und Vereine aller Art, 
welche einer anerkannten Religions- 
gemeinschaft angehören, bedürfen 
zu ihrer Gründung und Thätigkeit 
innerhalb des Reichsgebiets keiner- 
lei staatlicher oder kommunaler Ge- 
nehmigung. 

Urkundlich etc. Urkundlich etc. 

Gegeben etc. Gegeben etc. 
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17. Preussen. Erl. v. 1./3. 97 betr. KGO. £. d. ev. Gemeinden 
in Hohenzollern. G.-S. 1897 S. 49. 

Ges. betr. die KGO. f. d. ev. Gemeinden in den Hohenzollern- 
schen Landen 1./3. 97 ebendas. S. 69. 

18. Schleswig-Holstein. Bek. betr. d. Text d. Emeritirungs- 
ordnung in der vom 1./3. Ol ab geltenden Fassung. 22./3. 01. K. G. 
V.Bl. 01, 23. 

19. Württemberg. K.G. 21./1. 01 betr. d. Fürsorge für die 
Hinterbliebenen der Geistlichen. A. K.Bl. 297. 

20. Württemberg. K.G. 21./1. 01 betr. d. Abänderung d. K.G. 
v. 18./7. 95 üb. Behandlung dienstlicher Verfehlungen u. die unfreiwil- 
lige Pensionierung der Geistl. A. K.Bl. 308, dazu Bek. d. Konsist, 
11./2. Ol, ebendas. 309. 

21. Württemberg. K.G. 18./7. 95 betr. die Behandlung dienst- 
licher Verfehlungen u. die unfreiwill. Pensionierung d. ev. Geistl. (neue 
Fassung nach G. 21./1. 01. A. K.Bl. 01, 321. 

22. Württemberg. K.G. 21.1. 01 betr. die Stellvertretung f. 
erkrankte Geistl. A. K.Bl. 01, 251. 

23. Württemberg. K.G. 21./l. 01 betr. die Alterszulagen der 
unständigen Geistlichen. A. K.Bl. 01, 249, 

Desgl. betr. die Aufhebung d. kirchl. G. üb. d. Alterszulagen f. 
ständige Geistl. 16, 250. 

24. Württemberg. K.G. 28./1. 01 betr. Abänderung d. K.G. 
v. 23./11. 95 über Verkündigung u. Trauung der Ehen d. Mitglieder 
d. ev. Kirche. A. K.Bl. 334. 

25. Württemberg. K.G. 29./1. 01 betr. die Besoldungskasse 
ü. die Stolgebühren d. Geistlichen. A. K.Bl. 306. 

26. Baden. Neue Publikat. d. Verfassung. A. K.Bl. Ol, 254. 

27”. Baden. V. 11./12. 1900, Ueber Dienstanweisung f. d. De- 
kanate (Dekanatsordnung.) A. K.Bl. 01, 319. 

283. Waldeck. Landeskirchliche Gemeindeordnung 25./2. 01. 
G.- u. V.Bl. 01, 1. 

29. Waldeck. K.G.25./2.01 betr. einige Abänderungen der Syn.- 
0.K. G-. u. V.Bl. 01, 14. 

30. Waldeck. K.G. 25./2. 01 betr. die Abänderung der V. die Be- 
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theiligung der Gemeinden bei Besetzung der Pfarrstellen betr. v. 1./8. 
57. K. G.- u. V. Bl. 01, 16. 

31. Waldeck. K.G. 25./2. 01 betr. die Gnadenzeit der Wittwen 
u. Kinder der Geistlichen. K. G-. u. V.-Bl. 01, 18. 

32. Waldeck. K.G. 26./2. 01 betr. den Katechismus f. d. ev. 
Kirche, Schule u. Gemeinde. K. G.- u. V.Bl. 01, 18. 


J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) in Tübingen und Leipzig. 


Soeben sind erschienen: 


Die gegenwärtigen Theorien 
über 


den Begriff der gesetzgebenden Gewalt 


und 
den Umfang des Königlichen Verordnungsrechts 
nach Preussischem Staatsrecht. 
Von 
Dr. @. Anschütz, 
ord. Professor der Rechte an der Universität Heidelberg. 
Zweite vermehrte und umgearbeitete Auflage. 
8 M. 4—. 


Bibliographie der Theologischen Rundschau 


herausgegeben von 
Lic. W. Lueken in Oldenburg. 


Jahrgang 1901. Heft 1 (Januar/März). Heft 2 (April/Juni). 
Vorzugspreis für die Abonnenten der Mohr’schen theologischen Zeit- 

schriften je M. —.45, erhöhter Preis je M. —.60 pro Heft 1 und 2. 

Die Bibliographie eines Jahres erscheint in 4 Heften und wird den 
Abonuenten der Mohr’schen Zeitschriften: Archiv für Religions- 
wissenschaft, Chronik der Christlichen Welt, Monats- 
schrift für die kirchliche Praxis, Theologische Rund- 
schau, Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht, Zeit- 
schrift für Theologie und Kirche versuchsweise zum Vorzugs- 
ange von 18 Pfg. pro Druckbogen geliefert; Aufrundung des Preises eines 

ahrgangs — z. B. vonM. 1.44 auf M. 1.50 — bleibt vorbehalten. An Nicht- 


abonnenten der obigen Zeitschriften wird die Bibliographie nur zu erhöhtem 
Preise abgegeben. 


Da die Hefte der „Bibliographie der Theologischen Rundschau“ einzeln 
berechnet werden, nimmt die Post Abonnements auf die Bibliographie nicht 
an. Sie kann also nur durch die Buchhandlungen bezogen werden. 
Um gef. umgehende Aufgabe der Bestellungen betr. die „Bibliographie“ 
wird höflichst und dringend gebeten. 


Sammlung ausgewählter kirchen- und dogmengeschichtlicher 
Quellenschriften 
als Grundlage für Seminarübungen herausgegeben 
unter Leitung von 
Professor D. &@. Krüger. 
Zweite Reihe. Erstes Heft: 


DIE APOSTOLISCHEN VÄTER 


herausgegeben von 


F. X. Funk. 
__.% M. 1.80. Einfach geb. ca. M. 2.30. Eleg. geb. ca. M. 2.80. 


Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 


Philler Hand-Ausgabe der Deutschen Grundbuch- 

— ordnung nebst einer systematischen Darstellung des 
materiellen Liegenschaftsrechts und. den preuss, Ausführungsbe- 
stimmungen. Für die preuss. Praxis bearbeitet von Land- 
gerichtspräsident a. D. ©. Philler. 1901. Eleg. geb. M. 5.—. 


Der Kommentar enthält das gesamte für die Bearbeitung in Grundbuchsachen 
erforderliche Material und berücksichtigt auch die seit dem 1. Januar 1900 bis 
heute ergangene Rechtsprechung, 


Rosenberg. Die Beweislast nach der Civilprozessordnung 


und dem Bürgerlichen Gesetzbuch. Von Dr. jur. 
Leo Rosenberg. 1900. M. 2.60. 


Gi th Reichsgesetz über die Zwangsversteige- 

un er. y r ng ar wer & n* 

_— _ rung und Zwangsverwaltung nebst Einf.-Ge- 
setz vom 24. März 1897. Für die Praxis erläutert von J. Günther, 
Landgerichtsprüsident. Zwei Bände. 1899/1900. Geb. M. 6.—., 


E ı Pr Sie » 2 . 
Nussbaum. Die Preussische Gesindeordnung vom 
— 8, November 1810 nebst ihren Ergänzungen und 
einem Anhange: Das polizeiliche Verfahren in Gesindesachen. Zum 
Handgebrauch für Juristen, Verwaltungs- und Polizeibeamte er- 
läutert von Dr, jur. A. Nussbaum. 1899. Kart. M. 2.20. 


Fränkel. Das Miet- und Pachtrecht nach Bürgerlichem 


— _  _ _—_ Gesetzbuch. Zum praktischen Gebrauch bearbeitet 
von Rechtsanwalt A. Fränkel. 1897. Kart. M. 3.—. 


Liliput- Ausgaben. Text-Ausgaben mit Sachre- 


gister. Mit dem amtlichen Pext 
genau übereinstinnmend. I. Band: Bürgerliches Gesetzbuch nebst 
Einf.-Gesetz. 3. Auflage, 21.—32. Tausend. II. Band: Handels- 
gesetzbuch, Civilprozessordnung, Konkursordnung nebst wi © 
und Preussischen Ausf.-Gesetzen. 1. bis 20. Tausend. Preis 
jeden Band geb. M. 1.—. 


. : Die Armenpflege. Einführung in die 
Münster berg. praktische Pflegethätigkeit. Von Stadtrat 


Dr. E. Münsterberg. 1897. Geb. M. 3.—. 


- ‚Die strafrechtliche Bekämpfung von 

v. Hippel. Bettel, Landstreicherei u. Arbeitsschen. 

Eine Darstellung des deutschen Rechtszustandes nebst Reformvor- 
schlägen von Prof. Dr. R. v. Hippel, Göttingen. 1895. Mit zahl- 
reichen Tabellen. M, 6.—. | 

| 

\ „ Strafrecht und Politik. Kriminalpolitische Ge- 
Clemens. danken eines alten Richters. Von Justus Clemens. 


4 
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I. Abhandlungen. 


Die Electio communis bei den kirchlichen Wahlen im 
Mittelalter 


Dr. Alfred von Wretschko, 


Professor der Rechte an der Universität Innsbruck. 


I. 

In der kirchenrechtlichen Litteratur fehlt es noch an einer 
eingehenderen Untersuchung über die historische Entwicklung 
und Fortbildung der Normen, welche für das Verfahren bei den 
kirchlichen Wahlen massgebend waren, wie auch der Gebräuche, 
welche dabei eingehalten wurden. | 

Die einzige etwas ausführlichere Darlegung bringt uns 
Hinschius im 2. Bande seines Systems des katholischen 
Kirchenrechtes u. zw. in jenem Abschnitte, der das geltende 
Recht behandelt!. Die übrigen Lehr- und Handbücher lassen 
sich vielfach auf eine Darstellung des Wahlverfahrens nicht näher 
ein, verzichten daher auch auf jegliche Bemerkung über die ge- 
schichtliche Entwicklung dieser Vorgänge. 

Desgleichen kommen von den über kirchliche Wahlen han- 
delnden Monographien nur wenige für uns in Betracht. R. Zoepf- 
fel’s Buch über die Papstwahlen steht in mehr als einem 
Punkte nicht auf der Höhe wissenschaftlicher Forschung. Ganz 


SS. 661-668. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 3. 21 
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unzulänglich und die von uns zu behandelnden Fragen ganz 
unerörtert lassend, ist Staudenmaiers Geschichte der 
Bischofswahlen. Im den zahlreichen kleineren oder grösseren 
Abhandlungen, welche von der Besetzung der Bisthümer über- 
haupt, von Bischofswahlen insbesondere, für ein räumlich oder 
zeitlich mehr oder weniger begrenztes Gebiet sprechen, ver- 
missen wir mit geringen Ausnahmen Erörterungen über den Her- 
gang bei diesen Wahlen. Dies gilt beispielsweise von Hauck’s 
Abhandlung: die Bischofswahlen unter den Merowingern, ebenso 
auch von dem jüngst erschienenen Buche P. Aldinger's: Die 
Neubesetzung der deutschen Bisthümer unter Papst Innocenz IV. 
(1243—54), welches im Uebrigen die Massregeln dieses Papstes 
in ihrer Planmässigkeit zur Darstellung bringt. Nur Heinrich 
Gerdes widmete den 2. Theil seiner Inauguraldissertation: 
Die Bischofswahlen in Deutschland unter Otto dem Grossen in 
den Jahren 953 bis 973!, dem Verfahren, das damals bei der 
WahlundEinsetzung beobachtet wurde. Ebenso streifte Im- 
bart dela Tour in seinem Buche: Les dlections Episcopales 
dans l’eglise de France du IX° au XII° siöcle, Paris 1890, ge- 
legentlich die Frage nach dem Wahlverfahren, aber auch seine 
Untersuchung schliesst lange vor dem Begine jener Zeit, wel- 
che für die definitive Ausgestaltung des Wahlverfahrens mass- 
gebend war ?. 

Mannigfache Förderung dagegen erfuhr die Lehre über das 
kirchliche Wahlwesen von Seite der deutschen Rechts- 
geschichte. Vor allem istihr Gierke im 3. Bande seines 


" Vorgelegt der Universität Göttingen 1878. 8. 38 ff. Einige werth- 
volle Angaben bringt auch E. Bernheim: Lothar III. und das Worniser 
Concordat, 1874. 8. 24f. Vgl. auch die Nachträge. 

* Der 8 Band von Phillips’ Kirchenrecht, der von Vering ver- 
fasst wurde, hat die Besetzung der Bisthümer zum Gegenstande. Die ein- 
gehende historische Entwicklung welche die bis jetzt allein erschienene erste 
Abteilung dieses Bandes bringt, endigt für Deutschland und Frankreich 


mit dem 11. Jhdt., kommt daher für unsere Forschungen weiter nicht in 
Betracht. 
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Genossenschaftsrechtes näher getreten!, und ihm gebürt das 
Verdienst, zum erstenmale die überreiche Fülle juristischer Kasu- 
istik herangezogen zu haben, welche die mittelalterlichen Kano- 
nisten in ihren Arbeiten entwickelten. Die bedeutende Rolle, 
welche das Walılwesen in der Kirche spielte, erklärt es uns zur 
Genüge, dass die kirchlichen Schriftsteller des Mittelalters die 
einschlägigen Fragen der eingehendsten Behandlung unterzogen. 
Zudem entnahmen sie die Belege für die vom kanon. Rechte und 
seiner Wissenschaft so sehr geförderte Lehre von den Korpo- 
rationen überhaupt, von den Korporationsbeschlüssen insbeson- 
dere vielfach gerade dem für die Wahlen vorliegenden Material. 
Der Anlage seines Werkes entsprechend, konnte Gierke frei- 
lich keinerlei Rücksicht auf die urkundlichen Schätze nehmen. 
Und doch ergänzen und erweitern erst sie unsere Vorstellung 
über das bei den Wahlen jener Zeit eingehaltene Verfahren in 
reichem Masse. 

Ferner wurde in den in letzterer Zeit so zahlreich gewor- 
denen Erörterungen über die Vorgänge bei den Königs- 
wahlen nicht selten die Frage aufgeworfen, inwieweit etwa 
zwischen der einen weltlichen Wahl und den vielen 
kirchlichen Wahlen ein innerer Zusammenhang, eine ge- 
wisse Parallele bestanden habe. Schon Harnack konnte da- 
rauf hinweisen, dass die Wahldekrete, welche uns für die deut- 
schen Königswahlen seit der Mitte des 13. Jahrhunderts erhalten 
sind, in ihren formelhaften Wendungen grosse Aehnlichkeit mit 
jenen Verkündigungen haben, welche die Päpste über ihre eige- 
nen Wahlen in jener Zeit zu erlassen pflegten, und er erkannte 
auch richtig, dass gerade das bei der Königswahl im eigentlichen 
Sinne übliche Ceremoniell dem bei den Papstwahlen gebräuch- 
lichen entsprochen habe. Dann brachte der lebhafte Streit, den 
Lindner’ Versuch, eine neue, und wie er hoffte, endgiltige 
ES BI2 ER 

2? Harnack, das Kurfürstencollegium bis zur Mitte des 14. Jahr- 


hunderts. S. 107. 
91 * 
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Lösung der Kurfürstenfrage zu bieten, hervorrief, auch der bes- 
seren Erkenntnis des kirchlichen Wahlwesens mancherlei erwünschte 
Förderung. Ich nenne an dieser StelleBresslau’s Aufsatz: Zur 
Geschichte der deutschen Königswahlen von der Mitte des 13. bis 
zur Mitte des 14. Jahrhunderts!, ferner die viel eingehenderen, auch 
einzelne Kanonisten des Mittelalters heranziehenden Ausführungen 
von E. Mayer im II. Bande seiner deutschen und französischen 
Verfassungsgeschichte?® und Lindner’s Abhandlung: Der Her- 
gang bei den deutschen Königswahlen?, welche als Erwiderung 
auf Bresslau’s und Mayer’s Ausführungen gedacht ist. 

Zu diesen Arbeiten versuchte ich im 20. Bande der german. 
Abtheilung der Zeitschrift für Rechtsgeschichte* Stellung zu 
nehmen. Ich zeigte dort nicht nur den Einfluss, welchen die 
fremden Rechte, namentlich die mittelalterliche, theils auf römi- 
scher, theils auf kanonistischer Basis aufgelaute Korporations- 
lehre auf die gewuhnheitsrechtliche Fortbildung der für die 
deutsche Königswahl in Geltung gewesenen Grundsätze zu neh- 
men in der Lage waren, sondern bemühte mich auch nachzu- 
weisen, dass die uns im Reiche zum erstenmale bei der Doppel- 
wahl von 1257 begesnende „electio communis“ nicht nur 
ihrer formellen Seite, sondern auch ihrem Wesen nach 
den kirchlichen Wahlgebräuchen jener Zeit entlehnt worden war. 

Die bei diesem Anlasse bereits angekündigte? Abhandlung 
über die electio communis bei den kirchlichen 
Wahlen möchte ich nun heute vorlegen. Aufgebaut auf einem 
den verschiedensten Ländern entnommenen Quellenmaterial und 
auf den gerade diese Fragen sehr eingehend behandelnden Ar- 
beiten der mittelalterlichen Kanonisten kann sie vielleicht in 
diesen oder jenem Punkte einen neuen Einblick in das kirch- 


! Deutsche Zeitschrift für Geschichtswissenschaft. Neue Folge. 2. Jahr- 
gang. Vierteljahrshefte S. 122 ff. 

* 5. 382 ff. Ss. 3-27. 

* Der Einfluss der fremden Rechte auf die deutsche Königswahl. S. 164 ff. 

PA.a. 0.5. ı7l. 
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liche Wahlwesen des Mittelalters bieten. 

Was dieses Quellenmaterial angeht, so gewähren uns bis an 
den Ausgang des 12. Jahrhunderts wenige Urkunden Einblick 
in den Hergang bei den kirchlichen Wahlen. Die älteren Wahl- 
dekrete verzeichnen regelmässig nur das Endergebnis der Wahl. 
Eingehendere oder kürzere Berichte über vorgenommene Bischofs- 
bzw. Abtwahlen, die an die Metropoliten oder nach Rom mit 
der Bitte um Konfirmation, oder belufs Entscheidung über ein- 
gelegte Appellationen gesandt wurden, sind uns für die Zeit vor 
1198 nur spärlich überliefert, und auch die in Wahlsachen er- 
gangenen Erlässe der Kurie! geben uns über den inneren Vor- 
gang bei den Wahlen nur geringen Aufschluss. Das gleiche 
gilt auch von den Schreiben, welche die Wahl dieses oder jenes 
Papstes zum Gegenstand haben. Einzelne Details können wir 
den verschiedenen Annalen und Chroniken, den Briefen, den uns 


! Ich erwähne beispielsweise: Das Schreiben Sylvesters Il. an 
den erwählten Bischof von Le Puj (um 1000), Gallia christ., II. Band, In- 
strumenta (J.) Sp. 226 fi. — Die Bulle Urban II. betreffend die Konfirmation 
der Wahl des Guacelinus zum Abt von Standalmonte (1096—99), Loewen- 
feld, Epistolae pontificum Romanorum ineditae, S. 66. — Die Konfirnia- 
tionsbulle Eugens III, für den Bischof von Piacenza, 1147, Novbr. 10, Ug- 
helli, Italia sacra, Bd. II. S. 215. — Den Auftrag Eugens an 3 Prälaten, 
die Wahl des Bischots von Arras zu untersuchen, 1148, Migne, Patro- 
logıa latina, Bd. 180, Sp. 1376. — Papst Anastasius Il. verwirft die Postu- 
latıon des neuen Abtes von Nonantula, 1154, März 8 Tiraboschi, Cod. 
dipl. Nonantulae, p. 266. — Papst Hadrian Il. bestätigt die Wahl Hugo’s 
zum Bischof von Piacenza, 1155, Januar 11, Ughellia.a. 0. Bd. II. 
Sp. 216. — Ferner den Auftrag Alexanders III. wegen der Dekanswahl in 
Paris, 1165, April 21, Loewenfeld aa. O. S. 137. — Alexander III 
bestätigt die Aebtissinenwahl im Kloster S. Maria Teodata zu Pavia (1167 
—1169), Pflug-Hartung, Acta pontificun, Bd. III S. 215. — Alexan- 
der Ill. schreibt an die Domherren von Bremen über die Bischofswahl, 
1171, v. Below in den Histor. Studien, Heft 11, S. 49. — Derselbe Papst 
genehmigt die Abtwahl im Kloster Clugny, 1174, Jänner 24, Loewenfeld 
a.a. O. S. 143. — Gregor VII. bestätigt die Abtwahl in S. Pietro di Mo- 
dena, 1187, Nov.22, Ptflug-Hartunga.a. O. Bd. III. S. 351. — Meh- 
rere Stücke von Coelestin IIl, z. B Mixgne a.a. O. Bd. 206, Sp. 886 u. 
1077, Pflug-Hartunga. a. O. Bd. II. S. 394. — Endlich c. &, 10 u. 
14 X. 1. 6. 
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überkommenen Biographien einzelner Kirchenfürsten und an- 
deren Arbeiten von Geschichtsschreibern jener Zeit entnehmen. 

Viel reichlicher fliesst das Material seit 1198. Namentlich 
die in die päpstlichen Register Innocenz III. und seiner Nach- 
folger aufgenommenen, in Wahlsachen ergangenen Urkunden 
führen uns oft recht anschaulich die Verhandlungen vor Augen, 
welche der eigentlichen Wahl vorangegangen waren, und lassen 
uns auch häufig den Hergang beim Wahlakte selbst ersehen. 
Dagegen sind uns Wahldekrete für das 13. und 14. Jhdt. nur in 
geringer Zahl erhalten geblieben!; die grosse Masse an Material, 
die mit der Bitte um Konfirmation oder um Fuantscheidung über 
eingelegte Appellationen nach Rom gegangen war, blieb dort 
nach Ausfertigung der Erledigung seitens des Konsistoriums 
zurück und gieng aller Wahrscheinlichkeit nach den Weg des 
Verderbens?®. Denn die uns erhaltenen Bestände des Konsi- 
storialarchivs setzen erst mit dem 15. Jhdt. ein. 

Eingehend wollen wir im folgenden die Scheidung der eigent- 
lichen Wahlhandlung in zwei Acte, in die nominatio und 


i Olime auf Vollständigkeit Anspruch zu machen, führe ich einige der- 
selben aus dem 13. Jahrhundert an: Dekret über die Wahl des Gregorius 
zum Abt «des Klosters Cantignano, 1207, April 28, Annales Camaldulenses, 
Bd. IV. S. 204; vergl. ebend. S. 301 nd Sp. 513 und 532. — Dekret über die Wahl 
des Bischofs von Agde gerichtet an den Erzbischof von Narbonne (1214), 
Gallia christ. Bd. VI (1. Aufl.) J. Sp. 332. — Dekret über die Bischofswahl in 
Gerona, 1214, Florez, Espala sagr., Bd. XLIV. S. 259 ff. — Dekret über 
die Abtwahl im neuen Kloster zu Poitiers, 1233, Febr. 26, Gallia christ., 
II. Bd. J. Sp. 357. — Dekret über die Abtwahl im Kloster Figieac, 
1244, December 24, Gallia christ., I. Bd. J. S. 45. — Dekret über die Postu- 
lation des Frater Jakobus auf den Bischofssitz v. Valva, 1251 Aug. 10, Ug- 
hellia.a. O. I. Bd. Sp. 1374. — Dekret über die Bischofswahl in Coven- 
try, 1256, Februar 1, Luard, Annales monastici, Bd. 1. S.379. — Notariats- 
act über die Bestellung von Kompromissaren für die Bischofswahl in Bres- 
cıa, 1263. Septbr. 21, Urhelli.a. a. O. Bd. IV. S. 548 etc. 

* Darauf hat mich Herr Prof. M. Tangl in Berlin auf Grund seiner 
eirenen Forschungen in den römischen Archiven aufmerksam gemitcht. 
Kine Anfrage im vatikanischen Archive ergab ebenfalls ein negatives Re- 
sultat. Ueber das Konsistorialarchiv in Rom vgl. Pastor, Geschichte der 
Päpste, T. Bd., Anhang 8. 642. 
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die electio, besprechen, Begriff, rechtliche Merkmale sowie 
Sinn und Bedeutung der electio communis erörtern, end- 
lich einige Bemerkungen über das Alter dieser Einrichtung hin- 
zufügen. Um aber diesen Ausführungen die uns notwendig er- 
scheinende Grundlage zu bieten, gedenken wir ihnen einige 
Andeutungen über den Hergang bei den kirchlichen Walılen 
überhaupt vorauszuschicken. 
II. 

Das 3. lateranische Koncil hat nicht nur für die Papstwahl 
neues Recht geschaften, sondern auch wichtige Bestimmungen 
für die Bischofswahlen und für die Besetzung der niederen 
Kirchenämter namentlich in Rücksicht auf die Erfordernisse 
in der Person des Kandidaten getroffen!. Dagegen beschäf- 
tigte sich das 4. Koncil vom Lateran eingehend mit der Frage 
nach dem Hergang bei den kirchlichen Wahlen. Damals wurde 
zum erstenmale gesetzlich festgelegt, dass wir im kirch- 
lichen Wahlwesen drei Formen von einander zu unterscheiden 
haben, die Wahl per scrutinium, per compromissum 
und quasi per inspirationem? Aber dieses Koncil 
hat dadurch nicht etwa neues Recht geschaffen, sondern da- 
bei nur an längst in der Kirche bestehende Einrichtungen 
angeknüpft. Dies erhellt sofort aus einer Prüfung urkundlicher 
Aufzeichnungen, welche der Zeit vor 1215 angehören. 

Zu verschiedenen Malen wird da schon von Skrutinial- 
wahlen gesprochen, bei welchen — wie dies das Koncil später 
als allgemeine Norm aufstellte, — die Stimmen an einem abge- 
sonderten Orte geheim und mündlich an die hiezu vom Kolle- 
gium bestellten Skrutatoren abzugeben, von diesen sodann schrift- 
lich zu fixieren und dem versammelten Kollegium zu verkünden 
waren?®. Auch der Abschluss von Kompromissen und die 


10.6 und 7, X. 1. 6. 2 0.42. X. 1.6. 

? Brief der Kardinäle der kaiserl. Partei vor der Doppelwahl zwischen 
Viktor IV. und Alexander III. (1159, Hinschius a.a. O. Bd. I. S. 264, 
Note 4: scilicet quod segregentur aliquae personae de eisdem fratri- 
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daran sich reihende Wahl durch die Kompromissare wird uns 
mehrfach vor 1215 erwähnt!. Was endlich die electio quasi 
per inspirationem betrifit, so war sie von altersher üblich?. 
Galt in der Kirche überhaupt die Auffassung, dass eine ein- 
stimmige Wahl die Folge höherer Eingebung sei?, so wurde in 


bus, qui audiant voluntatem singulorum et diligenter inquirant et fideliter des- 
cribant. Vgl. auch den Bericht des Gerhoh v. Reichersberg über dieselbe Wahl: 
cum .... singulorum voluntates secreto ab his, quibus id injunctum fue- 
rat, requisitae fuissent. In dem Briefe wird erwähnt, dass die Skruta- 
toren „juxta praedietan consuetudinem“ ausgewählt worden seien. Wie alt 
diese Einrichtung ist, bedarf noch einer eigenen Untersuchung. Zoepffel 
will a. a. O. S. 35 fl. den Anfang eines skrutatorischen Verfahrens bei der 
Papstwahl erst an den Beginn des 12. Jhdts setzen im Hinblick auf die 
anders geartete Wahl Anaklets II. und den Unistand, dass bei den kleinen 
Kreis von Wahlberechtigten bei der Papstwahl ein Skrutiniuni nicht nöthig 
gewesen sei. — Auch der Ordo Romanus XII. (Ende des 12. Jhdts.) er- 
wähnt uns für die Papstwahl Skrutatoren. (Mabillon, Mus. ital. I. 
S. 210 ce. 77). Dasselbe erfahren wir über die Wahl Innocenz Ill., Mignea.a. 
O. Bd. 214. S. XIX. — Gelegentlich der Bischofswahl in Capua (1199) wur- 
den 3 Skrutatoren bestimmt, „qui vota singulorum seriatim perquirerent“; 
Migne.a. a. O. Bd. 214. S. 841. 

ı Das älteste mir bekannte Beispiel eines Konıpromisses auf eine Per- 
son, die dann den Bischof bestimmen sollte, dürfte uns für die Bischofs- 
wahl in Bourges vorliegen, von der uns Sidonius Apollinaris erzählt. Epi- 
stolae VII. 9 (p. 597 ff.). — Der von uns behandelten Periode näher liegen 
folgende Fälle: Die 1119 vorgenommene Wahl des Abtes von Farfa, Re- 
gistrumFarfense, Bd. V.S.311 ff. und 318 ff.: 12 Brüder wurden dazu be- 
stimmt, den künftigen Abt zu wählen, und der Konvent versprach die von 
ihnen erkorene Persönlichkeit als Abt anzunehmen. — Das Kompromiss auf 
8 Cardinüle nach dem Tode des Papstes Honorius II. (1130), welche dann 
mit Stimmenmehrheit Innocenz ll. wählten (Brief des Bischofs Heinrich von 
Lucca), Migne aa. 0. Bd. 179, Sp. 40. — Feiner die Wahl des Erzbischofs 
Hugo von Genua (1163); Ughellia. a. O. IV. Bd. S. 870. — Zahlreiche 
Beispiele lassen sich aus der Regierungszeit Innocenz Ill. anführen, so na- 
mentlich die Wahlurkunden bei Mignena.a. O. Bd. 214. Sp. 65 ff., 257 ff., 
Bd. 215. Sp. 206 ff., 605 ff., 1025 ff., dann Gallia christiana, Bd. III. Sp. 686 
etc. Noch reicheres Material geben uns die Register der Päpste seit 
Gregor IX., welche in der Bibliotheque des Ecoles frangaises d’Athenes et 
de Rome, 2. Serie veröffentlicht werden. 

2 Loening: Geschichte des deutschen Kirchenrechts, I. Bd. S. 117. 

® Vgl. die Dekretale Leo I. über die Wahl des Erzbischofs von Arles 
(449): quia electionem pacificam atque concordem, cui nec merita nıorum 
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dem von germanischen Rechtsideen stark beeinflussten Abend- 
lande infolge der genossenschaftlichen Auffassung', die auch das 
kirchliche Verbandsleben beherrschte, bei Wahlen dem Einstim- 
migkeitsprinzip ? noch erweiterte Bedeutung zuerkannt. Da musste 
gerade die Wahlform „quasi per inspirationem“, bei welcher die 
sonst oft nur schwer zu erzielende Stimmeneinheit von vorne- 
herein vorlag’, als die ideale und vornehmste Art der Besetzung 


nec studia civium defuerunt postulationis quidem humanae, sed inspiratio- 
nis credimus esse divinae. Gallia christ. I. Bd. J. Sp. 531. — Ebenso ist 
als Zeugnis anzuführen ein Schreiben König Alfons an den Erzbischof v. 
Braga über die Wahl des Bischofs von Luca (1152) Florez a.a.0. Bd. 41, 
S. 311: et quia tamı unanimis ommium concordia nonnisi ex domino esse 
videbatur. 

! Vgl. Gierke a. a. O. Bd. II. S. 526, Bd. III. S. 323, dann meinen 
Aufsatz in der Zeitschrift für Rechtsgeschichte, Bd. XX. S. 177 ff. und 189 ff. 

® Dies erweisen Zeugnisse vom 9. Jahrhundert angefangen, welche den 
verschiedensten Ländern angehören. In Briefen, Wahldekreten und anderen 
Urkunden heisst es abwechselnd: „concorditer eligere; electio concors; pari 
consensu ac concordia eligere; unanimes conclamaverunt; adcelamatorum 
unanimitas; communi voto eligere; pari voto conımunique consilio eligere; 
uno voto parique consensu; pari voto unanimique consensu eligere etc.“. — 
Dies schliesst jedoch nicht aus, dass wir gelegentlich auch von Majori- 
tätswahlen hören. Aus früherer Zeit möchte ich kurz auf die Be- 
schlüsse der röm. Synode unter Papst Symmachus über die Papstwahl 
[Baronius, ann. eccl. VIII. 8. 592: si autem, ut fieri solet, studia coe- 
perint esse diversa, eorum de quibus certamen emerserit vincat sententia 
plurimorum.] und auf das Schreiben des Papstes Leo I. (Migne, Bd. 54, 
Sp. 673 cap. 5, bezw. c. 36 D. 63) hinweisen. Für die fränkische Zeit küme 
das Schreiben Hinkmar’s von Rheims an Bischof Hinkmar von Laon (Migne 
a. 4. O. Bd. 126. Sp. 3111. f.), und der Erlass Karls des Einfältigen über die 
Wahl des Erzbischofs v. Trier (Urk. 913, August 13, Gallıa christ. Bd- 
XIII. J. Sp. 316) in Betracht. Ein Beispiel einer Majoritätswahl bringt 
uns für 1134 Florez a. a. O. Bd. 20, S. 562. 

3 Kin Beispiel für eine „electio quasi per inspirationem* vor 1198 bietet 
uns das Schreiben der Mönche des Klosters S. Amianus an den Erzbischof 
v. Narbonne (circa 1129), Gallia christ. (1. Aufl.) Bd. VI. Sp. 84: Die 
Mönche beteten vor der Wahl am Altar; nachdem sie sich erhoben, schrit- 
ten sie zur Wahl und berichteten darüber an den Erzbischof folgender- 
massen: et quasi alter alteri subauriculasset, cum antea mentio ipsius nulla 
facta fuisset, unum de nostris confratribus — conclamantes in domini no- 
mine pastoren: nobis et dominunı elegimus. 


330 Ablıandlungen. 


eines Kirchenamtes erscheinen. 

Ueber diese Wahlformen äussert sich schon Bernhard 
von Pavia in seiner vor 1179 verfassten Summa de electione!. 
Er erwähnt uns abgesehen von der „electio quasi per inspivatio- 
nem“, der er keine weitere Beachtung schenkt, 3 Formen, in denen 
die kirchlichen Wahlen vorzunehmen waren. Bei der ersten 
traten die Mitglieder des Kollegiums selbst als Wähler auf, 
während bei den beiden anderen die Wahl durch Delegierte 
(electores) vollzogen wurde. 

Vergleichen wir diese Angaben mit der Anordnung des 4. 
Koncils vom Lateran, so fällt uns sofort auf, dass die Stellung 
der „electores“* bei Bernhard von Pavia, falls sie sich nach dem 
Votum des Kollegiums zu richten hatten, zu unterscheiden ist 
vom Wirkungskreise, welcher den Skrutatoren, durch die Dekre- 
tale c. 6 X. 1. 6 und nach der schon vor diesem Koncil beob- 
achteten Praxis eingeräumt war. Die „electores* haben zwar 
gleich den Skrutatoren die Stimmen der einzelnen Wähler zu 
sammeln und festzustellen, auf welche Persönlichkeit sich alle 
Stimmen oder doch die „major pars“ geeinigt hätte; aber dieses 
Ergebnis bildet ihnen nur die Grundlage für die von ihnen selbst 
erst vorzunehmende Wahl. Deutlich sagt uns dies Bernhard v. 
Pavia: „ut videlicet illum eligant, quem omnium vel majoris 
partis arbitrio viderint praeelectum“*. 

Dass die von Bernhard beschriebene Wahlform thatsächlich 
im Gebrauche stand, können wir aus einzelnen Wahlberichten er- 
sehen. So berief sich z. B. nach c. 32 X. 1. 6 die Gegenpartei 
darauf, der Inhalt des Kompromisses sei dahin gegangen, dass 
die Kompromissare denjenigen zu erwählen hätten, der von allen 


'Bernardi Papiensis summa decretalum ed. Laspeyres 
S. 317 [summa de electione II. III. $ 1]. 

A. ua. 0. S. 317. Umten wird versucht werden, zu erklären, was wir 
unter diesem „eligere* zu verstehen haben. — Der Ausdruck praeeligere 
wird synonym mit nominare im Sinne eines Vorschlagsrechtes gebraucht 
in der Bulle Clemens IV. vom 23. December 1265 betretfend die Bestellung 
der Definitoren im Cisterzienserorden, Reg. d. Clein. IV., Bd. L Nro. 181. 
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oder von der „major et sanior pars“ aus dem Schosse der Kirche 
selbst genannt worden sei!. Dasselbe zeigt uns die Urkunde 
vom 2. Mai 1205 über die Bischofswahl von Amiens. Auch bei 
dieser Wahl hatten die Kompromissare nicht freies Bestim- 
mungsrecht, sondern sollten denjenigen Kandidaten erwählen, 
auf den die „sanior pars* des Kapitels sich geeinigt hätte. That- 
sächlich leiteten sie das Skrutinnuum ein und bestimmten auf 
Grund desselben, wer zu erwählen sei®. 

Dieser Wahlbericht zeigt uns gleichzeitig, womit wir uns 
später noch eingehend beschäftigen werden, dass bei dieser 
Wahlform, wenn dabei die „electio per unum‘“ stattfand, die Elec- 
toren formell jene Handlung setzen, welche bei der „electio 
per scrutinium“ den einzelnen Mitgliedern des Kolle- 
giums zufiel; sie erst nehmen im Gegensatz zur „electio per 
unum“ die „nominatio“ vor, nur dass sie freilich an das Ergeb- 
nis des Skrutiniums gebunden sind. Dabei sollen sie, dem ihnen 
ertheilten Auftrage entsprechend, einhellig vorgehen. Und 
das scheint mir in der That der praktische Nutzen dieser 
Wahlform gegenüber der „electio per scrutinium“* gewesen zu 
sein. Trotzdem vielleicht der Kandidat nur von der Mehrheit 


ı c.32 X. 1. 6. [Urkunde Innocenz III. 1208, April 2, Mignea.a.O. 
Bd. 215, Sp. 1366]: proposuit ex adverso, quod quum supradictis tribus sub 
hac forma juramento praestito fuerat eligendi concessa potestas, ut capi- 
tulum eum recipere teneretur, quem illi tres ab ommibus vel maiori et 
saniori parte de gremio ipsius ecclesiae nominatum eligerent ın 
pastorem, electores ipsi terminos potestatis sibi tradıtae non servantes, pra@- 
dietum archidiconum eligere praesumpserunt, quem pauci de capitulo 
nominarunt. 

2 Migne a. a. O. Bd. 215, Sp. 605 ft. [Urk. 1205, Mai 2]: quod.... 
compromiserunt in tres unanimi voluntate, qui... singulorum inqui- 
rerent voluntates et eum, in quem sanior pars capituli conveniret, .ub 
eis eligendum in pontificem nominarent, et omnes tenerentur ipsum 
recipere appellatione postposita in pastorem, quem illi decernerent 
eligendum, quibus etiam interpretari concesserunt, quae pars esset 
potior nominanda. Cum ergo ipsi arbitri voluntates canonicorum omnium 
quaesivissent, ei, ad cuius speetabat officium, praeceperunt, ut 
decanum ejusdem ecclesiae ipsis in patrem eligeret et pastorem, 
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der Wähler beantragt worden war, konnte so die Wahl, nach- 
denı die Electoren das Stimmenverhältnis beurtheilt hatten, durch 
ihr Vorgehen im Endeffekt zu einer einhelligen werden. 
Denn dem einmüthigen Votum der Electoren gieng ja der schon 
bei Bestellung der Kompromissare einmüthig gefasste Beschluss 
des ganzen Kollegiums voraus, die Wahl, welche die Electoren 
auf der ihnen befohlenen Grundlage vornehmen würden, als eigene 
anzuerkennen!, 

Dass diese Wahlform trotz der Anordnungen des 4. lat. 
Koncils, welche sie mit Stillschweigen übergehen, in Uebung 
blieb, entnehmen wir vor allem den Dekretalen c. 22 und 29 des 
einschlägigen Titels im Liber sextus. Die erste ordnet an, dass 
eine Wahl nichtig sein solle, bei welcher der von den Wählern 
bestellte Kompromissar den Auftrag erhielt, denjenigen zu wäh- 
len, auf den die relative Mehrheit der Stimmen im Skrutinium ent- 
fallen sei, weil diese Wahl gegen die Formen verstosse, welche 
das Koncil vom Lateran aufgestellt hätte. Die zweite erklärt 
ganz bestimmt, dass die von uns erwähnte eigenartige Form 
eines Kompromisses und die in diesem Sinne getroffene Wahl 
vollkommen rechtsgiltig sei; denn die diese Wahlform anerken- 
nende Dekretale „cum dilectus“ sei durch das 4. Lat. Koncil in 
ihrer Giltigkeit nicht berührt worden. Diese Entscheidung war 
nothwendig geworden, weil über das Verhältnis der beiden in 
die Gregoriana aufgenommenen Dekretalen (c. 32 und 42) zu 
einander Streit entstanden war, und manche Kanonisten die 
Möglichkeit einer solchen eigenartigen Kompromisswahl durch 
die strikte Ausdrucksweise des lat. Koncilsbeschlusses (c. 42 X. 
h. t.) für ausgeschlossen hielten. 


! Den Gedanken, dass der Beschluss der Komipromissare als einhellige 
Wahl zu gelten habe, weil die Wähler einmüthig an sie ihre Befugnis de- 
legiert hätten, drückt z. B. folgender Satz aus (c. 30 X. 1. 6): quia vero 
postulatio de episcopo Covennarum, quae praecesserat, facta erat per 
eos, in quos totum capitulum eligendi transtulerat potestatein, propter quod 
unanimiter deconsensu totius capituli intelligitur 
esse facta etc. 


Wretschko, Die Electio communis im Mittelalter. 333 


Schon vor dieser Entscheidung Bonifaz VIII. erwähnt Guil. 
de Mandagoto unsere Wahlform in seinem vor 1285 verfassten 
„Libellus super electionibus faciendis“ bei Besprechung der Kom- 
promisswahl! und hebt ausführlich ihre grossen Vorzüge gegen- 
über der reinen Kompromisswahl hervor, bei der die Mandatare 
des Kollegiums in der Bestimmung des Kandidaten ganz frei 
seien, was leicht zu Kontroversen im Kollegium Anlass bieten 
könne. Die Glosse zum Liber sextus und andere wissenschaft- 
liche Arbeiten? beschäftigen sich mehr oder weniger eingehend 
mit ihr und bezeichnen sie als forma compromissi deter- 
minati?°. 

Vom 15. Jahrhundert an begegnen wir dieser Wahlform 
auch in der Praxis häufig, wobei sie bald_als Kompromiss- 
wahl, bald als Mischung zwischen Skrutinial- und Kompro- 
missform hingestellt wird. Diese Uebung konnte ich zunächst ın 
der Salzburger Kirchenprovinz feststellen. Auf solche Art wurde 
im Jahre 1411 der Propst von Lavant, wurden in den Jahren 


ı Ich benütze die von Matthäus Boysi 1573 hergestellte Ausgabe. 

Vgl. daselbst cap. 45. 

28So z.B. Archidiaconus Guido de B ays1o, lectura super sexto 
decretalium, fol. 36b, Sp. 2 u. fol. 33b, Sp. 2. Ich benütze die Ausgabe: 
Venedig 1503. — Dann Petrus de Ancharano, lectura super sexto 
decretalium, fol. 38a, Sp. 1 und fol. 40a, Sp. 2. Ich benütze die Ausgabe: 
Venedig 1501. 

3 So die Glosse „inquisitis* zu c. 29 in VI®. 1.6: „Est ergo forma 
ista partim ex scrutinio et partim ex compromisso, ut hie patet. Sed prin- 
cipalius dicetur ista forma compromissi, sd determinati. Et si bene 
advertatur, ista hodie est melior et expeditior forma judicio meo, quam 
hodie habeamus etc.“. Der Glossator meint weiters, diese Wahlforın sei er- 
funden worden, weil es oft schwer gewesen sei „per formam scerutinii“ vor- 
zugehen und nicht alte Wähler es verstanden hätten die dafür bestehenden 
Formen einzuhalten, anderseits die Wähler aber auf diese Weise sich doch 
nicht wie bei der reinen Kompromisswahl ihrer Wahlbefugnis entäussern 
müssten. Hinschius erwähnt diese Wahlform $. 664 Note 10 als gel- 
tendes Recht, ebenso De-Luca, praelectiones iuris canonıci (liber de per- 
sonis) Rom 1897, S. 242, Vgl. auch die Nachträge. 

* Notariatsinstrument vom 17. September 1411 über die Wahl des salz- 
burgischen Domherrn Sigmund Pottendorfer zum Probst der Kirche von 
Lavant. Original im Haus- Hof- und Staatsarchiv zu Wien. 
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1452 und 1461 die Erzbischöfe von Salzburg! gewählt. Aber 
auch bei der Bischofswahl in Halberstadt (1437) benützte man 
diese Form, gab ihr den Namen: forma scrutinii et compromissi, 
und sprach daher konsequent von „scrutatores et compromissarıi“®. 
Zeugnisse des 15. und 16. Jahrhunderts zeigen sie uns in der 
Mainzer? Kirchenprovinz, wobei verschiedene Bezeichnungen ge- 
wählt wurden: „per viam scrutini et compromissi mixtim bzw. 
mixtam procedere“ (1439 und 1545), „forma compromissi restricti“ 
(1510), „forma compromissi limitati* (1551 u. 1555). In Sachsen ® 
sprach man von einem „per viam compromissi et scrutini simul 
mixto modo electionem celebrare* (1531 u. 1535). 

Der Unterschied dieser Wahlform von der eigentlichen 
„electio per scrufinium* erhellt deutlich aus den beiden Ur- 
kunden über die Erzbischofswahl in Salzburg von 1452 und 
1461. Der den Kompromissaren darin ertheilte Auftrag geht 
dahin: „quatenus secreto ac sigillatim inquisitis et examinatis vo- 
luntatibus omnium et singulorum capitularıum ıllum, in quem 
major et sanior pars capituli nostri consentiret, in... . archie- 
piscopum eligerent et pastorem, et postquam forentde 
persona eligenda concordes, unus eorum de suorum 
collegarum mandato vice sua et aliorum ac totius capituli per- 


! Urk. 1452, April 10, Salzburg und 1461, November 16, Salzburg. Die 
Originalien hegen im Wiener Staatsarchiv; ich beabsichtige, sie in den Mitth. 
der Gesellschaft für Salzburger Landeskunde zu verötfentlichen. 

® Trk. 1437, Mai 7, bei Würdtwein, nova subsidia diplomatica 
Bl. Is 1. 

? Tırk. 1439, October 29, betreffend die Wahl des Propstes für Mainz, 
Würdtwein, subsidia diplomatica Bd. 1. S.158. — 1510, Octob. 31, über 
die Abtwahl im Kloster St. Jakob zu Mainz, ebend. Bd. XII. S. 333. — 1545, 
Octob. 22, über die Erzbischofswahl in Mainz, Gudenus, Codex diplo- 
maticus Moguntinus, Bd. IV. 8.661. — 1551, Juni 12 und 1555, April 4, über 
Abtwahlen im Kloster St. Jakob zu Mainz, Würdtweina. a. O. Bd. XI. 
S. 342 ff. u. 345 ff. 

* Urk. 1531, März 28, über die Abtwahl in Jlsenburg, Geschichts- 
quellen der Provinz Sachsen Bd. VI/2, 8.204 ff. Urk. 1535, Sep- 
tenmıber 23, betreffend die Wahl einer Aebtissın für Drübeck, ebend. Bd. V. 
S. 195 ft. 
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sonam eandenı eligeret in communi etc.* Sie haben darnach 
zunächst die Stellung von Skrutatoren, denn sie müssen wie jene 
die Stimmen der einzelnen Wühler sammeln, haben sich aber 
dann, bevor es zur feierlichen „electio per unum“ des Kandidaten 
der Majorität kommt, soll die Wahl eine giltige sein, vorerst 
noch selbst auf diesen Kandidaten zu einigen. Dies wird dann 
namentlich von Bedeutung, wenn sie alle oder ein Theil von 
ihnen bei Abgabe des Skrutiniums nicht den Kandidaten der 
Mehrheit bezeichnet haben, wogegen es bei der reinen Skruti- 
nialwahl auch ohne ihren Anschluss zur „electio per unum“ 
kommt. 

Seitdem man sich in der Praxis überall mit Majoritätswah- 
len begnügte, unterscheidet sich diese Wahlform, da die Eini- 
gung unter den Kompromissaren als eine reine Formalität be- 
trachtet wurde, und auch durch konkludente Handlungen erfol- 
gen konnte, im praktischen Effekt, abgesehen von der 
etwas anders gestalteten „electio communis* — nicht mehr von 
der reinen Skrutinialwahl, soferne nicht etwa den Kompromissaren 


weitergehende Aufträge ertheilt waren, sie beispielsweise noch zu 
prüfen hatten, ob der von den Mitgliedern des Kapitels in Skru- 
tinıum bestimmte Kandidat jenen Erfordernissen entspreche, 
welche im Allgemeinen oder für den speciellen Fall begehrt 
waren!. Vom juristisch-konstruktiven Standpunkt aber 
ist die Divergenz zwischen beiden Formen eine erhebliche. Denn 
da noch eine förmliche Einigung unter den Kompromissaren statt- 
findet ?, müssen wir diesen Beschluss und nicht die Thätig- 


-_—— 


3 So sollen bei der in Note 4 $. 333 erwähnten Wahl die Kompromissare 
nur eine Person wählen, die dem Schosse der Salzburger Kirche angehört. 
Würde daher beim Skrutinium die Majorität auf eine dieser Eigenschaft 
entbehrende Persönlichkeit gefallen sein, so wäre für die Kompromissare 
daraus trotz des vorliegenden Majoritätsvotums keine Pflicht erwachsen, 
nun diese Person zu nominieren und „per unum*“ zu erwählen, sondern es 
hätte ein neues Skrutinium eingeleitet oder die den Kompromissaren ertheilte 
Voılmacht geändert werden müssen. 

Dass eine solche ausdrücklich erfolgte, wird uns in den Wahldekreten 
nicht immer erwähnt daraus darf jedoch noch kein Schluss gezogen werden, 
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keit der Mitglieder des Wahlkollegiums als nominatio der 
electio per unum gegenüberstellen. Die Wahl bleibt unter 
dieser Voraussetzung immer noch eine Kompromisswahl. 
Auch die „electio per unum“ wird dabei in der für Kompromiss- 
wahlen üblichen Form vorgenommen, aber die Kompromissare 
sind in der Bestimmung des Kandidaten an das Ergebnis des 
voranliegenden Skrutiniums gebunden. 
III. 

Dass es bei den kirchlichen Wahlen oft langwieriger Ver- 
handlungen bedurfte, um sich halbwegs auf eine Persönlichkeit 
zu einigen, theilen uns die Urkunden und auch andere Ueber- 
lieferungen mit. Nicht selten mochte da, um eine zwiespältige 
Walıl zu vermeiden, der Ausweg des Kompromisses gewählt 
werden!. Namentlich in den Klöstern war diese Wahlform be- 
liebt °, da bei der oft grossen Zahl der Wähler ein einmütiger 


dass sie unterlassen wurde. Eine solche Einigung lag ja schon darin, dass 
sie einen aus Ihrer Mitte damit betrauten, in ihrem Namen die „electio“ an 
dem einstimmig oder von der Mehrheit der Wühler im Skrutinium nufge- 
stellten Kandidaten vorzunehmen. 

ı Vergl. Urk. 1232, Octob. 11, Reg. d. Greg. IX. Bd. I. No. 920. Urk. 
1233, Febr. 5, ebendort No. 1103. Urk. 127%, Juli 31, Reg. d. Greg. X. 
No. 39%. Als Kompromissar konnte dabei auch eine Person hestellt wer- 
den, die vielleicht dem Wahlkollegium gar nicht angehörte. Vgl. die letzt- 
citierte Urkunde. 

: Vgl. z.B. die antiquae consuetudines Oigniacensis monasterii (Kloster 
Oieny, Diöcese Autun) über die Wahl des Priors daselbst, bei Martene, 
de antiquis ecc]. ritibus, III. Bd. S. 931 ff. Sie bestimmen Nachstehendes: 
Da ein einmüthiger Beschluss nur schwer zu erreichen sei, so sollen mit 
Zustimmung des Wahlkollegiums bis zu 7 Brüder bestellt werden, die dann 
selbständig einen geeigneten Prior zu erwählen hatten. — Aelınlich lautet das 
Rituale monasterii Beccensis, (Kloster Beecum, jetzt Bec-Hellouin in der 
Normandie), wonach der Prior des Klosters mit Zustimmung der übrigen 
Wähler zur Vornahme der Abtwahl 12 Kompromissare zu bestellen hatte. 
Martenea. a. O. Bd. IV. S.609. — Auch für die Regularkanoniker zu 
St. Vietor in Paris bestand hei der Abtwahl nach den „antiquae consuetu- 
dines* die (sepflogenheit, 6 oder 7, gegebenenfalls auch mehr oder weniger 
Brüder als Kompromissare zu bestellen, da die Sache nicht leicht von allen 
entschieden werden konnte. Martene a. a. O. Sp. 705 fl. — Vgl. dazu 
den Bericht über die Wahl des Abtes im Kloster Columbensis, Diöcese 
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Beschluss nur schwer zu erreichen war. Wollte man aber per- 
sönlich vom Wahlrechte Gebrauch machen, dann dienten die 
„tractatus* im Kollegiun auch dazu, etwa geeignet erscheinende 
Kandidaten in Vorschlag zu bringen !. Darüber mochte sich 
zunächst ein freier Meinungsaustausch entfalten, dessen Ergeb- 
nis dahin lauten konnte, welche von den vorgeschlagenen Per- 
sönlichkeiten Aussicht hatte, gewählt zu werden. So wichtig auch 
diese Vorbesprechungen waren, der entscheidende Theil des Wahl- 
processes war die Abstimmung ?. Wir haben Andeutungen dafür, 


Chartres, (Urk. 1233, Febr. 5) und im Kloster St. Germain-des-Pr&s (Urk. 
1235, Juni 27), Reg.deGregoireIX., Bd.]. No. 1103 und Bd. II. No. 2666; 
über die Abtwahl in Poutieres, Diöcese Langres, (Urk. 1244, März 31) Reg. 
d. Innoe. IV., I. Bd. No. 616, über die Abtwahl im Kloster S. Pierre in Cha- 
lons (Urk. 1252, März 23) eb. Bd. II. No. 5616; über die Abtwahl in Bourg- 
dieu, Diöcese Bourges, (Urk. 1253, Juli 11) ebend. Bd. II. No. 6841. Zuhl- 
reiche Beispiele aus den Registern der späteren Päpste. 

ı Dieser Vorschlag heisst ebenfalls nominatio oder auch deno- 
mınatıo. So bei der Papstwahl (vgl. Zoepffela. a. O. S. 31), aber 
auch bei anderen kirchlichen Wahlen (Gerdes a.a. 0. 8. 46 insb. Note 3). 
— Vgl. für die Zeit vor Innocenz III. die Nachricht über die Bischofswahl 
ın Lüttich (1037, Decenber 5) aus den Gesta Anselmi episcopi Leo- 
densis. M. G. SS. Bd. VII S. 218. Z. 49 ff, — dann den Bericht über die 
Abtwahl im Kloster Flavigny (1099, April 2) im Chronicon Hugonis 
ebend. Bd. VIII. S. 501. — Aus der Zeit Innocenz III. vgl. z. B. Urk. 1206, 
März 19, Migne.a. a. O. Bd. 215 Sp. 823: deinde cantor obtulit decano 
bonos viros quamplures, tam de ipsa ecclesia quam de aliis, ut unus eorum 
in episcopum eligeretur ab ipsis, quorum nullum assumere voluit vel etiam 
nominare. Vgl. auch die Urk. 1206, November 26, ebend. Sp. 1025 ff. 

2 Vgl. oben S.327, Note 3. — Die Frage seit wann bei den kirchlichen Wah- 
leneine förmlicheAbstimmung stattfand, bedarf einer eigenen Unter- 
suchung. Bei der deutschen Königswahl gab es bekanntlich anfangs diese 
Einrichtung noch nicht, sondern die grossen Herren einigten sich in freier 
Versammlung, so gut es eben ging, über die Person des künftigen Königs; 
späterbin dürfte es auch im Reiche zu einer förmlichen Abstimmung gekom- 
men sein, wobeiaber, anders als bei kirchlichen Wahlen, ein Abgeben der Stim- 
men für mehrere Candidaten ganz undenkbar war. — Für die kirchlichen 
Wahlen würde diese Untersuchung namentlich zu prüfen haben, ob aus 
dem Worte „votum* „votum transferre“ auf ein mehr oder weniger gere- 
geltes Abstimmungsverfahren geschlossen werden könne. Die Beschreibung, 
welche uns Imbart de la Tour a.a. 0. S. 10 und 19 von den Bischofs- 

Deutache Zeitrchr. f. Kirchenrecht. XT. 3. 22 
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dass eine solche, wo nicht eigene Skrutatoren bestellt worden 
waren, in der Weise vor sich gieng, dass die Wähler in einer 
bestimmten Reihenfolge mündlich und often und unter Angabe 
von Gründen für den einen oder andern Kandidaten eintraten, 
ihm ıhre Stimme gaben!. Von grösster Bedeutung war dabei 
natürlich der Einfluss jener, welche bei der Abstimmung die 
„prima vox“ hatten. Sie konnten, falls nicht schon bei den 


wahlen des 9. Jhdts. an der Hand von ihm benützter Quellen gibt. erwähnt 
uns nur ein allgemeines Zurufen. Ebensowenig macht der Bericht über die 
Abtwahl in Flavigny (1099) ehend. S. 330 eine Andeutung darüber, ob da- 
bei eine Abstimmung eingeleitet wurde, obwohl er uns bereits ein geschlos- 
senes Wahlcollegium erwähnt [et hi solum, ad quos pertinebat electio, 
remansissent]. Ein Klosterbruder schlägt dem Auftrage des verstorbenen 
Abtes folgend den Prior vor und es heisst dann nur: „assensum est ei a 
cunctis“. Was ferner die Angaben bei Gerdesa. a. 0. S. 47 ff. betrifft. 
so bedürfen sie noch einer eingehenden Nachprüfung. Dagegen sprechen 
andere Zeugnisse ausdrücklich von einer Abstiinmung. 

Trotzdem gewinnen wir nicht nur für die Zeit Innocenz Ill, sondern auch 
noch aus Urkunden der auf ihn folgenden Päpste Anhaltspunkte dafür, dass 
hie und da ein Kandidat, von dem in den Vorverhandlungen gesprochen 
wurde, ohne Abstimmung von einem Mitglied des Kollegiums aus- 
gerufen wurde, und «ie anderen diese Wahl schweigend billigten. oder ihr 
ausdrücklich zustimmten. Vgl. Urk. 1206, März 19, Migne a.a. O. Bd. 
215 fol. 824: statimque nominavit in Trecensem episcopum personam ido- 
neam, de qua tractatum fuerat in capitulo, cantorem videlicet, et nullus 
nominationi contradixit ipsius. Viel. auch die Urk. 1228, April 10, Re- 
gistres deGregoire IX. Bd. I No. 191: unus vestrum subito in hec 
verba videlicet: „accipiamus cantorem“ prorupit, acclamantibus plus quam 
duabus partibus illud idem. 

ı Dies erhellt aus Bernhard v. Pavia: singulorum est arbitrium 
in capitulo vel in alio loco, ubi sint communiter, inquirendum et hoc 
per aliquem de majoribus a. a. OÖ. S. 317. — Einzelne Wahlberichte aus 
der Zeit Innocenz III. erwähnen uns bereits die Bestellung von Skruta- 
toren. Wo diese Einrichtung noch nicht platzgegriffen hatte, dort wurde 
vielleicht noch offen abgestimmt. Vgl. z. B. die Urk. 1202, Mignea.a. 
OÖ. Bd. 214, Sp. 1066 ff.; 1203, December 10, Bd. 215, Sp. 206 fl.; 1204. 
Mai 28, ebend. Sp. 350 ff.; 1205, April 22, ebend. Sp. 594 fl.; 1206, März 19. 
ebend. Sp. 823. 

®: Vgl. Imbart de la Toura.a O.S. 332 und E Mayer, Ver- 
fassungsgeschichte, Bd. II. S. 392. In Urkunden und bei Geschichtsschreibern 
wird die Berechtigung, zuerst stimmen zu dürfen, öfters ausdrücklich 
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Vorbesprechungen eine Einigung erzielt war, durch ihre Stimme, 
obwohl dieselbe nur den Werth einer für die anderen rechtlich nicht 
verbindlichen Präsentation hatte, thatsächlich oft das Wahl- 
resultat herbeiführen, indem die ım Range ihnen Nachstehenden 
im entscheidenden Augenblicke ihrem Votum folgten!. Weit 
geringer war ihr Einfluss, falls die Stimmenabgabe geheim an 
Skrutatoren geschah. 

Getrachtet wurde, wenn möglicheineeinmütige Wahl 
zu erzielen. War Uebereinstimmung von vornherein vorhanden, 
oder wurde sie erst nach längeren Verhandlungen mit der dissen- 
tierenden Minderheit erzielt, stets erblickte man darin das Walten 
des höheren Willens und pries dies oft in überschwänglichen 
Worten. Was Jahrhunderte hindurch in einem grossen Theil 
der Kirche im Anschluss an germanische Rechtsideen für 
Wahlen gewissermassen von Rechtswegen gefordert wurde, 


erwähnt; so z. B: gelegentlich der Lütticher Bischofswahl (1037), M. G. 
SS. VII. Bd. S. 218, dann in der Urkunde des Papstes Calixt II. für das 
Kloster S. Jean d’Angely in der Diöcese Saintes (1123, Mai 22), Ptlug- 
Hartung, Acta pont. Bd. 1I. S. 238, dann c. 28 und 29 X. 1. 6. — Aus 
der Urkunde des Papstes Innocenz 1If. (1206, März 19, Migne, Bd. 215 
Sp. 823) ersehen wir, wie gelegentlich der Bischofswahl in Troyes der Dekan 
des Kapitels appelliert: ne fieret nominatio, nisi ordine observato, qui debet 
in talibus observari, cum prima vox nominandi esset ipsius. — 
Noch in späterer Zeit wurde auf dieses Vorstimmrecht bei kirchlichen 
Wahlen ein gewisser Werth gelegt. So hören wir aus dem am 2. Septem- 
ber 1288 in Braunsberg gefällten Schiedsspruch über die Vornahme der 
Canonikatswahlen in Ermeland, dass der Bischof „sieut alius canonicus 
tantum habeat primam vocem“ Cod. dipl. Warm. Bd. I. S. 135. 
So hatte z. B. bei der Wahl des Archipresbyters von S. Sylvester di Ron- 
calia der Abt von Nonantula die prima vox. Tiraboschi, Cod. dipl. 
Nonantulae $S. 422. 

! So heisst esin der Series abbatum Flaviniacensium M. G. SS. Band VIII. 
S. 503: „et quia abbatis Flaviniacensis est prima vox in electione episcopi, 
quam debent omnes confirmare*. Ebenso zeigt uns der Bericht über die 
Lütticher Bischofswabl von 1037 (M. G. SS. Bd. VII. S. 218, Z. 49 ff.), wie 
Anselmus als Probst daselbst von dem Rechte der ersten Stimme Gebrauch 
wiachend, Klerus und Volk dazu brachte, seinen Kandidaten anzuerkennen. 
(„Nithardum custodem in episcopum elegit omnemque clerum et populum 
in sententiam suam venire coegit.‘) 
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daran hielt man vielfach zu einer Zeit noch thatsächlich 
fest, als sich längst die Grundauffassung über das Wesen der 
kirchlichen Verbände geändert hatte, im Gegensatz zu der auf 
germanischen Rechtsideen fussenden genossenschaftlichen Struk- 
tur der vom römischen Rechte überkommene Korporationsbe- 
griff auch in der Kirche massgebend geworden war, und das 
Majoritätsprinzip als ein der Korporation eigenthümliches und 
mit ihrem Wesen innig verwachsenes Institut betrachtet wurde!. 
So brauchen wir uns nicht zu wundern, dass uns in so vielen 
Berichten die Wahlergebnisse als einstimmige erwähnt 
werden. 

Eine andere Frage ist es, wie diese Einmüthigkeit 
zustande gebracht wurde. Inälterer Zeit, als sie noch 
als rechtliches Erfordernis der Wahl angesehen wurde, erreichte 
man dieses Ziel dadurch, dass man die dissentierende Minorität 
durch die verschiedensten Mittel dazu bestimmte, den Wahlort 
entweder zu verlassen, oder ihren Widerspruch aufzugeben und 
den Kandidaten der Majorität auch zu dem ihrigen zu machen. 
Eine derartige Unterordnungspflicht der Minderheit unter den 
Willen der Majorität bestand nicht nur für die weltlichen Wah- 
len auf germanischem Boden, sondern dürfte auch der abend- 
ländischen Kirche, welche sich diesen in vielen Punkten ange- 
passt hatte, bekannt gewesen sein. Gelegentlich wurde eine 
solche Bestimmung von vorneherein in die für die Wahl aufge- 
stellten Direktiven aufgenommen, wie uns dies z. B. der Bericht 
über die Wahl einer Aebtissin für das Kloster St. Michael bei 
Luca (915) mittheilt. Bei der Stiftung dieses Klosters wurde 
die Anordnung getroffen, dass wenn 2 Drittel der Stimmen für 
eine Kandidatin abgegeben sind, die Minorität der Mehrheit zu- 
stimmen und sich deren Kandidatin anschliessen solle 2. 


3 Vırl. meinen Aufsatz in der Zeitschrift für Rechtsgesch. Bd. XX. S. 189 ff. 

: Muratori, Antiqu. Italiae Bd. V. S. 525: ut qualem inter se ab- 
batissam inibi constituisserunt duae partes ex Ipsis congregatis ancillarum 
dei, talem ibi abbatissa rectrix et gubernatrix esset, etiam vero tertia paıs 
ex Ipsa congregatio eorum consentiens esse debuisset. 
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Eine derartige Zustimmungspflicht der „minor pars“ 
bestand späterhin, seitdem der in ordnungsmässiger Versamm- 
lung von der Mehrheit gefasste Beschluss als Korporationswille 
galt, nicht mehr. Bei Kompromisswahlen haben wir noch 
eine Erinnerung an diesen älteren Rechtszustand. Namentlich 
zwei Dekretalen der Gregoriana bieten uns willkommenen Auf- 
schluss. Im ersten! Falle wurden 5 Kompromissare bestellt, 
auf dass sie der verwaisten Diöcese von Toulouse ein neues Ober- 
haupt designierten. Der ihnen ertheilte Auftrag lautete dahin, 
— wie uns die „pars decisa“ sagt, — dass falls 3 von ihnen 
sich auf eine geeignete Persönlichkeit geeinigt hätten, die beiden 
anderen gehalten sein sollen, sich diesem Votum der Mehrheit 
anzuschliessen. Im 2. Falle?, der die Besetzung des Bischofs- 
sitzes von Cremona betrifft, ergieng dieselbe Weisung an 7 Kom- 
promissare, und die „pars decisa* erwähnt uns ausdrücklich, wie 
in der That die Minorität ihre Kandidaten aufgegeben, und 
jenen der Majorität auch zu dem ihrigen gemacht habe. 

Ebenso wurde bei Skrutinialwahlen, war einmal durch das 
votum der major pars — vorausgesetzt, dass alle übrigen Er- 
fordernisse erfüllt waren — die Wahl entschieden, noch ver- 
sucht, die Minorität durch freiwilligen Anschluss für den Kan- 
didaten der Majorität zu gewinnen und die Wahl auf diese 
Weise zu einer einhelligen zu gestalten. Dies erwähnt uns 


ı c. 30 X. 1. 6: „et etiam statutum fuit expresse, quod si quinque elec- 
tores in unam personam convenire non possent, tribus ex eis concordanti- 
bus reliqui duo illorum sequi tenerentur assensum et electionem eorum 
ratam habere“. Freilich hat sich im vorliegenden Falle die Minorität dieser 
Pflicht nicht erinnert, sondern einen eigenen Kandidaten aufgestellt. 

® c.36 X. 1. 6: capitulum .. . in quatuor de ipso capitulo et tres de 
elero eivitatis potestatem eligendi pontificem contulerunt expresso, ut mi- 
nor pars illorum VII sequeretur in electione majorem. Habito 
.. . de futuri pastoris electione tractatu, quum vota illorum scinderentur 
in partes, quatuor in archipresbyterum duobus in archidiaconun, uno in 
alium consentientibus, tandem .... minoris partis arbitrio ad 
judieium accedente majoris, eundem archipresbyterum concor- 
Jditer elegerunt. 
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Goffredus de Trano! als allgemeinen Brauch, und 
wir können diese Erscheinung auch durch Urkunden belegen. 
So ergab das Skrutinium, das am 1. Februar 1256 für die Be- 
setzung des Bischofsitzes von Coventry eingeleitet wurde, dass 
51 Stimmen für Roger Meuland abgegeben waren, während 
10 Stimmen auf 3 andere Kandidaten sich zersplittert hatten. 
War darnach Roger bereits als gewählt zu betrachten, so wurde 
doch noch eine einmütlige Wahl zu erreichen getrachtet. Das 
Dekret sagt uns, dass die Minderheit nach der Publikation des 
Skrutiniums sich der Mehrheit angeschlossen habe, und so ım 
Namen aller die „electio“ vorgenommen werden konnte?, Bei der 
Bischofswahl in Ferouane (1276) stimmten im Skrutinium von 
den 28 Kanonikern 16 für den Kantor; die Minorität, deren 
Stimmen auf mehrere Kandidaten vertheilt waren, schloss sich 
diesem Majoritätsvotum an, worauf einer der Skrutatoren in ihrer 
aller Namen die „electio* aussprach ?°. Einen solchen Anschluss 
von Wählern aus der Gruppe der Minorität an den von der 
Mehrheit aufgestellten Kandidaten meldet uns auch der Bericht 
über die Erzbischofswahl in York* Endlich theilt uns das aus- 
führliche Wahldekret von Chur (1416) mit, dass von den 17 Wählern 
im Skrutinium 12 sich für Johannes Probst von Herrieden ent- 
schieden hatten, während die übrigen 5 Stimmen anderen Kan- 
didaten zugefallen waren. Nach erfolgter Publikation und Kol- 
lation der Voten traten noch 4 dem Kandidaten der Majorität 
bei und nur einer beharrte auf seinem Kandidaten. 

Dass aber nicht jedesmal der Anschluss der Minorität er- 
reicht, oft vielleicht gar nicht versucht wurde, das beleuchten 


ı c.9. des Titels „de electione* in der vor 1245 verfassten Summa Goffre- 
di de Trano in titulos decretalium. Ich benütze den Druck: Venedig 1570. 
® „Quiaudita publicatione predicta ab huiusmodi sua nominatione penitus 
recedentes, omnes unanımiter in dietum Rogerum una cum aliis con- 
genserunt in suum episcopum eligendum“, Luard.a a. O.I. Bd. 8. 379. 
° Urk. 1276, October 17. Reg. de Jean XXI. No. 5. 
* Urk. 1286, Februar 17. Reg. d’Honorius IV. No. 278. 
° Würdtwein, nova subsidia diplomatica Bd. VII. S. 15. 
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jene Urkunden, in denen uns mitgetheilt wird, dass lediglich auf 
Grund des Majoritätsvotum die „electio“ vorgenommen wurde!. 
Gegebenenfalls konnte dann die Minorität noch nach erfolgter 
„electio“ dem Wahlergebnisse beitreten, wie uns dies z. B. für die 
Bischofswahlen in Angouleme (1272) und Auxerre (1278) er- 
wähnt wird ?. Auch bei der Papstwahl scheint, nachdem ein Kan- 
didat die erforderliche ?/s Majorität der Stimmen auf sich ver- 
einigt hatte, noch die Minorität aufgefordert worden zu sein, 
durch ihre Mitwirkung die ohnehin schon rechtsgiltige Wahl zu 
einer „electio concors et unanimis“ zu machen. Wenigstens er- 
wähnt uns dies das Wahldekret über die Wahl Clemens V. 
(1305)°. 
IV. | 

Die Quellen aus der Zeit Innocenz III. und seiner Nach- 
folger weisen uns an, innerhalb des Wahlverfahrens 
im eigentlichen Sinne zwei Akte besonders hervorzu- 
heben und von einander entsprechend abzugrenzen. Der von 
einem grossen Theile der Urkunden, und von den meisten mittel- 
alterlichen Kanonisten festgehaltenen Terminologie folgend, wollen 
wir dieselben mit den Ausdrücken: nominatio und electio 
bezeichnen. 

Werfen wir zunächst einen Blick auf die Wahlform „per 


ıc.30 X.1.6; dann Urk. 1243, Decbr. 3 und 1245, Jünner 23 ın M. 
(s. Epist. saec. XIII. Bd. 11. No. 41 u. 85; Urk. 1245, Juni lin Gallia 
christ. Bd. 1. J. Sp. 42 ff.; Urk. 1267, December 9, Reg. d. Clem. IV. 
No. 534; dann Urk. 1278, Mai7und 25, Reg. de Nicolas Ill. No.49 und 
57; Urk. 1383, Septbr. 11, in Gallia christ. Bd. XIII. J. Sp. 273 ff.; 
Urk. 1415 in Gallia christ. Bd. VIIL, (1. Aufl.) J. Sp. 385 ff. ete. — Be- 
sonders lehrreich ist Urk. 1243, Juli7, Reg. d’Innocent IV. Bd.I. No. 5. 
Bei der Bischofswahl in Langres wurde die Minderheit aufgefordert, dem Kan- 
ılidaten der Mehrheit beizutreten („rogaverunt, ut pacı et quieti ecclesiae 
providentes cum eis episcopum eligerent et pastorenı*). Die minor pars 
weigerte sich jedoch dies zu thun, verharrte auf ihrem Kandidaten, und 
beide Parteien nahmen sohin getrennt die Elektionen vor. 

? Urk.1272, Novbr. 22, Reg. de Gregoire X. No. 86 und Urk. 1278, 
September 12, Reg. de Nicolas Ill. No. 121, 

® Bresslau a. a. O. S. 134 ff. 
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scrutinium“. Wurde sie beschlossen, so schritt man bekanntlich 
nach Beendigung der Vorverhandlungen zur Abstimmung; an 
diese schloss sich im Sinne des c. 42. X. 1. 6. die schriftliche 
Fixierung der Voten durch die Skrutatoren, sodann folgte die 
Publikation und Kollation der Stimmen. Gelangte man dabei zu 
einem positiven Ergebnisse, so kam es noch zu einem besonde- 
ren Akte, zur „electio communis“. 

Für die Abgabe der Stimmen durch die einzelnen Wähler 
haben die Urkunden verschiedene Ausdrücke. Sie reden von: 
„vota transferre“, „convenire“, „nominare* Aber 
jede dieser Bezeichnungen wird auch noch in anderen Zusanı- 
menhange verwendet, und es muss daher mit grosser Sorgfalt 
vorgegangen werden, um für den einzelnen Fall den richtigen 
Sinn der etwa gebrauchten Worte zu ermitteln. 

Der Ausdruck „vota transferre“ wird bald ganz im 
allgemeinen für „wählen“ verwendet!, bald ım technischen Sinne 
von „abstimmen“? Mit „convenire* bezeichnete man das 
Zusammentreten der Wähler zur ordnungsmässigen Wahlver- 
sammlung. Das Wort wird aber auch verwendet, um den 
Gegensatz zu einer zwiespältigen Wahl auszuprägen *, endlich 
217. B. wenn es sich um die Bestellung von Kompromissaren handelte: 
Urk. 1198, April 6, Migne a.a. O. Bd. 214 Sp. 65. Urk. 1237, Febr. 13, 
Gallia christ. I Bd. J. Sp. 31. An Stelle des Ausdruckes „vota con- 
ferre® wird auch die Bezeichnung „vota dirigere“ in diesem Sinne gebraucht: 
z. B. Urk. 1223, März 2, Gallıa christ. I Bd. Sp. 91. 

” So namentlich in der immer wiederkehrenden Wendung: „vota ın N. 
contulerunt, eundem sibi unanimiter eligentes (postulantes)“; Urk. 1198. 
December 21 und 1199, Aug. 16 (Migne, Bd. 214 Sp. 456 und 724), 1203 
December 10 (ebend. Bd. 215 Sp. 206) etc. Gleichlautend wird auch m 
diesem Sinne die Bezeichnung „vota (consensus) dirigere* ver 
wendet : z. B. Urk. 1230, Mai 17, Reg. de Gregoıre IX. Bd.T. Sp. 294; 
Urk. 1243, Juli 21, Reg. de Innoc. IV., Bd. I. No. 36: Urk. 1276. Octob. 
17, Reg. de Jean XXL, Bd. I. No.5; 1278, Mu 25, Reg. de Nico as 
NL, Ba. I. No. 57. 

° So namentlich in der Wendung: „.convenientes in unum‘, 
Urk. (1198), 1199, Juli 11, 1202, April 24, Migne.a.a.O. Bd. 214 Sp. 359, 
428, 666, 976 ete. 

* So ın der Urk. 1202, April 24, Migne a.a. O. BJ. 214 Sp. 976: 
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in dem für uns technischen Sinn als Vorstufe zur „electio“!. 

Was schliesslich den Ausdruck „nominare“ angeht, so- wird 
dieses Wort stellenweise gleichbedeutend mit „eligere* ge- 
braucht ?; daneben aber verwenden es die Quellen zur Bezeich- 
nung der Stimmenabgabe durch die einzelnen Wähler ®. 


ebend. Sp. 135 oder Urk. 1198, April 6, Migne a. a. O. Sp. 65 etc.: „in 
quem illı pariter convenirent*“. 

! So Urk. 1203, Decbr. 10 und 1206, März 19, Migne, Bd. 215 Sp. 
206 u. 823; Urk. 1228, März 21, Reg. d. Greg. IX., Bd. I. No. 183; Uık. 
1229, März 21, Gallia christ. (1. Aufl.) Bd. XV. J. Sp. 68 etc. — Gleich- 
lautend mit „convenire* wird in Gegensatze zu „eligere“ auch das Wort .con- 
sentire* gebraucht. Vgl. Urk. 1208, Juni 5, bei v. Jaksch, Mon. Duc. 
Carinthiae I Bd. S. 318; Urk. 1231, November 10, Reg. de Greg. IX. 
I. Bd. No. 741 oder Urk. 1233, Febr. 26, Gallıia christ. II Bd. J. Sp. 
357; Urk. 1943, Juli4u.7, Reg. de lnnoc. IV., Bd. IL No. 3 und 5; Urk. 
1276, October 17, Reg. de Jean XX]. Bd. I. No. 5; Urk. 1285, April 24, 
Reg. d’Honorius IV., No. 18 etc. — In demselben Sinn wurde auch 
das Wort „concordare* verwendet; vgl. z. B. Urk. 1227, April 30, Reg... 
Greg. IX. Bd. I. No. 62. | 

? So z. B. Urk. (1199, Migne a.a. O. Bd. 214 Sp. 257; Urk. 1204, 
Mai 28 und Juli 6, Mignea a O. Bd. 215 Sp. 350 ff. u. 400; Urk. 1221, 
Jänner 30, Gallia christ. (1. Aufl.) Bd.XV. J. Sp. 64. — Mit „nominare“ 
wird übrigens auch das Vorschlagen eines oder mehrerer Candidaten gelegent- 
lich der Vorverhandlungen bezeichnet. Vgl. oben S. 337. 

’ Sehr lehrreich ist in dieser Hinsicht die Dekretale Innocenz IIl.: Cum 
nobis olim (1199), c. 19 X.1. 6. In der „pars decisa“ wird uns mitgetheilt, 
dass die Skrutatoren Stimmeneinhelligkeit unter den Wählern feststellen 
konnten („vos omnes . . . invenerunt in electione concordes, dilectum filium 
R... unanimiter nominantes“). Daraufhin wurde der Archidiakon, 
der sich vorher mit einigen Wählern entfernt hatte, aufgefordert, „ut ad 
electionem accederent faciendam*®. — Vgl. auch die Dekretale: „Quod 
sicut ex litteris tuis“ (1202), c. 23 X. h. t., in welcher der Papst ausdrück- 
lich zwischen „nominatio* u. „electio* unterscheidet; dann die Urk. 1203, 
December 10, Migne a. a. OÖ. Bd. 215, Sp. 206 tf., in der uns berichtet 
wird, dass die „nominatio“ vorgenommen, die „electio“ hingegen aufge- 
schoben wurde; ferner Urk. 1205, April 22 und 1206, März 19 bei Migne 
a.a.O. Bd. 215, Sp. 594 u. 823; Urk. 1231, November 10, Reg. d. Greg. IX, 
1. Bd. No. 741; Urk. 1235, Juni 20, Reg. d. Greg. IX., II. Bd. No. 2647; 
Urk. 1243, November 28, Reg. d. Innoc. IV., IL Bd. No. 255; Urk. 1256, 
Februar 1 bei Luard a. a. O. S. 379. — Denselben Sprachgebrauch finden 
wir auch in den über Papstwahlen ausgestellten Urkunden, desgleichen in den 
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Dort, wo in Urkunden die Ausdrücke „ceonvenire“, „vota 
transferre“, „nominare“ inder Bedeutung von „Stimmen- 
abgabe durch die einzelnen Wähler“ dem „eligere“ entgegen- 
gestellt werden, dürfen wir m. E. annehmen, dass man diese 
beiden Akte als zwei rechtlich von einander verschie- 
dene Handlungen betrachtet hat. Trifft diese Behauptung 
zu, dann bietet sie uns die Stütze für die Beantwortung der 


Wahldekreten der deutschen Könige. So lauteten z. B. die Einzelerklä- 
rungen der Kurfürsten bei der Wahl Friedrichs III: „Nos.. . . consentimus 
in N.N. ipsumque nominavimuseligendum in Regem Romanorum 
in imperatorem promovendum*. Die Wahldekrete Heinrichs VII, und Lud- 
wig des Bayern sprechen ebenfalls von einem „nominare in Rom. regem 
eligendum®, Bresslau aa 0.8. PB2ff. Olenschlager, Staaten- 
geschichte, Anhang S. 20, 65 und 68. 

Hervorheben möchte ich noch, dass „nominare*® in diesem technischen 
Sinne auch gebraucht wird, um gegenüber dem Beschluss der zur „electio 
communis“ schreitenden Majorität die Stimmen der minor pars nur als un- 
verbindliche, rechtlich unwirksame Einzelerklärungen zu bezeichnen, 
die ja oft auf mehrere Kandidaten zersplittert waren. Vgl. Urk. 1267, De- 
cember 9, Reg. d. Clem. IV. No. 534, dann 1278, Mai 25, Reg. de Nicolas II. 
No. 57 ete. — 

/aı beachten ist freilich, dass nicht selten in Urkunden die Forniel 
„nominare et eligere* oder „nominare vel eligere* gebraucht wird. In dieser 
Verbindung haben wir es meist nur mit einer Aneinanderreihung syno- 
nymer Ausdrücke zu thun. So lautet z. B. das Formular für die Stimmen- 
abgabe von Seite des einzelnen Wählers bei Laurentius de Sunmen- 
tone «vgl. über diesen Kanonisten unten S. 352) und bei Guilelmus 
de Mandagotto ce. 59: consentio in N. ipsumque nomino et eligo 
in episcopum. Virl. unten S. 354, Anm. 2 und die Urk. 1237, Febr. 13, 
Gallia christ. I. Bd. J. Sp. 31 [„quod ıllum in suum episcopum reci- 
perent, quemipsi...nominandum ducerent vel etiam eligendum‘), 
ferner die Urk. 1244, December 24, Galliachrist. I Bd J. Sp. 
45 [„quem prefati electores . . . per electionem, postulatio- 
nem seunominationem providerent“ und im weiteren Verlaufe „prae- 
fatı electores unanmuter et concorditer...nominaverunt et ele- 
gerunt in postulandum‘, endlich „quam electionem et nomina- 
tionem... landavimus*]. Vgl. auch die Urk. 1256, November 12, Reg. 
d’Honorius IV. No. 670 und die Urk. 1301, Octob. 9 bei Florez u 
a. ©. Bd. XLIX. S. 452 tf. Anders zu erklären ist dagegen die Subskription 
des Elektors bei der Wahl Clemens V. (nominavı, assumpsi et 
elegı), Bresslau S. 133. 
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weiteren Frage, ob nicht die betonte Scheidung des Wahlvor- 
ganges in „nominatio“ und „electio“ in der im 13. Jhdt. 
und späterhin üblichen Bedeutung schon vor der Zeit Papst 
Innocenz III. nachweisbar ist. 

In der That zeigen dies uns Urkunden seit der Mitte des 
12. Jahrhunderts. Zunächst erwähne ich das Schreiben K. Kon- 
rads III. aus dem Jahre 1151 an Papst Eugen Ill. über die 
zwiespältige Bischofswahl in Utrecht. Es wird uns darin un- 
ter anderem mitgetheilt, dass einige bischöfliche Ministeria- 
len, nachdem sie einen Tumult mit den Waffen in der Hand 
hervorgerufen hatten, mehrere Kanoniker dazu zwangen, den 
Propst des St. Georgstiftes in Köln zum Bischof zu benennen 
und zu erwählen [denominare etquodam modo eligere]!. 
Vier Jahre später (1155) bestätigte Papst Hadrian die Wahl 
des Bischofs von Piacenza und betont bei diesem Anlasse, dass 
Klerus und Volk einmüthig sich auf eine Persönlichkeit geeinigt 
und siezum Bischof erwählt hätten [unanimiter convenerunt 
eteum in... episcopum elegerunt]?’. Alexander III berichtet 
Anfangs Oktober 1159 dem Klerus von Paris über seine Wahl 
in folgender Weise: „tribus inter se diebus de ipsa electione 
tractantes, tandem in personam nostram .... omnes fratres, quot- 
quot fuerunt, tribus tamen exceptis .... concorditer atque una- 
nimiter convenerunt, et nos assentiente clero et populo in 
R. pontificem elegerunt.“ Gelegentlich der Konfirmation der 
Wahl einer neuen Aebtissin für das Kloster Santa Maria Teo- 
data zu Pavia (1167—1169, October 9) bemerkt er: sorores ... 
in te pariter convenientes, in abbatissam suam communiter 
et concorditer elegerunt*. Aehnlich spricht er sich gegen- 
über der Wahl im Kloster Clugny (1174) aus: in dileetum filium 
— unanimiter convenistis eumque vobis elegistis...®. 


1 Trk. 1151, Jaffe, Bibl. rer. germ. Bd. I. $. 452. 
2 Urk. 1155, Jänner 11, Ughelli, Italia sacra Bd. II. Sp. 216. 
’Pflug-Hartunga.a. O0. Bd. II. S. 364. 
* Ebend. Bd. IIL. S. 215. 
5 Urk. 1174, Jänner 24, Loewenfeld, epistolae S. 144, No. 256. 
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Die Scheidung des Wahlverfahrens in „nominatio* und 
„electio* können wir auch für de Kompromisswahlen! 
feststellen. So belehrt uns beispielsweise die Verhandlung, welche 
sich vor Innocenz III. im Herbste 1206 über die Bischofswahl 
in Eugubio abspielte, darüber, dass der Elektio unter den Kom- 
promissaren eine Vereinbarung über die zu erwählende Persön- 
lichkeit vorangegangen war, welche freilich dann vom Elektor 
nicht eingehalten wurde?. Bei der Wahl des Erzbischofs von 
Besancon im Jahre 1228 eimigten sich die Kompromissare zu- 
nächst auf eine bestimmte Person und erwählten sie sodann, 
Aehnlich war die Sache bei der Abtwahl in Poitiers im Jahre 
1233 *, und zahlreiche Urkunden liessen sich noch citieren, welche 
uns zeigen, dass, dem Wesen der Kompromisswahl entsprechend, 
der „electio“ ein Akt vorangehen musste, welcher der Bestimmung 
der zu erwählenden Person diente. Nur dürfte es mit Rücksicht 
auf die oft kleine Zahl der Kompromissare und die unter sol- 
chen Verhältnissen leicht ın formloser Weise erreichbare Eini- 
gung vielleicht selten zu einer formellen Abstimmung 
gckommen sein®. Dieser nach den Quellen bald mit Stimmen- 
einhellirkeit, bald nur mit Majorität® gefasste Beschluss bildet 
280 viel ich beobachten konnte, werden diese Einzelerklärungen der 
Kompromissare nur selten als „nominationes* bezeichnet, sondern meist. die 
synonymen Worte dafür gebraucht: consentire, convenire, concordare, oculos 
dirigere. — In der Urk. 1198, April 6, Migne a. a. O. Bd. 214, Sp. 65. 
soll „nominare* sogar den Ausspruch der „electio communis* andeuten 
[donec — decanus electum in capitulo nominaret]. 

? Urk. 1206, Novemb. 26, Mienea. a. O. Bd. 215, Sp. 1025 tt. 

’ Trk. 1228, März 21. Reg. d. Greg. IX., I. Bd. No. 183. 

* Tık. 1233, Februar 26, Gallia christ. II. Bd. J. Sp. 357: cum vero 
postmodum ıllı septem de electione tractassent, in venerabilem fra- 
trem nostrum Fulconem ... unanimiter consenserunt et eundem ın 
pastorem ecclesiae nostrae elegerunt. 

° Aufeine Abstimmung unter den Kompromissaren weisen die Ausdrücke 
„vota conferre*, „votis convenientibus“, „vota discutere* hin. Vgl. Urk. 1232, 
Oct. 11, Reg. deGregoire IX, Bd. I.No. 920; Urk. 1272, Oct. 11, Reg. de 
Grezoire X. No. 69 und Urk. 1285, April 24, Reg. d’Honorius IV., No. I8. 

6 c.30 und 386 X. 1. 6, dann Urk. 1221, April. 24, Gallia christ. 


(1. Aufl.) Bl. XVI Sp. 304 und Urk. 1232, Octob. 11, Reg. de Greg. IX., 


VE 
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für uns die Vorstufe zur „electio communis“, welche auch hier 
immer häufiger in der Form der „electio per unum* voll- 
zogen wurde!. So können wir diesen Beschluss des Kollegiums (der 


I. Bd. No. 920. — Vgl. auch den Brief des Bischofs Heinrich von Luca über 
die Wahl Papst Innocenz 1. (1130), Migne a. a. O. Bd. 179, Sp. 40. 

! Urk. 1232, Octob. 11; Gregor IX. trifft eine Verfügung über die Bischofs- 
wahl in Leon: „a quibus (scil. compromissarlis) habito super electione trac- 
tatu, demum post nominationes multiplices personarum et collationes earum 
ad invicem, dietis decano et priore in dilectum fillum . . decanum Com- 
postellanum, prefatis vero L. et F. archidiaconis in predietum MN. archidia- 
conum conferentibus vota sua, memoratus archidiaconus Ovetensis in eundem 
M. Alfonsı cum archidiaconis consensit eisdem, et suo ac ıllorum nomine 
ijpsum invocata Spiritus Sancti gratia elegit in ecclesie Legionensis epis- 
copum et pastorem. Reg.d. Greg. IX., Bd. I. No.920. — Urk. 1272, Decemb. 2; 
(iregor X. bestätigt die Wahl des Petrus de Montbrun zum Eızbischof 
von Narbonne: iidem [scil. compromissarii] vero secedentes in partem, de- 
liberatione prehabita diligenti inN... unanimiter convenerunt, Ipsumque 
praedictus magister Guilelmus pro se ac vice collegarım suorum et de ip- 
sorum speciali mandato elegit in Narbonensem archiepiscopum et puasto- 
rem. Gallia christ. (l. Aufl.) Bd. VI. J. Sp.69 ff. — Urk. 1285, Mai 27; 
Honorius IV. entscheidet über die Bischofswahl in Camerino: iidem vero, 
canonieci hujusmodi compromisso recepto pensatis meritis personarum . .. 
in personam tuam ... oculos direxerunt, et tandem predictus Jacobus suo 
et dieti Odonis nomine [dies waren die 2 Konipromissare] de ipsius man- 
dato te... . in episcopum Camerinensem elegit. Turchi, Camerinum 
sacrum App. 8. XCV. 

Vgl. dazu ferner Urk. 1272, Mai 24, October 11; 1273, April 13, Mai 
10; 1274, Dechr. 17, Reg. de Gregoire X. No. 22, 69. 237, 253 u. 452; 
Urk. 1285, Jänner 14, April 24 u. Novbr. 5, Reg. d’Honorius IV., No. 
7, 18 u. 181; Urk. 1286, Februar 4, Gallia christ. Bd.I. J. Sp. 26; dann 
Urk. 1286, October 11, Reg. d’Honorıus IV. No. 629; Urk. 1289, Septbr. 30, 
Reg. de Nicol. IV. No. 1483; Urk. 1296, Mai 19; 1297, Jänner 5u. Mai, 
Reg. de Bonif. VIII. No. 1084, 1526 u. 1838, ferner Urk. 1296, Juli 12. Ge- 
schichtsquellen der Provinz Sachsen, Bd. 21, No. 19 und Urk. 
1320, Novemb. 14, Gallia christ. Bd. Ill. J. Sp. 238. — Bei der Wahl 
des Dekans an der Kirche S. Maria in Catalayud (Aragonien) wurden 3 Kom- 
promissare bestellt und das Walldekret sagt von ihnen: secedentes ad 
partem examinatis diligenter vita et honestate et conversatione et littera- 
rum scientia et circumstantiis universis omnium canonicorum ipsius eccle- 
sine invocata Spiritus Sancti gratia in Bernardum ... concorditer con- 
senserunt et etiam elegerunt, dantes potestatem predicto donino 
episcopo [Es ist dies der Bischof von Tarazona, einer der Kompromissare] 
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Kompromissare analog den Vorgängen bei der Wahlform „per 
scrutinium®* als Nominationshandlung bezeichnen. 

Daneben gibt es einzelne Urkunden, welche für die Skru- 
tinialwahll und die Kompromisswahl diese scharfe Scheidung 
zwischen „nominatio® und „electio* nicht hervorhehen, meist weil 
sie über den Wahlvorgang nicht mit genügender Ausführlich- 
keit berichten. 

Auch in den folgenden Jahrhunderten hielt die Praxis an 
der Unterscheidung von nominatio und electio im Zuge 
des Wahlverfahrens unentwegt fest!. Von den kirchlichen Wah- 
len wurde diese Einrichtung bekanntlich seit der Mitte des 13. 
Jhdts. auf die deutsche Königswahl übertragen?. Nur bestellte 
man hier nicht 3 Skrutatoren, — bei der geringen Zahl von 
Wählern wäre dies sehr unzweckmässig gewesen —, sondern es 
nahm stets ein Kurfürst die Stimmen seiner Kollegen entgegen 
und wurde dann zuletzt von ihnen befragt. Auch die kirchlichen 


quod vice sociorum suorum posset eligere sepe factunı Bernardum Elie. 
unde prelibatus ... . episcopus nomine suo et consociorum suorum cantoris 
et Johannis Pontii [die beiden anderen Kompromissare] et auctoritate eis 
tradita a dieto capitulo nominavit et elegit in decanum ac praelatum 
et pastorem ipsius ecclesie Bernardum Elie etc. Urk. 1301, Octob. 9, Florez, 
Bud. XLIX. S. 452 ff. — Derselbe Vorgang wird uns für die Wahl Gregors X. 
überliefert, die „per compromissum* erfolgte. Die Kompromissare nominierten 
einmüthig 'Thedald von Piacenza, und darauf nahm einer von ihnen in 
ihrem und des ganzen Kollegiums Namen die „electio“ vor. Von Bedeutung 
sind dabei insbesondere die Unterschriften des Wahlprotokolls. Bresslau 
a.a. 0. 8. 132. 

! Vgl. z. B. das Dekret über die Bischofswahl in Lavaur (1383, Septbr. 11), 
in Chartres (1415), in Morienne (1499, Juli 29), Gallia christ. Bd. XIILJ. 
Sp. 273, Bd. VIII, (1. Aufl.) J. Sp. 385 ff., Bd. XVI(1. Aufl.) J. Sp. 322; die Urkun- 
den über die Aebtissinenwahl im Kloster St. Theodor in Bamberg (1401), Us- 
sermann, Episc. Baniberg., Bd. III. S. 226 ff., über die Abtwahl in Ilsen- 
burg (1531, März 28) und die Aebtissinenwahl in Drübeck (1535, Septem- 
ber 13), Geschichtsquellen der Provinz Sachsen, Bd. VI/2, 
Ss. 204 und V. S. 195 ff. — Vgl. auch die Angaben über die Papstwahl bei 
Bresslaua.a. O. S. 132—386. 

* Verl. meinen Aufsatz in der Zeitschrift für Rechtsgeschichte Bd. XX. 
S. 169 ff. und die daselbst benützte Litteratur. 
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Wahlformen „per compromissum“ und „quasi per inspirationem“ 
fanden im Reich keinen Anklang. Aber die Wahldekrete der 
deutschen Könige scheiden „nominatio* und „electio“ scharf von 
einander, und ich konnte an anderem Orte bereits im Gegensatz 
zu Lindner nachweisen, dass diese Electio nicht nur ihrer 
äusseren Form nach, sondern dem Wesen nach dem bei 
den kirchlichen Wahlen bestehenden Brauche entlehnt wurde. 
Haben wir bisher nur das urkundliche Material benützt, 
so wollen wir nun betrachten, welche Stellung die Kanonisten 
des Mittelalters in ihren litterarischen Arbeiten zu unserer Frage 
einnehmen. Bei den älteren Schriftstellern, wie Gratian, 
Paucapalea, Rufinus und Stephan von Tournay 
finden wir noch keinerlei Andeutung. Auch kann die in der 
ältesten Monographie über kirchliches Wahlwesen, in der vor 
1179 verfassten Summa de electione des Bernhard von Pavia! 
gelegentlich der Besprechung der Wahl „per electores“ hervor- 
gehobene Unterscheidung zwischen dem arbitrium der Mit- 
glieder des Kollegiums, und der electio durch die Kompro- 
missare noch nicht für unsere Frage verwerthet werden. Denn 
auch bei dieser Wahlform lag — wenigstens nach der seit 
Innocenz Ill. herrschenden Auffassung — nominatio und 
electio inden Händender Kompromissare, nur dass 
sie in der Auswahl des Kandidaten durch den Beschluss ihrer 
Mandanten beschränkt waren. Ebensowenig berücksichtigt der 
bedeutendste Gelehrte unter den Dekretisten Huguccio den 
Unterschied zwischen »nominatio“ und „electio“. In seiner 1187 
vollendeten Summa, welche leider noch immer nicht durch den 
Druck veröffentlicht wurde, schliesst er sich, was die Ausfüh- 
rungen über das Wahlwesen angeht, im Wesentlichen seinen Vor- 
gängern an, und wir können für diese Fragen die ihm sonst in 
so hohem Masse eigene Selbständigkeit der Forschung nicht fest- 
stellen. Nur erwähnt er bereits den Beschluss des 3. Laterani- 


ı A.a. O. S. 317. 
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[1] 


schen Koncils betreffend die Erfordernisse einer giltigen Papst- 
wahl. 

Dagegen finden wir die Lehre, soweit ich die gedruckten 
Quellen übersehe, zuerst scharf durchgebildet in der vor 1245, 
wahrscheinlich zwischen 10. November 1241 und 25. Juni 1243 
verfassten Summa des Goffredus de Trano. Zwar nennt 
auch er das ganze Verfahren electio, die Wähler electo- 
res; an der massgebenden Stelle bezeichnet er jedoch die Hand- 
lung der Wähler als „nominatio“? und stellt ihr die „elec- 
tio per unum“ gegenüber, eine Auffassung, die sich bei seinen 
Nachfolgern durchwegs erhält. So nennt Laurentius de 
Sumentone in seiner im Juni 1254 verfassten Summula 
de electione?® die Wähler gelegentlich nominantes, den 
Kandidaten vor der „electio communis“ nominatus, die Thä- 
tigkeit des einzelnen Wählers nominare, und bezeichnet den 


ı fol. 93 zu «. 30 D. 63. — Ich habe die Handschrift in der Stiftsbibli- 
thek zu Admont (Steiermark) eingesehen. 

® e.8: „Facta publicatione votorum et collatione secuta ..... certum est 
et expeditum, quis sit eligendus, quia is est, in quem major et sanior 
pars consentit. Sed si partes, quae consentiunt, sint aequales? Et tune 
etian eligendus est is, qui dignior esse videtur. Nam pars illa, quae 
in serutinio nominat digniorem, in meliorı zelo consistit*; — ferner ge- 
legentlich der Besprechung der forma „per serutinium* in c. 9: „quilibet in- 
terrogatus a scrutatoribus sigillatim et secreto votum suum exponet in 
certam consentiendo ypersonam*“. Die Thätigkeit des einzelnen Wählers 
wird nicht electio genannt, sondern an dieser Stelle das Wort „electio* 
nur für die eleectio communis gebraucht. In c. 10 wird gesagt: „et 
sciendum est, quod post consensus adhibitos in scrutinio mox fieri debet 
publicatio in communi et post publicationem et collationem electio“. Inc. 12 
heisst es von der zwiespältigen Wahl: „quid ergo, si post publicationen, 
cum appareat plures in scrutinio nominari.... divertant aliqui ad 
angulum etc.*, endlich ebendort: ınoneant illos, „qui sunt de minori parte, 
ut asmanominatione desistant“. Vgl. die Nachtrüge zu dieser Arbeit. 

® Ich benütze die Handschrift der Münchner Kgl. Bibliothek cod. 
lat. No. 9662 fol. 5aft. Vgl. über diesen Kanonisten Schulte, die Ge- 
schichte der Quellen und Litteratur des kanonischen Rechtes, Bd. UI. S. 114. 
Ich gelenke diesen Traktat über kirchliches Wahlwesen durch den Druck 
zu veröffentlichen. 
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Abschluss des Verfahrens bald als eleetio communis, bald 
als electio generalis. So spricht Henricus de Segusia ge- 
nannt Hostiensis! in seiner Summa von einer nominatio 
nuda et simplex und ihr gegenüber von einer nominatio 
vestita per publicationem, nennt wie seine Vorgänger 
den Kandidaten vor der „electio* nominatus, redet bei der 
„eollatio votorum“ von der Prüfung nach „zelus und merita no- 
minandorum etnominatorum“?,nennt die Thätigkeit des 
einzelnen Wählers nominare?°, und an der entscheidenden 
Stelle nur den Abschluss des Verfahrens electi’o*. Derselben 
Terminologie bedient er sich in dem von ıhm verfassten Kom- 
mentar® zur Gregoriana. Auch hier bezeichnet er die Stimmen- 
abgabe der einzelnen Wähler mit nominare‘® und bringt die- 
ses consentire in Gegensatz zum eligere’. Endlich hält 
auch die Abhandlung des Guilelmus de Mandagotto über 
die kirchlichen Wahlen an der Auffassung fest, dass die Wahlhand- 
lung in zwei Abschnitte zerfalle, in de Nennung des Kandi- 
daten durch die einzelnen Wähler oder Kompromissare und die 


ı Hostiensis, summa aurea. — Die Abfassung dieses Werkes füllt 
vor 1261. — Ich benützte den Druck: Venedig 1586. Titel: „de electione 
et electi potestate* c. 22. Sp. 126 und 127. 

2 c. 11. Sp. 114. 2. 13 u. 14 v.o. 

® ec, 11. Sp. 114. 2. 16 v. o. 

* c. 11—13. Sp. 115 u. 116. z. B.: „ita tamen, quod nec moratoria 
cunctatione nec praecipiti festinatione tam publicatio quamı collatio et elec- 
tıo fiant“, oder „et si collatio vel electio ditferetur“, oder „appello, ne pro- 
cedatur ad electionem sine consensu majoris et sanioris partis capituli, vel 
ne fiat electio nisi canonica“ etc. 

® Hostiensis, in primun decretalium hbLrum commentaria. Ich benütze 
den Druck: Venedig 1581. — Das Werk heisst auch : Lectura in decretales 
Gregorii IX. und füllt dessen Abfassung in die Jalıre 1261—1271. Vgl. 
Schulte.a. a. O. Il. Bd. S. 125. 

° fol. 66a 8 28. Vgl. auch ebend. die Erörterungen zur Dekretale 
„Eeclesia vestra“ fol. 7la und zur Dekretale „Cum in veteri lege“ fol. 72b 
& 1: „procedant ad scrutinum et nominent, quem volnerint“; endlich die 
Ausführungen zu den Dekretalen „In Genesi* und „Publicato*. 

"fol. 1ag8 4 f. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 3. 23 
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Vornahme der electiocommunis!. Nur bemerkt er frei- 
lich, dass bei der Stimmenabgabe durch die einzelnen Wähler 
— und dasselbe hat auch von den Kompromissaren zu gelten 
— die Worte consentio, nomino, eligo gebraucht wer- 
den konnten, wobei es dem einzelnen Wähler freistehe, ob er 
diese Ausdrücke häufen oder von ihnen nur einen allein anwen- 
den wolle Im weiteren Verlaufe aber kommt er auf die da- 
mals herrschende Streitfrage zu reden, ob das Wort „eligo®* ın 
diesem Stadium des Wahlvorganges überhaupt zulässig sei. In- 
dem er dieselbe zwar in bejahendem Sinne beantwortet, räth 
er doch jenen, die eine etwaige Anfechtung ihres Votums ver- 
meiden wollen , lieber die Worte zu gebrauchen: consentio 
in talem eligendum bzw postulandum. Ziemlich 
konsequent bezeichnet er selbst die Stimmenabgabe durch den 
einzelnen Wähler nur als nominatio?. 

An dieser juristischen Auffassung und der auf iln aufge- 
bauten Terminologie hielten auch die späteren wissenschaftlichen 
Arbeiten fest. Electio im technischen Sinne heisst bei 
ihnen der sonderbare Abschluss des eigentlichen Wahlverfahrens, 
der sich bei allen Wahlformen eingebürgert hatte®. Von ihr 
allein wollen wir in den folgenden Abschnitten reden. 

V. 
Wenn die kirchlichen Quellen des Mittelalters die Aus- 


ı Vgl. die cap. 21, 22, 26, 34, 51, endlich c. 59, forma VII—IX. 
? cap. 26: „ego talis in talem consentio et ipsum eligo in episcopum et 
pastorem*; vgl. die@losse zum Worte eligo daselbst. Dann c. 59, forma VI: 
„ego A presbyrter et canonicus Nemausensis consentio in archipresbrterum 
ipsumque nomino, eligo in episcopum et pastorem ecclesiae Nemausensis“. 
Vgl. auch hier die Glosse zum Worte „eligo“. Diese Glossen sind von Gui- 
lelmus de Mandagoto selbst verfasst und nicht erst von Boerius 
hinzugefügt, daher die Note 2 S. 171 meines mehrerwähnten Aufsatzes in 
diesem Punkte zu berichtigen ist. — Auch die Formularien bei Lauren- 
tius de Sumentone lassen den einzelnen Wähler auf die Frage des 
Skrutators, „et die nobis. in quem consentis”?* antworten: „ego consentio 
in talem canonicum nostrum et ipsum nomino et eligo in episcopun talem‘*. 
° Vırl. die Arbeiten des Johannes von Andrä und des Petrus de 
Ancharano. 
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drücke elecetio, eligere anwenden, so legen sie diesen 
Begriffen nicht immer denselben Sinn bei!. Vielfach bezeichnen 
sie damit in farbloser Weise die Wahlthätigkeitimall- 
gemeinen, das WahlverfahreninseinerGesammt- 
heit, dann wieder jeden einzelnen der verschiedenen 
Akte der Wahlhandlung. Endlich wird dieses Wort, wie wir 
gehört haben, in einem engeren technischen Sinne gebraucht. 

Bleiben wir bei der letzten Bedeutung des Wortes, so 
erwähnen einzelne Urkunden diesen Teil des Wahlprocesses nur 
ganz kurz, andere hingegen beschreiben ihn ausführlich und 
grenzen ihn gegenüber den ihm im Zuge des Wahlverfahrens 
vorausgchenden Handlungen entsprechend ab, oder bringen uns 
gar die ganze Elektionsformel. 

Würde das für die kirchlichen Wahlen vom 13.—-16. Jhdt. 
vorliegende Material an sich schon vollkommen dazu ausreichen, 
uns ein klares Bild von dem Wesen dieser Einrichtung zu geben, 
so sind wir, wie schon erwähnt wurde, in der angenehmen Lage 
dasselbe durch Heranziehung der über die deutschen Königs- 
wahlen seit 1257 ergangenen Urkunden zu ergänzen ?. 

Die Quellen bezeichnen uns diese „electio* als einen feier- 
lichen Akt, sie sprechen nicht nur von emnem electionem 
celebrare°, sondern auch von electio sollemnist, 


I! Vgl. Gerdesa.a. O. 8.39, Zoepffela. a. O. S. 149, Lind- 
ner, die deutschen Königswahlen S. 142. 

? Vgl. meinen Aufsatz in der Zeitschrift für Rechtsgeschichte Bd. XX, 
Ss. 170 fl. 

° c. 14, 19, 28, 29, 5 u.58 X. h. t. Vgl. auch die Urk. für Trient, 
1390, Septbr. 29, Bonelli, Notizie istorico-eritiche della chiesa di Trento, 
Bd. 11l/j1, S. 233: „electionem sie canonice et sollemniter celebratuani et 
publicataın in communi‘. 

* c.28. X.1.6: „quia non simplex nominatio, sed sollemnis electio 
debet principi praesentari®. — c. 14. X. h. t. (Coelestinus IIL.): „et invocata 
Spiritus Sancti gratia personam sollemniter nominent“, Mit „nomi- 
nare* soll in diesen Falle die „electio communis* bezeichnet werden. — 
Urk. 1256, Februar 1, Luard I. a. a. O. S. 380: „et sic idem prior... 
sollemniter elegit“. Urk. 1472, December 19, Mitth. der Gesellschaft 
für Salzburger Landeskunde, Bd. 15. S. S4: „quem Rupertus ab- 


23" 
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von sollemnitas electıionis!, von emer electio 
sollemniter publicata? Sie zeigen uns ferner, dass 
diese „electio* etwa seit dem 13. Jhdt. — die näheren Nach- 
weise über das Aufkommen dieser Neuerung sollen im letzten 
Abschnitte beigebracht werden, — in der Mehrzahl der Fälle 
durch eine Person in Gegenwart des Wallkollegiums vor- 
genommen wurde, und nennen sie daher abwechselnd electio 
per unum, oder electio generalis und electio 
communis bzw. Incommunıi. 

Der Vorgang bestand im allgemeinen darin, dass der mit 
dem Ausspruche der „electio“ Betraute vor der Wahlversamm- 
lung in feierlicher Rede unter Einhaltung hergebraehter Förmlich- 
keiten jenen Kandidaten erwählte, auf den man sich zuvor 
geeinigt hatte. 

Regelmässig wiederkehrend war dabei de Anrufung 
des heiligen Geistes. Nicht nur dass der Wahl über- 
haupt eine gottesdienstliche Handlung vorausgieng, durch welche 
der göttliche Beistand zur Erzielung eines guten Weahlresultats 
erbeten wurde, die ganze Wahlhandlung dachte man sich unter 


bas predietus de suorum collegarum mandato elegit sollemniter* etc. 

! Urk. 1203, Dechr. 10, Migne a. a. O. Bd. 215, Sp. 206 fl.: citra 
sollemnitatem electionis communiter nominarunt, — Urk. 1296, Reg. 
de Bonif. VIII No. 1070: adhibitis etiam sollemnitatibus, quae in 
eleetionibus requiruntur, prefatus precentor ..... te In episcopum Mene- 
vensem elegit. 

’ Tık. 1224, Juni 13, bei Krabbo in Ebering’s historischen Studien 
Heft 25 S. 166: cwius elecetione sollempniter publicata onınes absentes ... 
eonsenserunt in ipsum; Urk. 1235, Juni 27, Reg. de Greg. IX, Bd. II. 
No. 2666: quorum electionem sollemniter publicatam universi et 
singuli approbantes; Urk, 1243, Septemb. 17, Reg. deInnoec. IV. Bd. I. 
No. 116: cujus electionem in capitulo vestro sollemniter publica- 
tam onnes concorlditer acceptastis. 

° Vol. den Ordo Romanus XII für die Papstwahl bei Mabillon, 
Museum italicum, II. Bd. p. 210. ce. 77, dann die epistola Gregoru VIII. von 1187 
bei Hinschiusa..a. O. Bd. I S. 276, Note 5: missa ın honorem Sancti 
Spiritus celelrata, sicut moris est, processimus in unum locum. — Für die 
Bischofswahlen erwähnt uns diese Tebung ausdrücklich Guilelmus de 
Mandagotto c. 19; jedoch war die Abhaltung einer Messe nicht Er- 
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göttlichem Schutze stehend. In diesem Sinne wurde in die Elektions- 
formel fast regelmässig der Passus „invocata Spiritus 
Sanctigratia“ vor dem Worte „eligo* eingeschaltet. Selbst 
in Urkunden, die uns nur ganz kurz über eine Wahl be- 
richten, finden wir die Angabe, dass dieselbe „invocata Spiritus 
Sanctı gratia* erfolgt sei!. Ausserdem wurde in der Elektions- 
formel da und dort der Schutzpatrone der betreftenden Kirche, 
oder anderer Heiligen gedacht?. Endlich beginnt die Elektions- 
formel selbst regelmässig mit der Invokation: „In nomine 
Patris et Filiiet Spiritus Sancti“°, und der Abt 


fordernis der Giltigkeit der Wahl, wenn nur sonst vor der Wahlhandlung 
der heilige Geist um seinen Beistand angerufen wurde. c. 14. X. 1. 6. 
Einen „hymnus ad invocandam Spiritus Sancti gratiam* erwähnt ec. 19 X. h.t. 

! Vol. dazu einige Stücke schon aus der Zeit vor 1198. Z.B. das 
Wahldekret über die Bischofswahl in Chalons (1080), Gallia christ. 
Bd. IV. J. Sp. 231: Spiritus Sancti cooperante gratia eligitur: den Bericht 
über die Bischofswahl in Barcelona aus der vita S. Olewari (1115). Florez 
a. a. O. Bd. 29, S. 474: „cum comes ... desideraret, ut electio in Spiritu 
Sancto fieret“, ferner „tandem divina gratia inspirante veniteei in cor*; end- 
lich „qui eadem gratia Spiritus Sanctı accensi, omnes una mente assenserunt“. 
— Die Klausel „invocata Spiritus Sancti gratia“ begegnet uns schon in dem 
Schreiben des Abtes von Monte Cassino an seine Mönche (1137, nach No- 
vember 2. Jaffe, Biblioth. rer. germ. Bd. 1. S. 95): „praecipio vobis .. . 
ut... personam catholicam . . . invocata Sancti Spiritus gratia in abbatem 
vobis . . . eligatis“. Dann heisst es in dem Schreiben des Kölner Metropo- 
litancapitels an den Papst betreffend die vorgenonmmene Wahl (1151): „invo- 
cata Sanctı Spiritus gratia, votis concordibus et pari cunctorum ordinum 
acclamatione traximus ad inthronizandum virum etc.“ und in dem aus diesem 
Anlasse verfassten Schreiben des Erwählten: „et invocata Spiritus S. gratia 

. elegit“, Migne Bd. 180, S. 1631 ff. — Viel häufiger begegnet uns «diese 
Klausel in dem reichen Urkundenmaterial, das uns aus der Zeit Innocenz IM. 
und seiner Nachfolger erhalten ist, und ständig kehrt sie namentlich in den 
Aufträgen wieder, durch welche die Päpste die Vornahme einer Wahl an- 
befahlen. Da heisst es regelmässig: „mandamus quatenus convenientes In 
unum et Spiritus Sanctı gratia invocata vobis personam . . . eligatis“. 

2 Dekret über die Bischofswahl in Chur. 1416, November 27, Würdt- 
wein, nova subs. dipl. Bd. VIII, S. 17; Dekret über die Erzbischofswahlen 
in Salzburg, 1452, April 10, 1461, Nov. 16 und 1466, Februar 25. Orig. im 
Wiener Staatsarchiv. Vgl. oben S. 334, Anm. 1. 

° Iın Wahldekret über die Bischofswahl in Chartres (1415), Gallia chri- 
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Bernhard v. Monte Cassino erklärt uns dies näher, indem er 
in seinem Kommentar zur Benedictinerordensregel bemerkt, dass 
die „electio* mit dem Kreuzzeichen eingeleitet wurde!. 
Uebrigens enthalten auch die Urkunden über die deutschen Kö- 
nigswahlen diese Invokationen ?. 

Oft wurde in die Formel ein kurzer Bericht über die vor 
der „electio* erfolgten Handlungen eingeschaltet, dabei nament- 
lich angegeben, welcher Wahlform man sich bedient hatte, und 
ob Stimmeneinhelligkeit oder nur ein Majoritätsvotum erzielt 
worden war. Derartige Bemerkungen waren zwar für die Giltig- 
keit der „electio“ von keinem Belang, aber ihre Aufnahme in die 
Formel wurde z. B. von Guilelmus Durantis in seinem 
Speculum judiciale ausdrücklich gutgeheissen?. Auch 
die im Reiche ergangenen Formeln enthalten ähnliche Angaben. 

Endlich war es im Reich, wie in der Kirche Sitte, in der 
Elektionsftormel die Eigenschaften, welche den Kandidaten als 
zur Erlangung des Anıtes geeignet erscheinen liessen, bald in 
längerer, bald in kürzerer Ausführung, aber vielfach in stereo- 
typer Weise hervorzuheben. 


stiana Bd. VIIL (1. Aufl.) J. Sp. 385 ff. lautet die Invocation: In nonıine 
sanetae et individuae Trinitatis, Patris et Filii et Spiritus Sanctı. 

! Die Klektionsformel beginnt da mit den Worten: In nomine Patris 
etc., und im Formular für das Wahldekret sagt er: idem frater talis facto 
sigeno erucis elegit praefatum....;Martöne, de autiquis ecclesiae riti- 
bus, Bd. IV. S. 610 u. 612. Auch die Formeln im Chartular von Nötre- 
Dame in Paris aus dem 13. Ihdt. beginnen für alle 3 Wahlarten mit dieser 
Invokation (Guerard, Cartulaire de l’eglise Notre Dame de Paris, Bd. III, 
S. 379 ft). Vel. dazu das Wahldekret über die Bischofswahl in Trient (Urk. 
1232, August 31) mitgetheilt von H. v. Voltelini in der Zeitschrift des Ferdi- 
nundeuns Heft 35, 8. 185 #f., die Bulle Honorius IV. vom 12. Novbr. 1786 
über die Wahl einer Aebtissin in Troyes, Reg. d’Hon. IV., No. 670, und 
das Dekret über die Abtwahl im Kloster S. Pons zu Nizza, 1320, Novbr. 14, 
Gallia christ. Bd. Il. J. Sp. 238 ff. 

? Urk. 1263, Aug. 27, M. G. Const. II. Bd., S. 526; Oesterr. Reimchronik 
Vers 59604; dann die Urkunden über die Wahlen von 1303 u. 1314 ın M. G. 
LL. II. Bd. S.49U #.u. Olenschlager, Staatengeschichte, Urkb. S. 65 u. 62. 

* Ich Dbenütze den Druck: Venedig 1501. Viel. daselbst Bd. IL, 
tol. 372%, Sp. 1. 
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Dem Sinn und der Bedeutung der „electio* entsprechend, 
wurde in ihr regelmässig das Wort eligere gebraucht, daneben 
findet sich wohl auch der Passus nomino et eligo! oder 
eligoetprovideo?. 

Da die „electio* vor dem versammelten Kollegium in feier- 
licher Rede erfolgte, so treffen wir für diesen Vorgang auch die 
Bezeichnung pronuntiatio oder publicatio?°. Dadurch 
sollte gleichzeitig zum Ausdruck gebracht werden, dass es sich 
dabei um die Verkündigung eines in den ihr vorangehenden 
Stadien des Wahlverfahrens gewonnenen Ergebnisses handelte, 
Dieser mündlichen „electio“ gieng wenigstens späterhin regel- 
inässig eine schriftliche Fixierung der Formel voraus. Man 
that dies, wieuns schon Laurentius de Sumentone be- 
richtet, um so eine unvollständige und darum den ganzen Process 
ungiltig machende Verkündigung zu vermeiden *. In diesem Sinne 
spricht Laurentius von einer recitatio in scriptis?, 
während Guilelmus Durantis diese Handlung als pro- 
nuntiatio in sceriptis® bezeichnet. Auch in den Urkun- 


! Urk. 1232, Oct. 11, Reg. d. Greg. IX. Bd. I. No. 920: eum nonıno, 
eligro et do in pastorem ecclesiae; Urk. 1301, Octob. 9, bei Florez.a. a O. 
Bu. 49. S. 452 ff. : nominavit et elegit in decanum etc. In Urkunden, welche 
die „electio communis“ ganz kurz erwähnen, findet sich gelegentlich dafür nur 
der Ausdruck „nominare* z.B. c. 14. X. 1.6. Vgl. auch oben S. 345, Note 3. 

® Trk. 1320, Novbr. 14, Gallia christ. Bd. Ill. J. Sp. 259: „eligo et 
eilem monasterio provideo“. — Urk. 1396, Novbr. 17, Würdtweın, subs. 
diplom. Bd. II. S. 158: „eligo in archiepiscopum et pastoren ecelesine Mo- 
suntinae et eidem ecclesiae provideo de eodem*. 

3 So Jässt Laurentius de Sumentone den Elektor bald „eliro“ 
bald auch „pronuntio“ sagen a. a. O. fol. Wa Sp. 1. Vgl. auch Specu- 
lum Durantis Bd. Ill. fol. 371a Sp. 2. 

* Tutum est etiam in hac forma electionen sceribere et in scriptis re- 
eitare, ut verba omnia in ipsa electione necessaria conıpetentius expriman- 
tur* a. a. ©. fol. 8b Sp. 1. 

5 So bei Erörterung der Skrutinialwahl in der in Note 4 erwähnten Stelle, 
teıner gelegentlich der Besprechung der Postulation: „qnam provisionen 
talis fecit vice omnium et recitavit in seriptis per haec verba; 
a.a. 0. fol. 1a Sp. 1. 
°eA.a.0. fol. 371b Sp. lu. 2 und 374b Sp. 2. „eandemque electio- 


360 Abhandlungen. 


den finden wir diese Terminologie ; dabei werden fallweise die 
Worte pronuntiatio und publicatio neben einander 
gebraucht, wobei dann hie und da das pronuntiare in 
scriptis als die schriftliche Fixierung, das publicare in 
communi als die mündliche Veröffentlichung gedeutet werden 
kann, während in anderen Fällen jeder dieser Ausdrücke auf 
die ganze Elektionshandlung zu beziehen ist!. 


nem in his scriptis pronuntio.* In einem anderen Formular gebraucht er 
die Wendung: „in nostrum et nostrae ecclesiae episcopum eligo et pastorem, 
et de ipso provideo dietae ecclesiae in pastorem, ipsanı electionem in scrip- 
tis et sollemniter publico in communi.* 

! So in dem Wahldekret für Trient, 1232, Aug. 31, Zeitschrift des FerJi- 
nandeums, Heft 35. Seite 186: sic in seriptis concorditer dixerunt et 
pronuntiaverunt. Dass auch eine mündliche Verkündigung erfolrte, 
entnehmen wir aus dem Kontexte dieser Urkunde: quo audito omnes 
canonici . . . Ipsum in dominum episcopun receperunt. — In dem spä- 
teren Wahldekret für Trient (1390, Sept. 29) lautet die Elektionsformel: 
eligo...et ipsam electionem in seriptis et sollemniter publico 
in communi. Bonellia a. O. IIl/l, S. 233. — In dem Wahldekret. für 
Mainz (1371), Gudenus, Codex dipl. II. Bd. S. 494, folgt auf die Postu- 
Iation die Bemerkung: quamı quidem postulationem.....pronuntiaviin 
scriptis et eam puhblicavi hoc modo. Im Wahldekret für Lavaur 
(1383, Sept. 11) Gallia christ. Band XIII. J. Sp. 273 ff. heisst es: in 
nostrum et ecclesiae nostrae eligo episcopum et pastorem et ipsam electionem 
in scriptis et sollemniter publico in commun. — Im Wahldekret 
für Chartres (1415), sallıachrist. (1. Aufl.) VII. Bd., 5.385 ff., findet sich die 
Klausel: „elegit et electionem hujusmoldi in seriptispronuntiavit sol- 
lemniter in hunce modum“. Und in der Elektionsformel daselbst lesen 
wir: „pronuntio in his scriptis et eligo*. — Nach dem Wahldekret 
für Halberstadt 1437, Mai 7, Würdtwein, Nova subsidia diplom. Bd. I. 
S. 1 ff. erhalten die Skrutatoren den Auftrag, den von der Majoritüt Nomi- 
nierten „in communi eligendi, nominandi et pronuntiandi“, und die 
Urkunde sagt uns weiter, dass der Elektor die Worte „eligo et pronuntio® 
gebrauchte. — Nach dem Wahldekret für Morienne (1499, Juli 29), Gallıa 
christ. (1.Aufl.) Bd. XV1.J.Sp. 322 wurden die Skrutatoren angewiesen: „itaque 
unus ipsorum .. . electionem seu postulationem pronuntiaret in scrip- 
tis et sollemniter publicaret“ und es heisst weiter vom Elektor: 
„hane postulationem pronuntiavit inseriptis et publicavit“. 
— Vgl. noch das Notariatsinstrument (1531, März 28) über die Ahtwahl in 
Isenburg, Geschichtsquellen derProvinzSachsen, Bd.\T'z, 
S. 204 ff. und 1535, Sept. 23 über die Aebtissinenwahl in Drübeck, ebend. 
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Einzelne Urkunden schildern uns den Vorgang dabei m 
genauester Weise. Namentlich gilt dies von dem Berichte! über 
die Wahl in Halberstadt (1437). Sie erzählt uns vom Elektor: 
„certam papiri cedulam infra scripte electionis tenorem in se con- 
tinens, in medium produxit eamque et in ipsa contenta animo et 
intentione venerabilem virum dominum Borchardum ... in epis- 
copum et pastorem dicte ecclesie nostre Halberstadensis nonıi- 
nandı et eligendi alta voce legit et pronuntiavit, ipsum- 
que dominum Borchardum in episcopum et pastorem hujusmolli 
nominavit et elegit in hec verba.“ Desgleichen ersehen wir aus dem 
Berichte über die Bischofswahl in Chur (1416), dass der Elektor 
die Elektionsformel vor sich aufgezeichnet hatte, und darnach 
die „electio* vornahm?. Solche schriftliche Elektionen sind uns 
übrigens nicht nur inseriert in den Walıldekreten, sondern auch 
abgesondert erhalten geblieben?. 

Von dieser Elektion vor dem versammelten 
Wahlkollegium muss unterschieden werden die auf sie 
folgende Verkündigung des Wahlergebnisses an Klerus und 
Volk durch ein Mitglied des Kollegiunis*, für die gleichfalls 
Bd. V, S. 195 ff. — In dem Mainzer Wahlinstrument endlich (1545, October 
23) Gudenusa.a. O. Bd. IV. S. 661, heisst es: „quodque hujusmoli elec- 
tionem sive postulationem unus ex eis...publicaretet pronuntia- 
ret“, und in der Elektionsformel: „eligo et eandem electionem pronun- 
tıo etsollemniter publico®“, 

ı Würdtwein, Nova subsidia diplom. Bd. I. S. 5. 

® Würdtweina a. O. Bd. VIIL S. 16: et in continenti de scripto 
legendo elegit in episcopum...., prout in cedula per ipsum lecta conti- 
netnr, cujus tenor dinoseitur esse talis. 

® Trk. 1286, Juli 19, Würdtwein subs dipl. Bd. IV. S. 349; Urk. 
1396, November 17, ebend. Bd. III. S. 157. 

* Diese wird z. B. erwähnt in der Urk. 1206, November 26, bei Miene 
a. a. O. Bd. 215, Sp. 1025 ff.: „elegit ille praedietum Raynaldum et pro- 
nuntiavit coram clero et populo in pastorem“. Sehr deutlich 
scheiden die „electio® von der „pronuntiatio ad clerum et populum“ die 
Urk. 1208, Juni 5, v. Jaksch, Monum. due. Carıinthiae Bd. 1, S. 318: 1232, 
Aug. 31, Zeitschrift des Ferdinandeums, Heft 35. S. 186 f.; 1320, Novbr. 14, 


Galliachrist. Bd. III. J. Sp. 239; 1416, November 27 und 1437, Mai 7 
bei Würdtwein, Nova subs. dipl. VII. Bd. S. 18 u. 1. Bd. 8. 6 etc. Vgl. 
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die Ausdrücke „pronuntiatio“ und „publicatio“, dann auch „de- 
nuntiatio“ gebraucht wurden!. Entstanden in einer Zeit, als 
Klerus und Volk noch ein Mitwirkungsrecht an der Wahl hatten, 
sollte sie diese Faktoren zu der für die Perfektion der Wahl 
noch nötigen Akklamation auffordern ?. Sie blieb aber erhalten, 
als dieses Mitwirkungsrecht des niederen Klerus und des Volkes 
längst verschwunden war, und die Wahl allen von einem ge- 
schlossenen Wahlkollesium vollzogen wurde. Während aber In- 
nocenz 111. sie noch für ein notwendiges Requisit des Wahlvor- 
gsanges erklärte?, und durch ihre Vornahme die päpstlicherseits 
verpönten „electiones clandestinac* vermieden wissen wollte, 
sahen spätere Kanonisten in ihr nicht mehr einen für die Giltig- 
keit der Wahl erforderlichen Bestandteil, vorausgesetzt, dass nur 
sonst die Wahl nicht eine heimliche war. 

Wir wollen uns nun an der Hand der Urkunden und der 
litterarischen Arbeiten mit der Frage beschäftigen, wer im cin- 
dazu auch Hinschiusa. a. OÖ. Bd. il. 5. 669. — Ueber die publicatio 
bei der Papstwahl vgl. Zoepftel, die Papstwahlen S. 157 ff. u. Hinschius 
a.a. 0. Bl. I, S. 291. 

ı Das Wort pronuntıiatio gebraucht in diesem Sinne schon Bern- 
hard von Pavia a. a. O. S. 315 $ 2, wogegen die Dekretale c. 42 X. 1. 6. 
von publicatio spricht. Auch diese Handlung wird in den Quellen als 
sctus sollemnmis bezeichnet. Die Anordnung Innocenz III. lautet da- 
bin: ut quamı eito electio fuerit celebrata, sollemniter celebretur. (c. 42 $ 2 
X. 1.6.) 

"D. 23, «.1;D. 62, ©. 2uD. 65, 5 u 12 

ICPS2XNL 6. 

* Hostiensis, Commentarlia zu ec 42 X. 1.6. Guilelmus Duran- 
tis, Speculum judiciale a.a. O. fol. 373, Sp. Lin pr.: „nec etiam cassatur 
electio, si sollemnis publicatio obmittatur, dunmimodo electio non sit clun- 
destina® Dass aber über die Frage unter den Gelehrten noch nicht volle 
Uebereinstimmung der Ansichten herrschte, betont Guil. de Mandagotto 
a. a. O. fol. 69a und 70 und er räth, obwohl er vom Standpunkte des jus 
strietum aus die so nicht publicierte Wahl für nicht ungiltig erklärt, doch 
zur Vornahme der „publicatio®. — Diese Verkündigung des Wahlergebnisses 
an Klerus und Volk ist bis zum heutigen Tage erhalten geblieben bei der 
Papstwahl, bei den Bischofs- und anderen Prälatenwahlen. Hinschius 


a.a. 0.1. Bd. S. 291 und II Bd. 8. 669. 
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zelnen Falle die „electio communis“ vorzunehmen hatte. In man- 
chen Wahlkollegien gehört diese Befugnis zum Wirkungs- 
kreise eines bestimmten Mitgliedes’. Wo dies nicht der 
Fall war, sollte dazu jene Persönlichkeit berufen sein, welche 
im ganzen Kapitel das Recht der prima vox hatte, bezie- 
hungsweise innerhalb der „major pars“ dieses Vorrecht genoss?, 


! Urk. 1205, Mai 2, betreffend die Bischofswahl in Amiens, Migne a. 
ı. O. Bd. 215, Sp. 605 ff.: cum ergo ipsi arbitri voluntates canonicorum 
ommnium quaesivissent, ei, ad cujus spectabat officeium, praeceperunt, ut 
decanum ... eligeret. — Goffredus de’'[rano erwähnt uns diesen Fall 
nicht, sondern spricht das Elektionsrecht nur denjenigen zu, der die „maior 
vox* im Kollerium hätte, a. a. ©. c.9. Dagewen sieht ihn Hostiensis wie- 
der vor, indem er (Commentaria zu c.55 X. 1.6; $ 7) sagt: quia si non est 
certa persona, ad qunam ex officio pertineat, debet requiri a singulis, per 
quenı fiet. Und vor ihm äussert sich Innocenz IV. im Anschlusse an diese 
Dekretale in demselben Sinne, betont aber noch dabei, dass diese Person, 
welcher die Elektionsbefugnis kraft ihres Amtes zustehe, nicht etwa mit 
der „electio® hervorbrechen, sondern sie erst dann vornehmen solle, nach- 
lem dies von den anderen angeordnet wurde, da es sich eben um eine „elec- 
tiocommunis* handle (Apparatus fol. 63a, Sp. 2. Ich benütze den Druck: 
Paris 1514.) In der That scheint es manchmal vorgekonmen zu sein, dass 
(der Elektor, ohne das Ergebnis der Nominationshandlungen abzuwarten, 
oder sich an dieselben zu halten, kraft des ılım zustehenden Amtes einen 
Kandidaten feierlich als gewählt verkündigte. Wenigstens meldet uns dar- 
über die Urk. 1205, April 22, Migne, Bd. 215, Sp. 594: „ipse vero decanus 
[dieser hatte die prima vox] non habito consensu ma,)oris partis capituli sed 
longe miajoris subito in electionem prorupit“. Vgl. auch Urk. 1204, Juli 6, 
ebend. Sp. 400. — Auch Guilelmus de Mandagoto berichtet uns, dass 
ein solches offieium einem Mitgliede des Kollegiums „ex privilegio* oder 
„ex consuetudine* zustehen konnte, versichert uns aber, dass es von einem 
solchen Rechte nichts gehört habe (a. a. ©. tol. 67a). 

2 Dies ist der Standpunkt den Goffredus de Trano (e. 9) vertritt: 
„tunc is qui majorem vocem habet in capitulo surgens dieit: ego pro 
toto capitulo eligo talem et omnes acceptabunt“ „Si autenı non acquisi- 
verint* [er spricht vorher davon, dass die Minderheit sich dem Kandidaten 
der Mehrheit angeschlossen habe], „tune is, qui majoreım vocem habet inter 
illos, qui majorem et saniorem partem constituerunt, dieet: ego pro me et 
illis, qui meeum consentiunt, eligo talem ; et illi dicent: placet nobis*. — 
Laurentius de Sumentone nimnit für die Inspirationswahl an, dass 
der Dekan „vel alius qui primamı vocem habet*, die „electio* aussprechen 
solle a. a. O. fol. 6a Sp. 1. 
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Immer häufiger aber war es der Fall, dass die Wähler beı 
der forma per scrutinium schon bei Bestellung der Skru- 
tatoren ihnen den Auftrag erteilten!, die „electio“ durch einen 
aus ihrer Mitte vorzunehmen, oder was vorsichtiger galt?, nach 
erfolgtem Skrutinium den Elektor durch gegenseitige 
Uebereinkunft bestimmten. Eines solchen Mandats bedurfte 
es späterhin nach einer weitverbreiteten Anschauung auch für 
jene Person, welche das Recht der ersten Stimme im Kapitel 
besass, und auf dieser Grundlage ın früherer Zeit von selbst 
zur Vornahme der „electio® berufen war. Man trachtete eben so 
zu verhindern, dass eine „electio* ohne vorherige dem Elector 


Spütere Kanonisten betonen, dass es besser sei, wenn auch diese mit dem 
Vorstimmrechte ausgestattete Persönlichkeit vorerst noch einen speciellen 
Auftrag alwarte und empfehlen ıhr, da doch die „electio® im Namen aller 
Wähler vollzogen werden solle, sich nicht den Wählern gegen deren Willen 
aufzudrängen. Vgl. namentl. Guil. de Mandagoto, cap. 34 fol. 67. — 
Auch in Urkunden wird uns hie und da erwähnt, dass jemand „primam 
vocem* hatte und auf dieser Grundlage die „electio* vornahm. Urk. 1205, 
April 22 und 1206. März 19, Migne Bd. 215, Sp. 594 ff. und 823 ff. 

! Unter den Kanonisten bestand Streit darüber, ob der den Skrutatoren 
ertheilte Auftrag nicht schon von vorneherein die Elektionsbefugnis ent- 
halte; die meisten sprachen sich verneinend aus, so Hostiensis, Guil. 
Durantis etc. 

? Schon in der Summa des Hostiensis Sp. 117 $ 13 finden sich 
längere Ausführungen darüber, dass es gefährlich sei, von vorneherein den 
Skrutatoren auch einen derartigen Auftrag zu geben, weil sie bei etwaigen 
Parteiungen im Kapitel leicht sich der Gegenseite auschliessen könnten. 
Aus Urkunden entnehme ich einen erst nach der „collatio votorum* ertheilten 
Erwählungsauftrag, z. B. aus Urk. 1256, Februar 1, Luarda. a O0. Bd. I. 
S. 379; dort heisst es: „collatione igitur canonica habita placuit omnibus 
et singulis ... quod dominus prior Covintriae vice omnmium et sun... 
eligeret“. Hieher wäre auch Urk. 1289, Novbr. 9, Reg. de Nicolas IV. No. 1633 
zu rechnen. — Zur Ertheilung eines solchen Auftrages in diesem Stadium 
des Wahlverfahrens kann es namentlich auch dann, wenn eine zwiespältige 
Wahl vorlag und die „minor pars* in dem Bewusstsein, dass sie eigentlich 
die „sanior pars® sei, auch ihren Kandidaten erwählte. — Die Forinel bei 
Mandagoto cap. 59 fol. 126 denkt nur daran, dass der elector nach 
der „collatio votorum* vom ganzen Kollegium bestellt wurde, während Guil. 
Durantis beide Möglichkeiten in Betracht zieht und darnach getrennte 
Formulare gibt: a. a. ©. fol. 372b Sp. 1. 
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in ganz bestimmter Weise erteilte Instruktion erfolgen könne!. 

Bei der Kompromisswahl ergab sich schon aus dem 
Inhalt derartiger Kompronisse, dass auch die „electio“ von den 
Kompromissaren vorzunehmen war. So ergieng an die Kompro- 
missare regelmässig nicht nur die Weisung, sich auf einen Kan- 
didaten zu einigen, sondern ihn auch im Namen des ganzen 
Kollegiums zu erwählen?, wobei die Mandanten schon im Vor- 
hinein die Zustimmung zu den von den Kompromissaren ge- 
fassten Beschlüssen erteilten®. Die Kompromissare aber betrau- 
ten dann jeweils — wenn nicht eine andere Uebung galt — 
einen aus ihrem Kreise mit der Aufgabe, die „electio communis“ 
in Gegenwart des ganzen Kollegiums vorzunehmen ®. 


ı Vgl. S. 363, Note 2. 

® Vgl. das Formular bei Guil. de Mandagoto fol. 134. — In den 
Urkunden heisst es im 13. Jhdt. meist ganz allgemein: „potestatem eligendi 
dederunt*; „providendi eis de illius gremio in pastorem potestatem unani- 
miter contulerunt“; „vota transtulimus, qui jurati ecclesiae nostrae de pa- 
store idoneo providerent“ etc. Etwas detaillierter lautet z. B. der Auftrag 
1320, November 14, Gallıia christ. III. Band, J. Sp. 239: „dedimus.... 
plenanı, generalem et liberam potestatem .. . eligendi abbatem de se ipsis 
vel aliis de gremio ipsius monasterii, prout eis expediens videretur, ac ipsi 
monasterio providendi, ita tamen quod postquamı de persona concordes exi- 
sterent eligenda, unus ipsorum de aliorum sociorum suorem consensu, vice 
sua et ipsorum.ac totius capituli seu conventus personam illanı solleniniter 
eligeret in communi et provideret ipso monasterio de eadem*“. Vgl. den 
noch ausführlicheren Auftrag gelegentlich der Erzbischofswahl in Mainz 
Urk. 1396, Novbr. 8 Würdtwein, Subs. dipl. Bd. III S. 152. 

3 So c. 30 X. 1. 6; dann Urk. 1198, April 6. Mixzneaa. 0. Bd. 214, 
Sp. 65 fl. u. 257, Urk. 1232, Aug. 31, in der Zeitschrift des Ferdinandeums 
Heft 35. S. 185 ff., 1233, Febr. 26, 1237, Februar 13, 1244, Decemb. 24, 
1245, Juni 1 in Gallia christ. Il. Bd. J. Sp. 357 u. I. Bd. Sp. 31, 45 
u. 42 ff. Regelmässig findet sich in den spüteren Urkunden die Klausel: 
„promittentes, se recepturos illum, quem ipsi — commmniter eligerent“. 

* Vgl. Urk. 1232, Octob. 11, Reg. de Greg. IX., I. Bd.No. 920, Urk. 1262, 
Octob. 29, Reg. de Urb. IV., I. Bd. No. 158; Urk. 1264, März 2, Reg. de 
Urb. IV., I. Bd. No. 539; Urk. 1267, April 4, Reg. de Clem. IV., I. Bd. 
No. 444; Urk. 1272, Mai 24, October 11, Reg. de Greg. X., No. 22 u. 69; 
Urk. 1272, Decbr. 2, Gallia christ. Bd. VI. J. Sp. 69; Urk. 1273, April 
13, Mai 10; Urk. 1274, Juli 31, Decbr. 17, Reg. de Greg. X., No. 237, 
253, 390 u. 452; Urk. 1283, December 23, Gallia christ. Il. Bd. J. Sp. 25 ff.; 
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Bei der Inspirationswahl endlich stand diese Be- 
fugnis, soweit die Vornahme der „electio per unum“ hier über- 
haupt üblich war, dem Vorsitzenden der Versammlung zu, so- 
ferne nicht im einzelnen Falle eine andere Persönlichkeit nach 
erzielter Einmüthigkeit unter den Wählern dazu bestimmt wurde '!. 

Der Elektor darf die Handlung jedoch nicht allein im 
eigenen Namen vornehmen, sondern er muss dies auch im 
fremden Namen tlıun. Wollen wir diese Frare näher unter- 
suchen, so haben wir zwischen der Skrutinial- und der In- 
spirationswahl einerseits, undder Kompromisswahl 
andrerseits zu unterscheiden. 

Die Betrachtung letzterer Wahlform ergiebt, dass die „elec- 
tio® vom Elektor in seinem eigenen Namen und in dem seiner Mit- 
kompromissare geschah, welche ihm regelmässig die Vornahme 
dieser Funktion auftrugen?. Dem Inhalte des an die Konmpro- 
missare erteilten Mandats entsprechend erfolgte die „electio® — 


Urk. 1285, Jänner 14 u. April 24, Reg. d’Honorius IV. No.7 u. 18; 
Urk. 1285. Mai 27, Turchi, Camerinum sacrum App. S. XCV,; Urk. 1286, 
Febr. 4, Gallia christ. IL Bd. J. Sp. 26; Urk. 1286, October 11. Reeg. 
d’HonoriusIV. No. 629; Urk. 1289, Septbr. 39. Reg. de NicolasIV. No. 
1483; Urk. 1296, Mai 19, Urk. 1297. Jänner 5, Mai 2, Reg. de Bonitf. VIIL., 
No. 1084, 1526 und 1838; Urk. 1301, Octob. 9, Florez a.a.0©. Bd. 49. S. 
452 ff.; Urk. 1320, Novbr. 14, Gallia christ. III. Bd. Sp. 239, Ebenso bei 
der Mischform zwischen Skrutinial- u. Kompromisswahl. 

ı Vgl. Laurentius de Sumentone.a. a. ©. fol. 6a: „Si omnes sta- 
tim unam vocem, tune decanus vel alıius, qui primam vocem habet, statim 
dicat sime aliquo tractatu: In nomine Patris et Filii et Spiritus Sancti 
Amen. Egotalis nomine meo et omninm aliorum, ad quos spectat praesens 
electio, N. canonieum nostrum eligo nobis in episcopum et pastorem totius 
ecclesie“. Vgl. ferner das Formular im Chartularium der Kirche Nötre-Dame 
in Paris, Guerarda. a. O. Bd. II. S. 379, endlich der Bericht über die 
Wahl Papst Coelestin V. bei Bresslau a. a. O0. S. 133. Vgl. auch die 
später folgenden Ausführungen über diese Wahlform. 

® Deutlich wird in den einschlägigen Urkunden (s. S. 365 Note 4) unter- 
schieden: nomine suo et collegarum bezw. pro seac vice collegarum einer- 
seits und der spezielle Auftrag (mandatum speciale) anderseits. Statt 
des Ausdruckes „mandatum* wird dabei auch das Wort consensus 
gebraucht; so z. B. Urk. 1286, Febr. 4, Gallia christ. I. Bd. Sp. 26. 
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auch wenn dies in der Elektionsformel nicht ausdrücklich ange- 
geben war, — zudem stets m Namen des Kollegiuns, 
das selbst wieder Organ der an und für sich handlungs- 
unfähigen juristischen Person ist. In diesem Sinne 
sagen uns gelegentlich die Urkunden, der Elektor handle „no- 
mine“ bzw. „vice totius capıtuli“!, und bezeichnen diese „electio“ 
als „electio communis*, um sie von den vorangehenden Hand- 
lungen der einzelnen Wähler zu unterscheiden, für welche sie 
dann konsequenterweise die Bezeichnung „electiones singulares* 
verwenden. Würde aber in einem Falle ein derartiges „manda- 
tum de eligendo* nicht vorliegen und trotzdem von einem der 
Kompromissare die „electio communis“ vorgenommen werden, dann 
könnte dieser Ausspruch, selbst wenn er ihn im Namen seiner 
Kollegen, oder ausdrücklich im Namen des Kapitels gethan hätte, 
nur dann als Wille der Korporation gelten, wenn die anwesen- 
den Mitkompromissare dagegen keinerlei Widerspruch erheben, 
oder ıın ausdrücklich genehmigen. Erst durch ihre ausdrück- 
liche oder stillschweigende Zustimmung machen sie die „electio* 
zu einer „electio communis“ ?. 

Zur Skrutinialwahl übergehend, wollen wir zunächst 
den Fall in Erwägung ziehen, dass eine Person kraft beson- 
derenAmtes, oder weilsiedie prima voxin electione 
hatte, die „electio“ vornahm. That sie diesim Namen der Wähler, 
bezw. der major pars, so galt die „electio® als „electio commu- 


! Dies betont z. B. Urk. 1232, Aug. 31, Zeitschrift des Ferdinandeunis 
Heft 35. S. 187: „et pro toto capitulo et pro omnibus canonicis supe- 
rius prenominatis eligimus®“. In den Subskriptionen nennt sich jeder der 
2 Kompromissare: „elector per capitulum“ In der Urk. 1286, Juli 19, 
Würdtwein, Subs. dipl. Bd. IV. S. 349 heisst es: „vice mea et nomine 
collegarum meorum et concompromissariorum meorum et totius ejusdem 
ecclesiae capituli“. In der Urk. 1301, October 9, bei Florez a.a. O. Bd. 
49. S.452 ff. lautet es: „auctoritate eis tradita a dieto capitulo“, ebenso 
in der Urk. 1320, Novbr. 14, Gallia christ. Bd. IL J. Sp. 238: „vice 
etiam totius capituli“. 

"Guil.deMandagotoa.a. ©. fol. 91. 
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nis“, auch wenn kein Auftrag an sie ergangen war!. Lässt sich 
aber ein Mandatsverhältnis feststellen, dann ist es für 
die Fassung der Electionsformel von Bedeutung, ob die als 
Elektor ausersehene Person, mag eine einhellige oder eine Ma- 
joritätswahl vorliegen, von allen Mitgliedern des Kollegiums 
oder nur von jenen, die sich auf einen bestimmten Kandidaten 
geeinigt haben, mit der Vornahme der „electio“ beauftragt wurde. 
Je nachdem erfolgt die „electio* im Namen aller? oder nur in 
jenem der Mandanten?. Nimmt er sie im Namen aller vor, dann 


! Ebend. a. a. O. fol. 66. 

2 So heisst es z. B. in der Urk. 1251, Aug. 10, bei Ughelli, Italia 
sacra 1. Bd. Sp. 1374: nomine suo et pro parte vice omnium nostrum 
denostro mandato. Die Trk. 1256, Febr. 1, (Luard.a.a. ©. I. 379) sagt 
uns, dass die „electio“ vorgenommen wurde: vice omnium et sua. Vgl. auch 
Urk. 1287, Jänner 28, Reg. d’Honorius IV. No. 724: suo et suorum 
collegarınnı nomine ac de mandato singulorum de dicto capitulo. — 
In Namen aller wird die „electio® auch dann vorgenommen, wenn zwar 
nur ein Majoritätsvotum vorliegt, die Wähler aber alle insgesammt den 
Elektor beauftragen, in ihrer aller Namen den von der Majorität nonıi- 
nierten Kandidaten zu verkünden. Vgl. Urk. 1276, Oct. 17, Reg. de Jean 
XXI. No. 5. Dies sagt uns auch ausdrücklich Guil. de Mandagoto 
c. 34 in pr.: et hoc intelligas verum esse, ubi est unus tantummodo in scru- 
tinio nominatus, vel etiam ubı plures, placet tamen omnibus, ut is solum- 
modo eligatur, in quen mator et sanior pars consensit. 

3 Schon Goffredus de Trano verlangt a. a.O. c. 9 für diesen Fall den 
Gebrauch der Worte: ego pro meetpro illis, quimecumcon- 
sentiunt, eligo. Auch Hostiensis sieht in seiner Summa Sp. 117 
diesen Fall vor, und sehr ausführlich handeln darüber Guilelmus Du- 
rantis fol. 372b Sp. lu. Guil. de Mandagoto ce. 34. — Vgl. die 
Urk. 1273, Jänner 5, Reg. de GregoireX. No. 124; 1285, Septbr. 28 u. 
Dechbr. 13, 1286, Februar 17 u. August 5, Ree. d'’HonoriusIV. No. 
140, 365, 278 u. 581; Urk. 1288, April 11, 1289, Novbr. 9 u. October 23, 
Reg. de Nieolas IV. No. 37, 1633 u. 1641; Urk. 1296, Reg. de Bonif. 
VI. No. 1070. Vgl. dazu die Elektionsformeln Urk. 1286, Novbr. 12, Reg. 
d’Honorius IV. No. 670; 1383, September 11, Gallia christ. XII 
J. Sp. 273 ff, 1416, Novbr. 27 bei Würdtweina. a. O.S. 17. In allen 
diesen Fällen wird die Electio nicht nur über Auftrag, sondern auch 
nur im Namen jener vorgenommen, welche beim Skrutinum für den 
Kandidaten gestimmt hatten. Auch Bernhard v. M. Cassino bei Martene, 
de antiquis ecclesie ritibus, Bd. IV. S. 610 u. 612 gibt 2 Formulare je nach- 
dem alle oder nur ein Theil den Elektor beauftragt haben. 
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handelt er auch im Namen der durch die Versammlung der 
physischen Personen dargestellten, an sich handlungsunfähigen 
Korporation, im entgegengesetzten Falle aber muss festgestellt 
werden, ob diese „pars“ überhaupt in der Lage sei, das Kapitel 
zu repräsentieren. War den Skrutatoren anlässlich ihrer Be- 
stellung auch die Elektionsbefugnis zuerkannt worden, dann be- 
auftragten sie einen aus ihrer Mitte mit dem Ausspruch der 
„electio*, und diese Bevollmächtigung des einen Skrutators durch 
seine Kollegen wurde in den Wahlberichten, namentlich auch in 
der Elektionsformel? öfters ausdrücklich betont. 

Die mittelalterlichen Juristen haben in dieser Sache zum 
Teil eine breite Kasuistik entwickelt, und sich vielfach in Sub- 
tilitäten ergangen. Namentlich erörtern sie eingehend die Frage, 
wann das Wort „eligo“, wann der Plural gebraucht werden solle, 
ob das Stellvertretungsverhältnis immer anzugeben sei. Der Wert 
dieser im Detail hier nicht zu berührenden Ausführungen liegt 
darın, dass sie sich eben bemühten, diese „electio* als electio 
communis oder generalis von einer electio singu- 
laris abzuheben. 

Etwas näher will ich nur auf Guilelmus Durantis? ein- 
sehen, dessen Erörterungen in dieser Frage zu den scharfsinnig- 
sten gehören. Er nimmt zuerst an, dass der Elektor kraft seines 
Amtes oder über speziellen Auftrag handle; dann könne er 
„eligo“ oder „eligimus* sagen, und die Hinzufügung der Worte 
„nomine capituli* oder „nomine eorum, qui in eum consenserant“ 
sei nicht nötig, weil eine solche „electio* nur als communis 
angesehen werde. Besser freilich sei es, das Stellvertretungsver- 
hältnis ausdrücklich hervorzuheben. Handelt er jedoch nicht 
kraft seines Amtes bezw. ohne Auftrag, dann könne seine „electio* 


ı Vgl. z.B. die Pronuntiationsformel bei Guil. Durantis a. a. ©. fol. 
372 Sp. 1. So heisst es in der Elektionsformel für Chur 1416, Würdt- 
wein.a a. OÖ. S. 17: „ac consensu, voluntate et mandato mieorum conscru- 
tatorunı prefatorum ad hoc accedente*“, 

® Speculun judiciale fol. 382b Sp. 11 £. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 3. 24 
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erst durch die nachfolgende Ratihabitation von Seite der Mit- 
glieder des Kollegiums zur „electio communis“ werden, und er 
müsse dabei die Worte „nomine“ bezw. „vice capituli“, „vice om- 
nium“, „vice eorum qui in N. consenserunt“ gebrauchen, um 
nicht bloss eine „electio singularis“ vorzunehmen !. 

Den kirchlichen Anordnungen entsprechend soll sich die 
„electio communis* unmittelbar an die ihr vorausgehenden 
Stadien des Wahlaktes anschliessen. Das Princip der unitas 
actus, welches die Kanonisten den für das römische Testa- 
ment bestehenden Anordnungen entlehnten, wurde auch auf die 
kirchlichen Wahlen angewendet?, und die Doktrin beschäftigte 
sich eifrig damit zu untersuchen, welche Handlungen zwischen die 
„collatio votorum“ und die „electio communis“ eingeschoben wer- 
den dürfen, ohne die Einhelligkeit des ganzen Wahlvorganges 
zu stören?®. Die Grundlage der einschlägigen Erörterungen bil- 
dete, ausser der Anordnung des 4. Koncils vom Lateran (c. 42 
X. 1. 6) namentlich die Dekretale Honorius III. „Cum post 
petitam* (c. 46. X.1.6) gerichtet an den Erwählten von Lyon, 
der, bevor die Electio vorgenommen worden war, um seine Zu- 
stimmung angegangen wurde, und dessen Wahl der Papst aus 
diesem Grunde kassierte. 

VI 
Nachdem wir die einzelnen Erfordernisse der „electio com- 


ı Ebenso Guil. d. Mandagoto c. 34. 

”Gierkea. a. O.S. 313 Note 206. 

° Vgl. namentlich Goffredus de Trano.a.a. O. c. 11 u. 12 und 
Hostiensis, Commentaria zur Dekretale „Cum post petitam“. Die Kano- 
nisten lehnten sich dabei insbesondere an die I. 3$ 3 D. de duobus reis 
constituendis 45. 2 an: „modieum tamen intervallum temporis, item modi- 
cus actus, qui modo contrarius obligationi non sit, nihil impedit. quomi- 
nus duo rei sunt etc.*. So gestatteten sie Beratschlagungen, wie man Stim- 
meneinheit erzielen könne, ebenso weitere Verhandlungen, um die Minorität 
zum Anschlusse an den Willen der Mehrheit zu bringen, namentlich 
auch die Celebrierung einer Messe „in Sanctum Spiritum“, von der man eine 
Einigung erhoffte. Verboten war nur ein „actus contrarius*, u. als solchen 
bezeichnet Goffredus.a. a. O. jeden „actus impertinens“. 
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munis* eingehend erörtert haben, wollen wir im folgenden den 
Versuch machen, das Wesen dieser eigenartigen Einrichtung 
zu erfassen. 

Ueber Sinn und Zweck der „electio communis“* hat sich 
Bresslau ın dem mehrerwähnten Aufsatze: „Zur Geschichte 
der deutschen Königswahlen von der Mitte des 13. bis zur Mitte 
des 14. Jahrhunderts“ ausgesprochen, ohne dass wir jedoch der 
von ihm vertretenen Auffassung beipflichten könnten. Die urkund- 
lichen Belege nur einigen Papstwahlen jener Zeit entneh- 
mend, glaubte er, der „electio communis“ die Aufgabe zuweisen 
zu müssen, eine einstimmige Wahl noch in einer 
Zeitzum Ausdruck zu bringen, als die Einhel- 
ligkeit längst nicht mehr ein Erfordernisei- 
ner unanfechtbaren Wahl gebildet hatte!. Da 
diese Einrichtung, wie wir bereits wahrnehmen konnten, nicht allein 
bei der Papstwahl, sondern auch bei Bischofs- und anderen Prä- 
latenwahlen vorkam, so müsste Bresslau’s Theorie auch auf 
diese Gruppe von Wahlen anwendbar sein, für welche längst 
vor dem 13. Jhdt. das Mehrheitsprinzip in seiner dem kirchlichen 
Rechte eigenartigen Gestalt zur Anerkennung gelangt war. 


ı „Und diese Einstimnigkeit zum Ausdruck zu bringen, auch nachdem 
sie seit Alexander Ill. nicht mehr Erfordernis einer unanfechtbaren Wahl 
war, ist meines Erachtens überhaupt der Sinn und Zweck des ganzen Ver- 
füahrens“ (Bresslau a. a. OÖ. S. 138). — Bresslau’s Ansicht vertritt, 
allerdings ohne nähere Begründung, neuestens die sehr dankenswerthe 
Untersuchung von Hermann Krabbo, die Besetzung der deutschen Bis- 
tümer unter der Regierung K. Friedrichs II. 1. Theil S. 38 (Historische 
Studien von Ebering, Heft 25). Die Kanonisten wird namentlich Excurs IT. 
dieser Arbeit lebhaft interressieren. Er behandelt die Bedeutung des Titels 
„minister“, den einige Erzbischöfe ın Deutschland während der 1. Hälfte 
des 13. Jahrhunderts für die Zeit von ihrer Konsekration bis zur Erlangung 
des Palliums führten und zeigt uns da, wie einzelne kraftvolle deutsche 
Kirchenfürsten der von Innocenz III. aufgestellten, von Gregor IX. durch 
Aufnahme in die Dekretalensammlung (c. 3 X. 1.8) zum allgemeinen Rechts- 
satz erhobenen Forderung, zu begegnen versuchten, dass der Metropolit. 
trotz seiner Weihe erst nach dem Empfang des Palliums, der ja bekanntlich 
mit grossen Auslagen verbunden war, den erzbischöflichen Titel zu führen 
berechtigt sei. 


24* 
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Wir denken Bresslau’s Meinung am besten in der Weise 
zu widerlegen, dass wir zeigen, wie er zu dieser ganz irrigen 
Vorstellung gelangt ist. Bestimmend für die Entstehung dieser 
Theorie war vor allem der Bericht über die Wahl Clemens V., 
welche durch Skrutinium zustande gekommen war. Der Erzbi- 
schof von Bordeaux Bertrand de Got hatte ım Skrutinium 
die erforderliche Zweidrittelmajorität erlangt, war somit nach 
der Anordnung des 3. lateranischen Koncils rechtmässig ge- 
‚ählt. Darauf gaben ihm ım Wege des Accesses auch noch die 
anderen bei der Wahlhandiung anwesenden Kardinäle ihre 
Stimme, und auf diese Weise wurde ein einhelliges Ergebnis 
erzielt. Daher konnte der Kardinal Franciscus Gaytanus in aller 
anwesenden Wähler Namen die „electio communis“ aussprechen. 
Das Wahldekret wurde vorschriftsmässig ausgefertigt, und wir 
entnehmen aus der Formel, welche die im Access dem Wahler- 
gebnisse beitretenden Kardinäle gebrauchten, dass sie sich nicht 
nur für Bertrand erklärt, sondern auch neben ihren Kollegen 
die Vornahme der „electio communis* ın aller Wähler Namen 
dem Kardinal Franciscus aufgetragen haben, endlich wie ihre 
Kollegen die erfolgte „electio* einzeln approbiert haben !. Den- 
selben Vorgang schildern uns, was Bresslau nicht beachtet 
hat, die Urkunden allerdings in nicht so ausführlicher Weise für 
Bischots- und andere Prälatenwahlen, und auch Goffredus 
de Trano? ebenso wie Guilelmus de Mandagoto? 
haben ihn in ihren htterarischen Arbeiten vor Augen. 

Indem Bresslau diesen Anschluss der anfangs dissen- 
tierenden Minderheit an die „major pars* für. eine notwendige 
Voraussetzung der „electio communis“ hielt, musste er zu der Vor- 
stellung kommen, dass die „electio communis“ nur bei einmüti- 
sen Wahlen möglich sei, mochte diese Einmütigkeit auch erst 
im Wege des Accesses erreicht worden sein. Darum sagt er 
wörtlich: „Electio communis heisst die von einem einzelnen Wäh- 


A208 134 EEE) 
° cap. 34. 
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ler, der dazu von allen bevollmächtigt worden ist, vollzogene for- 
melle Wahl, durch welche die Einstimmigkeit zum Ausdrucke 
gebracht wird.“ Aus seiner Auffassung dürften wir auch die 
weitere Konsequenz ziehen, dass in allen Fällen, wo das Wahl- 
ergebnis durch Majoritätsvotum schon entschieden war, und uns 
urkundlich die „electio communis“ erwähnt wird, ein solcher An- 
schluss der Minderheit erfolgt sei, wenn auch die Urkunden den- 
selben nur selten zum Ausdruck bringen. 

Dem ist nun nicht so. Hätte Bresslau die Frage nicht 
lediglich an ein paar Papstwahlen untersucht, sondern das reiche, 
für andere Wahlen vorliegende Material und die kanonistische 
Litteratur jener Zeit auch nur flüchtig betrachtet, dann hätte er 
namentlich auch mit Rücksicht auf die von ihm benützten Dar- 
legungen in Gierke’s Genossenschaftsrecht! diese fehlerhafte 
Erklärung nicht geben können. Er hätte vor allem gefunden, 
dass dieser Anschluss der „minor pars“ an die „major pars“ 
für die Vornahme der „electio communis* insofern gleichsiltig 
war, als sie auch ohne denselben, also auch ohne Stimmen- 
einheit erfolgte. Allerdings wurde sie dann nicht über Auf- 
trag und im Namen aller ausgesprochen, sondern nur für jene 
Wähler, welche selbst diesen Kandidaten vorher nominiert hatten ?. 

So richtig es ferner ist, wenn Bresslau betont, dass in 
den von ıhm für die Papstwahlen zwischen 1250 und 1350 be- 
nutzten Quellen häufig die Einstimmigkeit der Wahl hervorge- 
hoben wird, und wenn wir über ihn hinausgehend feststellen, 
dass auch bei anderen Wahlen die kirchliche Praxis trotz der 
Anerkennung des Majoritätsprinzips noch immer zu einstimmi- 


! Bad. III. S. 315 ff. 

% Vgl. oben $S.368 und dazu noch die Urk. 1243, Juli 7, Reg. a. Innoc. IV. 
I. Bd. No. 5, aus der wir entnehmen können, dass die Minorität zum Bei- 
tritt aufgefordert auf ihrem Widerspruch verharrte, und trotzdem die „electio 
per unum“ vorgenommen wurde. Nach alledem ist das, was uns Bress- 
lau a. a. O. S. 137, Note 5 über den angeblichen Unterschied zwischen 
der Wahlformel bei Neller und jener des 13. und 14. Jhdts. sagt, ganz 
falsch und unhaltbar. 


374 Abhandlungen. 


gen Voten zu gelangen trachtete, so wurde dieses Ziel doch 
niemals durch die „electio communis“ erreicht, — die ja 
ihrem Wesen nach etwas ganz anderes ist, sondern dadurch, 
dass vorher die Minderheit entweder ausdrücklich ihre Stimmen 
dem Kandidaten der Mehrheit gab, oder doch in den Ausspruch 
der „electio* im Namen aller einwilligte. 

Die „electio communis“ ist jedenfalls, und das giebt auch 
Bresslau zu, ene Wahl!, und zwar im Gegensatze zu der 
ihr vorausgehenden „nominatio“ derrechtmässige Vollzug 
der Wahl. Skrutinium, Publikation und Kollation der Stimmen, 
ebenso auch die Verhandlungen und Beschlüsse der Kompro- 
missare sind ihr gegenüber nur vorbereitende, aber not- 
wendige Handlungen, welche dazu dienen sollten, die zu 
wählende Persönlichkeit zu bestimmen. Die Wahlim eigent- 
lichen Sinne geschieht jedoch erst durch die 
„electiocommunis“, und durch sieallein. 

Ich habe mich schon in meinem mehrerwähnten Aufsatze? 
bemüht, dies gegen Lindner? festzustellen, der gestützt auf 
die Formel, die uns Guilelmus de Mandagoto über- 
liefert, die „electio communis“ lediglich als eine Formalität be- 
trachten wollte, durch welche „das Ergebnis“ der Wahl „völlig 
und unantastbar“ festgestellt werden sollte, und darin einen Unter- 
schied zwischen den kirchlichen Wahlen und der deutschen Königs- 
wahl erblickte. Ich halte an meinen, bisher von niemand ange- 
fochtenen Ausführungen fest, und kann sie noch durch einige 
neue Belege erhärten. Bekanntlich nennen Goffredus de 
Trano, InnocenzIV., Laurentius deSumentone, 
Hostiensis, Guilelmus Durantis und Guilel- 
mus de Mandagoto den Kandidaten vor der „electio“ nie 
„electus“, was doch nach Lindner’s Auftassung ganz zu- 
treffend wäre, sondern bezeichnen ihn als „nominatus‘“, 


ı Bresslau bezeichnet sie als „formelle Wahl“. 
"SL. 
° Der Hergang bei den deutschen Königswahlen S. 15 ft. 
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als „eligendus“ Dieselbe Uebung lässt sich auch aus 
den Urkunden nachweisen. Die Handlung der einzelnen 
Wähler wird dort, wo ihr die „electio communis“ gegenüberge- 
stellt ist, im Allgemeinen nicht mit „electio“ bezeichnet, sondern 
die Quellen sprechen da von „vota transferre“, „convenire*, „ocu- 
los dirigere“ im Gegensatz zum „eligere“!. Ebenso wird in den 
von Bresslau benützten Papstwahldekreten das Wort „eligere“ 
nur für die „electio communis“ gebraucht und die der Wahl 
Clemens V. im Access beitretenden Kardinäle sagen in ihren 
Subseriptionen ausdrücklich „post publicatum scrutinium ante 
electionem communem subsecutam accessi et electionem mandavi 
fieri“?. Bei der Bischofswahl in Chur endlich gaben die einzel- 
nen Wähler ıhre Stimme ab, indem sie den Kandidaten als 
einen erst zu Erwählenden nominierten ’°. 

Wenn ich nun darnach das Wesen der „electio communis“ 
darlegen soll, so glaube ich diese Einrichtung in unmittelbaren 
Zusammenhang bringen zu müssen mit der Vorstellung, welche 
man sich in der Kirche über die juristische Natur der Kapitel 


ı Vgl. die Belege in Note 3 S. 345 und Note 1 8. 349, 

? Bresslau a, a. O. S. 134 u. 135. — Vgl. auch das Wahldekret über 
die „per compromissum* erfolgte Wahl Gregors X., wo in den Subseniptionen 
nur der Elektor das Wort elegi, die anderen 5 Kompromissare die Wen- 
dung eligi mandavi gebrauchen (Bresslau a. a. O. S. 132); das 
Wahldekret über die „quasi per inspirationem“ geschehene Wahl Coele- 
stins V. (ebend. S. 133), in dem nur die Thätigkeit des Elektors als eli- 
gere bezeichnet wird. — Stellenweise wird freilich in Urkunden auch für 
die Thätigkeit des einzelnen Wählers das Wort „eligere* gebraucht, aber 
dann hat dies nur die Bedeutung einer „electio singularis‘, welche noth- 
wendige Vorstufe, aber niemals eigentliche Wahl ist. 

® „Item dominus N.N.... nominavit N.N. et in ipsum consensit in 
Episcopum .. . eligendum“. Dagegen gebraucht die Urkunde über die Wahl 
der Aebtissin im Kloster zu Troyes (1286, Novbr. 12), um die Handlung der 
einzelnen Wählerinnen im Skrutinum zu bezeichnen, die Wendung: „quae 
una mecum consenserunt, nominaverunt in scrutinio et elegerunt in abba- 
tissam*, Reg. d’Honorius1IV.No. 670, und die Wähler des Bischofs von La- 
vaur (1383, Septbr. 11) sagen: eligo, nomino et eligo, bzw. nomino ac po- 
stulo.. Gallia christ. Bd. XII. (2. Aufl.) J. Sp. 273 ff. Vgl. oben S, 354 
Note 2. 
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bezw. Ordenshäuser gebildet hatte, und ich meine, dass die 
„electio communis*, soweit wir dieselbe urkundlich seit der 
2. Hälfte des 12. Jhdts. nachweisen können, sich als eine Kon- 
sequenz der von der kanonistischen Doctrin entwickelten Korpo- 
rationstheorie darstellt. Es ist dies eine Auffassung, die im 
Wesentlichen schon Gierke an der Hand der Jitterarischen 
Arbeiten der mittelalterlichen Kanonisten angedeutet hat, von 
deren Richtigkeit ich durch eingehendes Studium dieser Quellen 
und des einschlägigen urkundlichen Materials überzeugt wurde !. 

Die ältere Lehre in der Kirche fasste, vielfach von germa- 
nischen Rechtsideen beeinflusst, die verschiedenen kirchlichen 
Verbände, ohne freilich den schon aus der römischen Zeit in der 
Kirche bekannten Anstaltsbegriff vollständig zu verlieren, als 
Genossenschaften auf. Die sichtbare Versammlung von 
Klerus und Volk der Bischofskirche, der Mönche eines Klosters ? 
galt ihr als Verbandseinheit, als Träger der Rechte. 
Diese Versammlung trat nach aussen hin selbst als Genossen- 
schaft, nicht als Organ einer von ihr verschiedenen Person 
handelnd auf, und sie handelte dadurch, dass sie sich in geord- 
neter Weise eines Willens bewusst wurde und diesen durch 
einen einheitlichen Beschluss äusserte. So wurden auch 
die Wahlen von den an einem bestinmmten Orte Versammelten 
durch Fassung eines im Endeffekt regelmässig einmütigen Be- 
schlusses vorgenommen?®. Aber dieser Willensakt der Genossen- 


!Gierkea a. OÖ. Bd. III. S. 312 ff. — Kurz angedeutet ist diese Auf- 
fassung auch bei Hinschius, Kırchenrecht Bd. II. S. 663, indem er sagt: 
„Demnächst (nach der collatio votorum) ist aber bei Strafe der Nichtigkeit 
noch festzustellen, dass der Ausfall der Wahl das Resultat der gemein- 
schaftlichen Wahlhandlung des Kapitels, also der ordnungsmäs- 
sie geäusserte Willeder Gesammtheit ist“. 

® Ich sehe hier davon ab, dass auch bei Abtwahlen Laienelemente be- 
theiligt waren. 

3 So schreiben schon ältere Stücke von einem „convenire in unum, con- 
gregari in unum (scil. locum)*; sie sprechen von einem „conventus cleri- 
corun“, von einem „communiter eligere“, von einem „communis conventus“. 
Nur eine solche Wahl wird als „eleetio ecanonica* bezeichnet. Vgl. die 
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schaft galt ebensosehr auch alsein zusammengesetz- 
ter Willensakt der Versammelten, als eine Summe 
von Einzelwillen der einzelnen Glieder, er trug die Merkmale 
einer vertragsmässigen Willenseinigung der ÄAn- 
wesenden an sich, der im Geiste der kirchlichen Vorschriften 
auch die Abwesenden sich noch nachträglich anschliessen sollten, 

Diese genossenschaftliche Auffassung wurde mehr und melır 
durch die zum Teile dem römischen Rechte entnominenen, dann 
aber vom kanonischen Rechte und dessen Wissenschaft selbstän- 
dig ausgestaltete Korporationsidee abgelöst. Die ordnungsmässig 
zustande gekommene Mitgliederversammlung bildete nicht mehr 
selbst die Verbandseinheit, sondern war nur mehr 
Organ der an sich handlungsunfähigen juristi- 
schen Person. Gerade in der Lehre von den Korporations- 
beschlüssen und da insbesondere bei den kirchlichen Wahlen 
äusserte diese neue Auffassung ihre nachhaltige Wirkung. Es 
musste genau bestimmt werden, wann die Willensakte der Mit- 
glieder, die durch sie vertretene handlungsunfähige juristische 
Person binden würden, und da dies nur von Beschlüssen galt, 
welche in solenner Versammlung gefasst waren, so entwickelte 
man bis ıns Detail die einzelnen Merkmale, welche eine solche 
Briefe Hinkmars von Rheims bei Migne Bd. 126. Sp. 268 ff., dann die Wahl- 
dekrete des 9. u. 10. Jhdts.; ferner Urk. 992 Mai u. 1000 Mai, Pflug-Har- 
tung, Acta pontif. Il. Bd. S.53 u. 55; Urk. 1050, Mai 3, ebend. Bd. I. No. 
21 u. 22; Urk. 1061, Mai 16, ebend. Bd. 1. S. 35; Urk. 1068, November 1; 1089, 
Juli 4, ebend. Bd. II. S. 107 u. 144 etc. In den Klosterprivilegien findet 
sich ständig die Formel: nullus preponatur, nisi quem fratres communi 
consensu vel fratrum pars consilii sanioris elegerint. 

ı Dies kommt namentlich zum Ausdruck in dem in der Kirche seit 
Leo I. aus dem Geiste der christlichen Religion entnommenen Princip, wel- 
ches auch späterhin zu der von germanischen Ideen beeinflussten genossen- 
schaftlichen Organisation noch sehr gut passte, „quoniam ab omnibus debet 
eligi. cui debet ab omnibus oboediri*. Vgl. meinen mehrerwähnten Aufsatz 
und Imbart de la Tour a. a. O. S. 57ff. Freilich wurde damit 
verbunden ein Princip, welches schon Papst Coelestin I. (429) ausgespro- 


chen hatte, dass nämlich der Klerus allein die leitende Stellung haben, das 
Volk nur folgen und nicht führen solle. c. 2 D. 62. 
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Versammlung aufzuweisen hätte, schloss derselben ferne geblie- 
bene Mitglieder von der nachträglichen Anfechtung ordnungs- 
mässig zustande gekommener Beschlüsse aus, gelangte aber auch 
unter dem Einflusse der römischen Quellen zur Anerkennung des 
Majoritätsprinzips, das dann freilich in der Kirche seine ganz 
eigenartige Gestaltung erfuhr. 

Auf dem Gebiete der kirchlichen Wahlen hatte sich in die- 
sem Sinne allmählich die Auffassung Bahn gebrochen, dass nicht 
wie in früherer Zeit entsprechend der älteren genossenschaft- 
lichen Auffassung die einzelnen Kapitelsmitglieder wählen, son- 
dern dass die Wahl ein Willensakt der von den Mitgliedern 
verschiedenen juristischen Person sei. Da aber die Korporation 
selbst als handlungsunfähig galt, so mussten die einzelnen Mit- 
glieder an der Erzeugung dieses Willensaktes mitwirken. Als 
solcher wurde nur der in solenner Versammlung gefasste Be- 
schluss der Mitglieder betrachtet, der sich nach aussen hin als 
ein einheitlicher Akt darstellte Nicht aber wurden als 
ausreichend erachtet eine Summe von Erklärungen, welche die 
einzelnen als „singuli“ abgaben, wenn auch unter ihnen volle 
Uehereinstimmung geherrscht hatte. 

Bei den Wahlen insbesondere betrachtete die Theorie und 
Praxis die Stimmenahgabe der einzelnen Wähler beim Skru- 
tinium, die ja ausserhalb des Kollegiums an die Skrutatoren 
erfolgte, als Einzelerklärung. Dabei trat die Individuali- 
tät des einzelnen Wählers in den Vordergrund, indem er dem 
ihm am geeignetsten erscheinenden Kandidaten seine Stimme gab. 
Wurden diese „vota singularia® gezählt und gewogen, dann wusste 
man, welcher Kandidat allen oder der die Entscheidung herbei- 
führenden Mehrheit genehm sei. Sollte er aber als vom Ka- 
pitel, als von der juristischen Person gewählt erscheinen, dann 
musste zu der Summe von Einzelerklärungen noch ein Gesamt- 
akt,ein formellerBeschluss hinzutreten!. Dies konnte 


' So schon die Dekretalen c. 48. u. 55 X. 1.6. Namentlich in der 
zweitgenannten wird genau unterschieden zwischen „singularibus vel 


Wretschko, Die Electio communis im Mittelalter. 379 


nur auf die Weise erfolgen, dass alle uno ore! den vorher 
nominierten Kandidaten feierlich erwählten, oder dass einer 
kraft Amtes oder ihm erteilten Auftrages in ihrer aller 
Namen undim Namen der Korporation die „electio“ 
aussprach. Diese Handlung bezeichnen die Quellen als „electio 
generalis“, „electio communis“ oder in „communi“, im letzteren 
Falle auch als „electio per unum“. 

Aehnlich lag die Sache bei der Kompromisswahl. 
Die Kompromissare galten nicht als einzelne, sondern nur in ge- 
schlossener Versammlung als Repräsentanten der Korporation?, 
nachdem ihnen die Vertretungsbefugnis durch einhelligen Be- 
schluss der Mitgliederversammlung übertragen worden war. Ihnen 
oblag es, einen Beschluss zu fassen, wobei bald Stimmenein- 
heit gefordert war, bald auch ein Majoritätsvotum für ausreichend 
galt. Dieser Beschluss musste wie bei der Skrutinialwahl, als 
(sesammtakt den Einzelerklärungen der Kompromissare folgen, 
und er kam in der Art zustande, dass sie entweder alle die 


particularıbus consensibus*und der„universalis electio 
velcommunis“ — Auch in den wissenschaftlichen Arbeiten finden sich 
set Johannes Hispanus und Goffredus de Trano lange und 
eingehende Erörterungen über den Unterschied zwischen „singularis* 
und „communis electio“. 

i An diese Form denkt insbes. Hostiensis in seiner Summa, Titel 
„de electione“ c. 13: „ergo elamet aliquis ay, oe, oe, ut sic voce finita om- 
nes simul clament: Eligimus. Sie enim erit communis“ Einige Zeilen 
später spricht er von dem Auftrage, der den Skrutatoren gegeben werden 
könne und sagt uns: „et collationen: faciendi et ut ommnes vel unus ip- 
sorum possit pronuntiare electionem faciendam de illo, in quen major et 
sanior pars capituli consenserit“. 

3 So beginnt Guil. de Mandagoto das cap. 47: „cum compromis- 
sarii totum capitulum repraesentent, sicut posset capitulum, sic et ipsi 
postulare possunt et eligere“. Früher betont das Stellvertretungsverhältnis 
schon Bernhard v. Pavia a.a. O. S.317 $ 1lund Goffredus de 
Trano a.a.0. cap. 8 — Vgl. auch c. 30. X. 1.6: „et ita potestatem 
eligendi, quam eis commiserant, revocarunt‘; ferner c. 42 X. h. t.: „vel 
saltem eligendi potestas aliquibus viris idoneis committatur, qui vice omnium 
ecclesiae viduatae provideant de pastore“. Vgl. endlich die verschiedenen 
Urkunden über Kompromisswahlen. 
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„electio* gemeinschaftlich vornahmen!, oder einen aus 
ihrer Mitte damit Betrauten, die Elektionsformel auszusprechen ®. 

Der Aufgabe entsprechend, welche der „electio communis“ im 
Zuge des Wahlverfahrens zugefallen war, musste sich von selbst 
die Anschauung entwickeln, dass ihre Vornahme für die Giltig- 
keit der Wahl unerlässlich sei. So konnte schon Inno- 
cenz 1l1I. in der Entscheidung, welche er über die zwiespältige 
‚Wahl in Chalons fällte, über die Nominationen hinweg gehen, 
da ihnen keine „electio“ gefolgt war. Und Gregor IX. konnte 
dem Kapitel von Bayeux antworten, die von ihm vorgenommene 
Bischofswahl sei ungiltig, weil die „electio communis“ unterblie- 
ben war? Dadurch, dass letztere für einen einzelnen Fall er- 
gangene Entscheidung in die Gregoriana (c.55 X. h. t.) aufge- 
nonmen wurde, fand ein Rechtszustand, der schon lange gegolten 
hatte, seine gesetzliche Grundlage, und in diesem Sinne ordnete 
c.58. X.h. t. an, dass die Wähler nach Publikation des Skru- 
tiniums zur Vornahme der „collatio* und „electio“ anzuhalten seien. 

Für die dritte Wahlform entwickelten einige Kanonisten eine 
ganz eigenartige Auffassung Hostiensis®, Guilelmus 

4 Ausdrücklich erwähnt uns dies noch die Urkunde 1232, Aug. 31, über 

die Bischofswahl in Trient; v. Voltelini a. a. O. S. 186. Andere Ur- 
kunden lassen uns dies, indem sie für die Thätigkeit der Kompromissare 
den Plural gebrauchen, vermuthen. Da sie jedoch nicht die Elektionsformel 
enthalten, so sind sie nicht als vollwerthige Beweise in Anschlag zu bringen; 
denn es lässt sich aus ihnen nicht entnehmen, ob nicht in dem einen oder 
anderen Falle doch die „electio“ nicht von der Kompromissaren gemeinschaft- 
lich, sondern durch einen aus ihrer Mitte ausgesprochen wurde. Vgl. Urk. 
1228, März 21, Reg. de Gregoire IX. Bd.I. No. 183; Urk. 1229, März 31, 
Gallia christ. Bd.XV. (1. Aufl.) J. Sp. 68 tf.; Urk. 1233, Februar 26, ebend. 
Bd. I. J. Sp. 357 fl.: Urk. 1243, Juli 24, Reg. deInnocent IV. Ba.]1. 
No. 40; Urk. 1244, Dechr. 24 u. 1245, Juni 1, Gallıia christ. Bd. L J. 
Sp. 45 u. 42: Urk. 1246, Juni 13, M.G. Epist. s. XIII. Bd. 11. S. 146; Urk. 
1254. Mai 14, Reg. d’Innoc. IV., Bd. Il. No. 7562. — 

* Vgl. die Belege oben S. 349, Note 1. 

° Urk. 1202, April 24, Migne a. a. O. Bd. 214, Sp. 976. Urk. 1231, 
Nov. W Reg. de Gregoire IX. No. 741. 

* Commentaria zur Dekretale „quia propter“ 8 50 ft., ferner Summa 
aurea, Tit. de electione $ 3 u. 15. i.f. — Goffredus de Trano und 
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Durantis!undGuilelmus de Mandagoto?, die soviel 
ich sehe, zuerst ausführlich von dieser Wahlform handeln, schei- 
den von einander die „electio perinspirationem“* und 
„yuasıiperinspirationem“. Erstere soll dann vorliegen, 
wenn die Wähler, sobald sie zusammengekommen sind, allso- 
gleich wie über höhere Eingebung und ohne jede Vorverhand- 
lung einstimmig einen Kandidaten erwählen. Und dasselbe 
gilt dann, wenn gleich bei Beginn des Wahlgeschäftes ein Mit- 
glied oder 2 bis 3 Mitglieder einen Kandidaten vorschlagen und 
daraufhin alle, ohne dass sie einzeln gefragt wurden, ihm zu- 
stimmen. Eine solche Wahl wurde von den genannten Kanonisten 
nicht als eine Summe von Einzelwillen, sondern sofort als Gesamnit- 
wille der Versammlung und daher auch als Aeusserung des 
Willens der Korporation betrachtet, so dass dabei die „electio 
communis“ zu unterbleiben hatte, mochten nun die einzelnen 
„eligo“ oder „eligimus“ gesagt haben®. Die „electio per inspira- 
tionem“ galt ihnen von vornherein als „electio communis* ®. 


Laurentius de Sumentone machen die Unterscheidung: „per Inspi- 
rationem“ und „quasi per inspirationem* noch nicht. 

ı Speenlum judiciale fol. 375 a Sp. 2 u. 375b Sp. 1. 

? cap. 92. 

» Von ihr sagt Durantis: „ex quo simul omnes canonici uno spiritu 
et una voce eligunt. Non est vis, sive dicant „eligo* sive „eligimus*. Nec 
erunt plures electiones et singulares, immo debet una et communis censerl 
propter unanımes voluntates et voces“. 

* Dies ist aber noch nicht die Meinung des Laurentius de Su- 
mentone, dera.na. OÖ. fol. 6a auch bei dieser Wahlform die „electio 
per unum* kennt. Ebenso gibt das Chartularinm der Nötre-Dame Kirche 
in Paris, Guerard a. a. ©. Bd. III. S. 379, ein Formular für die „forma 
per inspirationem® das auch bei dieser Wahlform die Vornahme der 
„electio communis* begehrt. — An weiteren Urkunden, aus welchen wir 
die Verwendung dieser Wahlform ersehen können, erwähne ich zunächst 
den Bericht über die Wahl Papst Coelestin V. Sie wird als „electio quasi 
per inspirationem“ bezeichnet, und das Wahldekret erwähnt uns ausdrück- 
lich die Vornahme der „electio per unum“. — Die Bischofs- und anderen Prä- 
latenwahlen betreffend, nenne ich folgende Urkunden : 1263, Dechr. 31, Reg. 
de Urbain IV. No. 201; 1276, Novbr. 27, Reg. de Jean No. 18; 1272, 
Juli 15, Reg.deGregoireX,No. 48; 1290, Septbr. 4, Reg. de Nicol.IV. 
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„Quasi per inspirationem“ war die Wahl dann, wenn nicht so- 
gleich bei Aufnahme der Verhandlungen ein einhelliges Ergeb- 
nis zustande kam, sondern wenn bereits Verhandlungen und 
Nominationen vorlagen und die Wähler sich erst im Verlaufe 
derselben, jedoch ohne einzeln gefragt zu werden, bewogen fühlten, 
den Nominierten zu erwählen!. In diesem Falle fehlte es nach der 
Anschauung dieser Kanonisten noch an einem Gesanmmtwillen der 
Versammlung, dies seien nur inhaltlich übereinstimmende „sin- 
gulares electiones“, und es bedürfe noch der „electio communis“, 
damit die Wahl perfekt werde. 

Aeussert sich das Wesen jener Einrichtung, die als „electio 
communis“ oder „in communi“ bezeichnet wird, darin, dass durch 
sie der Wille der Korporation im Gegensatz zu den Einzelwillen 
der Mitglieder dargestellt werden soll, so erscheint die „electio 
per unum“ noch als vollendeterer Ausdruck dieses Gedankens, 
Denn in der Erklärung durch eine Persönlichkeit spiegelt sich, 
wie schon Gierke treftend sagt, das einheitliche Wesen 
der fingierten Persönlichkeit wieder, die an sich zur Vollziehung 
dieses Aktes berufen ist und nur um ihrer Handlungsunfähigkeit 
willen bei der voranliegenden Thätigkeit durch eine Vielheit von 


No. 3397; 1298, März 13, Geschichtsquellen der Provinz Sach- 
sen, Bd. 21 No. 53. In keinem dieser 5 Fülle wird uns die „electio per 
unum“ erwilhnt, obwohl die Wahlen (mit Ausnahme der von 1272) als „elec- 
tiones quasiperinspirationem“ bezeichnet werden. Eine reine 
Inspirationswahl war z.B. die Erzbischofswahl in Salzburg 1466, Februar °5; 
Orig. Urk. im Wiener Staatsarchiv. Es heisst in dieser Urkunde: „nullo trac- 
tatu interveniente ego Fridericus... et nos omnes canonici de capitulo ... 
uno ore una voce acclamando unanimi consensu nullo penitus discrepante 
divina ut credimus inspiratione consensimus, nominavimus et elegimus do- 
minum Bernardum de Ror..... “ „Cessantibus vero hujusmodi votibus accla- 
mantjum“ nahm sodann der Dompropst die „electio per unum“ vor, 

!Guilelmus Durantis.a.a. O.: Si autem non simul consentiunt 
et nominant, sed separatim aliquibus tractatibus seu nonminationibus prece- 
dentibus, tunce non perinspirationem, sedper quasiinspira- 
tionem dicitur electio fieri; unde necesse est, tunc in aliquos compromitti, 
qui vice omnium illum eligant, alias talis singularis electio nen 
valeret. 
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Einzelnen vertreten wird. 

Der Elector selbst erscheint als Repräsentant der jJuri- 
stischen Person° und zwar auch dann, wenn die Wahl keine ein- 
hellige war, da ja auch ein Majoritätsbeschluss für das Zustande- 
kommen einer rechtsgiltigen Wahl vollkommen ausreichte. Bei der 
eigenartigen Fassung des Majoritätsprincips im kirchlichen Leben 
konnte es sogar vorkommen, dass gegebenenfalls die „minor pars“ 
als „sanior* erschien. Gelang es ihr nämlich, indem sie gegen 
den Beschluss der Mehrzahl Widerspruch erhob, und ihre Gründe 
von dem zur Entscheidung angerufenen Richter als zurecht be- 
stehende anerkannt wurden, die Rechtsvermutung zu brechen, 
welche für die „sanioritas“ der „major pars“ nach der späteren 
Auffassung bestand, dann galt ihr Beschluss, welchen der Elektor 
zum Ausdruck brachte, als Korporationswille. Und da nun bei 
zwiespältigen Wahlen jede der mehreren Parteien im Namen des 
Kapitels handeln wollte, so nahm auch der von jeder Partei auf- 
gestellte Elektor die „electio“ im Namen der für handlungsunfähig 
betrachteten Korporation vor. Durch die Entscheidung des höhe- 
ren Richters wurde dann festgestellt, welche Partei bei ihrem 
Vorgehen im Rechte war. 

Der Elektor handelt ferner im Namen der einzelnen 
Wähler bzw. Kompromissare, welche den Kandidaten 
für das kirchliche Amt nominiert hatten, und wenn er von ihnen 
dazu bevollmächtigt war, auch im Auftrage seiner Kollegen *. 
Die Auffassung, dass eigentlich die einzelnen Mitglieder, welche 
auf ihn ihr Wahlrecht übertragen haben, an und für sich zum 
Ausspruche der „electio communis*“ berechtigt und verpflichtet ge- 
wesen wären, kommt noch insbesondere darin zum Ausdruck, 
dass sie die „electio per unum“ nach Vornahme derselben alle 


i 

* Vgl. die Belege S. 367. Anm. 1. 

® Vgl. die Belege S. 368. Anm. 3. 

* Urk. 1224, November 22, bei Krabbo.a.a. O. S. 172; Urk. 1286, 
November 12, Reg. d’Honorius IV. No. 670; Urk. 12859, October 23 und 
November 9, Reg. de Nicolas IV. No. 1633 und 16#l etec. 
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noch ausdrücklich genehmigen, ein Vorgang, der sowohl 
bei der Skrutinialwall als auch beim Kompromiss! eingehalten 
wurde. 

Endlich möchte ich noch erwähnen, dass das Institut der 
„electio communis“ nach der seit dem Ausgang des 13. Jhdts. 
herrschend gewordenen Anschauung, abgesehen von der Papst- 
wahl, nur bei den sogenannten Prälatenwahlen in Uebung 
war, während dort, wo für die Besetzung eines niederen Kirchen- 
amtes eine Wahlhandlung notwendig war, schon der einfache 
Beschluss, wenn er nur „capitulariter“, d. h. in der solennen 
Versammlung des betreffenden Wahlkollegiums zustande gekom- 
men war, als ausreichend erachtet wurde®. 

vi. 

Zum Schlusse wollen wir noch einige Worte darüber sa- 
gen, seit wann die „electio per unum“ im kirchlichen Wahl- 
wesen nachweisbar ist. Bresslau erörterte das Vorkommen 
dieser Einrichtung nur für die Papstwahlen, und da nur für die 
Zeit von 1254—1356, begnügte sich aber für die Bischofswahlen 
mit der Erwähnung der beiden Dekretalen Gregor IX. (c. 55 und 
58 X. 1. 6) und mit der Bemerkung, dass dieser Brauch bei den Bi- 
schofswahlen noch über die Zeit Urban IV. hinauf verfolgt wer- 
den könne, dass aber diese Einrichtung zuerst bei der Papst- 
wahl und dann erst, wohl in Nachahmung dieser auch bei den 
Bischofswahlen üblich geworden sei (S. 139). Für diese letztge- 
nannte Behauptung ist er uns jeden Beweis schuldig geblieben, 
er scheint überhaupt von ihrer Richtigkeit nicht zu sehr über- 


i Undzwar auch hier nicht allein durch die Mitkompromissare, sondern 
durch alle Wähler, wie eine solche Genehmigung auch dann üblich war, 
wenn alle Kompromissare gemeinschaftlich die „electio“ vornahmen. — Urk. 
1233. Febr. 26, Gallia christ. I. Bd. J. Sp. 357; Urk. 1251, Aug. 10, 
Ughelli., Italia sacra, Bd. I. Sp. 1374; Urk. 1286, Febr.4, Gallia christ. 
I. Ba. J. Sp. 26. Vgl. auch die Formulare über Wahldekrete bei Guilel- 
mus Durantis fol. 35a u. bei Guilelmus de Mandagoto, For- 
mular 14 u. 10. 

® Vgl. c. 14. X. 1. 6, dann die Glosse zu c. 21 in VI? 1. 6. 
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zeugt zu sein, da er auch das Gegentheil nicht für ganz undenk- 
bar hält (8. 139, Anm. 2). 

Die erste Erwähnung der „Electio per unum“ begeg- 
net uns in Urkunden aus der Zeit Innocenz III. Im Jahre 1205 
wurde gelegentlich der Bischofswahl in Bayeux an den Papst 
appelliert, „ne decanus, qui primam in electione vocem habebat, 
ad electionem procederet sine consensu totius capituli vel maio- 
ris et sanioris partis*, und trotzdem nahm der Dekan ohne Zu- 
stimmug der Mehrheit lediglich auf Grund eines Minoritätsvo- 
tums die „electio“ vor!. Ziemlich zur selben Zeit erfahren wir aus 
der Diöcese Amiens, dass bei einer Kompromisswahl die an das 
Majoritätsvotum gebundenen Kompromissare denjenigen, dem dies 
kraft Amtes zukam, beauftragten, die „electio“ vorzunehmen ?. 
Ein Jahr später beobachten wir diese Einrichtung bei der Bi- 
schofswahl zu Eugubio in Umbrien?. Dass sich aber die „electio 
per unum“ in der Wahlpraxis schon vor 1205 eingebürgert, 
möchte ich den Schreiben entnehmen, welche zwischen den An- 
hängern Philipps und dem Papst Innocenz III. gewechselt wur- 
den, dem Hallenser Protest‘ und der berühmten päpstlichen 
Konstitution : „Venerabilem“5. Die Art und Weise, wie diese 
beiden Schriftstücke die Frage erörtern, welche Rolle der päpstl. 
Legat gegenüber Otto IV. gespielt habe, ob er „elector“* oder 
„cognitor“, oder wie der Papst behauptete, „denuntiator“ war, 
und die Wendungen, in welchen sie das Wort „elector“ gebrauchen, 
deuten meines Erachtens darauf hin, dass man hier das kirchliche 
Vorbild der „electio per unum“ vor Augen hatte‘. 


! Urk. 1205, April 22, Migne, Bd. 215, Sp. 594 ft. 

2 Urk. 1205, Mai 2, Mignea. a. O. Sp. 605 ft. 

® Urk. 1206, Novbr. 26, Migne.a. a. O. Sp. 1025 ff. 

* Um 1202 Jänner, MG. Constitutiones ll. 8.5 ft. 

5 1202 März, ebend. Bd. II. S. 505 ff. 
Protest: „Gerit enim vel personam electoris, vel personam cognitoris. 
Si electoris, quomodo quesivit opportunitatem, qualiter arbitris absentibus 
mendacio veritatem et crimine virtutem mutaret? Quomodo enim ea pars 
principum, quamı numerus ampliat, quam dignitas effert, injuste nimium 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 3. 25 


6 
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Weiter zurück kann ich die „electio per unum“ nicht verfol- 
gen; denn die Urkunde Innocenz III. über die Erzbischofswahl 
in Capua (1199 Febr.) spricht nur von der „electio“ im Gegensatz 
zur „nominatio“, ohne uns zu sagen, wie sie vorgenommen wurde!. 
Dasselbe gilt von der Dekretale Coelestin III. c. 15. X.h. t. 
und von jenen älteren Zeugnissen, welche ich bereits oben 8. 347 
erwähnt habe. 

Das Quellenmaterial des 12. ‚Jhdts. liefert uns also keinen 
befriedigenden Aufschluss für die Frage nach der Entstehung 
dieser Einrichtung. Und nur daraus ergiebt sich eine gewisse 
Zeitgrenze, dass wir die „electio communis“ und ihre besondere 
Gestalt, die „electio per unum“ mit der neuen Auffassung in 
Zusammenhang bringen konnten, welche sich in der Kirche über 
das Wesen der Korporation gebildet hatte. Namentlich die „electio 
per unum“ mit der ihr von uns beigelegten Bedeutung dürfte wohl 
erst in einer Zeit entstanden sein, in der man sıch über die 
Einheitlichkeit der Korporation im Gegensatze zur Vielheit der 
Mitglieder völlig klar geworden war. 

Aber damit ist es noch lange nicht festgestellt, dass wir es 
nicht mit einer älteren Einrichtung zu thun haben, welche allmäh- 
lich unter dem Einflusse geänderter Auffassungen über das We- 
sen der Wahl die von uns ihr gegebene Bedeutung annahnı. 
Ein solcher Entwicklungsgang würde ja ganz dem mittelalter- 
lichen Rechtsleben entsprechen, dem jede sprunghafte Ausgestal- 
tung ferne liegt, und das mit grosser Zähigkeit an den altherge- 
brachten Bräuchen festhält, ihnen nur allmählich einen verän- 
derten Sinn beilegt. Diese Fragen können im Rahmen dieses 
Aufsatzes noch nicht einer Lösung zugeführt werden. 

Für heute wollen wir nur noch feststellen, dass die „electio 


est contemta? Et si cognitoris, hanc gestare non potuit*. — Decretale 
Venerabilem: „asserimus, quod legatus . . . nec electoris gessit personam. 
iuxts quod nobis per litteras suas quidam principum opponebant, utpote 
qui nec fecit aliquem eligi nec elegit et sic electioni se nequaquam ingessit“. 

ı Urk. ca. 1199 Februar, Migne, Bd. 214, Sp. 841 ff. (c. 19 X. 1. 6). 
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per unum“ uns unter den Nachfolgern Innocenz III. bereits als 
eine über den ganzen damaligen Bereich der Kirche verbreitete 
Einrichtung begegnet. Man bediente sich ihrer nicht nur in Ita- 
lien und Frankreich, sondern auch im deutschen Reiche, in 
Grossbritannien und Irland, sie war auch in Spanien einge- 
bürgert. Und zwar finden wir sie nicht nur bei der Skrutinial- 
wahl, sondern ebensosehr auch bei der Kompromisswahl, so dass 
Bonifaz VIII. nur einen längst hervorgebrachten Rechtszustand 
sanktionierte, indem er in c. 21 VI. 1.6 die „electio communis“ 
durch einen Wähler nicht nur für die Skrutinialwahl, sondern 
auch für die Kompromisswahl zur Bedingung der Giltigkeit der 
Wahl machte. 

An dieser Einrichtung wurde auch in den folgenden Jahr- 
hunderten festgehalten. Wahlinstrumente des 14. 15. u. 16. Jhdts. 
gewähren uns erwünschten Einblick, die wissenschaftlichen Ar- 
beiten der späteren Kanonisten erörtern das Wesen der „electio 
per unum“ und erklären sie als eine notwendige Folge aus der 
einheitlichen Natur der fingierten Persönlichkeit, die ja an und 
und für sich zur Vornahme dieses Aktes berufen wäre, ihrer 
Handlungsfähigkeit wegen aber durch eine physische Person ver- 
treten werden müsse!. Noch im 18. Jhdt. sagt uns der Kano- 
nist Georg Christoph Neller?, dass die Nichteinhaltung 
dieser Formalität die Nichtigkeit der Wahl begründe, und auch 
heute kann diese Uebung als geltendes Recht für die Bischofs- 
wahlen festgestellt werden. 

Als Beispiel hiefür mag die Wahl des Erzbischofs Maxi- 


ı Dahin spricht sich z.B. Petrusde Ancharano.a.a.0. fol.37b 
Sp. 2 aus: Secundo notatur, quod electio debet per unum pronuntiari et 
esse communis. Ratio redditur in c. in Genesi supra E., ubi ex singuli- 
bus consensibus non resultat consensus collegialis et communis, nam col- 
legiumestunapersonarepraesentata et ficta, utl. mortuo 
D. de fideiussoribus. Actus ergo eius nomine gerendus debet fieri 
per unum,utsic fictioimmitteturnaturam, in quantum potest. 

? Neller, de sacrae electionis processu, in Schmidt, Thesaurus 
iuris ecclesiastici (1783) Bd. II. S. 718 ff. 
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milian von Tarnöczy in Salzburg erwähnt werden, die am 
24. October 1850 „per scrutinium“ vergenommen wurde Nach 
dem über diesen Vorgang aufgenommenen Notariatsakte — ich 
konnte denselben im fürsterzbischöflichen Archive zu Salzburg 
einsehen — folgte auf das Skrutinium und die Publikation und 
Kollation der abgegebenen Stimmen von Seite des ersten Skru- 
tators mit den herkömmlichen feierlichen Worten die electio 
communis. Sielautete folgendermassen: „Ad laudem et glo- 
riam sanctissimae Trinitatis ac sanctorum Apostolorum Petri et 
Pauli nec non Ruperti et Virgilii pontificum et confessorum, 
sub quorum vocabulo ecclesia metropolitana Salisburgensis dedi- 
cata est, nec non totius coelestis curiae fideliter triumphantis, 
ego Balthasar Schitter episcopus Vulmensis, canonicus capitula- 
ris ecclesiae metropolitanae custos et consistorii consiliarius ac 
primus scrutator a reverendissimo capitulo specialiter deputatus 
meo omniumque mihi consentientium nominibus, invocata Spiritus 
Sancti gratia reverendum dominum Maximilianum de Tarnöczy 
canonicum capitularem, in quem per electionem . . .! vota con- 
ciderunt, in sanctae ecclesiae Salisburgensis archiepiscopum et 
pastorem eligo. In nomine Patris et filii et Spiritus Sancti. Amen. 

Aus demselben Weahlinstrumente ersehen wir gleichzeitig, 
dass der Auftrag, die „electio communis“ vorzunehmen, die auch 
hier noch als eigentliche, als formelle Wahlhandlung sich dar- 
stellt, dem ersten Skrutator ausdrücklich vor Einleitung des Skru- 
tiniums ertheilt, und von ihm die Ausführung dieses Mandates 
eidlich bekräftigt wurde. 


ı Hier ist im Protokoll das Stimmenverhältnis angegeben. 

?2 Die Eidesformel lautet: „Ego promitto ac juro Deo omnipotenti et 
sanctis Ruperto ac Virgilio patronis hujus ecclesiae metropolitanae Salis- 
burgensis vigore potestatis mihi et dominis scrutatoribus meis collegis tra- 
ditae eum eligere, nominare et pronuntiare in archiepiscopum hujus eccle- 
sıae in spiritualibus et temporalibus meliorem et utiliorem, in quem scru- 
tatis et visis omnium et singulorum votis usque in scriptis redactis et mox 
in comnuni publicatis majora vota et plures voces respectu totius capituli 
vel alias de jure requisitis convenerint. Sic me Deus adjuvet et haec sancta 


Wretschko, Die Electio communis im Mittelalter. 389 


Endlich bemerkt eine in der ersten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts in Salzburg für die Skrutatoren angefertigte Instruktion 
ausdrücklich, dass wenn im einzelnen Falle das Skrutinium von 
Erfolg begleitet war, der erste Skrutator aufzufordern sei, in 
seinem und der ihm hierin zustimmenden Wähler Namen die 
Wahl nach einer bestimmten Formel zu verkündigen, das heisst 
mit anderen Worten die „electio communis“ vorzunehmen. Die 
in diese Instruktion aufgenommene Elektionsformel wurde im 
Wesentlichen bei der Wahl des Jahres 1850 eingehalten, und 
sie steht nach den mir in Salzburg gemachten Mittheilungen 
daselbst noch heute in Gebrauch mit der einzigen Aenderung, 
dass das Stimmenverhältnis, wenn eine Majoritätswahl vorliegt, 
durch sie nicht mehr öffentlich kundgemacht wird. Diese In- 
struktion belehrt uns gleich dem erwähnten Weahlinstrumente 
auch darüber, dass die einzelnen Wähler vor Einleitung des 
Skrutiniums mit Handschlag (stipulata manu) zu versprechen 
haben, jene Persönlichkeit als Erzbischof anzuerkennen, welche 
auf die geschilderte Weise d. h. also durch „electio communis® 
seitens des ersten Skrutators für dieses Kirchenamt designiert 
würde. 


Nachträge. 


Zu S. 322 Note 1. Zu der von Krabbo in seiner Arbeit, die Be- 
setzung der deutschen Bisthümer unter K. Friedrich II. Berlin 1901 ausge- 
sprochene Ansicht konnte ich schon oben S. 371 Anm. 1 Stellung nehmen. 

Zu S. 333 Note 3. Von einer forma compromissi determi- 
nati spricht auch die Urkunde betreffend die Abtwahl in Michelbeuern 
vom 19. December 1472, Mitth. der Ges. für Salzburger Landes- 
kunde, Heft 15. S. 84. 

Zu S. 338 Note 1. Wie uns Wichner, Geschichte des Stiftes Al- 
mont, 2. Band. S. 198 ff. mittheilt, schilderte ein Priester des Stiftes Krems- 


Dei evangelia“. — Zum Schlusse gedenke ich gerne der freundlichen Unter- 
stützung, welche mir bei dieser Arbeit von verschiedener Seite, nament- 
lich aber von Herrn Dr. Rudolf Beer, Aımanuensis der Hotbibliothek ın 
Wien zuteil wurde. 
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münster „magister Chunradus“ zu Ende des 13. Jahrhunderts die Wahl- 
form „per scrutinium“ in der Art, wie sie angeblich den Gebräuchen der 
Clugniacenser entsprach und so bei allen Benediktinern Nachahmung ge- 
funden habe. Die „nominatio® wird durch den Prior als Vorsitzenden des 
Wahlkollegiunis eingeleitet, indem er einem ihm geeignet erscheinenden 
Kandidaten seine Stimme gibt, und wenn ihm die übrigen Konventualen 
nicht zustinnmen, so wird die Wahl am zweiten, eventuell dritten Tage fort- 
gesetzt, bis ein Kandidat die erforderliche Stimmenzahl erlangt hat. Von 
der Scheidung des Wahlverfahrens in „nominatio“ und „eiectio communis* 
weiss die auch sonst sehr lückenhafte und wenig eingehende Schilderung 
nichts zu sagen. Ich verdanke das Citat aus Wichner, das selbst wieder 
auf Pachmayr, Series abbatum Cremifanensium S. 168 zurückgeht, einer 
freundlichen Mittheilung des Herrn Dr. Baron Mitis in Wien. 

Zu S. 352 Note 2. Die Summa des Goffredus von Trano ist die 
älteste durch den Druck veröffentlichte wissenschaftliche Bearbeitung der 
Dekretalensanımlung Papst Gregor IX. Da aber Goffredus selbst, wie 
Schulte [a. a. O. S. 82 und 90] mittheilt, die Summa des Johannes 
Hispanus de Petesella, die um 1235 und 1236 verfasst wurde, in 
der ausgiebigsten Weise benützt hat, so habe ich diese Sumnia in der Hand- 
schrift der Leipziger Universitäts-Bibliothek No. 1009 eingesehen und auf 
ihr Verhältnis zu Goffredus für die einschlägigen Fragen geprüft. Das 
Ergebnis geht dahin, dass die namentlich für die drei Wahlformen so rei- 
che Kasuistik enthaltenden Ausführungen des Goffredus de Trano 
bei Johannes Hispanus noch kein Vorbild finden. Johannes 
Hispanus verhält sich gerade in der Lehre über die kirchlichen Wahlen 
sehr kurz. Er kennt bereits das Institut der „electio per unum* und gibt 
an, welche Worte der Elektor gebrauchen solle, damit die von ihm ausge- 
sprochene „electio“ eine „eletio communis seu universalis“ und 
nicht etwa eine „electio singularis“ sei. Das von ihm inserierte Muster 
eines Wuhldekrets [a. a. O. fol. 28b Spalte 2], angeblich über die Erwäh- 
lung eines Bischofs von Padua, kennt den Unterschied zwischen „nominatio“ 
und „electio“, lässt aber nicht ersehen, dass diese „electio* durch eine 
Person vorgenommen wurde. — Was die von Schulte in seinem Auf- 
satze: Beiträge zur Litteratur über die Dekretalen Gregors IX., Innocenz 
IV. und Gregor X. in den Sitzungsberichten der k. Akademie der Wissen- 
schaften zu Wien, phil. hist. Klasse Bd. 68, S. 66 ff. vorgeschlagene Auf- 
lösung des in diesen Wahldekrete angegebenen Datums angeht, so ist diese 
Urkunde meines Erachtens weder in das Jahr 1233, noch in das Jahr 1235 
zu setzen, sondern die Stelle: „anno ab incarnatione domini MCCXXXU1. 
indictione. VIII. die intrante. Marcio“ ist zu lesen als: 1230, März 8. Es soll 
eben in der Handschrift nicht „indictione VIII“, sondern „MCCXXX, III indic- 
tione, VIII. die intrante Marcio* gelesen werden; denn das Jahr 1230 hat in 
der That die Indiktionszahl III. und eine Datirung „die intrante Marcio* ohne 
Angabe des Kalendertages ist in italienischen Urkunden jener Zeit nicht 
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üblich. Aber auch mit diesem Datum muss das Wahldekret als erdichtet 
oder absichtlich geändert erscheinen, denn die Bischofswahlen in Padua 
siengen 1229 im April und dann erst circa 1250 vor sich (Eubel, Hier- 
archia catholica medii aevi S. 404). 

Ferner habe ich für die einschlägigen Fragen auch noch die bald nach 
1234 verfasste „Lectura in decretales* des Guilelmus Naso und ins- 
besondere dessen ausführlichen Traktat zum c. 42 X. 1. 6 in der Hand- 
schrift der Hofbibliothek zu Wien, No. 2083 fol. 49b eingesehen. Dieser 
Kanonist erwähnt allerdings nur für die Skrutinialwahl die „electio per 
unum* im Gegensatze zur Vorbenennung des Kandidaten durch die einzel- 
nen Wähler, und weist diese Befugnis jenem Mitgliede des Wahlkollegiums 
zu, das die „prima vox*, im Kapitel führt und nach der bestehenden Ge- 
wohnheit diese Handlung vorzunehmen habe; jedoch solle diese Persönlich- 
keit die „electio“ nur über vorher von Seite der Mitwähler ertheilte Erlaubnis 
aussprechen (a. a. O. fol. 49 b). 

Schliesslich möchte ich noch bemerken, dass der vor 1218 verfasste 
Glossenapparat des Johannes Teutonicus zur Compilatio quarta u. zw. zu 
c.9 Comp. IV. 1. 3 (c. 42 X. 1. 6) die von den späteren Kanonisten über 
die Wahlformen im allgemeinen und die „electio communis“ insbesondere 
aufgeworfenen Fragen noch nicht zur Diskussion stellt. Ich benütze die 
Sammlung des Ant. Augustinus, Bischofs von Ilerda Antiquae collec- 
tiones decretalium. Paris 1609, S. 801 ff. Vgl. auch Schulte.a. a. O. 
Bd. 1. S. 175. 

Zu S. 388. Für Olmütz kann ich heute die Anwendung der „electio 
conımunis“ in der ihr vom Mittelalter her zukommenden Bedeutung nicht 
mehr nachweisen. Dank dem liebenswürdigen Entgegenkommen des hochw. 
getreuen Metropolitan-Kapitels daselbst erhielt ich eine Kopie des Notariats- 
aktes über die am 21. November 1836 vorgenommene Wahl des Erzbischofs 
Maximilian Freiherm von Summerau-Beckh und einen Auszug 
aus den Kapitelstatuten. Diese Wahl erfolgte wie dies in Olmütz 
stehende Uebung ist, „per serutinium“. Die Eidesformel für die Skrutato- 
ren erwähnt uns, im Gegensatze zu der in Salzburg im Gebrauch stehenden, 
nichts von einer Vornahme der „electio comnıunis* durch den ersten Skru- 
tator. Vielmehr schliesst nach dieser Instruktion das Amt der Skrutatoren 
mit der „publicatio votorum in conmuni“. Es heisst darin folgendermassen: 
„Ego N.N. in scrutatorem a reverendissimo fideli capitulo in presenti elec- 
tione archiepiscopali denominatus ..... juro..... data mihi cum meis col- 
legis scrutatoribus potestate me secreto fideliter et singillatim cunctorum 
eligentium vota colligere, collationare, scrutari, secreta tenere, ea 
singula requirere et scrutari ac in scripto redacta electorum nomina omni 
fraude et dolo cessante in communi publicare“ etc. Die Art und 
Weise, wie diese Publikation bei der Wahl des Jahres 1836 erfolgte und 
der Unistand, dass sie erst nach der „collatio votorum“ zu geschehen hatte, 
gestattet es vielleicht, sie in gewissen Zusammenhang mit der „electio com- 
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munis® zu bringen. Zum mindesten dürfte auf die Bildung dieser Formel 
der Wortlaut der Elektionsformel nicht ohne Einfluss gewesen sein. Aber 
in dieser Publikation liegt nicht die electio im eigentlichen Sinne. Sie 
ist nur Verkündigung des im Skrutinium gewonnenen Ergebnisses. Im 
Wahlakte von 1836 lautet die Stelle, wie folgt: „Votis diligenter revisis 
conscriptis et adcurate annotatis collationeque taliter facta, 
surrexit primarius scrutator dicens: Habemus Archiepiscopum, placetne, ut 
publicetur? Accepto „placet* dixit: Ego meo et omnium eligentium no- 
mine Reverendissimum et lllustrissimum D.D.L.B.aSumerau-Beeckh 
. per . . [hier ist die Zahl der für ihn abgegebenen Stimmen an- 
gegeben] N in archiepiscopum huius almae Metropolitanae ecclesiae S. 
Wenceslai vocatum pronuntio, in Nomine Patris et Filii et Spiritus 
Sanctı, Amen, unum votum habente..... domino...., et unuım... 
domino ... ® 
Daraufhin erbat man vom Erwählten die Zustimmung zu der auf ihn 
gefallenen Wahl, und nachdem diese erfolgt war, wurde durch den Dekan 
als Vorsitzenden des Wahlkollegiums eine zweite Verkündigung im Kolle- 
gium vorgenommen, die uns als promulgatio bezeichnet wird. Sie 
lautete: „Ego meo et omnium electorum nomine in archiepiscopun hujus 
metropolitanae ecclesiae ad S. Wenceslaum declaro, promulgo et 
pronuntio Reverendissimum D.D. Maximilianum L. B. de Somerau 
. et quidem in Nomine Patris et Filii et Spiritus Sancti. Amen“. So- 
sehr auch diese Formel an die seit dem 13. Jahrhundert bei kirchlichen 
Wahlen in Uebung gewesene Elektionsformel erinnert, sosehr der ganze 
Akt seiner äusseren Form nach der alten „electio communis“ entspricht, so 
ist diese Handlung doch von der in diesem Aufsatze besprochenen, was das 
Wesen angeht, ganz verschieden; denn sie ist nicht formelle Wahl, 
sondern nur Verkündigung derschon vorher durch die einzelnen Wähler 
vollzogenen Erwählung, zu der überdies der Erwählte bereits seine Zustin- 
mung gegeben hat. Darun bedurfte auch der Dekan hiezu keines speziel- 
len Auftrages von Seite der Wühler. Die seit dem 13. Jahrhundert übliche 
Uebertragung der Elektionsbefugnis von Seite der einzelnen Wähler an 
einen aus ihrer Mitte, die in Salzburg noch heute gelegentlich der Bestel- 
lung der Skrutatoren erfolgt, ist in Olmütz ausser Gebrauch gekommen, die 
Wahl ist hier formell mit der Einzelabstimmung der Wähler vollzogen, und 
die „electio communis® ist zur blossen Verkündigung des im Skrutiniunı 
gewonnenen Resultates durch den Vorsitzenden des Wahlkollegiums 
geworden. Davon verschieden ist endlich die noch heute auch in Olmütz 
übliche feierliche Mittheilung des Wahlergebnisses an Klerus und Volk. — 
Was die Bisthümer der oberrheinischen Kirchenprovinz 
angeht, so ist für Freiburg heute die Geltung der „electio communis“ nicht 
nachweisbar, und mein Gewährsmann vermuthet, dass dies auch in Rotten- 
burg und Limburg nicht anders der Fall sein dürfte. 
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Die Kirchenordnung des Schwedenkönigs Gustav Adolf 
für die Stifter Magdeburg und Halberstadt vom Jahre 
1632 


veröffentlicht und mit einer Einleitung versehen 
von 
Georg Arndt, 


Prediger an St. Moritz in Halberstadt. 


Caput IX. Von der AmbtsPredigt, an Sonn: Fest: 
vnd Feyertagen. 

Es sollen die Eltern, HaussVäter vndt HaussMütter, nebst 
ihren Kindern vndt gesinde, zu rechter zeitt in der Kirchen sich 
einstellen, baldt nach dem Aussleüten, vndt nicht allerErst kom- 
men, wen fast abgesungen, vndt die Predigtt angehett, dahin sie 
von den Predigern vf der Cantzel zuvermahnen, wie auch dazu, 
das sie die deutschen gesänge in der Kirchen mittsingen vndt also 
die gantze Gemeine einmütiglich Gott den Hern lobe. 

2. 

Was nun für Deütsche vndt Lateinische gesenge, auch Col- 
lecten zugebrauchen, vndt wie es mitt ablesung der Epistel 
vndt des Evangelij, so wol in Städten, als in Dörffern vor der 
AmbtsPredigtt zu halten, Solches ist aus der KirchenAgenda 
offenbahr, Cap. 4. 

3. 
Es werde nun das Evangelium vndt die Epistel vor dem 
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Altar abgelesen, oder abgesungen, so ist deren keines Vnrecht 
vndt bleiben Prediger bey der gewonheitt vndt dem herkommen 
in ihren Kirchen. 

4. 

Es soll auch das Evangelium, vf den Dörftern, nicht nur 
auf der Cantzel, sondern auch zuuorhero beim Altar, wie auch 
die Epistel abgelesen oder abgesungen werden, darmitt die ein- 
feltigen alles beydes desto besser fassen vndt behalten mögen. 

D. 

Das Figuralsingen vndt das Orgeln in den Kirchen, soll 
dergestaltt gebraucht werden, das der Organist eben dasjenige 
schlage, was die Gemeine singen solle, vndt das vber ein stück 
nicht figuriret! werde, damitt die Gemeine so vielmebr Zeitt 
habe, jhre gesänge in bekanter Muttersprache, mitt Andacht 
zuuerrichten. 

6. 

Wie dann auch die stücke, so georgeltt vndt figuriret wer- 
den, zum Gottesdienst sollen bequem sein, vndt ihre gebürliche 
‘ gravitet haben. 

T» 

Wan der gesang, Wir gleuben all an Einen Gott, baldt 
abgesungen, soll der Prediger auf die Cantzel gehen, das Volck 
zum Christlichen gebett vermahnen, Gott vmb gnade, Segen 
vndt beystandt seines Heiligen Geistes anruffen, Darauff das 
Vater vnser Sprechen, auch vmb die hohe festtage, den auf 
iedes Fest? gewönlichen Kurtzen Lobgesang singen, vndt also 
dann das Evangelium, so der Sonn: Fest: oder Feyertag mitt 
sich bringett, ablesen vndt erkleren. 

8. 

Nach geendigter Predigtt, sollen die Prediger ihre Zuhörer 
erinnern, das sie nicht allein Zuhörer des Worts, sondern auch 
thäter desselben sein, vndt durch wahre buss, glauben vndt be- 


+ Die Korreetur in M und H lauten: „vndt das nicht zuviel figuriret“. 
2 So Z und H; das Wort „Fest“ in M aus Versehen weggelassen. 
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kehrung, in ihnen krefftig wircken, vndt viel frucht bringen lassen, 
das Vbrige so zum beschluss gehörig, findett sich in der Kirchen 
Agenda cap. 4 art. 1. 

9. 

Es sollen diejenigen, so mitt schwachheitt befallen, oder 
sonsten in Nöthen vndt gefahr sein, das Gemeine Gebett in der 
Kirchen gerne suchen, fur sich bitten lassen, vndt nach der Er- 
hörung gleichsfals der Dancksagung in offendlicher Kirchversamb- 
lung nicht vergessen!. 

10. 

Wan vndt wie auch insonderheitt, wegen KriegsNöthen, 
thewr zeiten, Sterbensleufften ?, auch vmb friede vndt einigkeitt 
zu bitten, solches soll iedesmal vom Consistorio® angeordnett 
werden. 

11. 

Würden nach gehaltener Predigtt keine Communicanten vor- 
handen sein, soll mit einem deütschen Lobgesang nach gelegen- 
heitt der Zeitt, vndt mitt gewönlicher Collecten vndt Segen be- 
schlossen werden, auch der Pfarherr in der Predigtt dauon Vr- 
sach nehmen, das Volck beweglich zu ermahnen, das sie fleis- 
siger zur Communion sich einstellen. Als in der KirchenAgenda 
cap. 4. art. 1 et 2 zu befinden. 


Caput X. Von der Empfahung des Heiligen 
Abendmals. 
1: 

Wan nach geendigter AmbtsPredigtt, Vorlesener Allgemeiner 
Beichte, absolution vndt gebethen, das Ambt der Communion 
gehalten, vndt angefangen wirdt, sollen die jenigen so zum Tisch 
des Hern gehen wollen, alsobaldt in den Chor Vor den Altar 


‘ Zusatz in M und H: „welches Jhnen auch nach gelegenheit ohne ent- 
geld wiederfahren soll“. 

® Zusatz in M: „vnd and schwehren füllen“. 

° Zusatz in M: „vnd in particular sachen vom Magistrat des Orts“. 
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kommen, Niederknien, Erstlich die MannesPersonen, hernacher 
die WeibesPersonen absonderlich: Vndt also dann die Prediger 
das gantze Ambt mitt beten, singen, Consecrirung, Ausspen- 
dung, Dancksagung vndt Segnen!, auf einerley Weise halten, wie 
es in der KirchenAgenda Vorgeschrieben Cap. 4. 

| 2. 

Es soll bey der Communion, Soviel den Ornatum Ecclesi- 
asticum belangett, als mitt Caseln, Alben, ChorRöcken, In- 
gleichen mitt Altartüchern, Liechtern vfm Altar vndt dergleichen, 
hinfüro beides in Städten vndt in Dörffern darbey bleiben, wie 
es in ieder Kirchen bisshero breuchlich gewesen, Doch sollen 
keine Abgöttische oder ärgerliche Ceremonien geduldett werden, 
sondern ernstlich Verboten sein. 

3. 

Den Communicanten sollen feine reine zierliche Tüchere, 
endweder von der KirchVätern oder andern darzu Verordneten, 
vntergehalten werden, beydes wen der leib vndt das blutt Christi 
gereichett wirdt, Auch die Altar mitt reinen saubern tüchern 
bedeckt sein. 

4. 

Es sollen auch die Prediger die reine Lehre Vom Hoch- 
würdigen Sacrament des Leibes vndt blutes Christi, jehrlich dem 
Volck zu gehöriger Zeitt, wie auch sonsten, wen es die gelegen- 
heitt gibtt, bey Ausslegung der Evangelien vndt? Episteln, vndt 
anderer bücher der Heiligen Schrift, Ingleichen® bey den Cate- 
chismusPredigten aussführlich erkleren, damitt der Hochschäd- 
liche Irthumb von diesem Sacrament, nicht heimlich in die 
Kirchen eingeschoben, vndt einfältige Verführett vndt jrre ge- 
macht werden. 

D. 
Der vrsachen auch trewe Lehrer vndt Prediger, der Sacra- 


ı 2: „Seegen“. 
° „vndt® fehlt in Z und H. 
® H: Ingleichen „auch* bey etc. 


Arndt, Die Kirchenordnung des Schwedenkönigs Gustav Adolf etc. 397 


mentirer Irthumb, Vngrundt vndt betrug ihrer Lehr? wiederlegen, 
vndt dafur trewlich vndt ernstlich, doch mitt gebührender Sanfft- 
muth, warnen sollen, damitt beydes die Verführten durch Gottes 
gnade wiederbracht?, auch in zukunfft nicht mehr in solchen Ir- 
thumb gerathen möchten. 

| 6. 

Wan die Prediger vermercken, das Jemandt vnter ihren 
zugehörigen PfarKindern, im glauben vndt in der Lehre vom 
Heiligen Abendmal jrrig worden, sollen sie solche Person, Erst- 
lich privatim darumb freundlich besprechen, mitt dem Geist der 
Sanfftmuth aus Gottes wortt vndt dem Catechismo, grundlich 
vnterrichten, vndt sie vermahnen, von solchem Irthumb vndt Vn- 
grundt abzustehen. 

7. 

Würde aber solche Person in ihrer jrrigen opinion? vor- 
harren, sollen die gradus admonitionum observiret, sie nochmals 
solche jrrige meinung fahren zu lassen, trewlich Vermahnett, vndt 
do sie noch nicht weichen, sondern den Errorem vertheidigen 
wolte, auch wol mehr leute nach sich ziehen thete, dem Consi- 
storio wieder dieselbe zuprocediren, vbergeben werden. 

8. 

Die Prediger sollen das Volck fleissig zum gebrauch des 
Hochwürdigen Abendmals vermahnen, dasselbe des Jahrs nicht 
nur Einmal, sondern zum wenigsten drey oder viermal zuge- 
brauchen, damitt sie des Hern Christi gnade, Wolthaten, Leiden, 
sterben, Aufferstehung, auch samblung vndt erhaltung der Kirchen, 
vndt alle gnedige Verheissung Gottes offt betrachten, vndt da- 
bey desto ernstlicher Gott anruffen, vndt iıme dancken mögen. 

9. 

Die jenigen, so kalte hertzen haben, sicher vndt Schläfferig 
hiebey sein, vndt den gebrauch des Heiligen Abendmals nicht 
achten, sollen die Prediger mitt ernstlicher Erinnerung straffen 


180 Z und H; „Lehr“ ist in M Zusatz von anderer Hand. 
? Z: „wiederlegt“. ® H liest: „Meynung“ statt „opinion“. 
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vndt! mitt zugemüthführung des grossen nutzes, vndt der heil- 
samen frucht, so sie darauss zugewarten, zum fleissigen gebrauch 
aufmuntern vndt antreiben. 

10. 

Es soll sich niemandt vmb rechtssachen willen, so er vor der 
obrigkeitt hatt, vom Heiligen Abendmal abhalten, vndt die Pre- 
diger solche leute vnterrichten, das sie deswegen nicht sollen 
von der Communion wegbleiben, doch, das sie Vngerechte Sachen 
wissendlich nicht vertheidigen, allen Groll vndt hass von hertzen 
schlagen, vndt der sachen ausstrag Gott vndt den Gerichten an- 
heimstellen. 

11. 

Wan ın den Städten der Communicanten sehr viel, als in 
sterbensLeüfften vndt in andern Nöthen, oder sonst die gemeine 
Volckreich ist, So mag die Communion gleichfals auf einen 
gewissen tag in der wochen gehalten werden. 

12. 

Die Sonn: Fest: vndt Feyertrage, sollen nichts desto weniger 
mitt der Predigtt, vndt wie sonst breuchlich, celebriret werden, 
Ob gleich keine Personen vorhanden, so zur Beichte gewesen, 
vndt zum Heiligen Abendmal gehen. 

13. 

Die Prediger sollen solches hochheilige Sacrament, mitt aller 
Christlichen Andacht vndt Vorsichtigkeitt handeln, damitt die 
Christliche Gemeine zu gleichmessiger Andacht gereitzett, vndt 
derselben kein ärgernüss gegeben werde. 

14. 

Vornehnlich, sollen sie auch die Wortt der Consecration, 
wie sie formaliter Lauten, vnterschiedlich, langsam, verständ- 
lich, vndt mitt gebührender Andacht, der Gemeine Vorsingen, 
oder, nach dem es breüchlich, Vorlesen, Nichts dauon aussen 
Lassen, noch vorwechseln, sondern vermöge des Hern Christi 


2 Anstatt des „vndt“ fügt H folgenden Satz ein: „auch die freundliche 
PrivatErmahnung vber ein halb Jahr nicht anstehen lassen / sondern*® etc. 
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Testaments, in ihrer gebürender Ordnung behalten. 
15. 

In der Aussteilung dieses Sacraments, sollen die Prediger 
auch keiner andern wortt sich gebrauchen, als der wortt des 
Testaments vndt einsetzung Christi, wie dieselben in der Kirchen- 
Agenda zulesen Oap. 4. Art.1. Denn die Sacramentirer schweigen 
endweder gar dieser wortt, bey der Ausspendung, oder brauchen 
andere, darunter sie ihren Irthumb Verstecken. 

16. | 

Die Communicanten sollen mitt aller Ehrerbietung, Demuth 
vndt Zucht, zum tisch des Hern gehen, Auch mitt Kleidung, 
gebärden vndt in allem sich also erzeigen, das keine Leichtfer- 
tigkeitt, sondern vielmehr der rechte Christliche geschmuck an 
ihnen verspürett werde, welcher nicht stehett in haarflechten, 
Goldt Vmbhengen oder Kleider anlegen!, sondern der Verborgene 
Mensch des bertzens vnverrücktt, das sie rein vndt rechtschaffen 
im glauben sein, mitt sanfften vndt stillen Geist. 

17. 

Die Prediger sollen auch Vorsichtig sein, das dem Hoch- 
würdigen Sacrament keine VnEhre wiederfahre, Auch nichts 
aussın Kelch verschüttet werde, Sollen das Volck gleichsfals hierzu 
ermahnen, undt Vf die Communicanten Achtung geben, das sie 
ordentlich vndt bescheidentlich, zu der Empfahung des blutes 
Christi kommen, vndt nicht an den Kelch stossen, oder Eilends 
dauon abschnappen?. 

18°. 

Die MannesPersonen sollen sich mitt ihren grossen Zwieg- 
bärten nicht in den Kelch legen vndt damitt ärgernus geben. 
Die weiber sollen die schleyer vom Munde vndt die stirntücher, 
1 Die Worte: „oder Kleider anlegen“ fehlen in H. 

* In M ist „abschnappen*“ korrigiert in: „abziehen, darzu sie sich selbst 
schicken mögen; H liest: „abziehen / noch sonsten Ergernüs geben“, 

® Dieser Art. 18 ist in M durchgestrichen und fehlt in H; in Folge dieses 


Fehlens verschiebt sich in H die Nummerierung der folgenden Artikel, deren 
Zahl folglich nur 27 in dem Druckexemplar beträgt. 
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womitt sie den Kelch gar bedecken, von den augen thun. 
19°, 

Es sollen die weibesPersonen, sonderlich vntern Bawersleuten 
aus gewissen vndt erheblichen Vrsachen, die Maulschleyer bey 
der Communion ablegen, oder biss man aus der Kirchen gehett, 
vnter dem Munde behalten, vndt nicht ehe wieder hinaufiziehen. 

20. 

Bey der Communion soll feine Ordnung gehalten werden, 
also das die Männer vndt Junge gesellen erstlich, hernacher 
die Jungfrawen vndt dann die weiber hinzugehen. 

21. 

Es sollen die Leute, wen sie communiciret haben, vornen:- 
lich desselben tages, der Wein: vndt Bierheuser sich endhalten, 
auch des schiessens, spielens vndt allerley Vnordnung vndt 
Leichtfertigkeitt in wortten vndt wercken, Nicht zwar darumb, 
als ob zu andern zeitten ihnen dergleichen erlaubett, denn also 
wehre diese erzeigung nur eine Heucheley, besondern, das die 
Communicanten solchen gantzen tag, vor andern, zur Danck- 
sagung gegen Gott, fur die grosse wolthatt Christi, anwenden, 
die wahre Gottesfurcht in ihnen selbst erwecken, vndt so wol 
hernacher, als vf solchem tage, alles Gottlose wesen meiden, 
vndt ein Newes, Gott wolgefelliges Leben anstellen. Die jenigen 
aber, so hierwieder handeln würden, sollen ernstlich vndt vn- 
 nachlessig desswegen? gestrafft werden. 

22. 

Vndt sollen die leute nicht allein zu der zeitt, wan sie zum 
Hochwürdigen Sacrament gehen wollen, sondern auch auff andern 
Sonn?: vndt hoher Fest Abenden alle Gastereyen einstellen, vndt 


ı Dieser Art. ist in M korrigiert in: „..... weibspersonen insgemein 
die breiten heubt vnd Maulschleyer, damit sie den Kelch v. mund bedecken 
v. irren, bei der Communion ete.*; er lautet in H: „..... Weibspersonen 
die breiten Haupt-Schleyer / womit sie den Kelch bedecken vnd jrren / bey 
der Communion ablegen / wie auch die Mund Schleyer / oder diese biss man 
etc.“ 

2 „Desswegen* fehlt in H. ® H fügt ein: „Fest:“. 
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ein jeder HaussVater sein gantzes Haussgesinde, zum Nüchtern 
Leben anhalten, damitt sie des folgenden Sonn: oder Festtages 
Gottes wortt mitt lust vndt Andacht hören, der Communion ge- 
brauchen, vndt ihr gebett vndt Dancksagung zu Gott verrichten 
mögen. 

23. 

Diejenigen, so vorhabens sein zu communiciren, sollen sich 
selbst mitt einer Christlichen fasten darzu bereiten, welche be- 
stehett auf der Nüchterkeitt vndt Mässigkeitt!, dadurch jeder- 
man zum Gebett vndt zur Dancksagung, vndt also zum gebrauch 
des heiligen Abendmals desto geschickter?. 

24. 

Es soll kein Prediger denen, so in seine Kirche nicht ge- 
hören, das Hochwürdige Sacrament, ohne erlaubnus des orts 
Superintendenten, reichen, denn es gibtt mancherley Vnrichtig- 
keitt in Städten vndt Dörffern. Es werden aber hiermitt nicht 
gemeinett, Reisende Personen, Krancke, oder die in der Nacht- 
barschafit, wegen Papistischer oder Caluinistischer Religion be- 
drängett, vndt den rechten gebrauch des Hochwürdigen Abend- 
malss bey ibnen nicht haben können, Doch das solche Persohnen 
ihres glaubens vndt lebens halber, guten bericht in der Beichte 
von sich geben. 

25. 

Der gebrauch das vber das Brodt vndt vber den Kelch des 
Heiligen Abendmals, bey der Consecration das Zeichen des Creützes 
gemacht wirdt, kan behalten, Aber die PfarKinder, wen es die 
gelegenheitt gibtt, sollen vnterrichtett werden, das die Ceremo- 
nia vnter die Mitteldinge gehöre, vndt nur als ein Eüserlich 
Zeichen des Segens, gebraucht werde, vndt vns erinnere des 
Chreützes Christi, das ist, seines vnschuldigen Leidens vndt 


Sterbens, sonsten aber keine sonderbare verborgene Crafit in 
sich habe. 


ı Zusatz in M: „Mässigkeitt vnd vbung des Christenthumbs“. 
* Zusatz in M und H: „erscheinen möge“. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 3, 26 
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26. 

Die Prediger sollen auch darin gute Vorsichtigkeitt ge- 
brauchen, das sie nach Anzahl der Communicanten, Panes auf- 
legen, vndt des Weines nicht weniger, noch mehr eingiessen, 
als zur Communion eines tags Vonnöthen. 

27. 

Es sollen die Zuhörer vermahnett werden, das sie den ge- 
brauch des Hochwürdigen Abendmals nicht aufischieben, biss sie 
Kranck vndt bettlagerig werden, zumal in gefehrlichen sterbens- 
Leufften, sondern bey guter gesundheitt sich zu Gott finden, zur 
beichte, Absolution vndt Communion schicken, vndt als Christen 
erzeigen!!. 

28. 

Die Prediger sollen die Leute in der Kirchen vermahnen, 
Wen Communicanten vorhanden sein, das sie bey der Con- 
munion vorbleiben, biss der segen gesprochen, vndt Gott anruften, 
das er ihm allezeitt eine Kirche vnter vns samblen vndt sein 
wortt vndt rechten gebrauch der Sacramenten, bey vns gnedig 
erhalten wolle. 


Caput XL. Von der Vesper an Sonn: vndt Festtagen. 
l. 
Von dieser Vesper ist albereitt gnugsamer bericht, in der 
KirchenAgenda vorhanden. Cap. 4. 
Ä 2 


Die Prediger sollen bey erklerung des dritten gebotts im 
Catechismo, vndt sonsten, die leute offt vnterrichten vndt ver- 
mahnen, vom rechten gebrauch vndt Heiligung des Sabbaths, 
vndt das sie der Sonn: Fest: vndt Feyertage nicht missbrauchen, 
zur Schwelgerey vndt andern lastern, so aus Müssigang folgen, 
sondern das sie auf dieselbe tage Gottes wortt hören, Lernen, mitt 
Kinder vndt gesinde zu hause repetiren, Gott dancken fur sein 


' Zusatz in M und H: „Dabey die Prediger vff erfordern dennoch Christ- 
liche diseretion gebrauchen sollen“. 
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heiliges wortt, vndt bitten, dass es viel frucht schaffe, vndt 
sollen also alle Arbeitt, vndt was am Gottesdienste hinderung 
bringett, vnterwegen lassen, aussgenommen den Fall der Noth, 
vndt der liebe des Nechsten. 


Caput XIL. Von den Fest: vnd Feyertagen. 
1. 
Was fur Fest: vndt Feyertage des Jahres zuhalten, solches 
ist aus dieser ordnung, in die KirchenAgenden transferiret, 
damitt die Prediger hieruon bereite wissenschaftt haben mögen. 


cap. 5. ’ 
2 


Bey feyerlicher begehung der gewönlichen Fest: vndt Feyer- 
tage, soll es mitt Lesen, Singen, Predigen vndt Communiciren, 
wie sonst an einem Sontage, gehalten, jedoch die Introitus vndt 
andere Cantiones de tempore mittgebrauchett, vndt die alte Deut- 
sche wolbekante Lobgesänge, vf die hohe haubtfeste gleichfals 
gesungen werden, vndt zwar auch von den Predigern, wen sie 
vf die Cantzel kommen, vndt die Predigtt anfahen wollen, mitt 
vndt nebst dem Volck. 

3. 

Die Fest: vndt Feyertage sollen in Städten vndt Dörffern, 
nach dem es iedes orts bisshero breuchlich gewesen, auch hin- 
furo celebriret, vndt des Sontags vorhero, von der Cantzel ver- 
kündigett werden, Auch dem Volck nach geschehener Predigtt, 
bey halben Feyertagen, ihrer Arbeitt zuwartten, erlaubett sein. 

4. 

Die Hohe Fest: vndt Feyertage sollen nicht weniger, als 
die Sontage, ohne Missbrauch, zur füllerey vndt andern lastern, 
hochfeyerlich gehalten werden, wie hiroben albereitt ernste er- 
innerung geschehen ist Cap. 11 art. 2. 

5. 

Es soll in den Städten, da gleich sonsten des Sontags keine 

sonderliche Mette vndt FrüePredigtt gehalten wirdt, am Hei- 
26 * 


404 Abhandlungen. 


ligen Christtage! früe vmb vier vhr geleutett, der Gottesdienst 
mitt singen vndt Predigen verrichtett, auch die Zuhörer des Son- 
tags vorher, von der Cantzell mitt fleiss sich darbey einzustellen 
erinnertt werden, denn es gantz nützlich ist, das solche Christ 
Mette zur gedechtnus der Heilwertigen Geburtt Christi, vndt zu 
erweckung Uhristlicher Andacht, sonderlich gehalten vndt gefey- 
rett werde?. 

Caput XII. Von dem Gottesdienst an Wergktagen. 

1. 

In den vornehmbsten Städten, Magdeburgk, Halle, vndt Hal- 
berstadt? mag alle tage Predigtt gehalten werden, mitt gewön- 
lichen Lectionen vndt gesängen, wie bisshero breüchlich gewesen. 

2. 

In den andern Städten, sollen in jeder wochen vfs wenigste 
zwo Predigten, ettwa vf Dienstag vndt Donnerstag, oder vf andere 
tage, nach iedes orts gebrauch geschehen, zu der zeitt vndt stunde, 
wen es dem Volck, nach iedes orts gelegenheitt am bequembsten, 
vndt soll die Predigtt sambt den gebeten vber Eine stunde, sich 
nicht erstrecken. 

3. 

Wie es vfn Dörffern mitt der WochenPredigtt vndt sons- 
ten zuhalten, solches ist aus der KirchenAgenda zuuernehmen 
C. 4. Ar. 2. 

4. 

Es sollen auch zu den WochenPredigten in städten vndt 
Dörftern feine Nützliche Materien dem Volck erklerett vndt vor- 
getragen werden, so vornemlich zum Nötigen vnterricht vndt 
trost der Menschen dienlich, Auch die Diaconi mitt rath ihrer 
mM korrigiert in: „gehalten wirdt an den heiligen Drey heubtfesten 
früe vmb etc.*“; ganz ähnlich in H. 

2 Der letzte Satz von: „denn es gantz nützlich etc.* bis zum Schluss 
ist in M durchgestrichen und fehlt in H. 


®In H ist gedruckt: „In den fürnembsten Städten des ErzStiffts 
Magdeburg etc.*. 
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Pastorn! solche zur hand nehmen. 
D. 

An denen orten, da der Catechismus des Sontags zu Mittage 
gehandeltt wirdt, kan in der wochenPredigtt die SontagsEpistel, 
oder ein ander Vornehmer spruch erklerett, vndt das Volck dar- 
aus zum glauben, Christlichen wandel vndt guten wercken ver- 
mahnett werden. 

6. | 

Es sollen die Lehrer vndt Prediger bey diesen Letzten betrüb- 
ten vndt gefehrlichen zeiten, ihre Gemeine vndt Pfar Kinder 
stets zur wahren Christlichen Busse, vndt embsigen hertzlichem 
gebett, fleissig vndt Ernstlich vermahnen, vndt in allen Predigten 
anhalten ?. 

T. 

Ingleichen soll teglich, Morgens, Mittags vndt Abends, Vmb 
erhaltung des reinen Seligmachenden Wortts Gottes, vndt gemei- 
nen friedens, an die bettglocke geschlagen, oder dieselbe geleütett 
werden, so man pro Pace nennett. 

8. 

Ja es erfordern die ietzige schwere Zeiten, das ein ieder 
haussVater vndt Mutter, sambt ihren Kindern vndt gesinde, so 
ofit sie des tages die glocke oder Vhr schlagen hören, allezeitt, 
sie sein zu Hauss oder im Felde, das Erhaltt Vns Herr?’ etc. 
vndt Verleihe vns Frieden gnediglich etc. nebst dem Vater 
Vnser etc. Mitt Andacht vndt Von Hertzen bey sich sprechen 
vndt bethen. 

9. 

Wie sie dan auch eben dieses thun sollen, wan pro Pace an- 
geschlagen oder geleütett wirdt, damitt es nicht gleichsam nur fur 
eine blosse gewonheitt geachtett vndt gehalten, vndt des gebetts 


ı Zusatz in M und H: „Pastorn vnd die vff den Dörffern mit rath (H: 
gutachten) ihrer Superintendenten etc.“ 

: Zusatz in H: „Insonderheit auch von dem Gotteslästerlichen Fluchen 
vnd leichtfertigen Schweren abmahnen‘“. 

® Zusatz in H: „bey deinem Wort“, 
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[: wie freylich vom grössern hauffen geschicht, vndt zu beklagen ist] 
gentzlich vergessen werde, vndt können vber die bey Vorigem 
Aphorismo angezogene Gesänglein 

Herr Jesu Christ war Mensch vndt Gott etc. 

Wir dancken dir Herr Jesu Christ etc.! 

Ach bleib bey Vns Herr Jesu Christ etc. 
vndt dergleichen auch gebrauchtt werden, Welches dann die Pre- 
diger ofit pro Concione erinnern sollen. 

10. 

Wen sonderbahre Landstraffen Vorhanden, als Kriegsgefahr, 
Pestilentz, thewrung etc. sollen sonderbahre Beth- vndt busstage ? 
angestellett, bequeme text erklerett, das Volck zur busse vndt 
bekehrung ermahnett, auch die gebethe dahin gerichtett werden, 
das der gerechte Zorn GOttes, durch demutiges erkendnus der 
Sünden, durch wahren glauben an Christum, vndt durch Eyffrige 
besserung des lebens gestillett vndt abgewendett werde. 

11. 

Dieses aber ist hochnötig, das die Prediger das Volck ofit- 
mals Vnterrichten, es könne das gebett nicht fruchtbar sein, es 
geschehe denn von bussfertigen, die aus erkendnus ihrer sünden, 
Von denselben abstehen, ihr leben bessern, vndt GOttes Nah- 
men aus rechteın Vortrawen von wegen, vndt im Nahmen vnsers 
Lieben Hern Jesu Christi anruffen, denn ja gewiss, das keiner 
kein rechter bether sein könne, Er sey denn zuuor ein Christlicher 
Büsser. 

12. 

Es ist theilss orten breüchlich, wen starcke Gewitter Vorhan- 
den, die glocken zuleuten, Welcher gebrauch an denen orten, do 
er hberbracht, bleiben mag, vndt sollen die Prediger ihre Zuhö- 
rer, wen es die gelegenheitt gibtt, erinnern, das solches Leuten 
nicht dahin angesehen, als wen in dem schall der Glocken eine? 
Krafit were, das wetter zuuortreiben, besondern es sey eine Vermah- 


! Dieses Lied fehlt in H. * Zusatz in H: „vom Consistorio®. 
® Zusatz in M und H: „vbernatürliche‘“. 
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nung zum Gebeth, dazu ieder HaussVater zu solcher Zeitt, Kinder 
vndt gesinde mitt fleiss anhalten solle, wie den auch, in feür vndt 
wassersnöthen, zu erweckung des Gebetis, die glocken können ge- 
leütett werden. 


Caput XIII. Von Vbung vndt Examine des 
| Catechismi. 
1. 

Die Pfarherr sollen ihnen die Predigtt des Catechismi, vor 
allen andern, mitt grossem fleiss angelegen sein lassen, vndt dar- 
auff sehen, das die gemeine, sonderlich das Junge Volck, densel- 
ben desto besser verstehen, vndt was dauon gepredigett, fassen 
möge, Denn solche Predigten seindt die Nothwendigsten, weil die 
Summa vndt Inhaltt der gantzen Heiligen schrifft im Catechismo 
begriffen. 

2. 

Es soll in den Kirchen vndt Schulen kein ander Catechismus 
gepredigett vndt gelehrett werden, denn wie derselbe von D. Lu- 
tlıero Seel. Verfasset. 

3. 

Mitt desselbigen ablesung, erklerung vndt Examinirung, wirdt 
es in Städten vndt Dörffern, nicht auf einerley arth vndt Weise 
gehalten, wen nun solches nur gereichett zum Heubtzweck, vnd 
Nottürfitiger Vnterweisung des jungen vndt einfältigen Volcks, So 
bleibett es, wie jedes orts diessfals breüchlich, doch das durchs 
gantze Jahr der Catechismus gehandeltt vndt examiniret werde, 
Wo aber mangel gespürett wirdt, sollen die Visitatores nach be- 
tindung, mitt Vorwissen vndt rath des Consistorij) bessere Anord- 
nung machen. 

4, 

Insgemein hieuon zureden, vndt ieder Stadt vndt Dorfts 
bequemen absonderlichen brauch nichts benommen, sollen die 
Prediger, sonderlich!’ in Dörffern, alle Sontag nach Mittage, 


° H druckt: „bevorauss* statt „sonderlich“. 
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oder an einem tage in der Wochen, den Catechismum deutlich 
vndt vorstendlich, sambt den Morgen- vndt AbendtSegen, auch 
gebethen, vor vndt nach dem Essen, alle Zeitt! in der Kirchen 
Vor: vndt ablesen, vndt zum fleissigen zuhören, das Volck ermah- 
nen, damitt der Catechismus, sambt den gebethen, Jederman wol 
bekandt werde. 

D. 

Es sollen auch die Prediger sich dahin befleissigen, den 
Catechismum vf eine form vndt weise zu tractiren vndt zu er- 
kleren, denn das Junge vngeschickte Volk, besonders vf Dörftern 
leicht jrre gemacht wirdt, wen man vngleicher weise dauon 
handeltt. 

6. 

Sollen die Lehre dauon vfs allereinfältigst vndt verstendigste, 
ohne weite Vmbschweiffung anstellen, beim Examiniren wieder 
also fordern, dem jungen Volck freundlich, väterlich vndt mitt 
aller sanfitmuth zu sprechen, auch? keine andere fragen nehmen, 
als in Lutheri Catechismo begriffen, vndt zwar eben mitt solchen 
worten®, auch keine frembde beyfragen * darein bringen, denn das 
junge Volck wenig behalten kan, wen weittleufttigkeitt gebrauchtt 
wirdt. 

1. 

Die Eltern, Hern vndt Frawen, sollen von der Cantzell ver- 
mahnett werden, das sie ihre Kinder, Knechte vndt Megde fleissig 
zu solchen Predigten vndt Auslegungen des Catechismi schicken, 
vndt hernacher dieselben zu hauss befragen, was sie jedesnial 
gelernett vndt behalten. Sollen auch zum guten Exempel, selb- 
sten sich dabey einstellen, zuuernehmen, wie ihre Kinder vndt 
gesinde bestehen vndt antwortten können. 


! „alle Zeit“ fehlt in H. 

® Zusatz in M und H: „ehe vnd bevor die jugent wol vnterrichtet“. 

° Zusatz in M und H: „vnd deren notturfftige erklerung“. 

* Zusatz in M und H: „als die zu erleutterung vnd rechtem Verstand 
deroselben dienlich“. 
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8. 

Vndt soll der gantze Actus mitt Singen, Ausslegung des Ca- 
techismi vndt Examinirung der Jugendt, soviel möglich'!, in einer 
stunde vfn Dörffern verrichtett, Auch die gesänge vor: vndt nach 
der Predigtt gebrauchtt werden, so sich auf das stück des Cate- 
chismi schicken, welches damals erklerett, wie in der Agenda 
Cap. 7 Artic. 2 et 5 zubefinden. 

9. 

Bey Examinirung vndt Verhörung des Jungen Volcks sol- 
len die Prediger bescheidenheitt gebrauchen, mitt ziemblicher ant- 
wortt zufrieden sein, diejenigen Loben, so gute Antwortt zugeben 
wissen, vnd die andern dadurch Locken, zue gleichem fleiss, auch 
zur besserung vermahnen, Mitt erzehlung der frucht vndt Nutzes, 
so aus solchem lernen folge?. 

10. 

Inmassen dan auch die Prediger solches Examen selbst hal- 
ten, vndt nicht den Cüstern auftragen sollen, Es were dan sache, 
das sie filialn mitt zuuersehen, vf welchen fall sie dannoch einen 
Sontag vmb den andern, in der PfarKirchen vndt in filialn, 
die Predigtt vndt des Catechismi Examen selbst verrichten sollen. 

11. 

Wenn es aber des Volcks, in den Dörffern ziemlich viel, 
also das dem Pfarherrn, das Examen allein vorzunehmen nicht 
wol müglich were, sollen die Schulmeister oder Cüster solches 
verrichten helffen, mitt gleichmessiger bescheidenheitt, wie hier- 
oben dauon gemeldett. 

12. 

Vndt sollen nicht nur die SchulKnaben, Knechte vndt 
Megde, sondern auch die Lehrjungen in Städten vndt die Pfer- 
dejungen vfn Dörffern, zur Catechismi Lehr vndt der Exami- 
nirung sich einstellen, vndt die Obrigkeitt ernsten fleisses hier- 
uber halten. | 


‘ „soviel möglich“ ist in M durchgestrichen. 
“In M korrigiert in: „solchem fleiss erfolge“; ebenso liest H. 
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13. 

So soll auch hinfuro darin gleichheitt gehalten werden, das 
Sechs Stücke des Catechismi gesetztt, vndt die Lehre von der 
Beichte vndt absolution auch als ein Haubtstück erklerett 
werde. 

14. 

Vndt sollen die Prediger die leute vermahnen, das ein iedes 
in seinem gewönlichen Ortt in der Kirchen stehen bleibe, damitt 
es nicht hören könne, was der Pfarherr mitt einem oder dem 
Andern rede, vndt was er fur Antwortt bekomme!. 

15. 

Die Custodes, oder wer sonst hiezu fuglich zugebrauchen, 
können auch wol die Kinder vndt gesinde, nach einander in den 
Chor erfordern, vndt die Prediger das Examen mitt ihnen vor- 
nehmen, welche, da die Gemeine gross, sich also ausstheilen 
sollen, im Chor an vnterschiedene örter, das Keiner den Andern 
hören, vndt sie einander im Examine nicht verhinderlich sein 
mögen. 


Caput XV. Von der Litaney, Collecten vnd 
Gebethen. 
1. 

Von der Litaney, vndt wie es mitt derselben zuhalten, ist 

in der KirchenAgenda gnugsam disponiret. Cap. 7. Ar. 4. 
2. 

Die Collecten vndt Gebethe, so auf die Sontag, Fest: vndt 
feyertag, desgleichen auf begräbnüssen vndt sonsten zur Ves- 
per vndt Metten, auch fur allerley Noth pflegen gebraucht zu- 
werden, seindt allesambt zu befinden in der KirchenAgenda 
diet. Cap. 


ı Art. 14 ist in M durchgestrichen; der Schlusssatz lautet in H: „stehen 
bleibe / oder sich verhalte / wie es sonst der Kirchen gelegenheit vnd gute 
Ordnung mit sich bringet“. 
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Caput XVI. Von Ehesachen vnd Ehelicher 
Trawung. 
T; 

Der Ehestandt, welcher ist GOttes Ordnungk, soll ehrlich 
gehalten, vndt von beyden theilen, mitt dem Gebett, in wahrer 
GOttesfurcht, Christlich vndt wolbedechtlich angefangen werden. 

2. 

Derowegen sollen beydes Söhne vndt Töchtere ohne Vorwissen 
vndt bewilligung ihrer Eltern, in keine eheliche Versprechung 
sich einlassen, vndt do es geschehe, solche vom Consistorio vor 
vnkrefitig erkandt werden. 

3. 

Es sollen aber Eltern, wen ihren Söhnen oder Töchtern ehe- 
liche Heyratlı vorstehen, vndt sie zu ihren volstendigen Jahren 
gekommen, ohne erhebliche Vrsachen ihren consens nicht verwei- 
gern, gleichwol auch dieselben zur Verehelichung wieder ihren 
willen nicht zwingen. 

4. 

Vf wiedrigen fall, vndt do streitt vorfiele, sollen die Prediger, 
so von den Kindern hierunter zuersuchen, die Eltern ihrer schul- 
digkeitt erinnern, vndt do es nicht frucht schaffett, vom Consi- 
storio gebürendte weisung vndt Verordnung geschehen. 

d. 

Wie den auch diejenigen, so keine Eltern haben, vndt be- 
uormundett sein, ohne der Vormunder wissen vndt willen sich 
nicht verloben sollen, gleichwol auch nicht wieder ihren willen 
darzu zwingen, vndt vfn wiedrigen fall dormitt gehalten werden, 
wie albereitt von Eltern disponiret!. 

6. 
Es sollen die Personen, so zu der Kinder heimlichen Ver- 


! Art. 5 ist in M (in Uebereinstimmung mit H) korrigiert in: „bevor- 
mundett sein, ihren Vormunden gebührende ehr erweisen, vnd deren wie 
auch ander befreundten rath gebrauchen sollen, iedoch das sich dieselben 
keines Zwangs oder vngebührlichen gewalts vnterfangen*. 
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lobung geholffen vndt sich brauchen lassen, von der Obrigkeitt 
ernstlich vndt vnnachLesslich gestrafft werden. 
T. 

Ingleichen sollen auch alle andere heimliche Verlobung ver- 
botten sein, vndt die Personen, so ehelichen wollen, ob sie 
gleich weder Eltern noch Vormunder haben, in zweyer oder 
dreyer ehrlichen Personen beysein, solches vornehmen. 

8. 

Diejenigen, so einander im dritten gliedt vngleicher lineen 
endweder mit bluttfreundschafft oder mitt Schwägerschafft ver- 
wandt, vndt also vielmehr die, so noch nähere freünde, sollen 
einander nicht ehelichen. 

9. 

So sollen auch die, so im dritten gliedt, gleicher lineen 
einander mitt bluttfreundschafit oder Schwägerschafft verwandt, 
solches in das Consistorium berichten, gleichwol ihnen ohne dis- 
pensation, einander zu ehelichen verstattett werden!. 

10. 

Die Personen, so sich ehelich mitt einander versprochen, sol- 
len die Volnziehungk mitt der Christlichen Copulation vndt 
trawungk, nicht eins, noch weniger mehr Jahr aufschieben, Auch 
aufn wiedrigen fall die Superintendenten oder endlich das 
Consistorium, gebürende weisung vndt Verordnung hierunter 
machen. 

11. 

Die Wittfrawen, als denen wieder zu Ehelichen vwnuer- 
bothen, sollen vor Aussgang des trawerJahres sich nicht wie- 
derumb verheyrathen, die Wittber aber, so kleine Kinder, mögen 
nach ablauff eines halben Jahres zur andern Ehe schreiten. 

12. 
Wie es mitt denen Eheleuten zuhalten, so durch Vnzucht 


ı Der ganze Art. 9 ist in M durchgestrichen; der Schluss lautet in H: 
„berichten / vnd nach befindung der angezeigten Verwandnüssen richtig- 
keit / jhnen die Ehe verstattet werden“. 
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oder bössliche Verlassung die Ehe brechen, vndt an einander 

trewlöss werden, Solches, wie auch viel andere fülle mehr in 

Ehesachen können in gewisse reguln nicht verfassett werden, be- 

sondern! das Consistorium soll hierunter die Vmbstände fleissig 

erwegen, vndt allezeitt dahin sehen, das ärgernuss vndt grösser 

Vnglück verhütett, vndt die gewissen nicht verletzett werden. 
13. 

Mitt was Ceremonien Brautt vndt breütigamb sollen copuliret 
vndt getrawett, auch vorhero dreymal aufgeboten werden. Dauon 
ist die KirchenAgenda zulesen Cap. 8. 

14. 

Die Prediger sollen vor dem ofiendlichen Auffbott Brautt 
vndt Breutigambs, wie dann dieses bey ihnen muss gesucht wer- 
den, sich fleissig erkundigen, Ob die Verlobung mitt der Eltern 
vndt Vormundere wissen vndt willen geschehen, Ob sich Keiner 
vnter ihnen zuuorn mitt Jemandt anders verlobtt, Ob sie ein- 
ander mitt bluttfreundschafitt oder Schwägerschafft verwandt, 
vndt wie Nahe, Ob sie beyderseits, sich auch zum Heiligen 
Abendmal gehalten, vndt wen es junge Leute, Ob sie ihren 
Catechismum gelernett. 

15. 

Wan beyde verlobte Personen nicht an einem ortt wohnen, 
so sich wollen aufbieten lassen, soll die Ausswertige Person ein 
Zeügnus von ihrem Seelsorger bringen, Also dan das oftentliche 
Auffbott erfolgen’, vndt wen kein hindernüss befunden, die Ehe- 
liche trawung geschehen. 

16. 

Es soll kein Prediger in Städten vndt Dörffern, trembde 
Leute, so nicht in seine, sondern in eines andern Pfarherrn 
Kirchspiel gehören, ohne desselben wissen vndt willen, viel 


stonum‘“. 
?® Zusatz inH: „erfolgen, welches auch an jenem Ort nicht vndienlich were“. 
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17. 

So soll auch vf Dörffern der vnnützliche gebrauch, die Auss- 
gabe genandt, oder dergleichen, mitt allem, was darbey pflegett 
vorzugehen, gentzlich abgeschaftett vndt bey ernster Straf, den 
Gästen, es sein freunde oder frembde vorm Kirchgang, kein 
Essen noch trincken vfgetragen, sondern nüchtern vndt züchtig 
vorhero zur Kirchen gegangen werden. 

18. 

Die Vergleichung vber die Eheberedung, soll zeittlich ge- 
schehen, nicht biss vf den Hochızeitttag verschoben, noch wie 
bissweilen vfn Dörffern vbel herbracht, allerErst vorgenommen 
werden, wen brautt vndt Breutigamb zur Kirchen gehen wollen. 

19. 

An welchen orten der gebrauch ist, das Brautt vndt Breu- 
tigamb des anderen tages, wiederumb in die Kirchen gehen, da 
sollen gleicher gestaltt vnter der HochzeittPredigtt oder Kirch- 
gang, die Gäste nicht zur Saufferey, früesuppen oder Brandewein, 
bey ernster Straff, sich finden, dann sie nicht darumb eingeladen !, 
sondern den Kirchgang zieren zu heltfen, vndt GOtt vmb seinen 
Segen fur die junge Eheleute zubitten. 

a. 

Es sollen auch die Newen Eheleüte alle rberflüssige vndt 
vnnützliche Vnkosten, so vf Hochzeiten getrieben werden, bey 
ernster bestraffung der Obrigkeitt, gentzlich einstellen, auch von 
den Predigern ernstlich vermahnett werden, das sie den Heiligen 
Ehestandt in Mässigkeitt, in Gottesfurcht, vndt in Christlicher 
Zucht, zue ihrer zeittlichen vndt Ewigen Wolfartt anfahen. 

21. Ä 

Die Hochzeiten sollen auft keinen Sonn: oder andern feyer- 
tag, sondern auf einen tag in der wochen, oder do es aus son- 
derbarer Vrsach, vfn Sonn: oder festtag verstattet würde, doch 
nach der MittagsPredigtt allererst angefangen werden. 


! „eingeladen‘“ ist in M durchgestrichen und an den Schluss des Ar- 
tikels gesetzt: „zu bitten eingeladen seyn“ (ebenso in H). 
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22: 

Ingleichen sollen sie nicht im Advent, oder in der fasten- 
zeitt, sondern die andere Zeiten im Jahre, wie sonst breüchlich 
gewesen, angestellett, vndt aus deme, Ob bissweilen vom Con- 
sistorio, aus Erheblichen Vrsachen mitt ettlichen Personen hier- 
unter dispensiret, kein gemeiner brauch gemacht werden. 

23. 

Es soll die Zusammengebung oder Einsegnung der Newen 
Eheleüte in der Kirchen, vor der Christlichen gemeine geschehen, 
vndt nicht in Priuatheüsern oder höfen, ausser Noth, oder aus 
andern gnugsamen Vrsachen, welche der Superintendens woler- 
wegen, vndt nach befindung verstatten soll. 

24. 

Die Prediger in Städten vndt Dörffern, sollen sich an kei- 
nen Ehesachen vergreiffen, noch sich vnterfangen, dieselben zu- 
richten, oder die Ehe zuscheiden, Sondern an den Superintenden- 
ten verweisen!, so die sachen, nach befindung, in der güte bey- 
legen, oder an das Consistorium remittiren wirdt. 

25. | 

Wie den auch die weltliche Obrigkeitt, Alss vom Adel, Ambt- 
leute, Schösser vndt Andere?, gleichsfals keiner Ehesachen Ver- 
hör vndt Vorabschiedung sich vnternehmen, Sondern dieselben 
an gehörigen orth verweisen sollen. 

26. 

Die HochzeittPredigten mögen gehalten werden, an denen 
ortten vndt tagen, da sie gebreüchlich, wo sie aber nicht im 
brauch bisshero gewesen, sollen sie, ohne sonderbahre Vergünsti- 
gung nicht angestellett, noch die gewönliche Predigten dadurch 
verseümett werden. 

27. 
Die Prediger sollen zum offtern das Volck vnterrichten, von 
t Schreibfehler in Z: „ Vorwissen® statt „Verweisen“. 


* Zusatz in H: „andern / so wol vflm Lande als in Städten / was für 
Empter sie bedienen / gleichfalls ete.“. 
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dem heiligen Ehestandt, das derselbe von Gott selbst geordnett 
vndt eingesetztt, wie Christen denselben in Gottes Nahmen An- 
fahen, darinnen nach Gottes befehlich Leben, auch gar wol 
bedencken sollen, das ein frommer Ehegatte sey Gottes gabe. 
Darumb ein jeder tleissig beten vndt bitten solle, das Gott ihn, 
der Ehe halber gnediglich, versorgen, vndt ihme einen Gottes- 
fürchtigen trewen Ehegatten bescheren wolle. 
28. 

Was nun das Leichte Volck anlangett, so vor der Hochzeitt 
in Vnehren zusammen lauffett, Sünde, Schande, vndt ärgernüss 
anrichtett, das soll ohne Hochzeittliche Ziere, ohne seitenspiel, 
vndt ohne Jungfrawen, mitt verdecktem haubt seinen Kirchgang 
halten, Allen ehelichen züchtigen Personen zu sonderlichem Ab- 
schew vndt sichtiglicher warnung. 

29. 

Ja sie sollen auch vor der Trawung beym Consistorio ange- 
meldett, vndt daselbsten der Kirchenbuss halber, bescheidt erwar- 
tett werden, wie hierunten weiter dauon zu lesen. 


Caput XVII. Von Besuchung, Tröstung, vndt 
Communion der Krancken. 
1. 

Wie man die Krancken Leute aus Gottes wortt vnterrichten 
vndt trösten, auch beichte hören, Absolviren vndt Communiciren 
solle, Solches ist in der KirchenAgenda mitt mehrerem vorge- 
schrieben Cap. 11. Art. 1. 

2. 

Die Prediger sollen die Krancken beydes reiche vndt arme, 
ob sie gleich nicht gefordertt, offtmal besuchen, sie trösten, vndt 
ihnen das Hochwürdige Abendmal reichen, Auch solches nicht 
aus Nachlessigkeitt, oder auss wiederwillen, gegen Jemanden, an- 
stehen Lassen. 

3. 
Wan die Prediger bey den Krancken grosse Armuth, vndt 
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andere Mängel spüren, an nothwendigen Dingen, sollen sie es den 
Vorstehern des KirchenKastens anzeigen, damitt solchen, offt 
HausArmen leuten, möge handreichung gethan werden. 

4. 

Sollen auch andere vermögene Leute ansprechen, vndt Christ- 
lich vermahnen, das sie solchen hülfflosen Armen vndt Krancken 
mitt geldt, speise, Labung, Leinen, geräthe, vndt dergleichen 
behülfflich sein. 

D. 

Insonderheitt sollen Prediger mitt fleiss sich erkundigen, bey 
denen, so vmb die Krancken sein, Ob sie auch innerliche be- 
schwerung vndt Anfechtung! die Vnterweisung vndt tröstung 
darnach anstellen, vndt fleiss anwenden, den Patienten ihre An- 
liegende beschwerung aussm Sinn zubringen. 

6. 

Mitt dem Beichten der Krancken, soll es gehalten werden, 
wie sonst mitt gesunden, doch das des Krancken Zustandt vndt 
die Zeitt hierunter in acht genommen werde. 

7. 

Nach angehörter vndt gethaner beicht, sollen Prediger die 
Krancken vermahnen, vndt zusagen lassen, dass sie menniglichen, 
so ihnen mitt worten oder Wercken zunahe gewesen, gern ver- 
geben wollen, gleich als sie wolten, das ihnen von Gott wieder- 
fahren solle. 

8. 

Wan nun der Tisch zur Communion mitt einem feinen rei- 
nen tuch, vndt mitt dem Brodt vndt Wein zur Communion zu- 
bereittett, soll es ferner damitt gehalten werden, wie in der 
KirchenAgenda verzeichnett Cap. 11. 

9. 

Es sollen auch die Prediger, wen sie mitt einem Krancken 

ettwas sonderliches zureden, so dessen Seel vndt Seligkeitt be- 


! Zusatz in H: „Anfechtung enıpfinden‘“. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 3. 27 
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trifft, solches bey zeiten thun, auch vnberuffen zum Krancken 

kommen, vndt mitt Christlicher sanfftmuth vndt bescheidenheitt, 

nothwendige erinnerung, trost vndt Vermahnungk gebrauchen. 
10. 

So oftt es die gelegenheitt gibtt, sollen sie im Predigen ihre 
Zuhörer vermahnen, das sie in Kranckheitten ihre Seelsorger 
zeittlich, vndt da sie noch vorstendig reden können, zu sich er- 
fordern lassen, vndt es nicht verschieben, biss sie sich fast nichts 
mehr besinnen. 

11. 

Die Krancken in den Hospitalien sollen auch offtmals ohne 
beruffung, von den Predigern besuchett, getröstett, vndt zur 
Christlichen gedultt vndt Hoffnungk vermahnett, auch ihnen das 
Heilige Abendmal gereichett werden. 

12. 

Vndt sollen die Prediger fleissig nachforschen, wie die Arnıe 
leute in Hospitalien mitt speisen, trauck, Balbierern vndt an- 
“ derer warttung versorgett werden. Wen mangel gespürett, dem 
SpittalMeister es anzeigen, vndt do nicht gebührende Anordnung 
erfolgett, der Obrigkeitt anmelden, damitt die Armen in ihren 
Kranckheitten vndt Nöthen nicht verlassen werden. 


Caput XVIll. Von Handlung mitt Schwermüti- 
gen, auch! Besessen vnd Gefangenen. 

Wie es mitt schwermütigen leuten, auch mitt besessen, vndt 
denen so gefangen vndt zum todte vervrtheilett, zuhalten, wie 
dieselben allerseits zubesuchen, anzusprechen, zutrösten, vndt 
mitt ihnen vmbzugehen. Solches findett man in der Kirchen- 
Agenda Cap. 11. 


Caput XIX. Von Begräbnüssen. 
1. 
Wie der Verstorbenen Leichnamb, in Städten vndt Dörffern, 
! „auch“ fehlt in H. 
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Ehrlich sollen zur Erden bestattet werden, damitt wir hiedurch 
auch die Aufferstehung der Todten bekennen, so der Christen 
höchster, Endlicher vndt gewisser trost, Solches ist in der Kir- 
chenAgenda mitt mehrem zubefinden C. 12. 

2, 

Den leichen soll nur an denen orthen, da sie gestorben vndt 
begraben werden, geleutett werden!, Doch mögen die vom Adel 
auch vf andern jhren Sietzen vndt Dörffern, als da sie gewohnett, 
vndt ihr begräbnus vberkommen, Leuten lassen. 

3. 

Die Prediger sollen mitt allem fleiss ihre Zuhörer vermah- 
nen, das sie gerne auch vnerfordertt, mitt zur Leiche gehen, 
Auff das sie sich, ihrer Sterbligkeitt erinnern, den trost wieder 
den todt fassen, vndt an den Verstorbenen Barmhertzigkeitt be- 
weisen. 

4. 

Es sollen freunde vndt Nachtbarn die Leichen zum grabe 
begleitten helffen: Wen es aber Pestzeitt ist, so stehett solches 
zu eines ieden gefallen. 

5. 

Die Kirchhöfe sollen mitt Mauren, blangken, Zeünen vndt 
verschlossenen thüren, sonderlich vfn Dörffern vermachett, vorm 
Viehe mitt fleiss verwahrett, auch sauber vndt rein gehalten, vndt 
der todten gebeine vom Todtengräber oder Cüster wol in acht 
genommen werden. 

6. 

Es soll iedes orts Obrigkeitt Verordnung thun, das so wol 
die Armen leute, als die reichen, vndt zwar diese, ohne Pracht, 
vndt nach standes gelegenheitt, ehrlich zur Erden bestattett wer- 
den, Denn es sonsten wieder den glauben vndt wieder die Christ- 
liche liebe sein würde, die glieder des Leibes Christi, so verächt- 
lich zuhalten. 


' H: „soll man nur an denen ÖOrthen leuten etc.“ 
27* 
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7: 

Die Prediger mögen zwar, wen es bey ihnen gesucht wird, 
LeichPredigten thun, Allein sollen solche keinesweges zum Pracht, 
noch weniger zum vbermässigen Lob vnd ruhm der Verstorbenen, 
angestellett werden, Dann was man andern zur guten Nachfolge 
predigett vndt vorsagett, das muss sich auch im grunde der 
Warheitt also verhalten. 

8. 

So sollen auch Prediger, die vngetauffte Kinder, oder die so 
in Mutterleibe gelebtt, aber todt auf die Weltt kommen, gleich 
wie andere, mitt Christlichen Ceremonien zum begräbnus bringen 
vndt zur Erden bestatten. 

9. 

Die Obrigkeitt soll in städten vndt Dörffern, die Christliche 
Verordnung machen, das die jenigen, so mitt der Pestilentz 
von GÖOtt heimgesucht, ihre Nottürfftige hülff vndt handreichung 
haben, vndt wen sie verstorben, als glieder Christi, auch Ehrlich 
zur Erden bestattett werden, Deswegen dann die Obrigkeitt iedes 
orts, neben dem Pfarherr, sonderlich auch aufn Dörffern, in 
sterbens leüfften, anordnung machen solle, das in iedem Dorffe, 
oder doch in ettlichen, mitt gesambten Vnkosten, ein todten- 
gräber gehalten, oder sonst also angestellet werde, damitt nicht 
ettwa der Man sein weıb, oder das weib den Man, vndt die 
Eltern ihre Kinder selbsten begraben, oder die Verstorbenen 
vnbegraben Liegen müssen!. 

10. 

Es sollen die Gräber, fur Alte vnd erwachsene Leute, aufs 
wenigste Mannes tieff, vndt fur die Kinder also gegraben werden, 
damitt sie nicht, das Viehe wieder aufgrabe?, an denen Örten, 
da die Kirchhöfe nicht zum besten verwahrett. 

11. 
Die vnnützlichen Vnkosten, mitt Aussgebung der vielen? 


ı Corrigiert in M: „liegen lassen müssen“; H: „müssen ligen bleiben“. 
? H: „aussgrabe“. ° „Vielen“ ist in M durchgestrichen. 
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trauerbinden! vndt anderen sachen, so bey den begräbnüssen 
theils orter breüchlich gewesen, ingleichen die Gastereyen sollen 
gentzlich abgeschafft, vndt ernstlich vber solchem Verbott gehal- 
ten werden. 

12. 

Es soll auch Niemanden das Christliche begräbnuss, wegen 
plötzlichen todtenfals, oder anderer Vrsachen halber, vom Pre- 
diger, aus eigenem guttdüncken versagett werden, vndt wenn 
einiger Zweiftel bey dergleichen todtesfall vorfiele, soll es der 
Pfarherr dem Superintendenten, mitt allen Vmbständen berichten, 
vndt do dieser Verordnung zumachen bedencken?, ferner an das 
Consistorium es aussführlich gelangen lassen , vndt dessen Ver- 
ordnung nachgelebett werden. 

13. 

Ingleichen sollen die Prediger, wahnsinnigen leuten, vnd 
Natürlichen Narren, wen sie versterben, das Christliche begräb- 
nus nicht verweigern, sondern mitt gewönlichen Ceremonien 
dieselben zur Erden bestatten lassen. 

14. 

Aber die jenige Leute, so nicht allein in ihrem Leben, son- 
dern auch im Sterben, Gottes wortt vndt die Heiligen Sacrament 
verachtett, ihre sünde nicht erkennen, noch den wahren leib, 
vndt das wahre blutt Christi Jesu empfangen wollen, sollen 
mitt keinen Christlichen Ceremonien begraben werden, Dann 
man solche vor keine gliedmassen der Christlichen Kirchen hal- 
ten kan. 

15. 

Mitt derer begräbnüssen, so sich selbsten aus Vnglauben 
vndt Verzweiffelung, oder aus Vnwissenheit, Verrückung des 
Heubts, beraubung ihrer Vernunft, vndt aus grosser Schwachbheitt 
das Leben nehmen, soll es gehalten werden, wie alhie im Lande 
breüchlich, doch nach Censura der Superintendenten. 


ı Zusatz in M: „maulschleyer*; H: „Mundschleyern“. 
* Zusatz in M: „bedencken hette“, 
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Caput XX. Von den Superintendentenvndihrem 
beruft. 
1. 

Es sollen in dem Primat vndt Ertzstifft Magdeburgk vier! 
Superintendenten sein, einer Generalis, die andern drey * Spe- 
ciales. Im Stiefit HalberStadt aber nur einer, welcher wegen der 
Einigkeitt pro Priore den Magdeburgensem halten soll, vndt 
sollen diese allesambt der gantzen Clerisey mitt dem Magistratu 
iedes orts in guter Correspondentz vndt Vertrawlichkeitt leben, 
in betrachtung das sie eines Gottes diener sein, vndt dahero 
einander lieben vndt beyspringen in allen Christlichen sachen ®. 

‘2. 

Der Generalis Superintendens, soll bey der DomKirchen zu 
Magdeburg sein, vndt die inspection haben, vber die Kirchen 
vndt Schuldiener zu Magdeburgk, vndt in dem gantzen holtz 
Creiss* auch das Directorium vndt die OberInspection führen, 
vber die drey® andere Superintendenten, vndt Insonderheitt vber 
das Gymnasium €”. 

3. 

Soll auch sein Praeses Consistorij, Ingleichen examiniren, 

ordiniren, vndt investiren in seinem Creiss®. 


i In M korrigiert in „Sieben“. ? In M korrigiert in „sechs“. 

® Der ganze Artikel lautet in veränderter Gestalt in Halso: „Es sollen 
die im Primat vnd ErzStifft Magdeburg sämptliche so wol der General- als 
die SpecialSuperintendenten / wie dieselbe Krafft jhrer Vocation vnd Con- 
firmation bestellet / sampt der gantzen Clerisey / mit dem Magistrat jedes 
Orts etc.“ 

* In M ist der Satz von „soll bey der Domkirchen ........ bis 
holtzCreiss* korrigiert in: „soll bey der Stadt Hall bleiben“. 

® In M ist „Drey“ unterstrichen. 

°InM ist „das Gymnasium“ korrigiert in „die Landschulen“, 

’ Der ganze Art. lautet in H: „Der Generalis Superintendens, dessen 
Vocation der hohen Obrigkeit zustehet / soll das Directorium vnd die Ober 
Inspection führen / vber die andern Superintendenten‘“. 

® Art. 3 lautet in H: „Soll auch Examiniren vnd Ordiniren im gantzen 
Lande / Investiren aber die Pastores allein in seinem Creiss / da er zugleich 
Specialis ist. 
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4. az 

Die drey Special Superintendenten sollen sein, zu Halle, 
Jüterbock vndt Burgk, Also das jene beyde die Kirchen vndt 
Schuldiener respective des Saal- vndt Jüterbockischen Kreises, 
vndt der zu Burgk die Kirchen: vndt Schuldiener im Jerichow- 
ischen Creiss in ihrem befehlich vndt inspection haben!. 

5. 

Was dem Generali Superintendenti im Ertzstifit Magdeburgk 
Ambtswegen zustehett, eben dasselbe gehörett auch zu dem officio 
des Superintendenten im Stifit Halberstadt?. 

6. 

Es sollen aber die General vndt SpecialSuperintendentien ? 
mitt Gottesfürchtigen, Gelärten vndt tapfiern Männern besetztt 
werden, so zu Gottes wortt, zur rechten Prophetischen vndt 
ApostolischenLehre, allermassen dieselbe in der vngeenderten 
Augspurgischen Confession vndt dem Concordienbuch verfassett, 
einen sonderlichen Christlichen Eyffer haben. 

2: 

Derowegen sollen diejenigen, welchen das jus Patronatus an 
denen orten zustehett, da die Superintendentien sein, allemal 
einen solchen Man zur Pfarstelle praesentiren®*, so dermassen 
wol qualificiret, das er das Superintendenten Ambt, mitt vor- 
treten könne, sonsten aber, soll vom Consistorio mitt der hohen 
Obrigkeitt wissen vndt bewilligung, doch vnbeschadett des Pa- 

ı In M ist Art. 4 folgenderweise korrigiert: „Die sieben SpecialSuper- 
intendenten sollen sein zu Halle, Juterbock, Salze, Stassfurt, Burg, Quer- 
furt, Egeln, also das ieder in seinem ihm zugehörigen Creiss die Kirchen- 
vnd schuldiener in seinem befehl vnd inspection habe“ (aus Versehen war 
hier „Drey* stehen geblieben und musste, wie wir gethan, in „sieben“ ver- 
bessert werden). In H hat Art. 4 folgenden Wortlaut: „Die Special Super- 
intendenten sollen in allen jhren Creysen vnd Orten / die Kirchen- vnd 
Schuldiener in jhrer Inspection vnd Befehlich / auch vff den verspürten 
Vngehorsam beyın Consistorio hülffreiche Hand haben“. 

2 Dieser Art. 5 fehlt selbstverständlich in H. 

® Z liest: Superintendenten. 


* In M korrigiert in „zum PfarrAmpt bestellen“. 
® Z liest „willen“. H: „wissen und willen“. 
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troni vndt iedes orts obrigkeitt rechten, herkommen vndt ge- 
rechtigkeitt, eine tüchtige Person zum Pfarr vndt Superintenden- 
tenAmbt bestellett vndt angenommen werden !. 

8. 

Die Superintendenten sollen alle vier ihre Praepositos haben, 
deren Jeder zwölff Kirchen : vndt Schuldiener in seiner Aufsicht, 
vndt sollen die Special Superintendenten alle Kirchen: vndt 
Schulsachen sambt den Examınıbus vndt ordination, in ıhren 
Creisen®, gleich wie der Generalis an seinem ortt, in fleissige 
acht Nehmen, vndt in guter Verfassung halten, auch wen es von 
nöthen, beim Consistorio sich raths erholen. 

9. 

Die Praepositi? sollen alle geringene Kirchen: vndt Schul- 
sachen * schlichten, die andern aber, an den Superintendenten 
sambt dem Register vber alle sachen, remittiren. 

10. 

So sollen auch ferner diese vier® Superintendenten, vndt 
zwar ein ieder jehrlich, zwischen Ostern vndt Pfingsten drey tage 
lang®, einen Synodum ’” halten, an dem orth, da sie wohnen, vndt 
ein Jeder Kirchen vndt Schuldiener®, auf seinen Kosten sich 
darbey einstellen vndt finden lassen, vndt soll dieses im Stiefit 
Halberstadt oben also gehalten werden®. 


1 Die zeile Hälfte des Art. 7 von den Worten an: „sonsten aber soll® 
— bis zunı Schluss ist in M durchgestrichen. 

® In M verändert zu folgender Fassung: „Die Superintendenten sollen 
sämbtlich ihre Adjunctos, deren jeder gewisse Kirchen: vndt 
Schuldiener in seiner Aufsicht haben vndt sollen die Special Superinten- 
denten alle Kirchen: vndt Schulsachen in ihren Creisen etc.“ („sambt Exa- 
minibus vndt Ordination“ ist also gestrichen. Mit dieser Korrektur stimmt 
H wörtlich überein. 

® In M korrigiert in „Adjuncti“ ; ebenso liest H. 

* In H ist eingefügt: „allein in Güte“ schlichten. 
5 „vier“ in M unterstrichen, fehlt in H. 
„Drey tage lang“ ist in M durchgestrichen und felılt in H. 
H fügt ein: „so nur einen Tag wären sol“. 
H setzt hinzu: „so erfordert wird“. 


6 
7 
S 
» Der auf Halberstadt bezügliche Schlusssatz: „vndt soll dieses etc.* 
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11. 

Bey solchen Synodis, soll man Insonderheitt examiniren, die 
jrrige vndt falsche Lehren wieder das rechte glaubensbekendnuss, 
vndt damitt die Pfarherr sich hierin vben mögen, so ist sehr 
nützlich, jehrlich eine Disputation zuhalten!, denn durch solches 
mittel lernen sie desto besser vorstehen, vndt werden so vielmehr 
gewiss, was zu behalten, vndt was zuuerwerffen. 

12. 

Es soll aber solche Disputation genommen werden, aus der 
vngeenderten Augspurgischen Oonfession vndt der Formula Con- 
cordiae, die Superintendenten sollen sein die Arbitri, Ein Vor- 
nehmer Pfarherr Praeses vndt einer Respondens, die andern, so 
weitt sie kommen können, jedoch Keiner vber eine stunde? op- 
poniren. 

13. 

Zugleichen soll ein Prediger von eben dem loco Theologico, 
so disputiret wirdt, eine Orationem Synodalem halten, auch ein 
Ander hieuon eine deutsche Predigtt thun?, damitt also die Pre- 
diger immerdar wachsen vndt zunehmen im erkendnus des wortts 
Gottes, vndt der heilsamen reinen Lelre, vndt ın ihnen selbst er- 
wecken die gaben, so ihnen gegeben seindt, vndt man auch spüren 
könne, welche einer weitern beforderung würdigk *. 

14. 

Es soll aber den Kirchen vndt Schuldienern ein Jahr’ vor- 

hero intimiret vndt angezeigett werden die materia Disputationis, 


fehlt wiederum, wie ganz natürlich ist, in H. 

1 Der Anfang dieses Art. lautet in H: „Bey solchen Synodis sollen in- 
sonderheit die jrrige vnd falsche Lehren / wider das rechte GlaubensBe- 
käntnüs examiniret, vndt desshalben eine Disputation gehalten werden“ etc. 

% Der Zusatz: „jedoch Keiner vber eine stunde“ fehlt in H. 

° Der Zusatz: „auch ein Ander..... thun“ fehlt in H. 

* H'fügt noch hinzu: „Deswegen auch der Superintendens Macht haben 
sol / seinem Gutachten nach / einen vnd den andern Prediger / ausser dem 
Synodo zuerfordern vnd zu Explorirung seiner Gaben vnd Fleisses / mit 
einer Predigt zuhören“. 

5 Zusatz in M, in Uebereinstimmung mit H: „ein halb Jahr“. 
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Auch wer praesidiren vnd respondiren solle. 
15. 

Dofern auch die Kirchen vndt Schuldiener ein vndt anders 
vf solchen Synodis anzuzeigen oder gravamina hetten, so können 
sie also dann auch dauon Communiciren, vndt solche in schrifiten 
ihren Superintendenten vbergeben, vndt es diese an das Consi- 
storium, zur gebührenden Verordnung berichten. 

16. 

Der GeneralSuperintendens soll nebenst dem Consistorio, auch 
die Specialen an ihren orten, auf die Drügkereyen! fleissige auf- 
sicht haben, damitt nichts getruckett werde, so dem wahren Evan- 
gelischen glaubensbekendnus, vndt der Christlichen Zucht vndt 
Erbarkeitt zuwieder vndt endgegen, auch dahin sehen, das Keine 
Ketzerische vndt andere Leichtfertige bücher vndt schriften, hin 
vndt wieder ? spargiret vndt gelesen werden. 

17. 

So sollen ihnen auch die? verstorbenen Kirchen vndt Schul- 
diener Wittben vndt Kinder mitt fleiss befohlen sein Lassen, da- 
mitt sie, ein volliges* gnadenJahr, vndt ihren Nottürfitigen Vnter- 
haltt haben mögen, wie hierunter gleichsfals zu befinden, cap. 30. 
Art. 13. 


Caput XXI VonBeruffvndAÄnnehmung derPfar- 
herrnvnd KirchenDiener. 
1. 

Das Ambt der Christlichen Lehre vndt Ausstheilung der 
Hochwürdigen Sacramenten, hat GOtt der Herr in seiner Hei- 
ligen Kirchen selbst also geordnett, das besondere Personen hie- 
zu sollen beruffen vndt angenommen werden. 


ı Z liest: „Druckereien‘. 

2 „hin vndt wieder“ fehlt in H. 

® In M korrigiert: „Es sollen sie ihnen auch der verstorbenen*® etc.; 
ebenso liest H. 

* In M korrigiert in „halbes“, ebenso wie H. 


! 
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2. 

Es sollen die jenigen, denen das jus Patronatus, oder die 
Collatur einer oder mehr Pfarren vndt Kirchendienste zustehett, 
vndt ihnen billich gelassen wirdt, jederzeitt, wen eine solche 
Pfarstelle durch todesfälle, oder in andern wege sich verledigtt, 
zu derselben hinwieder einen Gottesfürchtigen vndt gelärten 
Man pr&sentiren vndt darstellen, der sein Ambt mitt reiner heil- 
samer Lehre?! vndt mitt Gottseligem leben vndt wandell zieren 
vndt ‚befordern möge. 

3. 

Inmittelss, vndt zwar alsobaldt nach Vacantz einer Pfarr 
oder Kirchendiensts, soll der Superintendens, dahin solche Pfarre 
gehörig, Verordnung machen, das die Kirche? durch die Nechst- 
benachbarte Pfarhern, mitt den ordentlichen Predigten vndt Ad- 
ministrirung der Heiligen Sacramenten, vndt was sich sonst ge- 
hörett, nach Notturfit bestellett werde. 

4. 

Vndt soll die gantze Gemeine alle Sontage, von deme, der 
die Vices verwaltett, zum fleissigen Gebett vermahnett werden, 
Gott anzuruffen, das er ihnen wiederumb einen tüchtigen vndt 
Gottseligen Lehrer geben wolle, welcher ihre Seligkeitt von hertzen 
meine, vndt soll solches gebett so lange fleissig getrieben werden, 
biss der Almechtige Gott die Gemeine wiederumb mitt einem 
trewen Lehrer versorgett. 

D. 

Es soll auch der Superintendens, vf welchem tage der vorige 
Pfarherr oder Kirchendiener, mitt todte abgangen, oder sonst der 
Dienst sich verledigtt, an das Consistorium schreiben, damitt sich 
dasselbe mitt wiederbestellung, soviel ihm zukommett, darnach 
zu richten haben möge. 


ı Zusatz in H: „nach aussweisung des ersten Capitels in dieser Kirchen- 


Ordnung“. 
? Z fügt ein: »Dazu“ und unterstreicht es. 
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6. 

Ingleichen sollen die PfarrKinder! dem Patrono, so das 
PfarLehn zu conferiren, solches zu wissen machen, vndt vnmb 
einen Newen Pfarhern gebührliche ansuchung thun. 

1. 

Der Patronus soll auch schuldig sein, vf eine tüchtige Per- 
son zudencken, vndt derselbe? in Sechs Wochen zu dem vacı- 
renden Ambt zu nominiren, vndt ehe sie der Gemeine zur Prob- 
Predigtt vorgestellett wirdt, zuuorn dem Consistorio zum ten- 
tamine vndt exploration zu praesentiren. 

8. 

Wan der Patronus oder Lehnherr keine tüchtige Person 
praesentiren vndt vorstellen kan?, soll das Consistorium mitt 
bestellung des Vacirenden Pfardiensts verfahren, vndt solcher 
Actus dem Patrono an seiner Collatur vnnachteilig sein. 

9. 

Alhier im Lande stehett die praesentation denen zu, so das 
jus Patronatus hatt*, die Vocation so vf die praesentation vndt 
abgelegte ProbPredigtt erfolgett, geschieht endweder allein von 
der Gemeine des orts, da die Pfarstelle vaciret, oder Conjunctim 
vndt zugleich von der Gemeine vndt von dem Gerichtshern, oder 
wie es sonst gebreüchlich. Darauff folgett das Examen, vndt 
nach befindung des praesentati richtiger Lehre, vndt vnsträftlichen 
Lebens, die ordination, Ferner die Provision vom Patrono, die 
Confirmation vom Consistorio, vndt dan gegen geleistete promis- 
sion, bey der reinen Lehre standhafft zuuerbleiben, seinem Ambt 
vnd beruff vnsträfflich vorzustehen, Auch der hohen Obrigkeitt, 


ı In M durchgestrichen und dafür geschrieben: „Der Kirchenvorsteher“. 
In H lautet dieser Art. 6: „Ingleichen sol die Gemeine durch jhre Vorge- 
setzte dem Patrono, so das PfarrLehn zu conferiren, wie auch dem Super- 
intendenten alsofort solches zu wissen machen etc.“, 

® Z und H: „Dieselbe“. 

® Korrektur in M und H: „würde“. 

* H schiebt den Satz ein: »Die Eröffnung der Cantzel zu der Prob- 
Predigt gehöret dem Superintendenten‘“. 
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nutzen trewlich zubefordern vndt schaden zuwarnen!, vom Super- 
intendenten die introduction vndt Einführung. 
10. 

In den Städten, so das jus Patronatus haben, vociret, wo- 
fern ? es nicht anders hergebracht, der Rath, Mitt Vorbewust vndt 
einwilligung des Superintendenten, vndt do es einen Diaconum 
betrifit, des Pastoris, doch das die Person zuuor offendlich in 
der Kirchen mitt einer Predigtt gehörett werde, vndt die Kirch- 
Väter oder ettliche aus der Gemeine mitt derselben zufrieden, 
wie es denn ebener massen mitt Annehmung eines Organisten, 
vndt aller Kirch: vndt Schuldiener, vermittelss einer Prob, also 
gehalten werden soll. 

11. 

Es sollen bey bestellung der Pfarren, keine vntüchtige Per- 
sonen, vmb freundschafft, gunst, geschencke, oder anderer welt- 
lichen Vrsachen willen, zu Pfarhern praesentiret,vociret vndt auf- 
genommen werden, Wie dan auch die jenige, so albereitt in 
einem Ambt sietzen, auss hocherheblichen Vrsachen, nach keiner 
andern vacirenden Pfarre vmb bessers Solds, oder anderer Vr- 
sachen halben, Lauffen vndt anhalten sollen. 

12. 

Die Prediger, so sich Armuts halben in die lenge nicht 
wissen an einem ortt zuerhalten, sollen es durch eine Suppli- 
cation an das Consistorium bringen , vndt dasselbe, nach be- 
findung, Verordnung machen, damitt ihnen durch eine transloca- 
tion, oder? andere Wege |:;doch denen so das jus Patronatus 
haben vnschädlich:| möge geholffen werden. 

13. 

Wie dan auch mitt denen, so ihrer geschickligkeitt, vndt 
anderer Vornehmen gaben halber, zum höhern beruff zugebrauchen, 

ı H fügt ein: „ergehet“ vom etc. 

2 H liest: „wann“. M hat hier ursprünglich eine andere Stellung der 


Worte: „Der Rath* hinter „vociret*. 
schreibt: „in andere Wege“. 
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ohne nachtheil des Patroni, gebührende, vndt der Kirchen er- 
bawliche Anordnung zumachen. 
14. 

Die jenigen, denen das jus Patronatus zustehett, können vf 
begebende fälle, das Consistorium ersuchen, vmb eine tüchtige 
Person aus den Stipendiaten, so alhier im lande gehalten werden, 
ihnen solche zur praesentation zu vergünstigen, welches soll er- 
laubett werden, vndt iedem sein jus Patronatus ohne abbruch vndt 
nachtheil bleiben. 

15. 

Wan eine Gemeine aus redlichem vndt erheblichen Vrsachen, 
die priesentirte Person, zum verledigten PfarAmbt recusiren 
würde, soll ihnen dieselbe nicht aufgetrungen werden, Deswegen 
dann, vndt damitt es nicht ohne rechtmessige vndt erhebliche 
Vrsach geschehen möge, das Consistorium gnugsamen bericht 
einnehmen, vndt darüber erkennen solle. 

16. 

Wan die recusation erheblich, soll der Lehnherr oder Pa- 
tronus eine andere Person vorschlagen, vndt mitt derselben prae- 
sentation gehalten werden, wie zuuorn. 

17. 

Es sollen die jenigen, so allerErst von Vniversiteten komnen, 
vndt denen die Ritus Ecclesie noch wenig bekandt, zu Keinem 
Pfardienst verordnet werden, sie haben denn vorhero eine Zeitt- 
lang in der Schule, oder au einem Diaconat gedienett, oder im 
PredigAmbtt sich fleissig geübett, oder sein im Examine der- 
massen geschicktt, erfahren, vndt mitt gaben ausgerüstett erfun- 
den, das sie zur Pfarre tüchtig. 


Caput XXI. Vom Examine Newer Predigervnd 
Kirchen Diener. ' 
1. 
Es sollen die verordnete Consistorialn, bey denen Personen, 
so ihre Dienst zum Kirchen Ambt anbieten, oder durch einen 
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Collatorem praesentiret werden, vf folgende Puncta mitt fleiss 
achtung geben, (1.) Ob sie der reinen Evangelischen Lehre von 
hertzen zugethan, vndt nicht mitt falschen Irrthumen vergifftet, 
(2.) wie es vmb ihr Studieren in der Heiligen Schrifft vndt son- 
sten bewandt, Ob (3.) sie in streittigen ReligionsArticuln gelebett!, 
vndt die reine Lehre zuuertheidigen wissen, (4.) was sie fur gaben 
haben zu Predigen, Deswegen ihnen dan ein text auss der Bibel 
soll vorgegeben: Daraus ex tempore? ein kurtze Predigtt gethan, 
vndt so wol vf die Invention vndt Disposition, als auf die Pro- 
nunciation vndt action achtung geben, vndt was darinnen sträft- 
lich?, ihnen vntersagett werden, (5.) Ob sie gesunder Constitu- 
tion oder Valetudinarij*, (6.) Wie sie sich in Diensten, oder 
sonsten hiebeuorn gehalten, dan nicht allen Testimonijs zutrawen, 
Sondern es sollen glaubwürdige Kundschafften von Praeceptori- 
bus oder der Obrigkeitt vorhanden sein, ihres herkommens vndt 
lebens, (7.) Wie Alt sie sein, damitt Keiner zu jung aufgestellett 
werde, vndt ihme mehr geschickligkeitt einbilde, als nicht zu- 
befinden. 
2, 

Nach diesem tentamine vndt exploration, sollen sie, wen 
sie tüchtig befunden an die Gerichtshern vndt Gemeine zur Prob- 
Predigtt, vndt folgends an den® Superintendenten, vnter welchen 
die Pfarre gehörett‘, zum examine vndt ordination verwiesen’ 
werden. 

3. 

Die Examina der Angehenden Kirchendiener, so endweder 
ordiniret, oder zu andern Pfarren befordertt werden, sollen mitt 

ı H liest: „gevbet“. 

2 Die Worte: „ex tempore* fehlen in H. 

° H: „tadelhafftig*. 

* Dieser Satz (5) ist in M durchgestrichen und fehlt in H. 

® Korrektur in M und H; „General Superintendenten“. 

° Dieser Nebensatz fehlt in H und ist in M durchgestrichen. 


” H fügt hier ein: „vnd von demselben zwo oder drey Personen aus 
dem Ministerio darzu gezogen“ werden. 
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besonderem ernst vndt grossem fleiss! Vorgenommen werden, 
wie solches in der Churfl. Sächs. Kirchenordnung weittleufitig 
beschrieben vndt erzehlett wirdt cap. 4. tit. vom Examin. Da- 
hin man sich diessfals remittiret Als auch in der Agenda c. 9. 
in inıtio bericht dauon zufinden, vndt droben c. 1. Art. 5. zum 
theil andeütung geschehen?. 

4. 

Die Examinatores sollen bey ihren Pflichten, wegen Jeman- 
des beforderung zum Kirchendienst kein geschenck noch gaben 
nehmen, Niemandt aus gunst einschieben, oder auss wiederwillen 
hindern, noch mitt den Examinandis sich vergleichen, was sie 
sollen gefraget werden, Sondern sollen das Examen auftrichtig, 
vndt der Kirchen Eüserster Notturfit nach, anstellen, wie sie 
es zuforderst Vor dem richterstul Jesu Christi getrawen zuuer- 
antwortten. 

D. 

Die jenigen, so nicht gnugsam gelehrett, noch bey denen 
zuspüren, das sie verstehen, was zu ihrem Ambt gehöre, vndt 
in der Bibel belesen sein, sollen zum Kirchen Ambt nicht zu- 
gelassen, sondern, dofern ihrer Jugendt vndt fleisses halber noch 
hoffnung, mitt glimpf wieder nach der Vniversitet vorweisen?, 
vndt zue mehrem fleiss ermahnett werden. 


Caput XXIIH. Von Ordination der Prediger vnd 
Kirchen Diener. 
1. 


Wie es mitt der Ordination vndt Communion gehalten werde, 


ı Zusatz in M: „offentlich, darzu dem Patrono vnd iedermenniglich 
ein zutrit vergönnet sein soll*. 

2 Anstatt des Satzes von „wie solches in der etc.“ heisstesinH: „vnd 
von den fürnembsten Articuln vnserer Christlichen Religion / aus den Pro- 
phetischen vnd Apostolischen Schrifften / auch den Libris Symbolicis, mit 
jhnen conferirt, sie nottürfltig befraget / die Zeugnüsse der heiligen Schrifft 
von jhnen gefordert / vnd darauff advertiret werden / ob sie solche Zeug- 
nüsse auch selbst in der Bibel gelesen / vnd den eigentlichen Verstand wissen“. 

® H liest: „verwiesen®, 
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derer, so zum Heiligen Predig Ambt vociret, auch examinıret, 
vndt tüchtig befunden, Solches ist in der KirchenAgenda zu- 
tinden Cap. 9. 

2 


ie 


Die jenigen so einen Kirchendiener beruffen vndt zur or- 
dination schicken, sollen denselben mitt nottürfftiger Zehrung 
versehen. 

3. 

Der Ordinatus soll dem Lehnhern vndt der Kirchen, ein 
Zeügnus bringen, auf welchem tage die Ordinatio geschehen, vndt 
Do sich der Zehrung halber Missverstandt zutragen wolte, die 
erörterung! beym Consistorio oder iedes orts Obrigkeitt stehen. 

4. 

Die Ordinandi sollen mitt dem Honorario, so pro labore 
Examinis vndt Testimonio Ordinationis, den Examinatoribus 
zugeben gebreüchlich, nicht Vbernommen werden. 

D. 

Beym Consistorio soll das Testimonium ordinationis ein- 

geschicktt, vndt darauff? Vmb die Confirmation angehalten werden. 


Caput XXIV. Von Erinnerung eines Newen Pre- 
digers vor seiner Investitur. 
1. 

Wen einer auf geschehenes Examen vndt gethane Predigtt 
zum Kirchendienst tüchtig erkandt, ordentlich beruffen, vndt ge- 
wönliche promission gethan, dieselbe schrifitlich von sich gestellett, 
auch confirmiret ist, So soll ihm, vor der abfertigung zu seiner 
Pfarre, vom Consistorio oder Superintendente locj, insonderheitt 
die Erinnerung mitt ernst geschehen, so in der C'hurfürstl. Sächs. 
Kirchenordnung zu befinden, vndt dauon droben auch cap. 21. 
Art. 9. andeutung geschehen?. 


3 Zusatz in M und H: „vnd moderation‘. 
® Zusatz in M: „wie es herkommen“, 
® Anstatt des Schlusssatzes: „so in der Churfürstl. etc.* heisst es in HB: 
‚Davon droben Cap. 21. art. 9 gemeldet worden“. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 3. 28 
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2. 

Ingleichen soll den Newen Predigern befohlen werden, son- 
derliche bücher vndt register, iedes orts zuhalten, vndt darein 
zuuerzeichnen, die getaufite Kindere, vndt derselben Paten, des- 
gleichen die Eheleute, so bey seiner Zeitt copuliret, auch alle 
beichtKinder vndt Communicanten vndt die todten, wan sie ge- 
storben vndt begraben worden!. 


Caput XXV. Von derInvestiturvnd Einweisung 
eines Predigers. 
1. 

Die Investitur oder introduction eines Newen Predigers, 
soll verrichten der Superintendens, in dessen bezirgk der ortt 
gehörig, vndt zwar förderlichst, in beysein des Patroni, wen er 
will, vndt iedes orts Obrigkeitt vndt Gerichtshalters. 

2. 

Wie vndt welcher gestaltt aber der gantze Actus introduc- 
tionis pflege verrichtett zu werden, dauon ist in der Kirchen- 
Agenda gnugsamer bericht vorhanden Cap. 10. 

Wan ein Pfarherr zu seinem beruffenen Ambt sich einstellen 
will, sollen ihme die PfarrKindere Nottürfftige fuhre thun vndt 
aussrichten, vndt Er vndt die seinigen, nebenst dem Haussgeräthe, 
ohne belohnung geholett werden. 


Caput XXVL Vom LehrAmbt der Prediger. 
1. 
Was die Prediger Lehren sollen, vndt in welchen schrifften 
die rechte wahre Lehr begriffen, Solches ist hieroben im 1. Capit. 
angezeigett, wobey sie den auch standhafft verbleiben, vndt alle 


i Die Korrektur in M hat die Worte „zuuerzeichnen®, sowie den Schluss- 
satz: „wan sie gestorben vndt begraben worden“ gestrichen und dafür am 
Schluss geschrieben : „vndt die todten allerseits mit Verzeignus der nalımen 
v. Zeit aufzuschreiben“, während derselbe Schlusssatz in H lautet: „so wol 
die Verstorbenen / mit exprimirung der Zeitt vnd Namen zuverzeichnen“. 
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Irthumbe, so in den obangezogenen Schrifiten verworffen, von 
hertzen abominiren, auch ihre Zuhörer dafur warnen, die Libros 
Symbolicos, sonderlich die Bibel teglich lesen vndt der verfüh- 
rerischen Ketzerischen, auch anderer Leichtfertigen bücher sich 
endhalten sollen !. 

2; 

Insonderheitt aber sollen sie alle ihre Lehre, Predigten vndt 
Vermahnungen dahin richten, wie sie vermercken, das es dem 
Volck zur Christlichen besserung am Nötigsten sey, also, das es 
alles zu GOttes Ehren, zu erbawung der Gemeine Christi, zu 
GOtt gefelligem friede vndt Einigkeitt, zu Christlicher Zucht 
vndt Erbarkeitt, vndt zu Vieler Menschen Seelen Heil vndt 
Seligkeitt dienen möge, Vndt solches sollen sie thun, mitt grossem 
fleiss?, vndt zu gewönlicher Zeitt, vndt in ihrem Ambt nichts 
verseumen, auch keine subtile Religionsfragen, Es erfordern es 
denn die Notturfit, vf die Cantzell bringen. 

3. 

Sollen auch die Sünden ins gemein offentlich mitt Christ- 
lichem Ernst vndt gebührender bescheidenheitt straffen, Keinen 
affecten nachhengen, noch auss Zorn ihre eigene oder andere 
sachen vf die Cantzel bringen, auch das Volck zum fleissigen 
teglichen gebett, zur busse vndt besserung des Lebens ernstlich 
ermahnen, weil sonderlich die Zeiten ietzo sehr böse vndt schreck- 
lich, vndt GOtt die Straffen vber vnsere sünden heuffett, wie 
vor Augen, Derowegen ein jeder Christ, sich selbst prüfen solle, 
vndt den gerechten Zorn GOttes nicht mitt weitern sünden, zu 
grössern vndt ewigen straffe, vber leib vndt Seele, vervrsachen. 

4. 

Vornehmlich aber sollen sie in ihren Predigten mitt fleiss 

treiben die Lehre, von der rechtschaffenen busse, vom wahren 


! Der Schlusssatz lautet in der Korrektur in M in Uebereinstimmung 
mit H: „Die Bibel teglich vndt die verführerischen ketzerischen schrifften 
mit gesuntem Verstand vnd reiffem nachdencken lesen, sonsten aber anderer 
Leichtfertigen bücher sich gentzlich endhalten sollen“. 

* Zusatz in M und H: „vndt eyfer“. 
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Christenthumb, auch vom lebendigen, vndt durch die liebe thä- 
tigen glauben, damitt der grosse falsche wahn vndt Irthumb, als 
ob der wahre Lebendige, Seligmachende glaube, ohne die früchte 
der guten Werck sey, gentzlich sey aussgerottett, vndt das wahre 
jnnerliche Christenthumb recht geptlanzett werde. 

5. 

Sollen auch das Volck zum ofiternmals! von den gemeinen 
Ständen berichten, welche einem jeden vormöge seines Standes 
vndt beruffs zustehen vndt gebühren, zum Exempel ?, wie Vnter- 
thanen gegen die Obrigkeitt trewlich vndt gehorsam, die Zuhörer 
gegen die Seelsorger, die Kleinen gegen die grössere gleiche vndt 
geringe Leute, Eltern gegen Kinder, vndt Kinder gegen Eltern, 
auch obrigkeitt gegen Vnterthanen vndt in Summa, wie sich ein 
jeder Christ gegen seinen Nechsten vndt MittChristen, im gantzen 
leben, auch gegen die Armen vndt Nottürfitigen mitt allerley 
gutthatt vndt wercken der Christlichen liebe, erzeigen vndt Ver- 
halten solle, vndt solche Vermahnungen sollen sie in ihrem gantzen 
leben vndt wandel sehen lassen, vndt den Zuhörern also vor- 
leüchten?. 

6°. 

Ingleichen sollen sie bey aller Lehre vndt Vermahnung sich 
jmmerdar vf die stücke des Catechismi ziehen, vndt dem ge- 
meinen Volck anzeigen, in welchem stück des Catechismi iede 
Lehre, trost vndt Vermahnung begriffen, dann hiedurch wirdt 
das Volck zu mehrerm Verstande des Christlichen glaubens vndt 
Gottseligen Lebens gebracht, vndt gehett ihnen die Lehre desto 
mehr zu hertzen, wen man sie in den Catechismum weisett, so 


ı Korrektur in M und H: „zum ofttern“. 
° Korrekturen in M, mit welchen H übereinstimmt: „zum Exempel, wie 
man sich gegen Jie Obrigkeit, gegen die Seelsorger, gegen grossere, 
gleiche vndt geringere Leute u. s. w..... Vnterthanen vnd die Seel- 
sorgerkegenihre Pfarrkind vndt in Summa* etc. 
® Der Schlusssatz: „vndt solche Vermahnungen etec.* bis zum Schluss 
fehlt in H. 
* Diese Zahl fehlt in M und in Z. 
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ihnen bekandt ist. 
1. 

Auch sollen sie jederzeitt ihre Zuhörer, zur Christlichen 
Dancksagung, fur die offenbarung des Heiligen Göttlichen worts 
vermahnen, vndt nebst ihnen zu Gott beten vndt bitten, das die 
reine Evangelische Lehre, in vnsern Kirchen, durch seine gnade 
möge erhalten, vndt auf die Nachkommen gebracht werden. 

8. 

Wan viel Prediger in einer Stadt, sollen sie Collegialiter 
vndt mitt gemeinem rath, die Predigten in der Wochen also 
vnter sich theilen, das beydes aussm Newen vndt Alten! Testa- 
ment gepredigett werde. 

9. 

Es sollen die Capelläne° bey allen ordinarPredigten, in der 
Kirchen gegenwertig sein, vndt keine andere sachen, Vnter den 
Predigten, zu hauss tractiren, Auch die Pfarhern vndt Super- 
intendenten selbst, aus gewissen Vrsachen, bey ihrer Diaconorum 
Predigten sich allezeitt einstellen. 

10. 

Mitt langen Predigten soll das Volck nicht aufgehalten, 
sondern dieselben also angestellett werden, das die Predigten an 
Sonn: Fest: Feyer: vndt Wergktagen, sich in den Städten, sambt 
den gebeten, vf eine Stunde, vndt in Dörffern vf drey viertel 
stunde erstrecken, So sollen auch bey anziehung der sprüche, 
die formalia Scripturae behalten, die Predigten in wenig stück 
abgetheilett, vndt mitt gutter Ordnung vorgetragen werden. 

11. 

Die Prediger in Dörffern, so keine filialn zuuersorgen, sollen 
ihre gewisse stunden zu den Predigten haben, vndt solche ihres 
gefallens nicht verrügken. 

12. 

So sollen auch die, so filialn mitt zuuerwalten, gleichsfals 
1: ‚aus dem Alten vnd Newen“. 

° Korrektur in M und H: „Diaconi“. 
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gewisse stunden, nach iedes orts gewonheitt halten, vndt alles 
also Anordnen, das sich die eingepfarreten an beyden orten dar- 
nach achten, vndt die MittagsPredigtt auch zu rechter Zeitt könne 
verrichtett werden. 

13. 

Insonderheitt aber, sollen die Prediger sich aller Zanck- 
händel vntereinander enthalten, auch Keiner den Andern vf der 
Cantzel, oder sonsten, anstechen, oder schelten, vndt do es ge- 
schehe, vom Consistorio zur bestraffung, scharffe nachtrage ge- 
schehen. 

14. 

Es sollen Keine Studenten, ohne erlaubnuss des Superinten- 
denten im Predigen sich zu exerciren zugelassen, auch das Con- 
cept vorhero dem Pfarherr oder Superintendenten iedes Orts, 
zuuerlesen Vbergeben werden. 

15. 

Das auch alle Jahr eine ErndtePredigtt, nach eingesamleten 
früchten zur schuldigen Danckbarkeitt fur solche gaben GOttes, 
gethan werde, Auch eine SchulPredigt vmb das Festum ! Gre- 
gorij, Solches ist, an ihme selbst Christlich, Löblich, vndt bleibett 
bey solchem gebrauch nicht wnbillich. 


Caput XXVII Vom Leben vnd Wandell der Prediger. 
l. | 

Die Prediger sollen sich nicht allein in der Lehre rein vndt 
richtig in ihrem Ambte trew vndt fleissig, sondern auch in ihrem 
Leben vndt wandel, worten vndt wercken, Gebärden, vndt in 
allen Andern, Erbarlich, Züchtig, Nüchtern, bescheiden, Demü- 
tig, vndt in Summa, allenthalben also, verhalten, das sie Nie- 
manden ärgernus geben, sondern mitt guten Exempeln vorgehen, 
vndt die Zuhörer mitt Lust? vndt frucht ihnen folgen mögen. 

ı H: „den Tag* Gregor). 

2 Z liest: „mit Ernst vndt frucht“. 
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2. 

Ingleichen vnter sich friedsam leben, in keine frembde hen- 
del sich mengen noch Zenckerey vnter leuten anstifften, die Ca- 
pelläne! ihre Pastorn, vndt diese ihre Superintendenten in schul- 
digen Ehren halten, ihnen gehorchen, vndt nichts wieder sie 
practiciren, noch Aufwiegelung anrichten. 

3 

Aller leichtfertigen, kurtzen, zerhackten, vndt zerschnittenen 
Kleidungen vndt vbermessigen Verbrehmungen, sollen sie sich 
gentzlich endhalten. 

4. 

Auch ihre weiber vndt kinder, so wol in Städten, als vfn 
Dörttern, zur GOttesfurcht, Erbarkeitt, Zucht vndt zur warhafften 
Christlichen Demuth ziehen, vndt in Kleidungen schlecht, vndt 
ohne weltlichen Pracht halten, andern zum guten Exempel. 
Worauff dann auch die Visitatores nachfrage haben, vndt alles 
ärgerliche wesen abschaffen sollen. 

5. 

Insonderheitt sollen sich Prediger gentzlich endhalten, aller 
ärgerlichen Handtierungk, Wein: vndt bierschenckens, Kauff- 
manschafft, Vorkauffs, Wuchers vndt dergleichen hendel, so ihrem 
Ambt nicht geziemen, vndt keinerley, auch die Wucherliche vndt 
wochentliche Zinsehändel, nicht darmitt endschuldigen, als were 
es ihrer Frawen handelung. 

6. 

Wan aber den Predigern eigener Wein wüchse, oder sie 
hetten die Gerechtigkeitt in Städten, auf der Pfarre, oder eigenen 
heüsern, Bier zu brawen, Sollen sie dessen Verlassung vndt 
Verkauffs halber beym Consistorio sich bescheids erholen ?. 
2 Korrektur in M und H: „Diaconi“. 

®2 Nach der in M vollzogenen Korrektur lautet Art. 6: „Wan aber den 
Predigern eigener wein wüchse, oder sie hetten die Gerechtigkeitt in Städten, 
auf der Pfarre, Bier zubrawen, Sollen sie, dessen Verlassung vndt Verkauffs 


halber, beym Consistorio sich bescheids erholen, hette er aber ein eigen 
hauss v. dabey die Braugerechtigkeit oder andere bürgerliche nahrung, ge- 
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T. 
So auch befunden würde, das ein Prediger ärgerlich lebete, 
soll es an das Consistorium gebracht, vndt daselbst gebührende 
Verordnung gemacht werden!. 


Caput XXVIIL Von Besoldung vnd Accidentalien 
der Prediger. 
l. 

Es sollen die Zuhörer willig vndt gerne den Predigern folgen 
lassen, alles was ihnen beweisslich gebührett, vndt zu ihrem 
Vnterhaltt gestifftett. 

2. 

In den Städten ist gemeiniglich den Predigern ein gewisses 
geordnett, so ihnen auf iedes Quartal gegeben wirdt, welches 
auch auf bestimbte Zeitt geschehen soll, ohne Vortheil vnd ab- 
bruch. In den Dörtftern bestehett die besoldung vndt ihr Vnter- 
haltt, fast meistentheils vf dem Ackerbaw vndt Aecıdentalien, 
welche ihnen gleichsfals, wie auch Zinse, Zehende vndt dergleichen 
vnweigerlich soll gegeben werden. 

3. 

Wan den Predigern an liegenden gründen, Zinsen, Zehen- 
den, oder an jehrlicher besoldung vndt Accidentalien, ettwas end- 
zogen wirdt, sollen sie es mitt allen Vmbstenden an das Con- 
sistorium gelangen lassen, so darüber weiter Verorduung zumachen. 

4. 

Von Aussgekaufften, Bawergütern ?, soll alle das jenige, was 

der Kirchen vndt dem Pfarherr von Alters dauon gegeben, noch- 


brauche er sich dem herkonımen nach demselben billig“. 

ı Nach der Korrektur in M lautet Art. 7: „Do auch befunden würde, 
das ein Prediger delinquirte vnd ärgerlich lebete, soll es an den special 
Superintendenten vnd Gerichtsherrn gebracht, nach befindung von der Obrig- 
keit weiter inquiriret. das eingeholete rechtliche erkentnüs dem Consistorio 
communiziret, vnd so die gebührende execution volnstreckt werden‘. 

? Korrektur inM, gleichlautend mit H: „Von Aussgekaufften vnd sonsten 
verenderten Bawer- vnd andern Gütern“ etc. 
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mals endrichtett werden. 
5. | 

Es sollen auch die Leute, so den Predigern jehrlich, ein 
vndt anders zugeben schuldig, solches richtig vndt volkonıment- 
lich, vndt zu gebürender Zeitt, auch vntadelhafftig endrichten, 
vndt do es nicht geschehe, ihnen die Zahlung sub poena dupli 
aufferlegett werden. 

6. 

Es soll keiner, so dem Prediger Garben Zehendt zugeben 
schuldig, ettwas vom Acker heimführen!, Er habe dan vorhero 
dem Prediger seinen Zehenden nach rechter Anzahl des Ge- 
wächs angewiesen, vndt zwar an gleichem bandt, mitt den An- 
dern garben, ohne einigen Vortheil. 

1: 

Ingleichen soll den Predigern auch von denen Zehendt- 
Eckern, so die besietzer zum holtz wachsen, oder zur Vieheweide, 
vnbesamett liegen lassen, der Zehende nicht endzogen, sondern 
ieder Zeitt dauon gegeben, oder nach gelegenheitt, Leidliche 
Vergleichung desswegen gethan werden. 

8. 

Wan auch Zehendaeckere zu Krauttgärten gemacht, do 
Krautt, ruben, Zwiebeln, vndt dergleichen eingeseett, soll von 
solchem gewächs, eben so wol dem Pfarherr, der Zehendt gegeben 
werden. 

I. 

Es sollen die Zehendtackere, gleich andern des besietzers 
Eckern, mitt Mistung, vndt in andern wege, tauglich bestellett 
werden, damitt der Prediger seinen gebürenden Zehenden, ohne 
nachtheiligen Vortheil vberkommen möge. 

10. 

Wan Newe hausshaltungen, dadurch eines Predigers Arbeitt 

vermehrett wirdt, angerichtett werden, soll ihme deswegen, nach 


erkendnus des Consistorij, billiche Vergleichung geschehen. 
iz liest „führen“ statt „heimführen“. 
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11. 

Die Dienst oder frohnleüte, so von Alters hero den Pfarren 
gehören, sollen ihre Dienste vndt fröhnen, es sey mitt bestellung 
ddes Ackers, mitt fuhren, oder sonsten, zu rechter Zeitt leisten, 
vndt von der Obrigkeitt darzu angehalten werden. 

12. 

Es mögen auch die Pfarhern ihre DienstEckere selbsten be- 
treiben, oder andern aussthun, vndt vf jenen fall, sollen die 
Bawren iedes orts, so Pferde haben, Ordentlich vndt nach der 
reihe, den Pfarhern die Eckere, vmb gebührlichen Lohn |:wo 
solche nicht pflegen vmbsonst bestellett zuwerden:| beschicken, ehe 
vndt zuuorn sie andere frembde Eckere vmb geldt zubestellen, 
annehmen, vndt die Obrigkeitt dieses ernstlich also anordnen, 
doch vnbeschadett der hoffdienste vndt eigenen Ecker bestel- 


lung. 
13. 


Wurde auch an ettlichen orten den Bawren wegen des Pfar- 
Ackers bestellung, eine ergetzung, an Essen vndt trincken gegeben, 
soll es dem Lohn nicht gleich sein , noch denselben vbertreffen, 
sondern die Bawren an einem Leidlichen sich begnügen lassen, 
vndt die reiche belohnung von Gott erwartten. 

14. 

Die Pfarrgüter sollen nicht ohne Vorwissen der Lehn: vndt 
Gerichtshern, auch Superintendenten, permutiret werden, vndt do 
solches gleich nutzlich, die ausswechselung lenger nicht, als vf des 
Pfarhern vndt permutanten Leben lang krefitig sein. 

15. 

Die Eckere, Wiesen, Gärtten, fischwasser, vndt dergleichen, 
zum Pfarrlehn gehörig, so vmb jehrliche gewisse Zinse vndt 
Miettgeldt aussgethan, sollen zu zeiten verendertt, vndt andern 
elociret, oder do es die güter leiden, der Zinss ettwas erhöhett 
werden, damitt die besietzere kein Erbgutlı daraus machen, Doch 
seindt hiemitt nicht gemeinett die gütere, so dem Pfarhern vmb 
gewönliche Zinse aussgethan. 
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16. 

Die Collatores, auch Gerichtshern, sollen bey Vermeidung 
ernster straffe nichts von Pfarrgütern an sich ziehen, noch mitt 
den Predigern sich vergleichen, ettwas schwinden zulassen, oder 
nur ad tempus zugebrauchen, sondern es soll zur Pfarr, vndt 
(sOttesdienste bleiben, was dazu gegeben vndt verordnett. 

17. 

Die Collatorn, auch die Gerichtshern, sollen wegen der 
Pfarrbelehnung nichts zufordern befugtt, auch nichts zunehmen 
schuldig sein. 

18. 

Die Kirchen vndt Pfarrgütere sollen vberall richtig verstei- 
nett, vndt durch die KirchVäter jehrlich einmal besichtigett, vndt 
erkundigett werden, Ob ettwas entzogen, abgepflügett oder sonst 
zuschaden gangen. 

19. 

Den Predigern soll in den Pfarrhöltzern, ihres gefallens, 
holtz zuhawen nicht verstattet, sondern nach abtheilung vndt grösse 
desselben, mitt Vorwissen, der Erb: vndt Lehnhern, oder des 
Richters, vndt der KirchVäter, nottürfitig fewerholtz, zu rechter 
Zieitt zuhawen, angewiesen, aber ferner nichts zum brennen, noch 
bawen, darin gehawen, auch kein Viehe, sonderlich wen das holtz 
noch jung, hinein getrieben werden. 

| 20. 

Die Pfarrhöltzer sollen zum wenigsten drey Jahr vor der 
Trifft, mitt fleiss gehegett, vndt derselben Verwüstung vndt Scha- 
den verhütett werden, darüber die Obrigkeitt iedes orts ernstlich 


zuhalten. 
21. 


Vnd sollen die Prediger, so mangel am holtz haben, gleich 
andern Vnterthanen, wen holtz aussgetheilett wirdt, mitt dazu 
gelassen werden. 

22. 
Die Inventaria der Kirchen vndt Pfarren, sollen von den 
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Erb: Lehnhern vndt KirchVätern, fleissig verfertigett vndt nicht 
verrückett werden, auch der Verstorbenen Prediger Erben, oder 
die Abziehende, an Getreydig zu felde, in scheünen, oder vfm 
boden, auch an stro, Hew, Viehe vndt andern sachen, so viel 
lassen, als sie beym Anzug gefunden, würden die KirchVätere 
hierunter seümig sein, sollen sie den schaden vndt mangel er- 
statten. 
23. 

Es sollen auch die Prediger ein richtiges register halten, 
vndt darein ihre jährliche Auffnahmen von liegenden gründen, 
an geldtzinsen, KornRenthen, Quartalbesoldung vndt Accidenta- 
lien, als von Kindteüffen, copuliren, vndt andern verzeichnen, 
so jedes mal bey der Pfarr bleiben, vndt vom abziehenden, oder 
der Verstorbenen Erben, nicht soll weggenommen werden. 

24. 

Ingleichen soll auch vber die bücher, so bey den Kirchen 
vorhanden sein, ein Inventarium gemachett, vndt dieselben nicht 
weggenonmen werden, sonderlich aber ıst Nötig, wen man 
bücher für die Kirchen Kauffen wil, das D. Lutheri Schrifften, 
vndt vornemblich, dessen Kirchen vndt HaussPostill, gekaufft werde. 

25. 

Wie viel den Predigern von Kindttauffen, Einsegnen der 
Kindtbetterin, Auffboten, copuliren, communion der Krancken, 
von begräbnüssen, von Hochzeitt: vndt LeichPredigten, soll ge- 
geben werden, so man Accidentalia nennet, solches ist zum theil 
in beyder Ertz: vndt Stiefiter Visitationbuchern, de Anno 1583. 
vndt Ao 1589. befindlich!, zum theil stehett es vf dem herkon- 
men, wie auch der beichtPfenning, vndt das Opfergeldt, darumb 
wird es dabey gelassen, wie es iedes orts breüchlich. 

26. 
Den Predigern vfn Dörffern, sollen die Ackerleüthe, Kott- 


t! In M steht bei diesen Worten am Rande: „in scratz formalia sine 
mentione“. In H heisst es: „Solches ist zum theil in den newlichen Visi- 
tationBüichern befindlich®. 
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sassen vndt Heüsslinge, nach der reihe, mehr nicht, alss 12. g. 
fur die Malzeitt, wo dieselbe breüchlich, geben, wen sie in den 
tilialn die spattPredigt haben, vndt daselbst nicht zur Malzeitt 
bleiben, Es were denn zuuorn mehr oder weniger, doch nach 
billigkeitt, im brauch gewesen. 


Caput XXIX. Von Baw: vnd Besserung der Kir- 
chen, Pfarren, Schulen, vnd Cüstereyen, Auch 
von Stüelen in der Kirchen. 

1. | 

Die Kirchen, Schulen, Pfarheüser vndt Cüstereyen, sollen 
von der Kirchen Einkommen, vndt, do solches nicht sein kan, 
von den eingepfarreten, ob sie gleich nicht vnter einer Herr- 
schafft, vermittels einer gemeinen Anlage, gebawett werden. 

2, 

Wan ein baw von nöthen ist, soll der Superintendens vndt 
(serichtshern der Kirchen Vorrath erwegen, vndt den schluss 
machen, auch die eingepfarreten die Ross: vndt HandtArbeitt 
darzu leisten, vndt die filialKirche oder eingepfarreten, nicht eben 
die helffte, sondern ettwa den dritten theil, doch auf! erkendnus 
des Consistorijj, zum gebew zugeben, schüldig sein. 

3. 

Die Pfarhere, Schuldiener vndt Cüstere, sollen wo es also 
gebreüchlich ist, vndt die Kirche, vndt eingepfarreten, so gar vnver- 
mögendt weren, die gute gebewde, sonderlich das jJenige, so vom 
gesinde, durch teglichen gebrauch, verwüstett wirdt, als Ofen, Fen- 
ster, thüren, Schlösser, tach vndt Fach, im bewlichen wesen er- 
halten, so lang sie können. 

4. 

Wann aber die gebew es sein Ofen, Fenster, türen, Zeüne, 
Wende, Tachung, etc. so Altt würden, das sie zu bessern nicht 
müglich, oder durch vngewitter, oder andere Gottes gewaltt scha- 
den genommen, soll es der KirchenKaste, oder die eingepfarreten 
wieder zu bawen schüldig sein. 
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5. 

Das alte holtz, so von Pfarrgebewden, aufgereümett wirdt, 
soll von den KirchVätern verkauftt, vndt in rechnung gebracht 
werden. 

6. 

Wan zwischen den Pfarhern vndt eingepfarreten Zwiespaltt 
endstehett, wegen der Baw- vndt besserung, soll der Visitator! 
das gebew in Augenschein nehmen, vndt bescheidt geben, was 
iedem theil obliege zu bawen, vndt dieses ist auch von Schul- 
dienern vndt Cüstern zuuerstehen. 

1. 

Wan gleich die Kirchen: wndt Schuldiener in ihren Erb ei- 
genen heüsern? wohnen, sollen sie doch die Pfarrgebewde vndt 
(3emeine Wohnung im bawlichen Wesen? erhalten, auch das stro 
vndt den Mist, so von der Pfarre kömbtt, vf die PfarEckere 
führen Lassen, vndt dieselbe in gutem stande halten. 

8. 

Es sollen auch die Kirchen : Schuldiener vndt Cüster, keine * 
Haussgenossen in ihre Heüsser nehmen, doch soll einem Pfar- 
hern, so zu seinem filial eine behausung hatt, dieselbe zuuermie- 
ten, vergönnett sein, Aber der Conductor Keine andere haussge- 
nossen zu sich nehmen. 

9. 

Ingleichen soll iedem Pfarhern , nach gelegenheitt des orts, 

ein Studierstüblein, in seiner behausung gebewett werden. 
10. 

Es sollen keine stüele in den Kirchen vf Dörffern, vndt in 
Städten, ohne Vorwissen vndt Erlaubnus des Pfarhern, vndt der 
KirchVätere, auch wol der Obrigkeitt iedes orts, gebawett weı- 
den, vndt zwar also, das die leüte nicht dadurch verhindertt 


i Korrektur in M und H: „soll der Superintendens mit der Obrigkeit“. 
» H: „Erbhäusern“. 

® Zusatz in M und H: „wie obgesetzt‘*. 

* Zusatz in M und H: „frembde*. 
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werden, an dem gehör Gottliches worts, oder den Prediger auf 
der Cantzel, vndt nach dem Altar zusehen, oder in gememen 
gängen hin vndt wieder zugehen. 

i 11. 

Die Stüle in der Kirchen sollen hinfuro nicht Erblich'!, son- 
dern auf des besietzers lebe lang vergünstigett, auch Keinem sei- 
nen stuel, einem andern zuuerlassen, verstattet werden. Wan der 
besietzer verstirbett, so fällett der Kirchen wiederumb der stuel 
anheim, so des Verstorbenen Erben fur andern, hinwiederumb 
vmb ein billiches2 geldt, oder do sie hierumb nicht würden in 
vier wochen anhalten, einem andern vf sein leben mag verkauftt 
werden. 

12. | 

Es soll aber dieses, was von verkauftungk der Stüle verord- 
nett, auf die PrivatPersonen allein verstanden werden, vndt nicht 
auf die gestüle? derer, so in den Städten in publico officio sein, 
vndt in DorffKirchen den Collatorn, oder andern, auch rıch- 
tern, Schöppen vndt KirchVätern zukommen, Ingleichen nicht 
auf die Stüle, so zu heüsern, oder sonst Jemand Erblich ge- 
hören. 


Caput XXX. Von Freyheitten der Prediger. 
1. 
Wan ein Prediger von Jemanden verklagtt wird, so ist ın 
der Consistorial Ordnung zu befinden, wie es darmitt zuhalten 
vndt anzustellen. cap. ® 


! Korrektur in M und H: „nicht allzuhoch gesteigert noch Erblich 
sondern“ etc. 

» H: „leidlich Geldt*. 

® Zusatz inM wieH: „der pfarrer dero weiber vnd kinder, wie auch“ etc. 

* Nach der Korrektur in M lautet Art. 1: „Wan ein Prediger von Je- 
manden seiner oder der seinigen privilegien oder person wegen besprochen 
wird, so ist er zu erstlich für dem Superintendenten vnd da der sachen 
desselben nicht abgeholfen werden Solte, für dem Consistorio, die Super- 
intendenten aber anfenglich für dem Generali vnd den ebenermassen fürın 
Consistorio billich zu belangen“. Dagegen in H heisst er: „Wenn ein Pre- 
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2. 

Wan es aber Actiones reales’, vndt solche Klagen, so der 
Prediger vndt ihrer Weiber angefallene oder gekauffte Erbgütere 
betreffen, vndt dergleichen, sollen sie an denen orten recht zu- 
geben vndt zunehmen schuldig sein, wo sonsten andere Untertha- 
nen, des Ausstrags erwarten müssen. 

3. 

Den Predigern, so sich in ihrem Ambt redlich vndt trewlich 
verhalten, soll das Bürgerrecht, vndt bürgerliche oder andere 
gütere, Ihren Weib vndt Kindern zum besten zuerkauffen, nicht 
versagtt werden, Es hetten denn die Vnterthanen erhebliche Vr- 
sachen zucontradiciren, welche vom Gerichtshern, mitt aussfür- 
lichem bericht, an das Consistorium sollen gebracht, vndt daselbst 
bescheidt gegeben werden. 

4. 

Wan ein Prediger durch Kauft: oder Erbfall, Bürgerliche 
Nahrung an sich bringen würde, soll er dieselbe dermassen an- 
stellen, das an seinem Ambte nichts verseümett, vndt dein Mini- 
sterio keine schimpfliche Nachrede vervrsachett werde. 

d. 

Die Prediger vndt Schuldiener in Städten vndt Dörffern, 
sollen von dem geträncke, so sie fur ihren tisch zur notturfit 
brawen oder einlegen, vndt nicht ettwa wieder verkauffen, aller 
bierzinse frey sein, Aber von den Bieren, so sie vf Erbheüsern 
brawen, sollen sie geben, gleich andern Vnterthanen, wen sie 
dessen nicht sonderlich befreyett. 


diger seiner Person / Ampts / Lebens vnd Wandels / oder der Seinigen / 
wie auch der Kirchen vnd geistlichen Güter halber besprochen wird / so 
ist er anfangs vorm Superintendenten / vnd wann der Sachen allda nicht 
kan abgeholtfen werden / in dem Consistorio, die Superintendenten aber 
erstmals vor dem Generali, vnd denn ebenermassen vor dem Conusisterio 
zubelangen‘“. 

! Der Anfang dieses Art. 2 ist in M korrigiert in: „Wan es aber Sachen, 
die für das Consistorium ihrer natur wegen nicht gehoren, als Actiones 
reales“ etc. Mit dieser Korrektur stimmt H überein, nur dass es beginnt: 
„Weren es aber Sachen“. Z liest: „Weren es aber Actiones reales“ etc. 
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6. | 

Von ihren Erbgütern, sollen sie zwar mitt Wachen, Gerichts- 
folge vndt dergleichen bürden, fur ihre Personen verschonett sein, 
aber die schuldige frohn: vndt Pilichte, durch andere vmb lohn 
bestellen lassen. 

T. 

Von Erbschafften, so ihnen oder ihren Frawen in andern 
gerichten zufallen!, sollen sie, auch ihre weiber vndt Wittben, 
keinen abzug zugeben schuldig sein, obgleich derselbe sonst breüch- 
lich were. 

8. 

Sollen auch von denen zur Pfarre gehörigen gütern, mitt 
schatzung, Steür, Schoss vndt andern beschwerungen nicht belegtt 
werden, vndt hute vndt Weyde, auch andere Gerechtigkeitt, gleich 
andern, iedes orts Vnterthanen, doch nach desselben mass vndt 
ordnung, zugeniessen vndt zugebrauchen haben. 

9. 

Ob aber einem Prediger Alles sein Viehe, oder nur gewisse 
stücke, ohne hirtenLohn soll freygelassen werden, Solches bleibett, 
wie es iedes orts breüchlich ist. 

10. 

Es soll den Predigern, so Kranckheitt oder Alters halben, 
ihr Ambt nicht mehr verrichten können, ihre besoldung gelassen 
werden, doch vom Superintendenten Verordnung geschehen, das 
die nechstbenachtbarte Prediger die Kirchen versehen, vndt den- 
selben von des Krancken oder Alten Predigers besoldung, vf des 
Superintendenten erkendnus, zimbliche ergetzung wiederfahre. 

11. 

Würde es sich mitt der Kranckheitt verziehen, oder nicht 
hofinung sein zur reconvalescentz, wndt mitt den benachbarten die 
Kirche lenger nicht könne versehen werden, soll dem Krancken 
eine jehrliche Provision vndt zimblicher Vnterhaltt, vf des Con- 
sistorij erkendnus, zeitt seines Lebens, gemacht werden, Welches 


ı Z liest: „zufallen möchten“; „möchten“ ist unterstrichen. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 3. 299 
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gleichsfals von denen, so Alters halber ihr Ambt nicht mehr be- 
stellen können, zuuerstehen. 
12. 

Wan ein Prediger, Er habe das Burgerrecht an Einem ortt 
gewonnen oder nicht, mitt todte abgehett, sollen dessen Wittbe 
vndt Kinder daselbst geduldett vndt ohne Vorbewust des Super- 
intendenten nicht aussgetrieben, sondern ihnen mitt schutz, rath 
vndt hülffe beygestanden werden, auch gar nicht des Verstor- 
benen beste Pferdt, Kleider, betten vndt anders der Obrigkeitt 
anheimfallen!!. 

13. 

Des Vorstorbenen Predigers Wittbe vndt Kinder sollen ein 
gantzes ? Jahr, nach desselben absterben in der behausung ge- 
lassen, Ingleichen des Jahres einkunftten ? von zeitt des absterbens 
ihnen gegeben, vndt jnmittelss der Predigttdienst, durch die be- 
nachtbarten versehen werden, doch soll der Superintendens mitt 
zuziehung des Gerichtshern, so wol der Wohnung als des Einkon- 
mens halben, billiche Vergleichung machen, nach gelegenheitt des 
Einkommens, vndt der Zeitt des Jahres, wegen verdienten gewächs 
vfm felde vndt sonst, damitt der Wittben vndt Kindern nichts end- 
zogen, Gleichwol dem Newen Prediger auch ettwas gelassen * 
werde, do es in güte nicht geschehen könte, soll der gantze 
Handel mitt allen Vmbstenden an das Consistorium berichtett 
werden. 

14. 

Es sollen alle vndt jede des verstorbenen Predigers Kindere 
von dem Einkommen des gnaden° Jahres participiren, sie sein 
von Erster oder anderer Ehe, Es weren denn die Kinder Erster 


! Zusatz in M (ganz ähnlich wie H): „noch einiger Abzug von ihnen 
genommen werden*. 

®2 Korrektur in M und H: „halbes“ Jahr. 

° Korrektur in M und H: „Ingleichen die einkünfften“. 
Zusatz in M und H: „vnd das Inventarium nicht aufgehoben werde“. 
° H: „des halben Jahres*. 
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Ehe durch gentzliche abtheilung, von dem Vüäterlichen gutte ab- 
gesondertt. 
15. 

Wie den auch der verstorbenen Prediger vndt Schuldiener 
Söhnen, wen sie bey der Schuel erzogen, vndt tüchtig vf hohe 
Schulen zuschicken, gleich andern Stadt- vndt LandKindern, Sti- 
pendia sollen gereichett werden. 

16. 

Wann aber ein Prediger verstirbett, ohne nachlassung Witt- 
ben vndt Kinder, sollen des Jahres Einkommen!, nicht auf seine 
Erben fallen, sondern die helfite dem Newen Prediger gelassen, 
vndt die Ander helftte in den KirchenKasten gelegtt werden. 


Caput XXXL Von der Eingepfarreten Verhal- 
tung gegen die Lehre, des Heiligen Göttlichen 
Wortts. 

L: 

Die Eingepfarreten sollen alle Sonn: Fest: vndt Feyertage, 
auch wergktage, fleissigk nebst Kindern vndt gesinde, zur Kirchen 
gehen, vndt darinnen verharren, biss nach der Communion der 
Segen gesprochen, so soll auch iedes in seiner Pfarr zur beichte 
vndt Communion gehen, Inmassen hieroben albereitt erinnerung 
geschehen, Cap. 2. art. 4. Cap. 10. art. 26. et 30. 

2%, 

Es soll auf den Bahrkirchen vndt andern ortten, Inn vndt 
ausser der Kirchen alles getümmel vndt Vnfug, mitt Waschen, 
schreyen vndt dergleichen, von Predigern vf der Cantzel verbothen, 
vndt von der Obrigkeitt abgeschaflett werden, Wen gesungen wirdt, 
sollen alle? mittsingen: fleissig zuhören, wen gepredigett wirdt: 


ı Korrektur in M: „sollen die Einkomnien“; H liest: „sollen des halben 
Jahres Einkommen‘. 
“ 2 Dieser Artikel 2 ist in der Korrektur in M sowie in H in zwei Artike 
geteilt. 

3 Zusatz in M: alle „Zuhörer“. 
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vndt alle Gemeine Gebethe nachbeten. 
3. | | 

Wie dann auch niemandt vnter der Predigtt, vor oder auf 
den Kirchhöffen stehen soll, alda oder anderswo spatzieren gehen, 
Oder an Sonn: Fest: vndt Feyertagen, sonderlich vfn Dörffern, 
die Vor: oder NachmittagsPredigtt, ohne noth verseümen, bey 
straff iedes orts Obrigkeitt, welche der Kirchen heimfallen soll, vndt 
sollen die Vorsteher der Kirchen hierauff fleissig achtung geben. 

4. 

Ingleichen sollen die schützenhöfe, das Schiessen, die fecht- 
schulen, Comadien vndt dergleichen an Sonn: vndt Feyertagen 
gantz vndt gar verbothen, vndt die Obrigkeitt darüber zuhalten 
schuldig sein. 

b. 

Die Vnterthanen sollen des Sonn: Fest: vndt Feyertages, 
wen nicht hochnötige vndt erhebliche Vrsachen vorhanden sein, 
mitt keinen frondiensten, oder dergleichen beladen, vndt vom Got- 
tesdienste abgehalten werden. 

Ä 6. 

Es soll auch vor vndt vnter den Predigten kein gebrandter 
oder ander Wein, Bier, genäsche vndt dergleichen verkaufft noch 
Bosel- oder andere spielplätze, quaserey, verdächtige Zusammen- 
kunfft, täntze, Crämerey vndt dergleichen, vor der Kirchen, oder 
in gassen verübett, auch kein Vorbescheidt, ohne sonderliche Noth, 
von der Obrigkeitt, gehalten werden. 

T. 

Ingleichen soll auf die Sonn: Fest: vndt Feyertage, alle 
handt: vndt rossArbeitt eingestellett werden, ausserhalb vorfal- 
_ lender noth, welche gleichwol zuuorn dem Pfarhern vndt der 
Obrigkeitt anzuzeigen, damitt der Sabbath recht geheiligett werde, 
wie hieroben albereitt ernstlich erinnert cap. 11. art. 2. denn wer 
die ruhe, die der Herr gegönnett hatt, muthwilliglich verachtett, 
der wirdt in Vnruh sich quelen müssen sein Lebelang!. 


s Der Zusatz: „denn wer die Ruhe“ etc. bis zum Schluss ist in M durch- 
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8. 

Wan die Jahr: vndt WochenMerckte auf die Sonn: oder 
Feyertage in der Wochen gefallen, sollen dieselben auf den fol- 
genden tag verlegtt, oder doch angeordnett werden, das allerErst 
nach vollendeter Predigtt vndt gehaltener Communion, die buden 
aufgethan werden, vndt der Marcktt angehe. 

.; 

Es soll auch das reiten vndt fahren mitt Pferden vndt wagen, 
am Sontag, vndt andern Fest: vndt Feyertagen, bey ernster be- 
straffung der Obrigkeitt, in städten vndt Dörffern abgeschaffett, 
auch der Vrsachen in städten an Sonn: Fest: vndt Feyertagen, 
vnter den Predigten, die thor geschlossen, vndt niemands in: noch 
Aussgelassen werden. 

10. 

Auff den hohen Festen, Weynachten, Ostern, Pfingsten vndt 
andern, sollen die Stadtthor, biss die Vesper aus ist, zugehalten, 
zwartt frembde fuhrleüte, ausserhalb der Predigtt, eingelassen, 
Aber Keine fuhre herauss verstattett werden. 

11. 

Wie sonsten im vbrigen die Zuhörer sich sollen verhalten, 
bey der Heiligen Tauffe vndt dem gebrauch des Hochw. Abend- 
mals, Solches ist hieroben mitt mehrem angezeigett vndt beschrie- 
ben worden, Cap.' 


Caput XXXIL Von der Eingepfarreten Verhal- 
tung gegen ihre Prediger. 
1. 

Die PfarrKinder sollen ihre Pfarhern vndt Seelsorger, fur 
ihre Christliche Väter erkennen, Ehren, lieb vndt werth halten, 
ihnen allen guten Willen erweisen?, vndt mitt ihnen in friede 
vndt einigkeitt leben, fleissig fur sie beten, vndt insonderheitt ihre 


gestrichen und fehlt in H. 
ı H fügt hinzu: „Cap. 3 vnd 10%. 
? H: „erzeigen“. 


454 Abhandlungen. 


BeichtVäter nicht leichte, vndt aus wiederspenstigkeitt, oder der- 
gleichen Vrsachen endern. 
2, 

Sollen ihrer Pfarherr Vermahnung vndt straffe, so sie aus 
Gottes wortt, Ambtshalber thun müssen, im besten aufnehmen, 
gehorsamlich folgen, sonderlich, wen sie wegen grosser Sünden 
vndt laster zu rede gesetztt vndt erinnertt werden, vndt keines 
weges die Prediger verlachen, verspotten, oder in andere wege 
verachten vndt anfeinden. 


Caput XXXIIH. Von der Erb: Lehn: vnd Gerichts- 
hern, auch deren Bedienten Verhaltung, gegen 
die Prediger. 

1. 

Die Erb: Lehn: vndt Gerichtshern, sambt ihren Bedienten, 
sollen auch ihre Prediger in Ehren halten: Denn wie ein Prediger 
nicht herschen soll vber die Gemeine des hern, so gebührett auch 
Niemanden, ıhn vnter die füsse zutretten: Sondern zuhalten, als 
Christi Diener vndt hausshalter vber Gottes geheimnuss. 

2. 

Vndt weil obgenante Obrigkeitt ın ihrem beruff von Gott 
macht hatt, soll sie dieselben wieder allen freuel vndt gewaltt! 
schützen, vndt die Zuhörer dahin Anhalten, das den Predigern 
alles jehrliche einkommen zu rechter Zeitt, ohne Vortheil ge- 
reichett, vndt die Kirchen, Schul: vndt Pfarrgebewde trewlich ın 
acht genommen werden. 

3. 

Die jenigen, so offendlicher Laster schüldig befunden, sollen 
nicht mitt geldtbuss durchkommen, sondern nach gelegenheitt der 
Verbrechung, mitt gefengnus vndt sonsten, wie es rechtlicher 
Verordnung gemess, gestraffett werden. 


ı H liest: „Vndtweil die Obrigkeit in jhrem Beruff von GOtt Macht vndt 
(ewalt hat /sol sie die Prediger wider allen Frevel vnd Beschwerde schützen‘. 
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4. 

Die Obrigkeitt soll das grewliche GottesLestern vndt fluchen, 
die sauffereyen vndt grosse Vnkosten, vf Verlöbnüssen, hochzeitten 
vndt Kindteuften, vndt dergleichen gastungen, auch die prächtige 
Kleidungen, vndt andere mehr Vnordnung abschaffen, vndt nicht 
selbst, wie gemeiniglich geschicht, mitt ihrem bösen Exempel Vr- 
sach darzu geben, Sonderlich aber, soll den schrecklichen vndt 
hochverdamlichen sünden, des fluchens vndt Schwerens, mitt ern- 
ster straff gewehrett werden. 

5. 

Das Zechen vndt lange sietzen in die Nacht, soll abgeschaf- 
fett, vndt nach iedes orts gelegenheitt, eine gewisse stunde, mitt 
den Glockengeleüte angezeigett werden, vber welche niemandt, 
in einigerley Gastereyen sietzen vndt zechen solle. Welches son- 
sten die Obrigkeitt zubestraffen, auch sich selbst hierunter wird 
vnvorweisslich zubezeigen wissen. 

6. 

Insonderheitt ist vf den Bawerhochzeiten ein grosses schwel- 
gen, vnter den bawrknechten, so die gantze Nacht, mitt grossen 
GottesLestern, vndt allerley sünden vndt Laster, zubringen, ein- 
gerissen, welches nicht soll gelitten, vndt von der Obrigkeitt mitt 
allem ernst verboten vndt gestraffett werden, damitt man nıclıt 
Gottes grausamen Zorn vndt Strafie, ferner vber das land bringe. 

7. 

Es soll auch den Bawren! vfn Dörftern, ihre Alte saufferey, 
auf den hohen festen ? nicht gestattett, noch einiges Pfingstbier, 
in die Kirche geschrotett, vndt darin aussgesoffen werden, bey 
ernster bestraffung. 

8. 

Wolte man aber den bawren ettwas von Pfingst: oder ge- 
meinem bier erlauben, soll denen, so trincken wollen, eine ge- 
wisse, vndt nicht vbermessige Anzahl nach der Gemeine des 


ı Z fügt ein: „ettwas von Pfingst“ vfn Dörffern etc. 
2 Zusatz in M und H: „sonderlich in Fastnachten“. 
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Volcks, vndt nach den Feyertagen friedentlich vndt bescheident- 
lich auszutrincken vergönnett, auch alles fluchen, schweren, vndt 
vnzüchtige reden, bey strafte hoch uerbotten werden. Die aber 
nicht mitt trincken wollen, sollen auch nichts darzu zugeben 
schuldig sein. 

9. 

In den städten, da das Vogelschiessen in Pfingsten nicht 
gar abzubringen sein wil, soll es des Pfingstdienstags nach 
der Predigtt’, vndt nicht ehe angefangen werden, doch ohne 
Volsauffen. 


Caput XXXIV. Vom KirchenKasten. 
1; 

Es soll iedes orts Obrigkeitt, mitt zuthun des Pfarhern 
fleissige Verordnung machen, damitt das schädliche Vmblauften 
der Bettler abgeschaffett, vndt Arme Dürftige so mitt leibes- 
schwachheitt beladen, oder sonst ıhr Brodt mitt der handAr- 
beitt nicht mehr erwerben können, ihre Notturtit vberkommen 
mögen. 

2. 

Es soll alle Sonn: vndt Feyertage, wen die Gemeine bey- 
sammen, das Almosen, durch das Klingelsäcklein gesamblett, vndt 
die Zuhörer zum Milden geben ermahnett werden. 

3. 

Bey Hochzeiten, soll in der Kirchen ein Becken, oder an 
dem ortt, da Hochzeitt gehalten wirdt, eine büchse von tisch zu 
Tisch aufgesetztt, vndt den Armen zu guth, Almosen darein ge- 
samblett werden. 

| 4. 

Bey der Heiligen Tauff in der Kirchen, oder beym tauff- 
Essen ? soll es auch also gehalten werden. 


—. 


1 Korrektur in M und H: „soll er des mitwochens, vndt nicht ehe‘ etc. 
® Zusatz in M: „ingleichen in Gasthöfen‘; H: „wie auch in Gasthöfen / 
wenn Frembde da seyn“. 
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5. 

Wan Kauft: Tausch oder dergleichen handlung beschlossen, 
soll Keüffer vndt Verkeüfter, mitt aufgesetzter büchsen, auch zur 
Almosengebung, vermahnett werden. 

6. 

In Erbfällen, wen theilung vorgenommen werden, soll es auch 
also observiret werden. 

1. 

Was auss verkaufften Kirchenstüelen ! gelösett, soll in Got- 
tes: oder KirchenKasten gelegtt werden, beydes fur Arme, vndt 
zum Kirchenbaw zugebrauchen. 

8. 

Die Pfarhern sollen Krancke vndt sonderlich vermögene 
leute mitt gutem glimpff erinnern, ettwas zu Vnterhaltung der 
Armen zustifften. 

9. 

Wan LeichPredigten gehalten , soll ein becken an den ortt 
gesetztt werden, da die Leichleüte fürvber gehen, damitt sie den 
Armen ettwas geben. 

10. 

Soll gleichsfalls geschehen, wen die Leute zum Hochwürdigen 
Abendmal gehen. 

11. 

Es soll keinen frembden leuten, so in Städten vndt Dörftern 
Almosen samlen?, ob sie gleich Zeugnus von andern ohrten haben, 
ettwas gegeben werden, wen sie nicht schriftliche erlaubnus 
vom? Pfarherr, Bürgermeister, vndt Gerichtshaltern iedes Orts 
vorzuzeigen. 

12. 

Vndt sollen die Superintendenten vndt Pfarherr, auch welt- 

liche beambten, die brieff vndt > mitt fleiss betrachten, 


5 H: „Stülen‘“. 
2 Z u. H lesen „suchen“ statt „samlen*. 
°® H: „vom Superintendenten, Pfarrer“ etc. 
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frembde leute mitt sich bringen, vndt darauff Almosen zusamlen 
erlaubnus bitten, vndt wen sie richtig, einen Vnterscheid machen, 
vnter denen!, so durch fewer, wasser, oder Andern Landschaden 
vmb alle ihre Haab vndt gütere kommen sein. 

13. 

Die jenigen, so fur sich allein, wegen Kranckheitt vndt 
Leibes gebrechlichkeitt Almosen suchen, sollen zum Kastenhern 
oder KirchVätern gewiesen werden, vndt darauss ettliche gro- 
schen, oder einen halben thaler bekommen, vndt nicht weiter vor 
den heüsern samblen. 

14. 

Denen aber, welche durch FewersNoth, oder andere erschreck- 
liche fälle, vmb haab vndt gutt gekommen, vndt nicht vorhero 
an dem ortt gesamblet, soll erlaubett werden, in der Bürger heü- 
ser das Almosen zusamblen, Auch von der Cantzell solcher Ar- 
mer leüte noth verkündigett, die Zuhörer, zur milden gab erin- 
nertt, gleichwol ihre Nalhımen verzeichnett werden, damitt sie nicht 
zum ofitern an einem ortt wieder kommen. 

15. 

Es soll das Anlauffen der Bettler auf den gassen, do son- 
derlich das junge Volck, mitt schreyen, von frembden Leuten 
nicht ablassen wil, biss sie ettwas bekommen, vermittelss der 
Obrigkeitt, durch die BettelVoigte, abgeschaffett werden. 


Caput XXXV. Von den KirchVätern oder Vor- 
stehern des KirchenKastens. 
1. 

Es sollen iedes orts, zwene Gottesfürchtige vndt redliche 
Männer, zu KirchVätern erwehlett werden, die vber Einnahme 
vndt Aussgabe, vndt zwar vf Dörffern, do sie nicht schreiben 
können, vermittels des Pfarhers, richtige register halten, vndt 
jehrlich, in gegenwartt des Erb: vndt Gerichtshern auch wol des 


— 


ı Zusatz in H: „so für sich allein wegen Kranckheit bitten / vnd denen“ 
etc.; Z hat gleichfalls diesen Zusatz. 
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raths, vndt des Pfarhern, doch wie bisshero iedes orts breüch- 
lich!, rechnung thun. 
| 2; 

Sollen vber alle der Kirchen güter vndt einkommen ?, auch 
rechte vndt gerechtigkeitten, zwey gleichlautende Haubtbücher 
machen, vndt alles sambt Abschrifiten der Original Vhrkunden, 
darein verzeichnen, deren eines in KirchenKasten, vndt das an- 
dere beym Consistorio in Verwahrung sein soll, auch die Ver- 
besserung der Auffkunfften vndt gütere, jehrlich hinzu gesetztt 
werden. 

3. 

Ingleichen sollen sie des Pfarhern, Schuldiener vndt Cüsters 
Inventaria bey sich behalten?, vndt darauff sehen, das bey der- 
selben Abzug solches volkomlich ersetztt werde, dahin sie sich 
auch reversiren sollen. 

4. 

Die Obrigkeitt soll die leute dahin halten, das dem Kirchen- 
Kasten das seinige richtig erlegtt werde, auch bey der jehrlichen 
rechnung die Kirchen, Pfarr vndt Schulgebew, auch Cüstereyen 
besichtigen, desgleichen der Kirchen, des Pfarhern, der Schul- 
diener vndt des Cüsters Inventaria. 

5. 

Wan diejenigen, so Erbzinssgütere von der Kirchen haben, 
die Erbzinss in zweyen Jahren nicht endrichten, sollen sie, doch 
praeviä sententiä declaratoriä der gütere, wie recht, verlustig sein. 

6. 

Mitt den Vnkosten bey der KirchenRechnung, wird es nicht 
vberal gleich gehalten, denn ettlicher örter, müssen die Kirch- 
Väter solche aussrichten, von dem ihrigen, darbey es bleibett, 


ı Zusatz in H: „wie auch des Pfarrers / vnd des Creyses Superinten- 
denten / oder dessen Adjuncti, welche / ob es alles richtig / oder dabey 
etwas zuerjnnern / an das Consistorium zuberichten“ Rechnung thun. 

® Z und H: „Einkunfiten“. 

3 Zusatz in M und H: „auch eins dem Consistorio einliefern“. 

* Zusatz in H: „helffen* besichtigen. 
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wo es also breüchlich, doch das hierin auch Mass vndt Ordnung 

gehalten werde, An theils örten wird der Vnkosten, aus dem Kir- 

chenKasten genommen, do dann keiner Person so der Kirchrech- 

nung beywohnett, mehr als 6. g. zuverzehren soll passiret werden. 
T. 

Die KirchVäter sollen trewlich vndt vorsichtiglich, mitt den 
Kirchengütern vndt Einkommen vmbgehen, die schulden fleissig 
einmahnen, vndt keine Vngunst schewen. 

8. 

Wan geld in Vorrath, vndt der Kirchen nutz damitt zuschaf- 
fen, soll es vmb landvbliche Zinse aussgeliehen werden, doch mitt 
Vorwissen des orts Obrigkeitt, vndt des Pfarhern, auch wol des 
Superintendenten in Städten. 

9. 

Auf die hypothecirte grunde, sollen die KirchVätere Ach- 
tung geben, das solche nicht zum nachtheil der Kirchen ver- 
kaufft, zertrennett, andern verpfendett, oder die Kirch Vätere dauon 
ab: vnd vf schlechtere Vorsicherung gewiesen werden. 

10. 

Es soll ieder KirchVater, jngleichen der Pfarherr, einen ab- 
sonderlichen schlüssel haben, zum KirchenKasten, oder worinnen 
sonsten der Vorrath vndt anders verwahrett, vndt sie sämbtlich 
darbey sein, wan ettwas herauss zulangen. 

11. 

So soll auch keiner allein, ohne des Erb: vndt Gerichtshern, 
seiner mitt Verordneten, vndt des Pastoren rath vndt willen, ett- 
was aussgeben, verleihen, oder zusagen. 

12. 

Dofern auch der KirchenVhrkunden, vndt dergleichen, vınb 
nıehrer sicherheitt willen, an einen frembden ortt, in Verwahrung 
gethan würden, soll deswegen Recognition genommen, vndt bey 
der Kirchen reponiret werden. 

13. 
Wan ettwas von Zinsen streitig würde, vndt zurück bliebe, 
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soll es förderlichst an gehörigen orten gesucht, vndt die Zinsen 
wieder ganghafit gemachett,. auch die retardaten ohne nachlassen, 
entrichtett werden. 

| 14. 

Die Vorsteher sollen keine, der Kirchen zustehende, vnbe- 
wegliche güter alieniren, ohne rath vndt willen der Obrigkeitt 
vndt des Superintendenten, wen auch auf die alienation geschlos- 
sen, Solche aufs beste, vmb richtige Zahlung verkauffen, vndt 
das geldt an gewisse Erb: vndt wiederkeüffliche jehrliche Nutzung 
anwenden. 

15. 

Die Eckere vndt Andere Kirchengütere, so vmb jehrliche 
Zinse vermiethett, sollen zuzeiten andern elociret, oder do es die 
güter leiden, der Zinss ettwas erhöhett, vndt schrifftlich verfasset 
werden, doch aussgenommen, was Pfarhern |:welchen man dieselben 
vor andern gunnen soll:| vmb gewönliche Zinse aussgethan, das 
soll ihnen nicht gesteigertt werden. 

16. 

Auch! der Kirchenholtzung soll nichts ohne der Obrigkeitt 
vndt des Pfarhern wissen vndt willen gehawen, oder verkaufit 
werden. 

17. 

Die KirchVäter, so die Kelche vndt Patene, Auch tücher, 
zur Administration des Heiligen Abendmals in ihrer Verwahrung, 
sollen ohne Vorbewust des Pfarhern an Sonn: vndt Feyertagen, 
wen das Ambt gehalten wirdt, nicht verreisen. 

18°, 

Die Kirchenrechnung solle alle Jahr, wen sie abgelegtt, von 
denen so sie halten, in das Consistorium, vndt zwar mitt Not- 
türfftigem bericht, so derselbige Nötig, vberschickt, vndt von 
einem Uonsistorialn durchsehen werden, ob es alles richtig, oder 
dabey zu erinnern. 


TH: „Aus“ der etc. 
2 Diese beiden Art. 18 und 19 sind in M durchgestrichen und fehlen in H. 
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19, 

Es soll auch bey deren Verfertigung alle zeitt voran, oder 
zu Ende derselben, ein Verzeichnus der Liegenden güter, aussge- 
liehenen gelder, Ingleichen des Kirchen Ornats vndt der Bücher 
in der Kirchen, gesetztt vndt solches mitt des vorigen Jahres 
Inventario conferiret werden. 


Caput XXXVI Von Hospitaln vnd derselben 
Vorstehern. 
l. 

Mitt den Hospitalgütern, soll trewlich vndt fleissig gehan- 
deltt werden, damitt Arme, Krancke, vndt Alte verlebete leute, 
so ihr Brodt nicht mehr erwerben können, ihren gebührenden 
vndt Nottürfftigen Vnterhaltt haben mögen, welches die Vor- 
steher bestes trewes Fleisses anzuordnen vndt in acht zunehmen. 

7 

Vndt sollen zu Vorstehern der Hospitaln gewehlett werden, 
Gottfürchtige vndt redliche Menner, auch von andern Embtern 
befreyett sein, vndt einen schreiber bestellen vndt gebrauchen, 
zu einbringung der jehrlichen renthen, welcher von den Vorstehern, 
oler vom rath soll in Pflicht genommen werden, vndt einen Vor- 
standt machen. 

3. 

So sollen sie auch alles getreydig vndt anders einkoinmen, 
ın trewer Verwahrung haben, vndt mitt guttachten des raths vndt 
der Pfarhern, dauon vmb baar geldt verkaufien, was dem Hospi- 
tal zum besten gereichett, Deswegen jehrliche richtige rechnung 
vorm rathe, in gegenwartt des Pfarhern soll gethan, vndt von der 
Obrigkeitt verschaffet werden, das die retardaten eingemahnett 
vndt nicht gehauffett werden. 

4. 

Die Inspection auf die Hospitaln, soll nebst den Verord- 

neten des raths, auch dem Pfarherr ıedes orts zustehen, den 


a Siehe vorhergehende Note. 
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Armen die verordnete Vnterhaltung wiederfahren, vndt die Ein- 
kommen nicht wnnützlich verthan, noch vntrewlich damitt gehan- 
deltt werden. 

5. 

Aller Haussgerath'! soll inventiret, im Standt oder besserung 
gehalten, vndt was von Newen ersetztt, dem Inventario einver- 
leibett werden. 

6. 

Die Vorsteher sollen den Vorrath vndt die Vbermass nicht 
selbst kauffen, sondern nach erkendnus des raths vndt des Pfar- 
hern, Andern leuten, vmb gewisse bezahlung oder Versicherung 
zuschlagen. 

1. 

Sollen auch keine Hospitalgütere, Pachtweise jnne haben, 
oder an sich keuffen, sondern mitt guttachten des raths vndt des 
Pfarhern, andern leuten aussthun oder Verkeuften. 

8. 

Ingleichen darob sein, das die gewönliche Bettstunden in den 
Hospitaln gehalten, die Predigten nicht verseümet, vndt mitt 
Ernst die Christliche Zucht in acht genommen, auch nichts der- 
selben zuwieder gehandeltt werde, vndt do es geschehe, das es ja 
nicht vngestrafit bleibe. 

I. 

Die Obrigkeitt soll anordnung machen, dass nicht ohne Vn- 
terscheidt, alle Landstreicher vndt andere ärgerliche Personen, 
in den Hospitaln, do das Herbergen * breüchlich, aufgenommen 
werden, sondern nur die Armen, so bekandt, vndt ihres bettlens 
Vrsach, auch Kundschafft von der Obrigkeitt haben, Jedoch, das 
nicht ettwa die jenigen, so des Hospitals nothwendig bedürfen, 
ausgeschlossen werden, vndt noth leiden müssen. 

10. 

Das jenige, so nach gebührlicher Vnterhaltung der Armen, 

nee 
2 2: „Herbern* (Schreibfehler). 
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an gelde ervhrigett wirdt, soll vmb landvbliche Zinse aussgethan 
werden, denen leuten, bey welchen es versichertt, vndt da die 
Zinsen seümig einkommen, das Capital aufgekündigett, vndt an- 
dern geliehen werden, da man der Zinsen, ohne nachlauffen, Vn- 
kosten vndt Klagen, gewiss sein kan. 

| 11. 

Es soll nebst dem Pfarherr, ettliche Personen des raths, 
offtmals im Jahre, die Hospital besichtigen, vndt erkundigen, ob 
die bethstunden gehalten, den Armen ihre gebuhr gegeben, vndt 
Christliche Zucht darin erhalten werde, Wan mangel gespürett, 
sollen sie bey den Vorstehern ernste Erinnerung tlıun, vndt 
es ın Verbleibung der besserung, an die Visitatorn gelangen 
lassen. 


Caput XXXVI Von der KirchenDisciplin, Kir- 
chenBuss vnd Bann. 
11, 

Diejenigen, welche mitt offentlichen groben Sünden eine 
gantze Christliche gemeine geärgertt, sollen offentliche Abbitt 
hinwiederumb thun, vndt das otfentliche gegebene Aergernuss, 
durch oftendliche Zeichen der buss wiederumb abwenden, Wel- 
ches man nennet die Kirchenbuss. 

2, 

Dieselbe? ist nicht von Menschen erdacht, noch allerErst 
von Newen auffbracht, sondern hatt ihren grundt in Gottes- 
wortt, vndt ist in der Ersten Apostolischen Kirchen in Vbung 
gewesen, auch zum höchsten nötig, bey dieser letzten Neige vndt 
grundsuppe der weltt, da die Verachtung Gottes vndt der Hei- 
ligen Sacramenten dazu allerhandt sünde, Schande vndt Laster 
vberhandt genommen. 


ı Dieser Art. 1 fehlt in H; daher verringert sich die Zahl der Art, 1— 10 
unı eine Nummer. 

® Da in H Art. 1 fehlt, beginnt dieser Art. mit den Worten: „Die 
Kirchen Zucht vnd Strafle* etc. 


Arndt, Die Kirchenordnung des Schwedenkönigs Gustav Adolfete. 465 


3. 

Wie dan solche KirchenDisciplin auch dieser örter vblich, 
aber ettwas vngleich, so wol als in andern landen geführett 
worden. 

4. 

Es ist aber solche straffe der Kirchenzucht! von Altershero 
dieses, wen man Vnbussfertige halsstarrıge Sünder, vndt diejeni- 
gen, welche die Kirchen geärgertt haben, von der Absolution, 
Abendmal des hern, Tauffe, gevatterschafft, biss sie busse thun, 
vndt sich mitt der geärgertten Gemeine Gottes vertragen, abwei- 
sett, zum Ehestandt nicht aufbietett noch copuliret. Die buss- 
fertigen offendliche Sünder der Kirchen, wegen des gegebenen 
offentlichen ärgernüsses zur offentlichen Abbitt vndt Versöhnung 
vorstellett?, vndt Letzlich auch die Halssstarrigen, an denen 
alle Vermahnungk verlohren, excommuniciret, aus der Kirchen 
vndt Gemeine Gottes ausschleüst, vndt ihnen alle KirchenRechte 
versagett. 

5. 

Vndt ist zu wissen, das ein Vnterscheidt sey, zwischen ge- 
meinen KirchenStraffen vndt der Excommunication, so man den 
Bann nennett, denn die offtentliche straffe der ofienbarer sünder, 
samb der heimlichen abweisung vom Sacrament, so in der beichte 
oder sonst geschicht ?, ist eigendlich zureden keine Excommuni- 
cation oder Bann, besondern eine Erinnerung vndt Vermahnung 
des gegebenen ärgernüsses*, der Bann aber ist eine endliche 
Aussschliessungk der Verstockten, von der Christlichen gemein, 
vndt Vbergebung dem Sathan zum Verderben des fleisches auf 
das der Geist selig werde. 

6. 
Es gehören aber vnter die® KirchenZucht keine heimliche 


ı H: „aber dieselbe“. 

? Zusatz in H: „oder anmeldet: auch letzlich“. 

® Zusatz in H: „bey denen da Besserung zuhoffen“. 

* Zusatz in H: „vnd wahrer Buss“. 

° Zusatz in H: „öffentliche“. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 3. 30 
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vndt verborgene Sünden, So aus! schwachheitt begangen, vndt 
dem Pfarrherr allein, oder ettlichen wenigen Personen bekandt 
sein, dahero keiner offendlichen Abbitte von nöthen, Sondern 
oftentliche bekandte vberwiesene vndt grobe eüserliche Misse- 
thaten, so in einer gantzen gemeine erschollen, vndt dadurch ein 
oftentliches ärgernuss angerichtett, dann solche sollen offentlich 
gebüssett, gestrafft, bekennett, vndt der geärgerten Kirchen abge- 
beten? werden. 

| 1. 

Hierunter gehören nun die so in den Bann gethan, vndt aus 
der Christlichen Gemeine aussgeschlossen worden, Aber sich 
wiederumb bekehren, die Zauberey getrieben, vndt alle so bey 
ihnen rath vndt hülffe gesucht, die von der wahren Religion 
offentlich abgefallen, die mitt erschrecklichem schweren vndt 
tluchen, bey GOttes Nahmen, Martern, Wunden, Leiden vndt 
Sacramenten, oftentlich herauss fahren, die vber ein oder ınehr 
Jahr, vom gebrauch des Hochwürdigen Abendmals sich abhalten, 
die ihre Eltern verachten, schlagen vndt vbel halten, die in vn- 
versöhnlichem hass vndt feindschaftt liegen, ihre eigene richter 
'vndt rächer sein, vndt an der Obrigkeitt erkendnuss sich nicht 
wollen begnügen lassen, Todtschläger, Auffrührer, hurer, Ehe- 
brecher, bluttschänder, die ihre Ehegatten bösslich verlassen 
Täglich Vollsäuffer, Diebe, räuber, offentliche Wucherer, Mein- 
Eydige, vndt alle dergleichen Vnchristliche vndt ärgerliche leute. 

8. 

Gegen diese soll sich die Christliche Obrigkeitt ihres Ambts 
brauchen, vndt solche Laster straffen, vndt soll denn gleichwol 
ein solcher oftendlicher Sünder, do er mitt dem leben dauon 
kommett, vndt ihme gnade erzeigett wirdt, auch mitt GOtt vndt 
seiner Kirchen, durch oftentliche Abbitte, nach Erkendnuss des 
Consistorij, aussgesonett werden. 


! Druckfehler in H: „so „auch“ Schwachheit“ statt „aus“. 
2 Zusatz in H: „vnd also durch offentliche Zeichen der Buss wiederumb 
absewendet werden / welches man nennet die KirchenBuss“. 
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9. 

Wie es aber mitt denen zuhalten, so vor der Ehelichen 
Copulation sich zusammen gefunden, vndt es lauttbar! worden, 
Ingleichen mitt denen, da nach der Copulation allererst das früe- 
zeitige beyschlaffen an tag kommett, ob sie beyderseits mitt offent- 
lichen Kirchenbuss zubelegen, Hieruber soll des Consistorij be- 
scheids, nach eingenommenen bericht, Vmbstenden der Zeitt, vndt 
sonsten erwartett werden. 

10. 

Die Prediger sollen mitt der Kirchenbuess oder offentlichen 
bekendnus vndt Abbitte?, gute bescheidenheitt vndt Vorsichtig- 
keitt gebrauchen vndt gebürlich vndt ordentlich procediren. 

11°, 

Es bestehett aber solche ordentliche Procedur darinnen, 
das sie* nicht alsobaldt auf ein blosses weibergeschwätz, hör- 
sagen oder schelten, vf Jemanden einen Argwohn fassen, vndt 
damitt offentlich herauss platzen ®, sondern zuforderst der sachen 
rechten grundt erfahren‘. 

12. 

Wan ein laster noch gar heimlich, vndt ettwa dem Prediger 
allein, oder sonst noch wenigen bekandt ist, soll derjenige, so 
damitt behafftett, in geheim trewlich vermahnett werden, dauon 
abzustehen, vndt so dieses geschicht, hatt es damitt seine rich- 
tigkeitt. 

13. 

Were aber keine folge, soll der Prediger noch zwo oder 
drey Personen zu sich nehmen, vndt zum andernmal Warnen 
vndt Vermahnen, Auch wenn alsodann erkendnus vndt besserung 
erfolgett, Soll dem sündigen Menschen vf sein bitten, die Abso- 


ı Z und H: „ruchtbar“. 

®2 Zusatz in H: „so wol den andern KirchenStraffen“. 

3 Von diesem Art. 11 bis 20 stimmt die Nummerierung mit H überein. 
* Anstatt dieses Anfanges heisst es in H: „Sollen auch“ nicht ete. 
>H: „fahren“. ° H: „erforschen“. 
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lution vndt das Heilige Abendmal nicht Versagett, noch einige 
Kirchenbuess aufferlegett werden, Sondern heimlich vndt in der 
stille bleiben. 

14. 

So es aber an der folge, vf die Erste vndt andere Ver- 
mahnung, mangeln würde, soll es der Prediger an den Super- 
intendenten, vndt dieser an das Consistorium mitt allen Vnb- 
stenden gelangen lassen, Auch dessen Vrteil vndt bescheidt er- 
warten, vndt sollen also die gradus admonitionum observiret 
werden. 

15. 

Das Consistorium soll den Sünder vor sich fordern, des 
lasters sich grundlich erkundigen, vndt da er sich nicht wil weisen 
lassen vndt bessern, Soll vber ıhn die Kirchenstraffe im Consi- 
storio erkandt, vndt mitt der Hohen Obrigkeitt wissen vndt willen, 
dem Pfarherr zuexequiren, Schrifitlich anbefohlen werden. 

16. 

Inmittels aber soll der Prediger nichts hieuon auf oflent- 
licher Cantzel, mitt austrücklichem Nahmen gedencken, vndt nur 
in gemein, pro concione, solch laster ernstlich straffen, vndt des 
Consistorij bescheids erwartten. 

17. 

Do auch sonsten vber Jemandes Laster ein offentlich Ge- 
rüchte aufstehett, vndt lautbar wirdt, welches doch noch Vnge- 
wiss vndt Vnbekandt, soll gleichsfals der Prediger Niemanden 
ottendlich mitt Nahmen auff der Cantzel nennen, viel weniger in 
Bann thun, sondern das ruchtbare Laster in gemein Ernstlich 
vndt bescheidentlich straften, vndt ob es gleich facinus notorijJs- 
simum, sich beym Consistorio bescheids erholen. 

18. 

Wann es dann vom Consistorio fur Notorj erkandt, oder vor 
der Weltlichen Obrigkeitt aussführlich gemacht vndt Vberwiesen, 
so ergehett billich, jedoch vf des Consistori) erkendnus vndt be- 
fehlich, die offentliche Kirchenstraffe. 
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19. 

Wenn nun derjenige, deme die oftendliche Kirchenbuss zu- 
erkandt, seine Sünde endschuldigen, Vortheidigen, vndt zur Ab- 
bitte sich nicht will bereden lassen, noch darein geben, soll er 
vom Pfarherr ernstlich vndt ınitt gnugsahmer Zugemüthführung 
zur schuldigkeitt ermahnett, vndt wenn es alssdan noch nicht zu 
gewinnen, ihme vier wochen bedenckzeitt geben, vndt jmmittelss 
fleissig zur Kirchen zugehen, aufterlegtt werden. Nach abge- 
lauffenen vier wochen, soll er wiederumb gefordertt, vermalınett, 
vndt gegen ihm ein solcher glimpf vndt freundligkeitt, doch nebst 
gebürlichem Ernst, gebraucht werden, das er selbst bekennen 
müsse, wie diessfals nichts anders, als seiner Seelen Heil vndt 
Wolfartt! gesucht werde. 

20. 

Vndt soll solches, mitt einer wiederspenstigen Person zum 
Ersten, Andern vndt Drittenmal geschehen, Do sie sich nun end- 
lich accommodiret, soll zur absolution vndt Deprecation aller- 
förderlichst geschritten, zum fall aber «die drittenmals gehabte 
mühe, Vnfruchtbarlich, soll weiter bescheidt vom Consistorio er- 
wartett werden. 

21°, 

Weil aber gleichwol?® der Bann ist das euserste vndt Letzte 
Gericht der Kirchen, ein Hochwichtig, schrecklich wergk, vndt 
ein grosser Ernst des Allerhöchsten Gottes selbsten, So soll dem- 
nach Niemandt leichtlich vndt vmb geringer Vrsachen willen, in 
solche ofiendliche Kirchenstrafte erklerett vndt genommen werden. 

23°, 

Vndt sollen Prediger? in zweitielhafitigen fällen, so Verzug 
leiden, bey ihren Superintendenten sich raths erholen, wenn sie 


ı Zusatz in H: „auch anderer Leute Besserung“. 

In H Art. 24. 

3 H beginnt: „Nach dem die Excommunication oder“. 
In H: Art. 10. 

5 H beginnt: „Derowegen sie“. 


[H 


> 
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aber keinen Verzug leiden, Niemanden von der Heiligen Tauff 
vndt Abendmal abweisen, besondern hernacher die Notturfit 
bescheidentlich mitt ıhm reden!. 

232, 

Wan das Letzte KirchenGerichte vber einen halsstarrigen 
sünder ergangen, vndt vf des Consistorij) befehlich, durch den 
Prediger von der Cantzell verkündigett vndt exequiret, soll die 
welttliche Obrigkeitt vndt deren Gerichtshaltere, gleichsfalss, sol- 
chem Menschen vorbieten, alle Hochzeiten, offentliche Zechen, 
wirtlisheuser, vndt Ehrliche Gesellschaften auch Achtung geben, 
das Niemandt einige Gemeinschafft mitt ihm halte, bey ernster 
bestraftung. 

241°, 

Doch sollihme, seine Nahrung zusuchen, zuarbeiten, zuhandlen, 
auch Bürgerliche vndt Nachtbarliche rechte zu geniessen, vnver- 
bothen, vndt Er wiederumb schuldig sein, seine Dienste, Pflicht 
vndt anders zuleisten, auch bey allen Predigten sich einzustellen. 

254. 

Würde er nun endlich seine Sunde erkennen, vndt zu wahrer 
busse sich dermaleins schicken vndt bequemen, soll Er vf er- 
kendnus vndt Schrifttlichen befehl des Consistorij, vndt mitt der 
hohen Obrigkeitt wissen vndt willen, oftentlich wieder auft: vndt 
angenommen, vndt darauf! zur Beichte vndt Heiligen Abendinal 
zugelassen, auch ihme°® von Niemanden bey Ernster bestraflung 
ettwas auffgerückett werden. 

26°. 

Dofern er aber bey wehrender Kirchenstraffe, in tödliche 
Kranckheitt geriethe, soll der Prediger auch vngefordertt, zu ihm 
gehen, vndt sich angelegen sein lassen, Ob solcher Sünder durch 


ı H fügt den Schlusssatz hinzu: „Inmassen droben Cap. 3. art. 6 vnd 
Cap. 7. art. 6 allbereit verordnet“. 

? In H: Art. 25. ® In H: Art. 26. 

* In H: Art. 27. 

° Zusatz in H: „nicht weniger als andern / so KirchenBuss thun‘. 

®e In H: Art. 28. 
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Gottes gnade noch zur busse zu bringen, vndt wenn er besserung 
zusagett, ihme ohne Verzug die absolution sprechen, vndt das 
Heilige Abendmal reichen, Jedoch auff seine erklerung vndt be- 
willigung, das solche busse der Kirchen oftendlich angezeigtt 
werde, vndt die Abbitte seinetwegen, von der Cantzell geschehe, 
oder das Er, nach erlangter gesundheitt, solche Persönlich in 
der Kirchen verrichten wolle!. 
272. 

Diejenigen aber, so bey wehrender? KirchenStraff*, ohne er- 
kendnus sterben, Sollen als abgeschnittene gliedmassen der Kirchen, 
ins feldt, an besondere örter, ohne Sangk vndt Klang, begraben 
werden, vndt Niemandt der Leiche folgen, als welchen es von 
der Obrigkeitt oder deren beAmbten befohlen. 

28°, 

Es sollen die Prediger, so ofit sie darzu Vrsach vndt ge- 
legenheitt haben, in ihren Predigten, sonderlich, wan eine Per- 
sohn Vorbanden, so der oftendlichen absolution begehrett, alle 
Menschen trewlich vnterrichten, vndt von Gottes vndt ihres Ambts 
wegen, ihnen anzeigen, das die ordentliche Kirchenstraffe® nicht 
zuuerachten, sondern wie die Gemeinschaftt der Heiligen Christ- 
lichen Kirche, sey eine Gemeinschaftt aller Geistlichen him- 
lischen güter. Also sey auch die ordentliche Kirchenstrafte eine 
beraubung alles zeittlichen vndt Ewigen heilss. 

297, 

Vndt sey nicht anders, als das derjenige, so diese straffe 
verachte, Gott selbst verachte, an Christi reich keinen theil habe, 

! Hieran schliesst sich in H Art. 29, der m M fehlt: „Wie denn auch 
solche der Prediger Sorgfalt / in tödtlichen Fällen / das Verjrrete zusuchen / 
an denen sol erwiesen werden / die wegen Vnbussfertigkeit / vom heiligen 
Abendmal vnd andern Sacris suspendiret worden‘. 

? In H: Art. 30. 
® Zusatz in H: „mehr gedachter*. 
* Zusatz in H: „der Excommunication‘. 

In H: Art. 31. 


ö 
6 Zusatz in H: „des Bindeschlüssels“. 
7 


In H: Art. 32. 
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vndt Gottes rache vndt Vrtheil mitt schrecken, erfahren vndt 
tragen werde, Insonderheitt sollen die Exempel hiebey angezogen 
werden, wie es solchen Verächtern vndt spöttern zum offtern er- 
gangen, das sie zuletztt ihrer Vernunfit beraubett, ein schreck- 
lich Ende genommen, theilss gar von Teuffel besessen vndt ge- 
quelett worden. 

30%, 

Wurde sich iemandt nach offendlichen gegebenen ärgernuss, 
an einen andern orth begeben, soll derselbige nicht aufgenommen 
noch zum heiligen Abendmal gelassen werden, Er habe sich dan 
vorhero mitt der Kirchen, da er gesündigett, versöhnett, vndt 
dessen vom Ministerio ein Zeugnuss, soll aber zu nochmaliger 
Abbitte, am Andern ort nicht angehalten, gleichwol wen es ärger- 
nüss gebe, offentlich vom Pfarherr gedacht werden, das sich der- 
selhe mitt der beleidtigten Kirchen versöhnett. 

31°, 

Es soll auch das Consistorium mitt Anordnung der Kirchen- 
buss, durchgehende gleichheitt halten, vndt ohne Vnterscheidt 
der Personen, sie sein reiche oder grosse, oder Arme vndt Nied- 
riges standes Personen, die straffe?, nach befindung, erkennen 
vndt Anordnen. | 

32%. 

Wan nun eine Persohn, in offentlichen groben sündenfall 
gerathen, im Beichtstuel sich anmeldett, vndt die Absolution 
bittett, sich auch zur offendlichen Abbitte erklerett, soll der- 
selben die Absolution gesprochen, vndt folgendes Sonn: oder 
Feyertages nach gehaltener Predigtt, die Deprecation verrichtett 
werden, wie es der Landsbrauch mitt sich bringett, vndt auch 
das Consistorium nach gelegenheitt der fälle Decretiren vndt 
Vorschreiben wirdt. 

ı In H: Art. 28. ® In H: Art. 22. 
° H: „dieselbige“. * In H: Art. 21. 
® Zusatz in H: „vif gnugsame zuGemüthführung des Verbrechens vnd 


gegebenen Ergernüsses / Bussfertig erzeiget / vnd* etc. 
(Schluss folgt.) 
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II. Miscellen. 


Zur Bibliothek des Pfarrers Mg. Tinius zu Poserna 


Theodor Distel-Dresden. 


Ueber die öffentliche Amtsentsetzung des Pastors der keines- 
wegs einträglichen Pfarre zu Poserna bei Weissenfels (man vgl. 
allg. deutsch. Biogr.), Mag. Johann Georg Tinius, habe ich in 
dieser Zeitschrift 4 (1894) 8. 325 ff. berichtet. Ich trage hier 
noch zur Bibliothek dieses Landgeistlichen nach, dass dieselbe, 
nach seiner eigenen Angabe, nicht weniger als 40 000 Bände 
umfasste. Als der Konkurs über die keineswegs hinlängliche 
Masse des mehrfachen „Mörders aus Bücherwuth“! ausgebrochen 
war, wurde die Bücherei vom Pfarrer Helmrich? zu Leutenthal 
(Sachs.-Weim.) geordnet und verzeichnet. Auf der Universitäts- 
bibliothek zu Leipzig habe ich nun diesen Katalog, welcher bei 
Karl Lebrecht Keil in Weissenfels gedruckt worden ist, er- 
mittelt, der Autor erhellt aus den Akten des K. Oberlandes- 
gerichts zu Naumburg, welche jetzt bei der K. Regierung zu 
Merseburg aufbewahrt werden (Tinius Concurs T. 15 Act. M. 
Vol. IV). Gerichtlich versteigert wurde die wertlivolle Samm- 
lung vom 5. November 1821 an im rothen Kolleg zu Leipzig. 

Das Verzeichniss umfasst 819 Oktavseiten und führt unter 


ı So nennt ihn die „Gartenlaube* 1894. 
2 Ts zweite Frau war die Wittwe des Oberförsters Helmrich ın Zella. 


30 * 
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I. die theologischen Schriften (in Fol. 405 Nır., in Quart. 1291 
Nrr., in Duodec. et Sedec. 55 Nrr.) unter OH. historische, sta- 
tistische, geographische, topographische und chronologische Werke, 
Reisebeschreibungen, Schriften über das Münzwesen, die Diplo- 
matik, Genealogie, Heraldik, über Hieroglyphen, Inschriften, 
Ikonologie und Alterthümer (in Fol. 298 Nrr., in Quart. 329 
Nrr., in Oct. 840 Nrr., in Duodec. et Sedec. 103 XNrr.), unter 
III. Litteraturgeschichte (in Fol. 62 Nır., in Quart. 290 Nrr., 
in Oct. 2154 Nrr., in Duodec. et Sedec. 210 Nrr.), unter IV. 
Kirchengeschichte (in Fol. 418 Nır., in Quart. 693 Nrr., in Oct. 
750 Nrr., in Duodec. et Sedec. 169 Nrr.), unter V. Philologie 
(in Fol. 133 Nrr., in Quart. 185 Nrr., in Oct. 979 Nır., in 
Duodec. et Sedec. 114 Nrr.), unter VI. Schriften von verschie- 
denem Inhalte (in Fol. 262 Nrr., in Quart. 1520 Nrr., in Oct. 
3711 Nrr.), unter VII. endlich Werke, welche grösstentheils 
doppelt vorhanden sind (in Fol. 258 Nır., in Quart. 329 XNır,, 
in Oct. 522 Nrr., in Duodec. et Sedec. 64 Nrr.) sowie fünf 
Packete und drei Nachtragsnummern. Der Berliner Bibliothek, 
so schreibt T. wenigstens während seiner Gefangenschaft habe 
er die ganze Bücherei zugedacht, früher hat er sich freilich ge- 
rühmt auf die Nösselt’sche Bibliothek ' 400 Thaler mehr geboten 
zu haben, als der König von Preussen. 

Selbst die Scheune der Pfarre zu Poserna war Büchersaal. 
Der Artikel ın der Allgemeinen deutschen Biographie enthält 
nichts Neues — leider sind die zahlreichen Aktenbände der Un- 
tersuchung kassirt [!] worden —, aber des Falschen genug. — Der 
Bibliothekar kann aus dem Helmrich’schen Kataloge viel lernen, 
welche Werthe enthält er nicht! 

Ueber kleinere andere Theile der T.’schen Bibliothek vgl. 
man übrigens die oben angezogenen Akten (Bll. 56° ff.) 

Gelöst wurden in der Leipziger Auktion (angez. Akten Bll. 
56”, 57) Brutto 7136 Thlr. 26 Gr. 3 Pt. 


! Die Manuskripte derselben waren nur geliehen (Angez. Akten Bll. 204). 
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Lebenslängliche Strafe — kein Scheidungsgrund! 


(Gutachten des kursächsischen Kirchenraths, der Konsistorien 
zu Leipzig und Wittenberg, sowie der Juristenfakultäten zu 
Halle und Wittenberg 1732—34). 


Mitgetheilt 
von 


Theodor Distel-Dresden. 


Einem Ehemann, Hans Christoph Br. in Zittau (O.-Lausitz), 
Vater von drei Kindern, war 1732 wegen verübten Dieb- 
stahls der Staupenschlag und die ewige Landesverweisung zuer- 
kannt, diese Strafe aber in Festungsbau erster Klasse auf Lebens- 
zeit verwandelt worden. Seine, damals sechsunddreissig Jahre 
zählende Frau, Rosine, beantragte die Scheidung, drang jedoch 
mit ihrem Gesuche nicht durch. Die, von den Kurfürsten Fried- 
rich August I., bzw. II. zu Sachsen (als Polenkönigen 
August IL, bzw. IIL) in der Sache sowohl bei dem kur- 
sächsischen Kirchenrathe, dem Oberkonsistorium (vom Loss, 
Löscher, Schilling, Wisslau und Marperger), 
als auch bei dem Konsistorium zu Leipzig (Wagner, Lange, 
Deyling und Börner) eingeholten Gutachten sprechen die 
Trennung der Ehe nicht aus. U. a. führten dieselben einen 
Grund an, der auf vollständige Verkennung des Wesens und 
des Zwecks der Ehe, nicht minder auf die ın öffentlichen Straf- 
anstalten zu beobachtende Zucht und Ordnung schliessen lässt, 
denn es heisst darin: kann das Weib den Lüsten ihres 
Fleisches später nicht widerstehen, so mag Sie 
allenfalls um Zulassung zu ihrem Ehegatten 
einkommen dürfen. 

Das Konsistorium zu Wittenberg stand bereits auf einen 
höheren und auf ähnlichem Standpunkte, wie ihn das bürgerliche 
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Gesetzbuch für das Königreich Sachsen (S 1740) und dasjenige 
für das Reich ($ 1568) einnehmen. Leyser, Bastineller, 
Abıcht und Zeibich urtheilen u. a. also: schon bei vor- 
sätzlicher Verübung der Unthat müsse sich der verheirathete 
Verbrecher über die Tragweite seiner strafbaren Handlung auch 
betreffs der Ehe, die nur noch äusserlichen Bestand haben könne, 
klar geworden sein, sonach gleiche er nach erfolgter Verurthei- 
lung einem böslichen Verlasser, woraus sich die Trennung der 
Ehe und die Verstattung des unschuldigen Theiles zu einer an- 
derweiten Verechelichung ergebe. 

Die Juristenfakultäten zu Halle und Wittenberg waren auch 
von der Gekränkten befragt worden. Die vorzügliche Arbeit der 
ersteren hat mir in beglaubigter Abschrift, die der letzteren ım 
Auszuge vorgelegen. Beide billigten die Scheidung. — 


Anmerkung derRedaktion. 
Wegen Anhäufung von Abhandlungen fällt die Literaturübersicht und 
die Mitteilung von Aktenstücken ir diesem Hefte aus. 
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Die kirchlichen Rechtsbestimmungen für die Frauen-Congre- 
gationen von Augustin Arndt S. J. Mit kirchlicher Approbation 
er. 8. (VIIl u. 360 S.) Preis geheftet Mk. 5.—. In Leinenband Mk. 6.—. 
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heftet Mk. 2.80. 
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Stiegler. Erster Band (bis zum Decret Gratians incl.). Mit kirch- 
licher Approbation. gr. 8. (VI u. 875 S.) Preis geheftet M. 7.—. 

Das Werk ist auf drei Bände berechnet. 


J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) in Tübingen und Leipzig. 
Ans 


Miünfer zu Sreidburg i. Br. 
im Gichte 
rehtsgefhichtlicher Betrachtung. 


Von 
Dr. Mrid; Hfuß, 


v. d. Profefior der Redte an der Albert-Ludiigssimiverfität 


8 M. —.80. 


Unter der Presse: 


Ueber die 


Entwicklung des katholischen Kirchenrechts 
im 19. Jahrhundert. 


Dr. Fritz Fleiner, 


0. ö. Professor der Rechte an der Universität Basel. 


8. ca. M. — ,19. 
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Derlag von Sranz Kirchheim in Mainz. 
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Soeben wird ausgegeben Die 
Hweite verbefjerte Auflage der 


Gefchichte der Fatholifchen Kirche 
im XIX. Sahrhundert 


Dr. Heinrich Brüc 
Bifchof von Main;. 

Die Neuauflage, [vorerit von Band I und IT], noch vor Beendigung des 
Gejammimwerfes nöthig geworden, erjcheint in Lieferungen zu 5 Bogen 
a Markt 1.—. 
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Quellen zur Geschichte des Papsttums 


und des 
römischen Katholizismus. 
Von 


D. Carl Mirbt, 


Professor der Kirchengeschichte an der Universität Marburg. 
Zweite, verbesserte und wesentlich vermehrte Auflage. 
Lex. 8 1901. M. 7.50. Gebunden M. 8.50. 


(reschiehte des Protestantismus in Oesterreich. 


In Umrissen. 
Im Auftrage der Gesellschaft für die Geschichte des 
Protestantismus in Oesterreich. 
Von 
Georg Loesche. 
Klein 8 1902. M. 2.—. Gebunden M. 2.50. 
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